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Die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Gottſchalk, Berlin. 


Die Einführung der achtſtündigen Arbeitszeit befand ſich 
unter den Programmpunkten der Revolutionsregierung, die 
fie in ihrem Aufruf v. 12. 11. 1918 verkündet hat (RODL 
1303).*) In Ausführung dieſer Ankündigung wurde durch 
die Anordnung v. 23. 11. 1918 (RGBl. 1334) die Arbeits⸗ 
zeit der gewerblichen Arbeiter geregelt, während nunmehr 
durch die VO. v. 18. 3. 1919 (RGBl. 315) Beſtimmungen 
über die Arbeitszeit der Angeſtellten getroffen worden ſind. 
Beide Anordnungen ſind vom Reichsamt (Reichsminiſterium) 
für die wirtſchaftliche Demobilmachung getroffen worden, 
haben daher nur vorläufigen Charakter für die Zeit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Demobilmachung und werden vermutlich erſt 
ſpäterhin bei der Regelung des geſamten Arbeitsrechts ihre 
endgültige Geſtaltung erhalten. Die VO. über die Arbeits⸗ 
zeit der Angeſtellten ſpricht die vorübergehende Geltungsdauer 
beſonders aus; es unterliegt aber auch hinſichtlich der früheren 

V. keinem Bedenken, ſie nur als vorläufige Maßnahme 
anzuſehen. 
d Schon die VO. v. 23. 11. 1918 ging über die Regelung 
0 Arbeitszeiten in der GewO. hinaus, da hier nur die 
libeitszeit der gewerblichen Arbeiterinnen und der Jugend⸗ 
chen geordnet war (55 139 ff.). Noch weiter erftredt ſich 
mi VO. über die Arbeitszeit der Angeſtellten, die alle kauf⸗ 
beraniſchen, techniſchen und ſonſtigen Angeſtellten umfaßt, 

ren Arbeitszeit bisher einer geſetzlichen Anordnung nicht 
unterworfen war. 
„ beiden Verordnungen ſtellen ſich, ihrer Tendenz und 
pr Erageſprochenen Willen entſprechend, als Abänderungen 
vorſchriſten dungen der GewO. über die Arbeiterſchutz⸗ 
ſtändnig en dar, fo daß man für die Auslegung und das Ver⸗ 
Auslegu ihrer Beſtimmungen, ſoweit möglich, auf die für die 
und Rech der GewO. gewonnenen Ergebniſſe in Schrifttum 
Beiſpiel ſchnechung zurückgreifen kann. Dies wird — um ein 
wann Pal hier vorauszugreifen — praktiſch bei der Frage, 
nungen ah Zuwiderhandlungen gegen die beiden Verord⸗ 
Unvermögens san. Sie drohen Strafen bis zu 2000 , im 
laſſen unter falle Gefängnis bis zu ſechs Monaten an und 
Arad Sananftänben noch höhere Strafen zu, laſſen die 
Verjährung widlungen daher als Vergehen erſcheinen. Die 
jährige fein. nde daher nach $ 67 Alf 2 StGB. dis brei- 
daß die in ih Nun beſtimmt aber die GewO. 8 145 Abſ. 2, 
binnen drei Mom 9. Titel mit Strafe bedrohten Handlungen 
an dem fie b onaten verjähren, von dem Tage an gerechnet, 
alle Vergehen gaben find. Ju dieſen Handlungen gehören 
Nach Ziff El Ven bie Vorſchriſten über die Arbeitszeit. 
Er O. v. 23. 11. 1918 und 8 19 VO. v. 18.3. 1919 


*) ſ. dazu Anſchütz, JW. 1918, 751; Baum, IM. 1918, 752. 


finden die in Reichs⸗ und Landesgeſetzen erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften im bisherigen Umfang ſo weit Anwendung, als ſie 
den Beſtimmungen der VO. nicht zuwiderlaufen. Eine ſolche 
Vorſchrift, die den Beſtimmungen nicht zuwiderläuft, iſt aber 
auch der § 145 Abſ. 2 GewOl, der gerade für alle hier ein⸗ 
ſchlagenden Vergehen die dreimonatige Verjährungsfriſt feſt⸗ 
geſetzt hat. Es kommt hinzu, daß die beiden Verordnungen 
nur rein äußerlich einen ſelbſtändigen Charakter erhalten 
haben, während fie in Wirklichkeit fich als Novellen zur GewO. 
darſtellen, ſie, wie oben geſagt, ergänzen und erweitern. Es 
treffen hier die gleichen Erwägungen zu, mit denen das KG. 
für die Vergehen gegen das Stellenvermittlergeſetz die drei⸗ 
monatige Verjährung angenommen hat (Di. 1912 Sp. 286 
und in ſtändiger weiterer Rechtſprechung). 

„Die nachſtehenden Ausführungen ſollen ſich vor allem 
mit der VO. über die Arbeitszeit der Angeſtellten beſchäftigen. 


I. Der Perſonenkreis, auf den dieſe VO. Anwendung 
finden ſoll, Arbeitnehmer und Arbeitgeber, iſt in den 88 11 ff. 
beſtimmt. Die Regelung umfaßt danach diejenigen An⸗ 
geſtellten: 

I. Die mit kaufmänniſchen Dienſten beſchäftigt werden, 
insbeſondere die Handlungsgehilfen. Ob zu dieſen Perſonen 
der Ehegatte und die Kinder des Geſchäftsinhabers gehören, 
richtet ſich nach der beſonderen Lage des Einzelfalles. Der 
Regel nach gelten weder die Ehefrau oder, im Geſchäft der 
Frau, der Mann noch die im Haushalt lebenden Kinder als 
Angeſtellte. Sie leiſten die Dienſte auf Grund des familien⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes (58 1356, 1617 BGB.; vgl. z. B. 
NG., Leipz Z. 1909, 850; RG., Reger, 17, 387). Dagegen 
gehört zu den mit kaufmänniſchen Dienſten beſchäftigten Per⸗ 
ſonen der Volontär, auch wenn er nicht Handlungsgehilfe im 
Sinne des § 59 HGB. iſt. Werden Angeſtellte mit kauf⸗ 
männiſchen und mit gewerblichen Dienſten beſchäftigt, ſo ent⸗ 
ſcheidet die überwiegende Tätigkeit (NG. 63, 200; JW 
1910, 839; RG., GewArch. 7, 157; 10, 504 u. a. m.: ebenſo 
die herrſchende Anſicht im Schrifttum). Danach richtet ſich 
auch, ob der Angeſtellte dieſer VO. oder der v. 23. 11. 1918 
unterſteht. Unter die zu 1 erwähnten Angeſtellten gehört auch 
der Prokuriſt. 


2. Die mit techniſchen Dienſten beſchäftigt werden, mit 
Ausnahme derjenigen techniſchen Angeſtellten (Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter, Techniker), die hinſichtlich der Regelung ihrer 
Arbeitszeit der Anordnung v. 23. 11. 1918 unterliegen. Die 
Erläuterung in der Klammer verweiſt ſomit auf den § 1334 
GewO. Es muß daher im Einzelfall feftgeftellt werden, ob 
ein ſolcher techniſcher Angeſtellter zu den in dieſer Vorſchrift 
genannten Angeſtellten gehört oder ob er aus irgendwelchen 
Gründen eine andere Stellung einnimmt. Über wiſſenſchaft⸗ 
liche Hilfsarbeiter ſiehe unten. 

3. Die mit Schreib-, Rechen⸗ oder ähnlichen Arbeiten be⸗ 
ſchäftigt werden (Bureauangeſtellte), ausſchließlich der nur 
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niedere oder mechaniſche Dienſte leiſtenden Perſonen. Damit 
iſt nunmehr für die gewaltige Zahl der Angeſtellten, deren 
Arbeitszeit bisher keiner Beſchränkung unterlag, die acht⸗ 
ſtündige Arbeitszeit eingeführt. Dahin gehören u. a, die An⸗ 
geſtellten der Rechtsanwälte leinſchließlich Bureau⸗ 
vorſteher), der Patentanwälte, der gemeinnützigen Vereine und 
Anſtalten uſw. 

4. Die Lehrlinge unter den zu 1 bis 3 genannten Be⸗ 
trieben. 

Die VO. läßt nun aber auch einige Ausnahmen zu. 
Ihre Vorſchriften ſollen keine Anwendung ſinden 
1 12) auf: * 
a) Generalbevollmächtigte und die im Handelsregiſter 
oder Genoſſenſchaftsregiſter eingetragenen Vertreter eines 
Unternehmens. Die hier genannten Perſonen ſtehen zwar auch 
in den Dienſten eines anderen, werden für ihre Tätigkeit be⸗ 
zahlt, ſind aber ihrer geſamten Stellung nach nicht als An⸗ 
geſtellte, ſondern als Arbeitgeber anzuſehen. !) Bei den 
Generalbevollmächtigten wird daher hier an ſolche Perſonen 
gedacht, die entweder eigene Bureaus haben oder jedenfalls 
eine dauernde Tätigkeit für ihren Vollmachtgeber ausüben. 
Für andere Generalbevollmächtigte, die nur gelegentlich eine 
Tätigkeit auszuüben haben, würde die Einreihung in eine 
VO,, die die tägliche Arbeitszeit regelt, keinen Sinn ergeben. 
Ob eine Generalbevollmächtigung vorliegt, iſt im Einzelfalle 
zu entſcheiden. Sie braucht nicht alle Vermögensangelegen⸗ 
heiten des Vertretenen ſchlechthin zu enthalten, kann ſich viel⸗ 
mehr auch auf einen beſtimmten Kreis von Vermögens⸗ 
angelegenheiten beziehen, „wenn ſie nur den Bevollmächtigten 
ermächtigt, innerhalb dieſes Kreiſes den Vollmachtgeber bei 
allen Angelegenheiten zu vertreten und in dieſem Umfange 
alle ſeine Geſchäfte zu beſorgen“ (RG. 67, 24). Zu den 
Generalbevollmächtigten, denen kraft Geſetzes eine ſolche Stelle 
eingeräumt iſt, rechnet z. B. der Hauptbevollmächtigte einer 
Verſicherungsgeſellſchaft (SS 85 ff., 115 Abſ. 2 VA G.; vgl. 
Könige, VAG. 5 86 Anm. 4; Hagen⸗Manes, 888 
Anm. 1). Ob der Generalbevollmächtigte von einem Kauf⸗ 
mann oder einer ſonſtigen phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon 
ermächtigt iſt, iſt ohne Bedeutung. Die Angeſtellten eines 
Generalbevollmächtigten unterſtehen regelmäßig als Bureau⸗ 
perſonal der VO. 

Die im Handels⸗ oder Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragenen Vertreter eines Unternehmens ſind lediglich deſſen 
geſetzliche Vertreter, nicht alſo Prokuriſten, wenngleich auch 
dieſe, wie bei der Aktiengeſellſchaft, der G. m. b. H., der Ver⸗ 
ſicherungsverein a. G. uſw., vertreten können. Sie gehören 
zu den in $ 11 Ziff. 1 genannten, mit kaufmänniſchen Dienften 
beſchäftigten Perſonen, dürfen alſo nicht länger als acht 
Stunden beſchäftigt werden. Nicht erwähnt find die im Ver⸗ 
einsregiſter eingetragenen Vertreter eines Vereins, d. h. 
alſo die Vorſtandsmitglieder. Man wird hier insbeſondere 
auch hinſichtlich der beſoldeten Perſonen die Vorſchrift des 
3 12 Ziff. 1 VO., entſprechend anzuwenden, fie alſo von dem 
Verbot einer längeren als achtſtündigen Arbeitszeit auszu⸗ 
nehmen haben. Denn auch ſie können nicht als Angeſtellte im 
Sinne der VO. gelten. Für unbeſoldete, ehrenamtlich tätige 
Perſonen kommt die VO. überhaupt nicht in Frage. 

b) Sonſtige Angeſtellte in leitender Stellung, denen in der 
Regel mindeſtens zwanzig Angeſtellte oder fünfzig Arbeitneh⸗ 
mer unterſtellt ſind oder deren Jahresarbeitsverdienſt ſieben⸗ 
tauſend Marküberſteigt. Hierher gehört z. B. der Fabrikdirektor 
oder ein Vetriebsleiter, der in dieſem Falle nicht unter die Vor⸗ 
ſchrift des § 11 Ziff. 2 rechnen würde. Unter Angeſtellten 
wird man die in $ 11 Ziff. 1 bis 4 genannten, unter Arbeit⸗ 
nehmern alle ſonſtigen Arbeiter, insbeſondere die gewerblichen 
zu verſtehen haben. Wenn alfo jemand Vorgeſetzter von zehn 
Angeſtellten und vierzig Arbeitern iſt und kein Gehalt von 
7000 J bezieht, jo müßten auf ihn die Vorſchriften der VO. 
Anwendung finden. Es iſt indeſſen in derartigen Fällen fra⸗ 
lich, ob nicht die Zahl von fünfzig Untergebenen insgeſamt dem 
Vorgeſetzten eine ſolche Stellung einräumt, daß er der VO. 
nicht unterfällt. Der Angeſtellte in leitender Stellung muß 
Vorgeſetzter von in der Regel mindeſtens zwanzig An⸗ 
geſtellten oder fünfzig Arbeitnehmern ſein. Dieſe Beſtimmung 


) Daran wird dieß nichts dadurch geändert, daß in 5 12 
Ziff 2, die ſich an dieſe Vorſchrift unmittelbar anſchließt, von 
„ſonſtigen“ Angeſtellten in leitender Stellung geſprochen wird. 
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erinnert an die Vorſchriften der S$ 133h, 1341 GewO., die 
von Betrieben ſprechen, in denen in der Regel mindeſtens 
zwanzig bzw. zehn Arbeiter beſchäftigt werden. Wie für jene 
Beſtimmungen, wird es daher auch für die VO. darauf an⸗ 
konmien, ob während des größten Teils des Jahres zwanzig 
Angeſtellte oder fünfzig Arbeitnehmer Untergebene des Am 
geſtellten in leitender Stellung ſind und ob die Beſchäftigung 
dem regelmäßigen Betriebsbedürfnis entſpricht (vgl. Gott⸗ 
ſchalk, Arbeiterſchutzbeſt. d. GewO. S. 36). Werden daher 
einem ſolchen leitenden Angeſtellten infolge unerwarteter 
Arbeitshäufung nur zeitweiſe Angeſtellte und Arbeitnehmer 
in der in $ 12 Ziff. 2 VO. angegebenen Zahl unterſtellt, ſonſt 
aber nicht, ſo muß er gleichwohl der VO. unterworfen ſein. 
Die 88 133h, 134i GewO. laſſen nun aber für die Betriebe, 
„in denen regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres ein 
vermehrtes Arbeitsbedürfnis eintritt“, die Beſchäftigung von 
zwanzig bzw. zehn Arbeitern gerade in dieſen Zeiten maß⸗ 
gebend ſein. Ein gleiches dürfte auch für die VO. anzu⸗ 
nehmen fein. Es iſt dabei an die Kampagneinduſtrien und die 
Saiſonbetriebe gedacht. Der Angeſtellte in leitender Stellung 
alſo, dem während der Kampagne oder in der Salſon zwanzig 
Angeſtellte oder fünfzig Arbeitnehmer unterſtellt ſind, fällt 
unter die Ausnahmevorſchrift des § 12 Ziff. 2 VO., auch 
wenn er in der ſogenannten ſtillen Zeit eine gleiche Anzahl 
Untergebener nicht zu leiten hat. 

c) Angeſtellte, die in Betrieben der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft einſchließlich ihrer Nebenbetriebe beſchäftigt ſind. 
Zu den Nebenbetrieben wird man nur ſolche zu zählen haben, 
die ihrem Weſen nach zu dem Betriebe der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft gehören. Haben die Nebenbetriebe aber einen ſelb⸗ 
ſtändigen kaufmänniſchen oder gewerblichen Charakter, ſo 
müſſen auch die Vorſchriften dieſer VO. oder der VO. v. 
23. 11. 1918 Anwendung finden. 

d) Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken. 

Nicht erwähnt in den 88 11 und 12 ſind alle Perſonen, 


die zwar einem Unternehmen gegen Gehalt dienen, 
deren Tätigkeit aber eine ihrem Weſen nach 
wiſſenſchaſtliche, künſtleriſche oder ähnlich geſtaltete 


iſt. Man wird fie nicht der VO. unterſtellen können. 
Dies trifft z. B. zu für den Syndikus eines Unternehmens, 
für einen in einem Sanatorium angeſtellten Arzt, für den 
Zeitungsredakteur. Wenn ſie auch in einem Dienſtverhältnis 
ftehen, fo wird man ſie doch gleichwohl nicht dem Sinne der 
BO. nach den Angeſtellten, deren Arbeitsverhältniſſe geordnet 
werden ſollen, gleichſtellen. Ihre Tätigkeit läßt ſich nicht auf 
beſtimmte Arbeitsſtunden beſchränken. Ebenſo ſind die Haus⸗ 
angeſtellten, alſo Dienftboten, Kinderfräulein, Erzieherinnen, 
Diener uſw. nicht erwähnt. Auch auf dieſe Angeſtellten findet 
die VO. keine Anwendung. 


Die VO. verpflichtet alle Arbeitgeber einſchließlich 
der Körperſchaften des öffentlichen Rechts zur Einhaltung 
ihrer Vorſchriften ($ 13 S. 1). Ob der Arbeitgeber feinen 
Betrieb oder ſein Bureau mit der Abſicht einer Gewinn⸗ 
erzielung führt oder nicht, macht keinen Unterſchied. Zu den 
öffentlichen Körperſchaften gehören im weiteren Sinne die 
Behörden, z. B. Miniſterien, Reichsämter, die Behörden der 
ſozialen Verſicherung, Gerichte uſw.; öffentliche Körperſchaften 
im eigentlichen, engeren Sinne ſind alle durch Geſetz oder 
Organiſation mit Korporationsrechten ausgeſtatteten Ein⸗ 
richtungen, z. B. Handelskammern, Handwerkerkammern, 
Innungen (vgl. Luſensky, Handelskammergeſetz 8 1 
Anm. 7; 85 81 ff., 103 ff. GewO.), öffentliche Feuerverſiche⸗ 
rungsanſtalten ($ 3 preuß. Gef. betr. öff. FeuerverſAnſt. v. 
25. 7. 1910; vgl. RG., Mitt. öff. Feuer Verſunſt. 1917, 235) 
u. dal. Zu ihnen wird man, da der Begriff in den 88 13 
und 14 BO. möglichſt weit gefaßt fein fol, auch die den Be⸗ 
hörden analogen Inſtitute, wie Vorſtände der Anwalts- 
kammern, rechnen. Gemeinwirtſchaftliche Unternehmungen 
werden unter Umſtänden ebenfalls Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts ſein können. Auf alle Angeſtellten der 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts in dem erwähnten 
Sinne finden die Vorſchriften der VO. Anwendung, auf alle 
Perſonen alſo, die nicht als Beamte zu gelten haben, ſondern 
ihre Dienſte auf Grund privaten Dienſtvertrags leiſten. So⸗ 
weit Angeſtellte gemeinſam mit Beeamten beſchäftigt werden, 
ſollen für die Regelung der Beſchäftigung dieſer Angeſtellten 
mangels abweichender Bereinbarungen die für die Beamten 


gültigen Dienſtvorſchriften maßgebend fein (8 14 NO.). 
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Für die in Verkehrsgewerben erforderlichen allgemeinen 
Ausnahmen von den vorſtehend mitgeteilten Vorſchriften ſollen 
alsbald Vereinbarungen zwiſchen Betriebsleitungen und 
Arbeitnehmerverbänden getroffen werden. Bis dahin ſollen 
die zuſtändigen Demobilmachungskommiſſare Anordnungen 
erlaſſen. Der Begriff der Verkehrsgewerbe findet ſich noch in 
8 1051 GewO. Man wird daher zu ihnen im allgemeinen die 
gleichen Betriebe zu rechnen haben, die auch unter jene Bor: 
ſchrift fallen (vgl. Landmann, GewO. 8 1051 Anm. 5 
Lindenberg, GewO. $ 1051 Anm. 6). Weitergehend 
als zu § 105i, wird man aber auch den Straßenbahnbetrieb im 
Sinne der VO. zu den Verkehrsgewerben zählen dürfen, der 
an ſich nicht der GewO. unterſteht. Denn die VO. greift, wie 
wir ſahen, weit über den Rahmen der GewO. hinaus. 


II. Die Arbeitszeit. Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit 
ausſchließlich der Pauſen darf die Dauer von acht Stunden 
nicht überſchreiten (8 1 S. 1). Damit iſt der Grundſatz des 
lange geforderten und viel umkämpften Achtſtundenarbeitstags 
erfüllt. Er läßt ſich aber bei der verſchiedenartigen Natur der 
Gewerbe und ihren mannigfachen Zwecken und Bedürfniſſen 
nicht ſtrikt durchführen, fo daß auch die VO. Ausnahmen zu⸗ 
laſſen muß. Dieſe find in den $$ 4 bis 6 geregelt (ſ. unten). 

Die Arbeitszeit umfaßt, wie in der GewO., die Zeit, in 
der der Angeſtellte in dem Betriebe (Geſchäft, Bureau uſw.) 
oder für den Betrieb, innerhalb der Betriebsräume oder auch 
außerhalb der Räume tätig iſt. Nicht eingerechnet in die 
Arbeitszeit werden die Pauſen, d. h. diejenigen Zeiten, in 
denen eine völlige Unterbrechung der Arbeit eintreten foll 
(vgl. RGSt. 21, 139; 27, 139; OLG. Dresden, Reger, 
16, 30). Die VO. bringt dies dadurch zum Ausdruck, daß 
ſie jagt (8 2), die Pauſen hätten innerhalb der Arbeitszeit“ 
zu liegen (vgl. SS 136, 137 GewO. : „zwiſchen den Arbeits⸗ 
ſtunden“). Die Pauſen ſind keine Verkürzung der Arbeitszeit 
als ſolcher. Es kann daher auch nicht an die Stelle einer Pauſe 
eine Abkürzung der Arbeitszeit derart treten, daß 3. B. 
bei einer mehr als ſechs Stunden betragenden Arbeitszeit das 
Ende der Tätigkeit am Nachmittag ſtatt z. B. auf 5 Uhr auf 
5 Uhr verlegt wird (vgl. 8 2 VO., RGSt. 21, 139; 32, 18; 
OLG. Dresden a. a. O.). Ein Verzicht auf die Innehaltung 
der Pauſen ift auch ſeitens der Angeſtellten unzuläſſig und 
wurde den Arbeitgeber nicht vor Strafe ſchützen (RGSt. 35, 9; 
n SozPr. 20, 1486; vgl. Bay Obe G., Reger, 
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Beträgt die Arbeitszeit mehr als ſechs Stunden, ſo iſt 
innerhalb der Arbeitszeit eine mindeſtens halbſtündige Pauſe 
u gemähren (8 2 Abs 1 ©. 1). Endet die Arbeitszeit nach 
N nachmittags, „ſo muß die Pauſe für die Angeſtellten, 

ie ihre Hauptmahlzeit außerhalb des die Arbeitsſtätte ent- 
paltenden Gebäudes einnehmen, auf mindeſtens ein und eine 
gelbe Stunde verlängert werden“ ($ 2 Abſ. 1 S. 2). Dieſe 
Vorschrift, fo gut fie auch gemeint iſt kann bei ftreng wörllicher 
uröbführung zu Folgerungen führen, die den Angeſtellten 
85 ft am unangenehmften werden konnen. Um die Dauer 
955 Baufen verlängert ſich das Ende der Arbeitszeit. Würde 
N Sfftündiger, um 9 Uhr beginnenden Arbeitszeit eine ein 
ER halbſtündige Pauſe gemacht werden, jo würde das 
Durchführ Arbeitszeit auf 6% Uhr fallen. Bei wörtlicher 
einem hrung der VO. wäre dies ſchon dann nötig, wenn in 
halb 0 1 Betriebe für die Angeſtellten geſonderte, außer⸗ 
Spelſerä le Betriebsräume enthaltenden Gebäudes liegende 
die Angeſie f beſtänden; es würde ebenſo eintreten, wenn z. B. 
wenige Mi ten eines Geſchäfts oder Bureaus in einem nur 
u. dgl. a 8 von der Arbeitsſtätte liegenden Neftaurant 
dieſen Fälle Hauptmahlzeit einnehmen würden. Denn in all 
enthaltenden geschieht dies außerhalb des die Arbeiteſtätte 
Zeit ihre M Gebäudes“ Sie müßten, obwohl ſie in kurzer 
S feieldeit beendet hätten, der VO. zuliebe anderthalb 
Es dürfte Ei und kämen entſprechend ſpäter nach Haufe. | 
gestellten, den aher im wohlverſtandenen Intereſſe der An⸗ 
Zeit zur 8 chol außer der Zeit zur Mahlzeit noch eine gewiſſe 1 
ed ae olung gelaffen werden kann, liegen, in 
Eln derſtän planten oder ähnlichen die Pauſe abzukürzen. 1 
Arbeitgeber unde , Zuſammenwirken von Angeſtelltenſchaft, 
O., die offend Aufſichtsbeamten kann hier die Vorſchrift der 
Maß urückſühren an andere Fälle gedacht hat, auf das richtige 
u 42 Stunde Eine Pauſe von dreiviertel Stunden bis 
a: d 8 An e und die Ausſicht, eher nach Hauſe zu kommen, 
rd den Angeſtelllen lieber ſein, als die anderthalbſtünditge 


Fällen 7 
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wendig werdenden Schriftſachen im 
Andererſeits wird der Anwalt fich | 


dem Ende zu diktieren beginnt. Man wird aber ſagen können, 
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Pauſe und das unnötige Nichtstun. Geſundheitliche Schäden 
wird man dabei kaum befürchten müſſen. Die VO. hat offen⸗ 
bar nur an die Fälle gedacht, in denen der Angeſtellte einen 
weiten Weg zurückzulegen hat. 

Die anderthalbſtündige Pauſe iſt nur dann zu gewähren, 
wenn die Arbeitszeit nach 4 Uhr nachmittags endet; tritt das 
Ende um 4 Uhr ein, ſo genügt die halbſtündige Pauſe. Dies 
wäre aber auch dann nicht der Fall, wenn die Arbeitszeit um 
8 Uhr früh begönne; denn dann würde ja gerade wegen der 
halbſtündigen Pauſe das Ende der Arbeitszeit auf 4% Uhr 
fallen. Damit käme aber wieder für die außerhalb des Hauſes 
Eſſenden die anderthalbſtündige Pauſe in Betracht. Ob die 
VD, dieſe Folgerung gewollt hat, kann zweifelhaft erſcheinen. 

Dem vielfach geäußerten Wunſche der Arbeiter und An⸗ 
geſtellten, am Sonnabend und den Vorabenden der Feſttage 
die Geſchäfte uſw. früher zu ſchließen, kommt die VO. in 31 
Abſ. 2 (ebenſo die VO. v. 23. 11. 1918 Ziff. II) entgegen. 
Iſt eine Verkürzung der Arbeitszeit durch Vereinbarung her⸗ 
beigeführt, ſo kann der Ausfall der Arbeitsſtunden an dieſen 
Tagen auf die übrigen Werktage verteilt werden. Dieſe Ver⸗ 
teilung ſoll alſo ſo geſchehen, daß möglichſt auf jeden der 
anderen Werktage ein entſprechender Teil fällt. Indeſſen 
wird einer Verteilung auf einzelne Tage ein Bedenken nicht 
entgegenſtehen. Nur die Abwälzung auf einen Tag wünſcht 
die VO. nicht. 

Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Pauſen, das 
ſind alſo die Stunden innerhalb deren die achtſtündige Arbeits⸗ 
zeit oder die Pauſen liegen ſollen, ſind, ſofern keine Regelung 
durch Tarifvertrag erfolgt iſt, vom Arbeitgeber im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Angeſtelltenausſchuß oder, wenn ein 
ſolcher nicht beſteht, mit der Angeſtelltenſchaft des Betriebs 
oder des Burcaus, entſprechend den Beſtimmungen der VO., 
für den Geſamtbetrieb oder einzelne Abteilungen geſondert 
ſeſtzulegen (8 3). Den fortgeſchrittenen Geiſt der neuen Zeit 
erkennt man, wenn man dieſe Vorſchrift etwa mit dem 8 138 
GewO. vergleicht. Hier freie Vereinbarung, dort, im $ 138, 
polizeiliche Anmeldung und Kontrolle. Strafrechtlicher Schutz 
iſt dabei auch in der VO. gegeben. Die Vereinbarung iſt durch 
Aushang bekanntzumachen. Es muß alſo in jedem Betrieb 
oder Bureau, alſo auchin den Bureaus der Rechts⸗ 
anwälte, ein Aushang angebracht ſein, auf welchem Be⸗ 
ginn und Ende der Arbeitszeit und die Pauſen angegeben ſind. 
Die Unterlaſſung macht ſtrafbar. Es genügt, daß ein Aus⸗ 
hang auch beim Vorhandenſein mehrerer Räume angebracht 
iſt; find die Vereinbarungen für einzelne Abteilungen eines 
Betriebs geſondert feſtgelegt, ſo muß für jede Abteilung ein 
geſonderter Aushang in einem der Räume der Abteilung vor⸗ 
handen ſein. Eine Mitteilung der Arbeitszeit (Bureau⸗ 
ſtunden) auf Schildern an der Tür entſpricht den Vorſchriften 
der VO. nicht. 


Eine nicht unweſentliche Frage iſt, ob entſprechend etwa 
dem Zuendebedienen der Kunden in offenen Ladengeſchäften 
(89 80. |. unten Ziff. IV) auch für andere Betriebe, z. B 
für die Bureaus der Anwälte, Beſtimmungen zuläſſig er⸗ 
ſcheinen, die eine Zuendeführung einer Arbeit ermöglichen, 
beſonders einer ſolchen, die die Anweſenheit des Mandanten 
erfordert. An ſich iſt die Vorſchrift des § 9 einer analogen 
Ausdehnung nicht fähig, da fie als ſozialpolitiſche Vorſchrfft 
ſtreng auszulegen iſt. Der dieſer Vorſchrift zugrunde liegende 
Gedanke wird aber mit Rückſicht auf 8 3 VO. meines Er⸗ 
achtens eine entſprechende Anwendung erfahren dürfen. Denn 
wenn Beginn und Ende der Arbeitszeit „entſprechend den 
Veſtimmungen dieſer VO.“ durch Vereinbarung feſtzulegen 
find, fo ſteht nichts im Wege, den in 8 9 VO. ausgedrückten 
Gedanken auch auf andere Betriebe zu übertragen. Der Uns 
walt alſo, der einen Brief, Schriftſatz oder einen Bertrag in 
Gegenwart des Mandanten diktiert oder eine eides⸗ 
ftaftliche Versicherung von feinem Mandanten oder Dritten 
aufnimmt, wird die Tätigkeit beenden können, auch wenn die 


daß der Gedanke des 8 9 auch dann entſprechende Anwendung 
finden darf, wenn es ſich um eilige Schreibarbeiten handelt, 
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die nicht in Gegenwart des Mandanten vorgenommen werden. 
Eine andere länger dauernde Beſchäftigung wird aber als 
fiberarbeit im Sinne des $ 5 anzuſehen fein, jo daß ſie nur 
an zwanzig Tagen im Jahre zuläſſig iſt. 

Nach der Beendigung der täglichen Arbeitszeit iſt den 
Angeſtellten eine ununterbrochene elfſtündige Ruhezeit zu ge⸗ 
wären. Da weder der Weg zur Arbeitsſtätte noch der Heim⸗ 
weg in die Arbeitszeit fällt (OL G. Hamburg, Reger, 20, 182), 
ſo beginnt die Ruhezeit mit dem Schluß der Dienſtſtunden. 

Von den bisher mitgeteilten Vorſchriften der 88 1 
bis 3 kennt die VO. gewiſſe Ausnahmen. So finden die Be⸗ 
ſtimmungen keine Anwendung auf Arbeiten, die in Notfällen, 
im öffentlichen Intereſſe oder zur Verhütung des Verderbens 
von Waren oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen un⸗ 
verzüglich vorgenommen werden müſſen (8 4). Dieſe dem 
§ 1056 Ziff. 1 und 4 GewO. nachgebildete Vorſchrift iſt nach 
den für die genannte Vorſchrift der GewO. gefundenen Rechts⸗ 
grundſätzen auszulegen. Vgl. über die Verpflichtung der 
Arbeitgeber § 4 Abſ. 2 VO. Ferner kann bei Unterbrechung 
des Betriebs durch Naturereigniſſe, Unglücksfälle oder andere 
unvermeidliche Störungen durch den Aufſichtsbeamten nach 
Anhörung des Angeſtelltenausſchuſſes oder, wenn ein ſolcher 
nicht beſteht, der Angeſtelltenſchaft eine anderweitige Regelung 
widerruflich geſtattet werden ($ 6). 

Die wichtigſte Abweichung iſt im § 5 beſtimmt. Hiernach 
können an zwanzig der Beſtimmung des Arbeitgebers über⸗ 
laſſenen Tagen im Jahre Angeſtellte über die im 8 1 feſtgeſetzte 
Arbeitszeit hinaus beſchäftigt werden. Die Dauer der Be⸗ 
ſchäftigung darf zehn Stunden täglich nicht überſchreiten und 
nicht länger als bis 10 Uhr abends währen. Hierbei kommt 
jeder Tag in Anrechnung, an dem auch nur ein Angeſtellter 
über die nach 8 1 feſtgeſetzte Arbeitszeit hinaus beſchäftigt iſt. 
Ob mit dieſen zwanzig Tagen den Bedürfniſſen der Geſchäfts⸗ 
welt gedient iſt, mag fraglich ſein. Für offene Verkaufsſtellen 
iſt im 8 9 eine ähnliche Vorſchrift gegeben. Arbeitgeber, die 
ihre Angeſtellten dem § 5 entſprechend länger beſchäftigen 
wollen, find verpflichtet, „an einer in die Augen fallenden 
Stelle des Arbeitsraums eine Tafel auszuhängen, auf der 
jeder Tag, an dem Überarbeit ſtattfindet, vor Beginn der 
Überarbeit einzutragen iſt“. Eine gleiche Vorſchrift befand ſich 
ſchon in zahlreichen Verordnungen, die für gewerbliche Arbeite⸗ 
rinnen eine Überarbeit zuließen, z. B. in der VO. betreffend 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Meiereien v. 10. 6. 1904; 
in Konſervenfabriken v. 11. 3. 1898 und 1. 3. 1908; in Werk⸗ 
ſtätten der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion v. 31. 5. 1897 und 
17. 2. 1904. Zu beachten iſt, daß die Überarbeit an den 
zwanzig Tagen nur dann erlaubt iſt, wenn vor ihrem Be⸗ 
ginn die Eintragung in die Tabelle erfolgt iſt. Wird die 
Tiberarbeit begonnen, bevor die Eintragung erfolgt iſt, jo liegt 
eine ſtrafbare Handlung vor. Die nachträgliche Eintragung, 
auch ſelbſt kurze Zeit nach Beginn der Überarbeit, befreit nicht 
von der verwirkten Strafe (vgl. Gottſchalk, Arbeiterſchutz⸗ 
beſtimmungen 115). 

Schließlich kann durch Tarifvertrag eine gewiſſe Ab⸗ 
weichung vorgenommen werden (ſiehe näheres $ 7). 


III. Sonntagsruhe. Nachdem bereits durch VO. v. 
5. 2. 1919 (RGBl. 176) die Sonntagsruhe im Handels⸗ 
gewerbe und in Apotheken geregelt war, iſt nunmehr durch 
VO. v. 18. 3. 18 die Sonntagsruhe allgemein für alle An⸗ 
geſtellten eingeführt worden. Die Ausnahme⸗ und Sonder⸗ 
beſtimmungen über die Sonntagsruhe der Angeſtellten im 
Handelsgewerbe gelten auch für die Angeſtellten im Sinne der 
vorliegenden VO. Dieſe Ausnahmen finden ſich in den 
ss 105 ff. GewO. Es können aber nach $ 105b Abf. 2 
END. (VO. v. 5. 2. 1919) durch die Polizeibehörde für ſechs 
Sonntage, durch die höhere Verwaltungsbehörde für weitere 
vier Sonntage, „an denen beſondere Verhältniſſe einen er⸗ 
weiterten Geſchäftsverkehr erforderlich machen“, Ausnahmen 
vorgeſehen werden. Jedenfalls werden die Überſtunden an 
Sonn: und Feſttagen auf die in 88 5 und 7 feſtgelegte Höchſt⸗ 
zahl der Überjtunden nicht angerechnet. 


IV. Für offene Verkaufsſtellen, d. h. für die Läden 
der Detailgeſchäfte (KG., KGJ. 22 C. 98; GemXArd. 
9, 277 u. a. m.) ſind beſondere Vorſchriften getroffen. Sie 
müffen von 7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens (mit Ausnahme 
der Apotheken) geſchloſſen ſein. Nur an zwanzig von der 
Ortspolizeibehörde, nicht alſo von dem Arbeitgeber wie in 
§ 5, zu beſtimmenden Tagen iſt der Neunuhrladenſchluß ge⸗ 
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ſtattet. Die Inhaber der Ladengeſchäfte, z. B. Lebensmittel-, 
Zigarren, Blumengeſchäfte, können alſo nicht die Tage aus⸗ 
wählen, an denen ſie bis 9 Uhr offen halten wollen. Sie 
würden ſich ſtrafbar machen, wenn ſie an anderen als an den 
von der Ortspolizeibehörde feſtgelegten Tagen länger arbeiten 
laſſen würden. Dagegen brauchen ſie für die Überarbeitstage 
keine Eintragungen in Tabellen zu machen, wie es für andere 
Überarbeit leiſtende Betriebe, z. B. Engrosgeſchäfte, 
Bureaus uſw. vorgeſehen iſt (S 5), da die Genehmigung der 
Polizei die generelle Erlaubnis zum längeren Offenhalten der 
Verkaufsſtelle enthält. 

Das Zuendebedienen der Kunden iſt ſowohl beim Laden⸗ 
ſchluß um 7 Uhr wie an den Überarbeitstagen um 9 Uhr ge⸗ 
ſtattet. Zwar ſteht die Vorſchrift in Abſ. 1 als Satz 2, alſo 
bei der Anordnung des regelmäßigen Schluſſes um 7 Uhr. 
Da aber Abſ. 2 lediglich als eine Ausnahme des Abſ. 1 
Satz 1 angeſehen werden kann, ſo wird auch für die zwanzig 
Ausnahmetage an der Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 nichts ge⸗ 
ändert. Sie gilt daher auch für dieſe Tage. — Für Lebens⸗ 
mittelgeſchäfte können beſondere Vorſchriften noch über den 
Beginn der Verkaufszeit morgens getroffen werden. 

Durch die Vorſchrift des 8 9 find die früheren Beſtim⸗ 
mungen über den Ladenſchluß, die wegen der Lichterſparnis 
gegeben waren, beſeitigt (vgl. VO. v. 11. 12. 1916, RGBl. 
1355). 

V. Aufſichtsbehörde, die die Ausführung der VO. zu 
überwachen hat, ſind ausſchließlich oder neben den ordentlichen 
Polizeibehörden die Gewerbeaufſichtsbeamten oder ſonſtige be⸗ 
ſonders beſtellte Beamte, in bergbaulichen Betrieben die Berg⸗ 
repierbeamten. Die Aufficht über Betriebe und Bureaus der 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſteht den die allgemeine 
Dienſtaufſicht ausübenden Behörden zu. Die Aufſichtsbeamten 
können mit den Angeſtelltenausſchüſſen im Beiſein des Arbeit⸗ 
gebers oder mit beiden Teilen allein verhandeln, können auch 
zu dieſem Zweck die Ausſchüſſe einberufen. Sie ſind zur 
jederzeitigen Beſichtigung der Betriebe befugt; die Arbeit⸗ 
geber müffen ihnen jederzeit, auch in der Nacht, die Be⸗ 
ſichtigung geſtatten. Die Beamten ſind zur Anzeige von Ge⸗ 
ſetzwidrigkeiten verpflichtet, haben aber die ihnen amtlich zur 
Kenntnis gelangenden Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe 
geheim zu halten ($ 17 Abſ. 1 und 2). — Über weitere Ver⸗ 
pflichtungen der Arbeitgeber ſiehe $ 17 Abſ. 3. 


VI. Strafvorſchriften. Zuwiderhandlungen gegen die 
Beſtimmungen der VO. oder die auf Grund derſelben er⸗ 
laſſenen Anordnungen werden mit Geldſtrafe bis zu zwei⸗ 
tauſend Mark, im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten beſtraft (Abf. 1). Eine Erhöhung der Strafe 
tritt ein (Abſ. 2), wenn der Täter zur Zeit der Begehung der 
Straftat bereits wegen einer Zuwiderhandlung gegen Abſ. 1 
beſtraft war und die erneute Tat vorſätzlich begeht. Beſtraft 
wird, „wer“ ... zuwiderhandelt. Als Täter käme daher außer 
dem Arbeitgeber auch der Angeſtellte in Betracht, der etwa 
länger als acht Stunden oder am Sonntag arbeitet. In⸗ 
deſſen iſt dem Sinn und dem Zweck der BO. entſprechend eine 
Täterſchaft des Arbeitnehmers ausgeſchloſſen. Dagegen trifft 
die Strafvorſchrift den Aufſichtsbeamten, der amtlich ihm zur 
Kenntnis gelangte Geſchäfts⸗ oder Betriebsverhältniſſe nicht 
geheim hält. Denn auch er handelt den „vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen zuwider“. Strafbar macht ſich der Arbeitgeber, 
der die achtſtündige Arbeitszeit nicht innehält, der den Vor⸗ 
ſchriften über die Pauſen entgegenhandelt, der an den Über⸗ 
arbeitstagen die Eintragung in die Tabelle vor Beginn der 
Tiberarbeit unterläßt oder die Vorſchriften über die Sonntags⸗ 
ruhe oder den Ladenſchluß nicht beachtet. Hierbei ſei bemerkt, 
daß die Strafvorſchrift des S 1468 GewO. über die Verletzung 
der Sonntagsruhe und des Ladenſchluſſes unberührt bleibt, 
weil ſie ſich nicht auf die Angeſtellten im Sinne der VO. be⸗ 
zieht. Strafbariſtferner das Unterlaſſen der 
vorgeſehenen Aushänge in den Betriebs⸗ 
oder Bureauräumen. 

Über die Verjährung tft bereits oben geſprochen worden. 

Anwendbar iſt auch im Bereiche der VO. die Vorſchrift 
des § 151 GewO, die eine Strafbarkeit von Betriebsleitern 
und Aufſichtsperſonen feſtſtellt. Wenngleich ſie von Gewerbe⸗ 
treibenden ſpricht, iſt doch anzunehmen, daß auch ſolche Arbeit⸗ 
geber, die nicht Gewerbetreibende ſind, z. B. Rechtsanwälte, 
ſich auf dieſe Beſtimmung berufen können. Allerdings 
haften fie auch nach 8 151 Abſ. 1 S. 2 GewO. unter den dort 
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angegebenen Vorausetzungen. Daß auch die weitere Voraus⸗ 
ſetzung des $ 151, die Übertretung polizeilicher Vorſchriften, 
hier vorliegt, unterliegt keinem Bedenken, da hierunter alle 
Vorſchriften gewerbepolizeilicher Art zu verſtehen ſind, mögen 
fie in der GewO. oder in anderen Geſetzen enthalten ſein (vol. 
RG., GewArch. 16 S. 310 und 495; OLG. Celle, GoltdArch. 
61, 162). Zu dieſen Vorſchriften iſt auch die vorliegende VO. 
zu rechnen. 


Die Verordnung über das Erbbaurecht 
v. 15. Jan. 1919 (RGBl. S. 72). 


Von Landrichter Dr. Hermann Günther. 


Seit der Abfaſſung des BGB. hat die Beurteilung des 
Erbbaurechts (E R.) eine völlige Veränderung erfahren. Die 
Verfaſſer des Geſetzbuches waren weit davon entfernt, dieſem 
Inſtitut eine günſtige Zukunft vorherzuſagen, im Gegenteil, 
ſie nahmen es in das Geſetz nur auf, weil ſie die Superfizies, 
ſowie Platz⸗ und Kellerrechte in einigen Gegenden Deutſch⸗ 
lands vorfanden. Sie ſahen darin Reſte eines abſterbenden 
Rechtsgebildes. 2) Deshalb begnügten fie ſich auch damit, dem 
ER. in den SS 1012 bis 1017 und s 916 eine Regelung zu 
geben, die infolge ihrer Dürftigkeit und der Unklarheit ihrer 
Verweiſungen Streitfragen und Zweifel in reicher Menge er⸗ 
wachſen ließ. Kaum war das Geſetzbuch aber in Kraft ge⸗ 


treten, als ſich die Beſtrebungen der Bodenreformer des ver⸗ 


nachläßigten ER. bemächtigten und darin ein Mittel zur Be⸗ 
kämpfung der Landflucht und zur Beſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe, insbeſondere zur Förderung der Eigenheimidee 
zu finden glaubten. Namentlich von Stadtgemeinden, wie 
Frankfurt a. M. und Ulm, wurden größere Verſuche gemacht, 
um mittels des ER. breitere Bevölkerungsſchichten im Ein⸗ 
familienhaus bodenſtändig zu machen?) Dieſe Verſuche 
wurden jedoch durch die ungenügende geſetzliche Ausgeſtaltung 
des Inſtituts ſtark behindert. Beſonders die Beleihbarkeit 
des ER. bot große Schwierigkeiten, wie es auch nur auf Um⸗ 
wegen, bot allem durch die Schaffung mehr oder weniger kom⸗ 
plizierter Schuldverhältniſſe gelang. die berechtigten Anforde 
rungen des Unternehmers an pflegliche Behandlung des Erb⸗ 
bauhauſes und auf Sicherung ſeiner Zweckbeſtimmung einiger⸗ 
maßen zur Geltung zu bringen. Dieſe Unzuträglichkeiten 
konnten indeſſen nicht verhindern, daß ſich die Anerkennung 
des EN. als eines wichtigen Mittels der Wohnungspolitik in 
unmer weiteren Kreiſen durchſetzte. Lauter wurde infolge⸗ 
deſſen der Ruf nach ſeiner Ausgeſtaltung durch die Geſetz⸗ 
gebung. Nachdem zunächſt private Entwürfe für die Neu⸗ 
regelung vorgelegt worden waren.“) erſchien ein im Reichs⸗ 
wirtſchaftsamt ausgearbeiteter Geſetzesvorſchlag mit Begrün⸗ 
dung.“) Ihren vorläufigen Abſchluß hat die Entwicklung nun⸗ 
mehr in der VO der Reichsregierung über das ER. vom 
55 Jan. 1919 (RGBl. 72) gefunden, die in 39 Paragraphen 
En EN. von Grund aus neu regelt. Wie große Hoffnungen 
110 Regierung an das ER. als Mittel zur Löſung der Auf⸗ 
91 0 knüpft, welche der Krieg und ſein unglücklicher Ausgang 
Me 2 Siedlungspolitik und die Wohnungsfürſorge ſtellt, läßt 
gleich O zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 
fur Ke Tage (RGBl. 69) deutlich erkennen. Um Bauland 
zicke ein⸗ und Mittelwohnungen zu beſchaffen, kann der Be⸗ 
3 vohnungskommiſſar nicht nur Grundſtücke enteignen 
151 pen er iſt auch befugt, in einem entſprechenden Ver⸗ 

g D rundſtücke mit Erbbaurechten zu belaſten (5 5). 
wurf = De über das ER ftimmt mit dem amtlichen Ent» 
8 24 an en weſentlichen Punkten überein. Nur ift der jetzige 
beigeſellt neu eingefügt, wie auch dem § 7 ein dritter Abſatz 
geringfüt 115 Sonſt finden ſich an verſchiedenen Stellen noch 
fäße El Anderungen. Bei Auslegung der neuen Rechts⸗ 
Regen Bean deshalb ohne Bedenken die dem Entwurf bei⸗ 
die Spruch egründung verwerten. In erfreulicher Weiſe iſt 
e in der VO. gegenüber dem Entwurf verbeſſert 


) a Erbbaurecht S. 15. 
S 1 f Ae eingehend Dietzſch Praxis des Erbbaurechts 
i, en die wichtiaſten ER. Verträge mitteilt. 
) So von Michaelis und v. Pechmann. 


) Abgedruckt 1 
v. 3. Mai 1918. n Nr 104, Sonderbeilage des Reichsanzeigers 
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worden.) Im folgenden ſoll eine gedrängte Überficht über 
den Inhalt der Neuregelung gegeben werden. 


1. Begriff und Inhalt des ER. 

Das ER. iſt nach 8 1, wie auch nach 8 1012 BGB., das 
veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der Ober⸗ 
fläche des damit belaſteten Grundſtücks ein Bauwerk zu haben. 
Die BO. beſtimmt den Begriff des Bauwerks nicht, läßt es 
alſo bei ſeiner bisherigen Bedeutung. Nach dem RG. (56, 43) 
iſt Bauwerk eine unbewegliche, durch Verwendung von Arbeit 
und Material in Verbindung mit dem Fußboden hergeſtellte 
Sache. Doch war die Abgrenzung des Begriffs für $ 1012 
durchaus nicht unftreitig.*) Die VO. unterſcheidet zwiſchen 
dem geſetzlichen und dem vertragsmäßigen Inhalt des ER. 

a) Zum geſetzlichen Inhalt zählt die Befugnis, das ER. 
auf einen für das Bauwerk nicht erforderlichen Teil des 
Grundſtücks zu erſtrecken, ſofern das Bauwerk wirtſchaftlich 
die Hauptſache bleibt (8 1 Abſ. 2). Dieſe Regelung weicht 
von & 1013 BGB. ab, der nur verlangte, daß die Ausdehnung 
dem Bauwerk Vorteile biete. Die neue Faſſung wird die 
Brauchbarkeit des ER. zur ländlichen Koloniſation ſehr weſent⸗ 
lich beeinträchtigen, da das Recht kaum auf einen zur landwirk⸗ 
ſchaftlichen Bewirtſchaftung beſtimmten Grundſtücksteil von 
einiger Größe ausgedehnt werden kann, ohne daß das Bau⸗ 
werk aufhört, wirtſchaftlich die Hauptſache zu ſein. Die Be⸗ 
deutung des ER. wird deshalb bei der Hebung der Woh⸗ 
nungsverhältniſſe liegen. Die Beſchränkung des ER. auf 
einen Teil des Gebäudes, insbeſondere auf ein Stockwerk, iſt 
unzuläſſig (8 1 Abſ. 3, wörtl. gleich 8 1014 BGB.). 

Zu den Streitfragen unter dem bisherigen Recht gehörte 
die Zuläſſigkeit von Bedingungen und Befriſtungen bei der 
Beſtellung des ER.) Das neue Recht lehnt die auflöſende 
Bedingung ab (8 1 Abf. 4). Da es über die aufſchiebende 
Bedingung und den Anfangstermin nicht ſpricht, müſſen beide 
als zuläſſig gelten. Die gegen fie früher aus 8 1017 er⸗ 
hobenen Bedenken entfallen, weil § 11 die Anwendung des 
5 925 BCB., alſo der bedingungsfeindlichen Auflaſſung, all⸗ 
gemein ausſchließt. Ein Endtermin kann vereinbart und da⸗ 
durch zum Inhalt des ER. gemacht werden, denn §8 27ff. 
ſehen das Erlöſchen des ER. durch Zeitablauf ausdrücklich 
vor. Von einer Begrenzung der Zeitdauer im Sinne einer 
Mindeſt⸗ oder Höchſtfriſt hat die VO. Abſtand genommen, da 
man die Geſtaltung des Rechts inſoweit einer freien An⸗ 
paſſung an das jeweilige Bedürfnis überlaſſen wollte. Die 
Wirkung, daß das ER. infolge einer auflöſenden Bedingung 
zu beſtehen aufhört. kann auch nicht auf dem Umwege über eine 
entſprechende ſchuldrechtliche Verpflichtung des Inhabers er⸗ 
ſtrebt werden, denn auf eine ſolche Vereinbarung kann ſich der 
Grundſtückseigentümer nicht berufen (8 1 Abſ. 4). Hier, wie 
auch an anderen Stellen (88 6, 27 Abſ 2. 32 Abſ. 2), bat die 
VO. dem Grundſtückseigentümer nur das Recht genommen, 
ſich auf die unzuläſſige Vereinbarung zu berufen. und die An⸗ 
ordnung einer Nichtigkeit ſolcher Vereinbarungen vermieden. 
Mit Unrecht bat Roſenberg s) dieſes Verfahren getadelt, denn 
durch die gewählte Faſſung werden alle etwa aus § 139 BGB. 
für die Gültigkeit des ſonſtigen Vertragsinhalts erwachſenden 
Bedenken im Keime erſtickt. 

N Der geſetzliche Inhalt des ER. wird noch durch S 11 
ergänzt. Danach finden auf das Recht die ih auf Grund⸗ 
ſtücke beziehenden Vorſchriften, mit Ausnahme der 8s 925, 
927, 928 BGB., ſowie die Vorſchriften über Anſprüche aus 
dem Eigentum entſprechende Anwendung Dieſe dem bis⸗ 
herigen Recht ($ 1017) ähnliche Gleichſtellung mit dem 
Grundſtück muß zur Anwendbarkeit der Vorſchriften über den 
Inhall des Eigentums (88 903 ff), insbeſondere des Uber⸗ 
baurechts und des Rechts auf den Notweg führen, was bier 
wegen Raummangels nicht näher begründet werden 3 
Im Sinne der Ablehnung entſchieden iſt die Streitfrage, ©. 
das ER. nach 8 928 BCB. vom Berechtigten einſeitig auf: 
gegeben werden kann. 


e) Hier ſcheinen die Vorſchläge Roſenbergs in DIS. 1918, 
478 von Einfluß geweſen zu ſein. 

e) Vgl. nur Staudinger T 1b zu 8 1012. 

7) Für das bisherige Recht verneint von Wittmaack S. 48. 

8) Roſenberg in Di 1918, 480. 

e Für das bisherige Recht ebenſo Wittmaack S. 116 und 
Aue anbere; dagegen: Fuchs, Grundbuchrecht, 3a zu 8 1017; 
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b) Neben den geſetzlichen Inhalt des Rechts ſtellt die 
BO. den vertragsmäßigen Inhalt. Schon für das BGB. 
war es ſtändige Übung, daß die Beſtellung des ER. von 
einem Vertrage begleitet wurde, worin die Rechte und 
Pflichten der Beteiligten eingehender umriſſen wurden. So 
traf man zuweilen Beſtimmungen über die Bauart des zu 
errichtenden Hauſes, über die Pflicht zur Inſtandhaltung 
und Verſicherung oder die Wiedererrichtung des Erbbaus. 
Derartige Abmachungen hatten zunächſt nur ſchuldrechtliche 
Wirkungen und konnten durch Eintragung in das Grundbuch 
dinglich nur geſichert werden, ſoweit ſie zum Inhalt des ER. 
gehörten. Es beſtand aber gerade über dieſe Zugehörigkeit 
zum Rechtsinhalt eine unerfreuliche Unſicherheit. Ihr tritt 
das neue Recht glücklich entgegen, indem es die zumeiſt 
beobachteten Abmachungen in § 2 unter ſieben Ziffern zu⸗ 
ſammenſtellt und, ſofern ſie getroffen werden, als vertrags⸗ 
mäßigen Inhalt des Rechts bezeichnet. Ihrer dinglichen 
Wirkung kann daher kein Zweifel mehr entgegengeſetzt werden, 
ſobald ſie vereinbart und im Grundbuch vermerkt ſind. Hervor⸗ 
zuheben iſt aus ihrem Kreiſe die Möglichkeit, ein Heimfallrecht 
für den Grundeigentümer zu ſchaffen. Es kann nämlich die 
Verpflichtung des Erbbauberechtigten begründet werden, das 
ER. beim Eintreten beſtimmter Vorausſetzungen auf den 
Grundeigentümer zu übertragen. Hier kann alſo eine Wirkung 
erzielt werden, die wirtſchaftlich derjenigen einer auflöſenden 
Bedingung nahekommt. Die Abmachung kann jedoch immer 
nur zum Anſpruch auf Übertragung — die BO. ſpricht vom 
Heimfall —, niemals aber zum Erlöſchen des ER. führen. 
Der Heimfallanſpruch kann nicht von dem Eigentum am 
Grundſtück getrennt werden ($ 3). Er gehört deshalb zu 
den als Beſtandteile des Grundſtücks geltenden Rechten des 
5 96 BGB., fo daß er für die am Grundſtück beſtehenden 
Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten 
haftet. Der Anſpruch, kraft deſſen der Eigentümer auch 
Übertragung des ER. auf einen Dritten verlangen kann, 
unterliegt der kurzen Verjährung von ſechs Monaten ſeit der 
Kenntnis des Eigentümers vom Vorhandenſein ſeiner Vor⸗ 
ausſetzungen, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis verjährt er 
in zwei Jahren (8 4). 

Intereſſant iſt, daß als Rechtsinhalt auch die Not⸗ 
wendigkeit einer Zuſtimmung des Eigentümers zur Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung des ER. vereinbart werden kann 
(8 5), denn damit wird die Gleichſtellung des Rechts mit 
dem Grundſtück verlaſſen (8 1136) und zugleich eine Aus⸗ 
nahme von $ 137 BGB. geſchaffen. Iſt eine ſolche Ver⸗ 
einbarung getroffen worden, fo macht fie nicht nur eine ohne 
die Zuſtimmung des Eigentümers erfolgende Verfügung des 
Erbbauberechtigten über ſein Recht unwirkſam, ſondern auch 
den ſchuldrechtlichen, auf dieſe Verfügung gerichteten Ver: 
trag (8 6). Die Unwirkſamkeit erſtreckt ſich ferner auf Ver⸗ 
fügungen, die im Wege der Zwangsvollſtreckung, der Arreſt⸗ 
vollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgen (8 8), 
ſoweit ſie das Recht des Grundſtückseigentümers beein⸗ 
trächtigen. Unter Umſtänden kann der Erbbauberechtigte in⸗ 
deſſen die Erteilung der Zuſtimmung verlangen, und dieſe 
Zustimmung iſt, wenn fie ohne ausreichenden Grund ver⸗ 
weigert wird, auf ſeinen Antrag durch das Amtsgericht zu 
erſetzen ($ 7). 

Schließlich können die Beteiligten die Entrichtung eines 
Erbbauzinſes ausbedingen, auf den die Vorſchriften über 
Reallaſten entſprechende Anwendung finden (§ 9). Bezüg⸗ 
lich der noch nicht fälligen Leiſtungen kann der Zinsanſpruch 
nicht von dem Grundſtückseigentum getrennt werden, iſt alſo 
unübertragbar und unpfändbar (8 851 ZRO.), muß auch 
wiederum zu den Rechten des 8 96 BGB. gezählt werden. 10) 
Für den Fall des Zahlungsverzuges kann der Heimfall aus⸗ 
bedungen werden, jedoch entſteht der Anſpruch nur, wenn 
zwei Jahresbeträge rückſtändig find (8 9 Abſ. 3). 

2. Das Bauwerk. Von einſchneidender Bedeutung iſt 
die Regelung, welche das neue Recht bezüglich der Verhält⸗ 
niſſe des Bauwerks gibt. Bisher war es ſtreitig, wem das 
Bauwerk gehöre. Zwar nahm man allgemein an, der Erbbau⸗ 
berechtigte werde Eigentümer des von ihm auf Grund des ER. 
aufgeführten Bauwerks, doch war man ſchon nicht einmütig, 


10) Deshalb haftet der Anſpruch für die auf dem Grundſtück 
laſtende Hypothek, aber der Gläubiger kann ihn anders als die 
Mietzinsforderung nicht allein pfänden, ohne auch die Vollſtreckung 
in das Grundſtück zu betreiben. 
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ob man aus der Gleichſtellung des Rechts mit dem Grundſtlück 
folgern dürfe, dieſes Bauwerk werde weſentlicher Beſtandtell 
des ER. Eine ſolche Auffaſſung wurde für das bereits vor⸗ 
gefundene Bauwerk von der überwiegenden Meinung ab⸗ 
gelehnt. Nur ganz vereinzelt *) wurde auch ein ſolches als 
weſentlicher Beſtandteil des neu begründeten ER. betrachtet 
und damit dem Eigentum des Grundeigentümers und der 
Haftung für die am Grundſtück beſtehenden Hypotheken uſw. 
entzogen. Weitere Zweifel beſtanden darüber, wem die Mate⸗ 
rialien beim Abbruch des Gebäudes zufielen, ob ſie der Erb⸗ 
bauberechtigte zum Aufbau eines neuen Hauſes benutzen 
dürfe, ob er bei Beendigung ſeines Rechts wenigſtens das von 
ihm errichtete Gebäude wegzunehmen oder doch nach den 
Regeln über die Verbindung (SS 946, 951) einen Erſatz vom 
Grundeigentümer zu fordern berechtigt ſei. Alle dieſe 
Fragen find nunmehr einer klaren Löſung zugeführt worden. 

Das Bauwerk gilt ſtets als weſentlicher Beſtandteil des 
ER., auch wenn es bei Beſtellung des Rechts bereits vor: 
handen war. Es hört dann alſo auf, Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks zu ſein, und ſcheidet aus dem Eigentum des Grund⸗ 
eigentümers und auch aus der Haftung für die Grundſtücks⸗ 
belaſtungen aus ($ 12). Dies hat zur Folge, daß es in die 
Haftung für die Belaſtungen des ER. eintritt. Erliſcht aber 
das ER., fo werden feine Beſtandteile zu Beſtandteilen des 
Grundſtücks (5 12 Abſ. 3). Ein Wegnahmerecht hat der Erb⸗ 
bauberechtigte niemals (8 34). Es kommt aber auch keine 
Ausgleichung des Rechtsverluſts nach $ 951 BGB. in Frage. 
Für die Beſtellung des ER. an einem bebauten Grundſtück 
folgt dies daraus, daß mangels Vereinbarung einer Entſchädi 
gung in dem der Beſtellung zugrunde liegenden Vertrage der 
Wille des Grundeigentümers erhellt, das Eigentum am Bau⸗ 
werk ohne beſondere Vergütung aufzugeben. Für den anderen 
Fall, daß infolge Erlöſchens des ER. das Eigentum am 
Gebäude vom Erbbauberechtigten auf den Grundeigentümer 
übergeht, iſt die Entſchädigung in der VO. geregelt (8 27). 
Danach hat der Grundeigentümer eine Entſchädigung zu 
zahlen, über deren Höhe ebenſo wie über ihre Ausſchließung 
Vereinbarungen im voraus getroffen werden können. Nur 
wenn es ſich um ein ER. zur Befriedigung des Wohnbedürf⸗ 
niſſes minderbemittelter Bevölkerungskreiſe handelt, darf die 
Entſchädigung ein beſtimmtes Mindeſtmaß nicht unterbieten 
(5 27 Abſ. 2). 
3. Rang des ER. Die von der VO. gegebene Regelung 
der Eigentumsverhältniſſe am Bauwerk würde für Rechte, die 
an dem belaſteten Grundſtück vor Beſtellung des ER. be⸗ 
ſtanden, eine Schädigung zur Folge haben, indem das vor⸗ 
handene Bauwerk aus der Haftung für dieſe Rechte aus⸗ 
ſcheidet. Dieſen unerfreulichen Nebenwirkungen iſt dadurch 
begegnet, daß das ER. nur zur erſten Rangſtelle beſtellt, fein 
Rang auch ſpäterhin nicht geändert werden kann (§ 10). 
Dem Landesrecht bleibt es aber vorbehalten, abweichende Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen. wenn dies für die vorhergehenden Bes 
rechtigten und den Beſtand des ER. unſchädlich iſt. Nach 
der Begründung ſind dieſe Regeln über den Rang des Rechts 
vornehmlich getroffen worden, um ſeine Beleihung zu ermög⸗ 
lichen. Nur wenn das ER. einen guten und für die Zukunft 
geſicherten Rang einnimmt, kann ein Geldgeber ſich zur Be⸗ 
leihung entſchließen, ohne dabei größeren Gefahren als bei der 
Ausgabe von Hypotheken auf Grundſtücke ausgeſetzt zu ſein. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine ſichere Beleihungsmöalich⸗ 
keit ganz vornehmlich dazu dient, das ER. für feine wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke nutzbar zu machen. Der landesrechtliche Vor⸗ 
behalt iſt in Anlehnung an die Einrichtung der Unſchäd⸗ 
lichkeitszeugniſſe gemacht, um Schwierigkeiten zu begegnen, 
die der Beſtellung des Rechts ſonſt entgegentreten könnten, 
3. B. aus dem Recht der gebundenen Güter (Verfügungs⸗ 
beſchränkungen des Eigentümers). Der Sicherung der ER. 
Hypothek dient weiterhin 8 24, wonach das ER. bei einer 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks auch dann beſtehen 
bleibt, wenn es nicht im geringſten Gebot ſteht. 

4. Beleihung des ER. Wie nach altem Recht, können 
am ER. dingliche Rechte begründet werden, denn es gilt in⸗ 
ſoweit als Grundſtück. Indeſſen hatte ihm das BGB. eine 


11) Enneccerus⸗Lehmann, Sachenrecht, S. 222, 6 zu 8 75, 
und mit recht beachtlichen Gründen Delitzſch, ER. und Bauwerk 
nach BGB. S. 21. 


u) IJMBl. 1902, 6; dagegen Wittmaack in ZivArch. 93, 823 


48. Jahrgang. 
ſo gebrechliche Geſtalt gegeben, daß ſich eine Beleihung eigent⸗ 
lich nur von ſeiten des Grundeigentümers durchführen ließ, 
weil er allein beim Untergange des beliehenen Rechts für den 
Verluſt ſeiner Hypothek durch andere Vorteile, nämlich die 
Befreiung ſeines Grundſtücks von der das Eigentum nahezu 
ausſchöpfenden Laſt entſchädigt wurde. Zwar hat man auch 
bei dieſem Rechtszuſtande ſchon Verſuche gemacht, die ER.⸗ 
Hypothek ſogar für mündelſicher zu erklären,!) was von 
anderen lebhaft bekämpft wurde. Indeſſen war die Macht 
der Tatſachen ſtärker als die Theorie, und dieſe Art von 
Hypotheken führte mit Recht ein kümmerliches Daſein. Nach⸗ 
dem aber nunmehr das ER. in ſeiner neuen Geſtalt zu einer 
feſten Grundlage der Beleihung gemacht worden iſt, konnte 
die WO. auch die Hypothek an einem ER., welches auf einem 
inländiſchen Grundſtück laſtet, als mündelſicher bezeichnen 
(Ss 16 ff.). Vorausſetzung ift aber, daß es ſich um eine 
Tilgungshypothek handelt, die den halben Wert des ER. nicht 
überfteigt. Liber die Berechnung des Werts des ER., die Art 
und Sicherung der Forderungstilgung ſind ins einzelne 
gehende Vorſchriften aufgenommen. Ferner iſt die Beleihung 
mit Tilgungshypotheken durch Verſicherungsunternehmungen 
und Hypothekenbanken zugelaſſen (5 21). Auch auf dieſem 
1 fehlt es nicht an Vorbehalten für das Landesrecht 
22 0 a W. ＋ 
Tritt der Heimfall des ER. ein, fo bleiben die Hypo⸗ 
thefen, Grund- und Rentenſchulden ſowie Reallaſten beſtehen, 
es ſei denn, daß fie dem Erbbauberechtigten zuſtehen (8 33). 
Sit der Erbbauberechtigte zugleich perſönlicher Schuldner der 
Hypothekenforderung, der Grundſchuld (1), oder der Rück⸗ 
fände von Reallaſten und Rentenſchulden, fo findet eine 
Schuldübernahme durch den Grundeigentümer ſtatt ($ 33). 
Jedoch kann der Gläubiger dieſem Wechſel gerade ſo wie bei 
der Veräußerung eines belaſteten Grundſtücks entgegentreten, 
da $ 416 BGB. für anwendbar erklärt iſt. 


Macht der Grundeigentümer von ſeinem Heinfallrecht 
Gebrauch, ſo hat er dem Erbbauberechtigten für das ER. eine 
angemeſſene Vergütung zu gewähren ($ 32). Der Anſpruch 
auf dieſe Vergütung tritt jedoch nicht in die Haftung für Be⸗ 
laſtungen des ER. ein, denn dieſe Belaſtungen werden eben 
durch den Heimfall nicht beeinträchtigt, bleiben vielmehr nach 
den ſoeben mitgeteilten Regeln ungeſchmälert beſtehen, ſoweit 
ſie dritten Perſonen Rechte verleihen. Erliſcht aber das ER. 
durch Zeitablauf, ſo tritt der oben zu 2 erwähnte Anſpruch des 
Erbbauberechtigten auf die Entſchädigung für das Bau⸗ 
werk, der auch dinglich auf dem Grundſtück mit dem Range 
des ER. haftet (8 28), an die Stelle des ER. ſoweit deſſen 
Belaftungen in Frage kommen (8 29). Die dinglichen 
Gläubiger haben an dem Entſchädigungsanſpruch dieſelben 
Rechte wie am Verſteigerungserlöſe. Immerhin iſt dieſe 
Sicherung nicht bedenkenfrei, vielmehr beſteht für die Gläu⸗ 
biger eine gewiſſe Gefahr. Der Grundeigentümer kann nämlich 
dem Entſchädigungsanſpruch dadurch begegnen, daß er das 
ER. vor dem Ablauf auf die Standdauer des Gebäudes ver⸗ 
längert — dies kann ſogar mehrfach geſchehen (§ 27) —, und 
der Entſchädigungsanſpruch erliſcht, ſalls der Erbbau⸗ 
berechtigte die Verlängerung ablehnt. Es iſt alſo die Mög⸗ 
lichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß beide zum Schaden der ding⸗ 
lichen Gläubiger gemeinſame Sache machen, eine Gefahr, der 
die Gläubiger auch nicht durch einen Arreſt begegnen können, 
denn der Entſchädigungsanſpruch iſt vor ſeiner Fälligkeit, 
alſo vor dem Ablauf des ER., nicht übertragbar und ſomit 
auch nicht pfändbar (3 27 Abſ. A). 


5. Begründung des ER. Da s 925 BGB. nicht gilt, 
ſo iſt zur Entſtehung des ER. die formloſe Einigung des 
Srunbeigentümera und des Erbbauberechtigten (8 873 
BGB.) erforderlich und genügend, zu welcher die Eintragung 
im Grundbuche hinzutreten muß. Für einen vorausgehenden 
ſchuldrechtlichen Vertrag auf Beſtellung des ER. wird die 
Form des 8 313 BGB. erfordert ($ 11 Abſ. 2). Die Ein⸗ 
tragung des Rechts erfolgt wie bisher in Abteilung II des 
Grundbuchs für das belaſtete Grundſtück. Während aber nach 
dem alten Recht ein eigenes Grundbuchblatt für das ER. nur 
angelegt werden mußte. wenn es veräußert oder belaſtet 
werden ſollte ($ 7 GB.), iſt nunmehr in jedem Falle ein 
e a Grundbuchblatt ſofort von Amts wegen anzulegen, 
das Erbbaugrundbuch (8 14), welches bei der Löſchung 
wiederum von Amts wegen geſchloſſen wird (§ 16). Nur 
dieſes Erbbaugrundbuch iſt für das ER. das Grundbuch im 
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Sinne des BGB. Hier werden neue Streitfragen über bie 
Folgen von Abweichungen zwiſchen dem Grundbuch und dem 
Erbbaugrundbuch entſtehen, denn das EN. hat eine Doppel 
natur, es iſt ein ſelbſtändiges, grundſtücksgleiches Recht und 
zugleich eine Belaſtung des Grundſtücks. Hinſichtlich der 
Wirkungen des guten Glaubens können alſo nunmehr die 
ſelben Zweifel auftauchen wie bei einem doppelt gebuchten 
Grundſtück. 

6. Beendigung, Erneuerung, Heimfall des ER. 

a) Die Beendigung des ER. kann durch Rechtsgeſchäft 
und durch Zeitablauf eintreten. 

aa) Für die Beendigung durch Rechtsgeſchäft gelten 
die gewöhnlichen Vorſchriften des BGB. ($ 875), fo daß die 
Aufgabeerklärung gegenüber dem Grundſtückseigentümer oder 
dem Grundbuchamt nebſt der Löſchung erforderlich iſt. Die 
Aufhebung kann aber nur mit Zuſtimmung des Eigentümers 
erfolgen ($ 26). Ein Verzicht auf das beſtehende ER. nach 
8 928 iſt dagegen ausdrücklich ausgeſchloſſen (8 11). 

bb) Der wichtigſte Endigungsgrund ift der Zeitablauf 
Er tft in 85 27 bis 30 geregelt. Dabei iſt dem Grundeigen⸗ 
tümer gegenüber dem vom Erbbauberechtigten abgeſchloſſenen 
Pacht⸗ oder Mietvertrag, ähnlich wie bei Beendigung des 
Nießbrauchs, ein Kündigungsrecht unter Einhaltung der ge 
ſetzlichen Friſt verliehen, das er ſogar für einen der beiden 
erſten Termine ausüben darf. Jedoch kann bei einem vor⸗ 
zeitigen Erlöſchen des ER. (durch Aufgabe nach $ 875) die 
Kündigung erſt ausgeübt werden, wenn das ER. auch durch 
Zeitablauf erlöſchen würde. Der Mieter oder Pächter kann 
den Eigentümer auffordern, binnen einer angemeſſenen Friſt 
ſich über die Abſicht zur Kündigung zu erklären. Dann kann 
die Kündigung nur innerhalb dieſer Friſt erfolgen (8 30 
Abſ. 3). 

b) Erneuerung. Als vertragsmäßiger Inhalt des ER. 
kann dem Erbbauberechtigten ein Vorrecht auf Erneuerung 
des abgelaufenen ER. eingeräumt werden (3 2 Ziff. 6). 
Dieſes Vorrecht kann er ausüben, ſobald der Eigentümer mit 
einem anderen einen Vertrag über Beſtellung eines ER. ge⸗ 
ſchloſſen hat (8 31). Dritten gegenüber hat das Vorrecht die 
Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Einräumung des ER. Da das Vorrecht dem dinglichen Vor⸗ 
kaufsrecht ähnlich geſtaltet iſt, werden auch die SS 1099 
bis 1102 BGB. für entſprechend anwendbar erklärt. Das 
gleiche gilt für die SS 505 bis 510, 513, 514 BB. ($ 31 
Abi. 3). Weil 8 511 nicht in Bezug genommen ilt, wird 
man die Ausübung im Falle des Kindskavfes nicht ſchlechthin 
für ausgeſchloſſen halten dürfen. Das Vorrecht kann alſo 
auch ausgeübt werden, wenn die Beſtellung des neuen ER. 
mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen geſetzlichen 
Erben erfolgt. Indeſſen wird hier ſehr oft eine andere Be⸗ 
ſtimmung entgegenſtehen. Die Ausübung des Vorrechts it 
nämlich ſtets ausgeſchloſſen, wenn das für den Dritten zu be⸗ 
ſtellende ER. einem anderen wirtſchaftlichen Zweck dienen 
fol als das frühere (5 31 Abſ. 1). Im Falle des Kinds⸗ 
kaufes wird faſt ausnahmslos eine ſolche Zweckänderung feſt⸗ 
zuſlellen fein. Iſt unter ſolchen Umſtänden der Ausſchluß 
des Vorrechts zu billigen, ſo erweckt doch die weitere Vorſchrift 
(8 31 Abſ. 2) gewiſſe Bedenken, wonach das Vorrecht drei 
Jahre nach Ablauf der Zeit, für welche das alte ER. beftellt 
war, ebenfalls erliſcht. Die Begründung rechtfertigt die 
Schaffung des Vorrechts mit dem Hinweis auf das Intereſſe 
der Allgemeinheit und des Erbbauberechtigten. Der Be 
rechtigte ſolle dadurch, daß ihm ein Gefühl größerer Sicher⸗ 
heit gegeben werden könne, in erhöhtem Maße zur fort⸗ 
dauernden ordnungsmäßigen Inſtandhaltung des Bauwerks 
angehalten werden. Doch iſt dieſe Sicherheit recht pro⸗ 
blematiſch, wenn der Grundeigentümer die Hoffnung des. 
Erbbauberechtigten auf die Wiederbeſtellung des ER. dadurch 
zu vereiteln vermag, daß er einfach drei Jahre wartet, bevor 
er ſich einem Dritten gegenüber zur Einräumung des neue! 
ER. verpflichtet. Die Friſt wäre zweckmäßig erheblich ge⸗ 
räumiger genommen worden. 

Hinzuweiſen iſt noch auf § 31 Abſ. 5, wonach Hypo⸗ 
theken uſw., welche ſich beim Ablauf des alten ER. an dem 
Entſchädigungsanſpruch fortgefeßt haben (8 29) an deſſen 
Stelle ohne weiteres das auf Grund des Vorrechts beſtellte 
neue ER. ergreifen, ſofern ſie inzwiſchen nicht befriedigt find. 

c) Heimfall. Der Erbbauberechtigte verliert ſein ER. 
auch auf Grund des Heimfallrechts Dabei geht es jedoch 
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nicht unter, ſondern es wird auf den Grundeigentümer oder 
einen von dieſem bezeichneten Dritten übertragen. Wegen 
der in ſolchem Falle zu zahlenden Vergütung und über den 
Einfluß des Heimfalls auf die Belaſtungen des ER. iſt oben 
ſchon das Nähere geſagt worden. 


7. Schlußbeſtimmungen. Die VO., die am Tage ihrer 
Verkündung, alſo am 22. Jan. 1919, in Kraft getreten iſt, 
hebt die 88 1012 bis 1017 BGB. auf ($ 35). Dadurch 
wird ſie zur erſten größeren Anderung des BGB. Auch 8 7 
GBO. wird beſeitigt. Andere Beſtimmungen der GBO. 
werden ſinngemäß verändert. Für beſtehende ER. bleiben 
jedoch die bisherigen Geſetze maßgebend (§ 38). 

Wie bei jeder der jetzt erlaſſenen VO. tritt die Frage 
nach der Rechtsgültigkeit in den Vordergrund. Indeſſen wird 
ſie gerade im vorliegenden Falle nur geringe Bedeutung 
haben, da wohl kein Zweifel aufkommen kann, daß die lange 
vorbereitete und ſorgfältig durchgearbeitete VO., die einem 
dringenden Bedürfnis abhilft, auch von den künftigen Geſetz⸗ 
gebungskörpern unverändert zum Geſetz erhoben werden wird. 
Man wird die Rechtsgültigkeit aber ohnedem anzunehmen 
haben, wenn man ſich der herrſchenden, auch in der Kund⸗ 
gebung der deutſchen Juriſten an den Rat der Volks⸗ 
beauftragten 1s) zum Ausdruck gebrachten Anſicht über die 
Befugniſſe einer nur tatſächlich beſtehenden Staatsgewalt zum 
geſetzlichen Einſchreiten anſchließt. In Verbindung mit der 
BD. zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot bedeutet 
die neue Regelung des ER. eine unaufſchiebbare Anderung 
des Rechts im wohlverſtandenen Intereſſe des Ganzen, die 
durch einen öffentlichen Notſtand verurſacht worden iſt. Sie 
erſt iſt geeignet, das ER. zu einem wichtigen Mittel für die 
Siedlungspolitik zu geſtalten, deren Ausbau nicht verzögert 
werden darf. Deshalb konnte die VO. auch von der provi⸗ 
ſoriſchen Regierung erlaſſen werden. 


Erbbaurechtsgeſetz und Wohnungsreform. 


Rechtsanwalt Dr. Walter Lux, Breslau. 


Von dem Erbbaurecht haben ſich bei Inkrafttreten des 
BGB. die Wohnungsreformer eine Förderung ihrer Befire- 
bungen verſprochen. Dieſe Erwartung iſt bisher nicht erfüllt, 
das Erbbaurecht hat ſich in der Praxis nicht einzubürgern ver⸗ 
mocht. Ein Hauptgrund daſür wird allgeme gefunden in der un⸗ 
ſicheren Rechtsſtellung der Hypothekengläubiger, welche das 
Kapital abſchrecken mußte, Erbbaurechte zu beleihen. Dieſen 
Übelftand ſollte der am 3 Mai 1918 im „Reichsanzeiger“ ver⸗ 
öffentlichte Entwurf eines Erbbaurechtsgeſetzes beſeuigen. Der 
Entwurf hat in der juriſtiſchen und volkswirtſchaftlichen Preſſe 
im großen und ganzen Zuſtimmung gefunden und iſt nun⸗ 
mehr, mit geringfügigen Abweichungen, unter dem 15. Januar 
1919 von der Revolutionsregierung als Verordnung mit Ge⸗ 
ſetzeskraft publiziert worden. Gleichzeitig iſt eine „Verordnung 
zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot“ erlaſſen worden, 
die die Beſtellung von Bezirkskommiſſaren mit weitgehendem 
Enteignungen ht vorſieht. Nach 8 5 VO. kann der Kommiſſar, 
fteilich nur auf Antrag des Eigentümers, an Stelle der völligen 
Entziehung des Eigentums die Belaſtung des Grundſtücks mit 
einem Erbbaurecht ausſprechen. So ſtellt ſich die Neureglung 
des Erbbaurechts ſchon äußerlich durch den Zuſammenhang mit 
der Wohnungsnoiverordnung als eine Maßnahme von aus⸗ 
geſprochen wohnungspolitiſchem Charakter dar. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus iſt die Betrachtung des Geſetzes vorzunehmen. 


I. Beleihungs fähigkeit des Erbbaurechts. 


Hypothehen am Erbbaurecht waren nach § 1017 1 BGB. 
zweifellos möglich. Aber das Geſetz beſtimmte nichts über den 
Rang des Erbbaurechts. Außerdem ließ es auflöſende Bedin⸗ 
gungen und Befriſtungen zu, und in dieſem Falle war die 
Sicherheit der Hypothek recht prekär. Man nahm nämlich an, 
daß mit dem Erlöſchen des Erbbaurechts auch die auf ihm 
haftenden Hypotheken erloſchen, daß das vom Berechtigten er⸗ 
richtete Gebäude alsdann „bewegliche Sache“ wurde und daß 
jede Haftung der Baulichkeiten für die Hypotheken aufhörte. 
Wenn vereinbarungsgemäß der Grundſtückseigentümer dem Erb⸗ 
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bauberechtigten bei Beendigung des Erbbaurechts eine Entſchä⸗ 
digung für das Bauwerk zu zahlen hatte, ſo war im Geſetze 
die Haftung der Entſchäd gung für die Hypoihek nicht vorge⸗ 
ſehen. Den hieraus ſich ergebenden Gefahren und Schwierig⸗ 
keiten konnte der Hypothekengläubiger nur durch außerordentlich 
kunſtvolle und komplizierte Abmachungen vorbeugen (Beiſpiel 
ſiehe bei Nußbaum, Deutſches Hypothekenweſen, S. 279 ff.). 
Jetzt iſt beſtimmt: 

1. Das Erbbaurecht kann nur zur erſten Rangſtelle 
begründet werden ($ 10). Es iſt nicht mehr möglich, daß ein 
vorgehender Gläubiger das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung 
bringt und das Recht dabei ausfällt. Von der im Falle der 
Unſchädlichkeit für das Landesrecht zugelaſſenen Ausnahme wird 
hoffentlich kein Gebrauch gemacht werden. 

2. Kommt das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, fo 
bleibt das Erbbaurecht auch dann beſiehen, wenn es bei Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebotes nicht berückſichtigt war (8 25), 
z. B. wenn die Verſteigerung wegen offentlichen Abgaben 
(8 108 30G.) erfolgte. 

3. Auflöſende Bedingungen ſind unzuläſſig (8 1IV). Es 
kann nicht mehr vereinbart werden, daß das Erbbaurecht bei 
Verſchlechterung des Gebäudes, bei Vermögensverfall des Be⸗ 
rechtigten, bei Verzug mit Zahlung des Erbbauzinſes uſw. 
ipso jure erlöſchen ſolle. Der Eigentümer kann ſich für ſolche 
Fälle nur den „Heimfall“ ausbedingen, d. h die Übertragung 
des Rechts auf ihn (8 2). Durch den Heimfall wird aber 
der Beſtand der Erbbaurechtshypothek in keiner Weiſe berührt, 
und der Eigentümer tritt ſogar, wenn der Erbbauberechngte 
perſönlicher Schuldner der Hypothekenverbindlichkeit war, in 
analoger Anwendung des $ 416 BGB. in die perſönliche 
Schuld ein (8 33 II). Die Schuldübernahme iſt, ähnlich wie 
im Falle des 8 53 3VG., vom Willen des Eigentümers un⸗ 
abhängig, nur der Hypothekengläubiger hat es, wenn die Formen 
des 8 416 gewahrt werden, in feiner Hand, ob er den früheren 
Erbbauberechtigten als perſönlichen Schuldner behalten oder 
den Eigentümer als ſolchen annehmen will. Wegen rückſtän⸗ 
digen Erbbauzinſes darf übrigens der Heimfall nur vereinbart 
werden, wenn der Rückſtand volle zwei Jahre beträgt (§ 911). 


4. Die Befriſtung durch Endtermine bleibt zuläſſig, denn 
ohne fie kann das Erbbaurecht die ihm zugedachte volke wirt⸗ 
ſchaftliche und ſozialpolitiſche Aufgabe nicht erfüllen. Endigt 
nun das Recht durch Zeitablauf, To hat der Grunrftüdseigen- 
tümer dem bisherigen Inhaber des Erbbaurechts für das Ge⸗ 
bäude eine angemeſſene Entſchädigung zu zahlen, und an 
dieſer Entſchädigung, für welche das Grundſtück dinglich haftet, 
haben die Hypothekengläubiger ein dingliches Recht 
(85 27, 28, 29). 

5. Die Feuer⸗ und ſonſtige Verſicherung des Gebäudes 
haftet, wie bisher ſchon. für die Erbbaurechtshypotheken (8 111 
mit 88 1127—1130 BGB.) 

Wir können alſo feſiſtellen, daß das Geſetz in der Tat 
der Erbbaurechtshyporhek einen der gewöhnlichen Grundſtücks⸗ 
hypoihek gleichwertigen Inhalt gibt, fo daß Bedenken wegen 
der rechtlichen Sicherheit die Zurückhaltung des Hypotheken⸗ 
kapitals in Zukunft nicht rechtfertigen können. 


II. Mündelſicherheit. 


Nach bisherigem Recht war die Zuläſſigkeit der Beleihung 
eines Erbbaurechts mit Mündelgeld, Geldern von Verſicherungs⸗ 
anſtalten u. dgl. nicht unzweifelhaft. Vgl. dazu Nußbaum 
S. 282 ff. Nunmehr regelt das Geſetz — vorbehaltlich landes⸗ 
geſetzlicher Sondervorſchriften (§ 22) — die Vorausſetzungen 
der Mündelhypothek des Näheren. Sie darf die Hälfte des 
Wertes des Erbbaurechts nicht überſteigen, und dieſer iſt an⸗ 
zunehmen gleich der halben Summe des Bauwertes und des 
kapital ſierten, durch ſorgfältige Ermittelung feſtgeſtellten jähr⸗ 
lichen Mietreinertrags, den das Bauwerk unter Berückſichtigung 
feiner Beſchaffenheit bei ordnungemäßiger Wirtſchaft jedem 
Beſitzer nachhaltig gewähren kann. Der angenommene Wert 
darf den kapitaliſterten Mietreinertrag nicht überſteigen (8 191). 
Da im allgemeinen die Baukoſten niedriger ſind als der Miet⸗ 
wert, ſo kann der der mündelmäßigen Beleihung zugrunde 
gelegte Wert für die Regel gleich dem arithmetiſchen Mutel 
zwiſchen Baukoſten und Mietwert geſetzt werden. Dieſe For⸗ 
mulierung ſchließt ſich an die bekannte Praxis der Taxatoren 
ſtädtiſcher Grundſtücke an, welche das arithmetiſche Mittel 
zwiſchen dem Bodenwert plus Bauwert einerſeits und dem ka⸗ 
pitaliſterten Mietreinertrage andererſeits als Grundſtückswert 


48. Jahrgang. 


anzunehmen pflegten, fie läßt aber den Bodenwert außer Be⸗ 
tracht. Das iſt in der Kritik des Entwurfs beanſtandet worden. 
Es muß zugegeben werden, daß auch das Erbbaurecht einen 
quaſi-Bodenwert haben kann (vgl. Sommerbrodt im BankArch. 
18/9 S 14). Aber die Ausſchließung dieſes Bodenwertes von 
der mündelſicheren Beleihung iſt entſchieden zu billigen. Schon 
der Bodenwert eines bebauten Grundſtückes iſt nur zu foſſen 
als der Überſchuß des Zapitalifierten Nettomietertrags über die 
Baukoſten. Die Berechnung des „Bodenwertes“ eines Erb⸗ 
baurechts würde auf noch unſichererer Grundlage erfolgen 
müſſen, und es fehlt an der Möglichkeit, ſie durch den Ver⸗ 
kaufswert des Erbbaurechts zu kontrollieren, weil Erbbaurechte 
vorläufig keinen Markt und keinen Verkaufswert haben 

In einem anderen Punkie dagegen hat die an dem Entwurf 
geübte Kritik berechtigten Erfolg gehabt. Nach 8 1911 des 
Entwurfs ſollte ein der Mündelhypothek im Range vorgehender 
Erbbauzins kapitaliſiert und „von dem errechneten Werte des 
Erbbaurechis“ in Abzug gebracht werden. Iſt der Wert 50000, 
der kapitaliſierte Zins 20000, jo war nach dem Entwurf die 
Auffaſſung mindeſtens denkbar, daß der vom Zins freigelaſſene 
Wert 50000 — 20000 = 30000, bis zu 50 Prozent mit Mündel⸗ 
geld beliehen werden könnte, ſo daß eine Mündelhyvothek von 
15000 * möglich geweſen wäre. Die gewollte Sicherheit iſt 
aber natürlich nur erreicht, wenn Zins plus Mündelhypothek in 
der erſten Werthälfte ſtehen (Sommerbrodt a. a. O.). Darum 
beſtimmt § 1911: 

„Ein der Hypotheken im Range vorgehender Erbbauzins 
iſt zu kapitaliſieren und von ihr in Abzug zu bringen.“ 

Die Mündelhypothek darf alſo nur 5000 & betragen. 

Große Bedeutung für die Anlage von Mündelgeld wird die 
Erbbaurechts hypothek allerdings nicht erlangen, denn fie muß, 
dem Weſen des befriſteten, ſich in ſeinem Werte mehr und mehr 
erſchöpfenden Erbbaurechts entſprechend, Tugungshypothek fein 
(8 18, mit näherer Beſtimmung in § 20), und bıe Amortiſations⸗ 
hypothek eignet ſich nicht beſonders für Mündelvermögen. Aus 
der Mündelſicherheit folgt aber ohne weiteres die Zuläſſigkeit 
der Anlage von Geldern der Landes verſicherungsanſtalten 
und anderer Träger der Arbeiter und Angeſtelltenverſicherung 
(§ 26 NBO., 8 220 Ang ſtVerſGG. v. 20. Dez. 1911) ſowie nach 
Maßgabe der einzelnen Statuten von Geldern der öffentlichen 
Sparkaſſen. Ferner dürfen Hypothekenbanken bis zu 
60 Prozent des nach den obigen Grundſätzen berechneten 
Wertes als Unterlage für Hypothekenpfandbriefe beleihen und 
Verſicherungsunternehmungen ebenfalls bis zu 60 Prozent 
als Anlage des Prämienreſervefonds (821 mit 88 11, 12 Hyp Bank. 
und 8 60 Vers AufſG.). 


III. Sicherſtellung des ſozialpolitiſchen Zwecks. 

Die Verwirklichung des Erbbaurechts iſt in der Weiſe 
gedacht, daß Stadtgemeinden, andere öffentliche Körperſchaften, 
Fabrikanten uſw. an ihrem Grundbeſitz Erbbaurechte für Bau⸗ 
unternehmer oder Baugenoſſenſchaften ausgeben, damit Einfamilien⸗ 
häuſer und andere billige Wohahäuſer errichtet werden. Es 
kommt nun darauf an, die Erreichung des vom Grun dſtücks⸗ 
eigentümer mit dem Erbbaurecht angeſtrebten Zwecks ſicherzu⸗ 
ſtellen. § 2 jagt: „Zum Inhalt des Erbbaurechts gehören auch 
Vereinbarungen des Grundſtückseigemümers und des Erbbau⸗ 
berechtigten über 1. ... die Verwendung des Bauwerks.“ Es 
kann alſo mit dinglicher Wirkung für uns gegen jeden Rechts⸗ 
nachfolger feſtgelegt werden, daß das Gebäude von beſtimmter 
Beſchaffenheit ſein muß, daß der Erbbauberechtigte es nur zu 
gewiſſen Mietſätzen vermieten darf uſw. Iſt einmal etwas Der⸗ 
artiges zum Inhalt des Erbbaurechts gemacht worden, ſo kann 
eine Abänderung nur mit Zuſtimmung der Hypothekengläubiger 
erfolgen (89 876, 877 BGB.). Das wird wichtig, wenn der 
Hypothekengläubiger eine Landesverſicherungsanſtalt, ſtädtiſche 
Sparkaſſe oder ähnliche Körperſchaft iſt, die mit der Beleihung 
fur das Wohnungsbedürfnis der minderbemittelten Bevölkerungs⸗ 
kreiſe ſorgen wollte. 

Der gleichen Aufgabe dient der $ 5. Als Inhalt des Erb⸗ 
baurechts kann vereinbart werden, daß der Erbbauberechtigte zur 
Veräußerung oder Belaſtung der Zuſtimmung des Grundeigen⸗ 
tümers bedürfe. In dieſem Falle ift nicht bloß die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verfügung des Erbbauberechtigten, ſondern auch ſeine Ver⸗ 
pflichtung zu einer ſolchen Verfügung ſowie eine Verfügung, die 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreftuolljichung oder 
durch den Konkursverwalter erfolgt, ohne Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers unwirkſam (88 6, 8). Man hat eingewandt, daß damit 
die Beleihungsfähigkeit des Rechts wieder beeinträchtigt werde, 
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da die Genehmiaung des Eigentümers auch notwendig iſt, wenn 
der Hypothekengläubiger das Erbbaurecht zur Zwangs versteigerung 
bringt und der Zuſchlag erteilt werden ſoll Roſenberg, DJ 3.18476). 
Aber die Verſagung der Zustimmung ſteht nicht in der Willkür 
des Eigentümers. Er muß ſie erteilen, wenn der mit der Be⸗ 
ſtellung des Rechtes verfolgte Zweck „nicht weſentlich“ beem⸗ 
trächtigt oder gefährdet wird und wenn die Perſönlichkeit des 
Erwerbers Gewähr für die ordnungsmäßige Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtungen bietet biw. wenn die Belaſtung den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht (S 7). Die Verfügungs⸗ 
beſchränkung ſoll nur gegen ſpekulative Ausnützung des 
Erbbaurechts, die es feinem urſprünglechen Zweck entfremdet, 
ſchützen. Will der Erbbauberechtigte eines Arbeiterwohnhauſes 
ſein Recht einem anderen Arbeiter in geordneten Verhältniſſen 
verkaufen, oder will es ein ſolcher Arbeiter in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung erſtehen, ſo wird der Eigentümer ſeine Zuſtimmung 
erteilen müſſen. 

Verweigert der Eigentümer die Zuſtimmung grundlos, ſo 
braucht ihn der Erbbauberechtigte nicht auf Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung zu verklagen, vielmehr wird ſie im Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit vom Richter der belegenen Sache erſetzt 
(S7: ein neuer Fall der Erledigung kontradiktoriſcher An 
gelegenheiten in freiwilliger Gerichtsbarkeit. 


IV. Begründung und Abertragung. 

Zwei wichtige Neuerungen bringt 8 11. 

Deer Vertrag, durch den ſich ein Eigentümer zur Beſtellung 

eines Erbbaurechts verpflichtet, war bisher formfrei, erſt auf 
das bereits beftellte Erbbaurecht fanden die Vorſchriften für 
Grundſtücke, mithin auch §S 313 BGB. Anwendung. Dagegen 
unterſtellt S 111 den Vertrag über die Begründung ebenfalls 
dem 8 313. Verpflichtet ſich ein Grundeigentümer, von ſeinem 
Eigentum ein Erbbaurecht abzuzweigen, ſo iſt das von gleicher 
wirtſchaftlicher Bedeutung wie der Verkauf des Grundſtücks 
oder der Verkauf eines ſchon beſtehenden Erbbaurechts. 

Eine Formerleichterung iſt für die dingliche Übertragung 
des Erbbaurechts eingeführt. Sie geſchah bisher durch Auf⸗ 
laſſung. arg. 8 1017 1 BGB. Jetzt ſollen nach § 11 1 des 
Geſetzes die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften mit 
Ausnahme der 88 925, 927, 928 BGB. angewendet werden, 
eine Übertragung, die unter einer Bedingung oder Zeit⸗ 
beſtimmung erfolgt, iſt unwirkſam. Das Erbbaurechtsgeſetz 
wird daher nach $ 873 BGB. übertragen, durch formloſe 
aber unbedingte Einigung und Eintragung. f 


V. Mechtsſtellung des Mieters. 

Sein Erbbaurecht kann der Berechtigte natürlich auch 
durch Vermietung des Gebäudes verwerten. Das macht eine 
Sonderreglung erforderlich für den Fall, daß das Recht aus 
irgendwelchen Gründen vor Ablauf der Mietdauer endigt. 
Das Geſetz (§ 30) folgt dabei im weſentlichen dem 8 1056 BGB. 
Der Eigentümer tritt an Stelle des Erbbauberechrigten als 
Vermieter in den Mietvertrag ein. Iſt das Erbbaurecht durch 
Ablauf der von vornherein feſtgeſetzten Zeit erloſchen, fo kann 
der Eigentümer mit geſetzlicher Friſt kündigen, iſt es vorzeitig 
erloſchen (durch Einigung des Eigentümers und des Erbbau⸗ 
berechtigten), ſo kann er das Kündigungsrecht erſt ausüben, 
nachdem das Recht auch durch Zeitablauf erloſchen ſein würde. 
Soweit hiernach ein Kündigungsrecht beſteht, kann ſie nur für 
einen der beiden erſten Termine erfolgen, für die ſie zu⸗ 
läſſig iſt Das iſt eine Abweichung von 8 1056. Die Be⸗ 
fugnis des Mieters, dem Eigentümer eine Erklärungsfriſt zu 
beſtimmen, entſpricht dem 8 1056. 


VI. Sonſtige Veſlimmungen. 

Der ſonſtige Inhalt des Geſetzes iſt von geringerem 
Intereſſe. 

81 Abſ. 1, 2, 3 wiederholt den Inhalt der 88 1012—1014, 

5 13 den des § 1016 BGB 


Mehrere Beſtimmungen löſen Konftruftionsiragen. Der 
Erbbauzins ift Neallaft, ohne daß etwaige 1 9 ns 


Reallaſtbeſchränkungen auf ihn Anwendung finden (5 9). e 
auf Grund des Erbbaurechts errichtete Bauwerk gilt als 
weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts und wird mit Er⸗ 
löſchen des Rechts Beſtandteil des Grundſtücks, auch das bei 
Beſtellung des Erbbaurechts ſchon vorhandene, unter das Erb⸗ 
baurecht fallende Gebäude gilt als weſentlicher Beſtandteil des 
Rechts (8 12.) Die Rechisfigur iſt neu, bisher gab es nur 
Beſtandteile von Sachen (8 93 BGB.) 
45 
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Durch die Vorſchriften Aber den Heinfall kann nach 
88 889 BEE. ein „Eigentümer⸗ Erbbaurecht“ entſtehen, und 
deshalb kann — entſprechend 8 1183 BGB. — das Erbbau⸗ 
recht nur mit Zuſtimmung des Eigentümers aufgehoben werden. 
(8 26). Dagegen gibt es nach dem Heimfalle keine Hypotheken 
am Erbbaurecht für den Eigentümer, ſondern dieſe Hypotheken 
erlöſchen (S 33 I Satz 1). 

Die Möglichkeit, dem Berechtigten ein Vorrecht auf Er⸗ 
neuerung des Erbbaurechts nach deſſen Ablauf einzuräumen, ſo⸗ 
wie eine Veipflichtung des Eigemümers zum Verkauf des Grund⸗ 
ſtücks an den Erbhauberechtigten zu begründen (§§ 267, 31), 
beſtand ſchon immer mit Hilfe der Vormerkung ($ 883 BGB.), 
volkswiriſchaftliche Bedeutung hat aber der Satz, daß 
Gebühren, Stempel und Umſatzſteuern jeder Art außer 
Anſatz bleiben, wenn der Erbbauberechrigte das Grundſtück 
auf Grund derartiger Berechtigungen erwirbt oder das Erb⸗ 
baurecht erneuert wird und wenn die Abgaben ſchon bei Be: 
gründung des Erbbaurechts entrichtet worden waren ($ 39). 

Em wenig geändert hat ſich die grundbuchmäßige 
Behandlung. Fortan wird in jedem Falle von Amts wegen 
ein beſonderes Grundhuchblait angelegt (S 14 I Satz 1), nicht 
bloß, wie nach 8 7 GB., bei Übertragung oder Belaſtung. 
Da nicht ſo leicht ein Erbbaurecht begründet wird, ohne daß 
gleichzeitig ein Erbbauzins oder eine Erbbauhypothek oder 
beides einzutragen iſt, fo hat dieſe Vorſchrift weng zu beſagen. 
Sodann erhält das Grundbuchblatt die Bezeichnung „Erbbau⸗ 
grundbuch“, und es werden detaillierte Beſtimmungen, nament⸗ 
lich über die Benachrichtigung von Grundbucheintragungen, 
gegeben (88 14—17). 


VII. Berhältuis zum BOB. 

Mit Verkündung der neuen Verordnung — die Nummer 
des Geſetzblattes iſt om 22. Januar 1919 ausgegeben — 
treten die 88 1012— 1017 BGB. und § 7 GBO. außer 
Kraft. Man hat die neuen Paragraphen nicht, wie das noch 
beim Gelege zur Eenſchränkung der Verfügungen über Miet: 
und Pachiz nsforderungen vom 8. Juni 1915 geſchehen war, 
in das Geſetz hineingearbeitet, und BGB. wie GBO. zeigen 
jetzt eine Lücke. 

Für bereits beſtehende Erhbaurechte bleibt das alte Recht 
maßgebend ($ 38). 


* 
. 


Ob ſich das Erbbaurecht nunmehr bei uns ſo allgemein 
einführen wird wie das leaschold, ſein engliſches Vorbild, 
und ob wir mit ſeiner Hilfe zu anderen Bau: und Wohnſitten 
und zu niedrigeren Mieſen gelangen werden, iſt an dieſer 
Stelle nicht zu untersuchen. Jedenfalls iſt mit Sicherheit zu 
erwarten, daß die Gemeinden an ihren Ländereien zum Bau 
von Arbeiter wohnungen und Einfamilienhäuſern in großem 
Umfange Erbbaurechte, auf 60, 80 oder mehr Jahre begrenzt, 
gegen Erbbauzins beſtellen und daß Hypothekenbanken, Spar⸗ 
kaſſen und Verſicherungsanſtalten und ⸗unternehmungen auf 
dieſe Erbbaurechte Geld gegen Hypotheken darleihen werden. 


Forderungsübergang im Millitärhinterbliebenen⸗ 
geſetz. 
Von Miniſterialrat Dr. Reindl, München. 


8 38 Abſ. 2 des Offizier spenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 
beſtimmt: „Soweit den nach Maßgabe dieſes Geſetzes penſions⸗ 
berechtigten Perſonen ein geſetzlicher Anſpruch auf Erfah des 
ihnen durch die Dienſtbeſchädigung verurſachten Schadens gegen 
Dritte zuſteht, geht dieſer Anſpruch im Umfange der durch 
dieſes Geſetz begründeten Pflicht zur Gewährung von Penſions⸗ 
gebührniſſen auf die Militarverwaltung über.“ 

Die gleiche Vorſchrift enthält auch § 41 Abſ. 2 des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906. 

Iſt daher beiſpielsweiſe ein O fizier oder eine Militärperſon 
der Unterklaſſen in Ausübung des Militärdienſtes auf der 
Eiſenbahn verletzt worden, ſo hat die Militärverwaltung gegen 
den auf Grund des RhaftpflGG. oder des BGB. haftpflichtigen 
Betriebsunternehmer Anſpruch auf Erſatz der dem Offizier oder 
der Militärperſon nach dem OffPenſch. oder dem Mannſch VG. 
wegen Dienſtbeſchädigung zu zahlenden Penſion oder Rente. 

In der Begründung zu $ 38 OffPenſGG. und zu $ 41 
Mannſch BG. iſt übereinſtimmend geſagt: „Die Vorſchrift des 
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Abf. 2 entſpricht den Vorſchriften in 8 12 Uffürſcc. vom 
18. Juni 1901, in $ 140 GemUBG®,, $ 151 Lw., 8 45 
Abf. 2 Baull VG. und 8 138 Abſ. 2 Seel VG. in der Faſſung 
vom 5. Juli 1900“ (RT. XI. LP. I. Seſſ. 1903/05 Anlagen⸗ 
band 5 Aktenſtück 500 S. 2581 und Aktenſtück 501 S. 2615). 

Eine gleiche oder ähnliche Vorſchrift über den geſetzlichen 
Forderungsubergang iſt dagegen in dem Mild G. vom 17 Mai 
1907 nicht enthalten. Iſt daher in dem vorſtehenden Beiſpiel 
der Offizier oder die Militärperſon der Unterklaſſen bei dem 
Eiſenbahnunfall getötet worden, ſo hat die Militärverwaltung 
wegen der von ihr an die Hinterbliebenen zu zahlenden Witwen⸗ 
und Waiſengelder keinen Rückgriff gegen den bafıpflichtigen 
Eiſenbahnunternehmer. 

Im Hinblick auf dieſe auf den erſten Anblick etwas auf⸗ 
fallende Rechtsverſchiedenheit hat nun Günther in JW. 1917, 432 
den Verſuch unternommen, trotz des Fehlens einer entſprechenden 
Vorſchrift im Mil HG. den gleichen Forderungsübergang hin⸗ 
ſichtlich der Verſorgungsgebührniſſe der Hinterbliebenen von 
Militärperſonen der Unterklaſſen aus der Vorſchrift in 8 41 
Abſ. 2 MannſchVG. zu folgern. Die gleiche Folgerung würde 
ſich dann naturgemäß auch aus § 38 Abſ. 2 OffPenſG. hin⸗ 
ſichtlich der Verſorgungsgebührniſſe der Hinterbliebenen von 
Offizieren ergeben. Die Beweisführung Günthers iſt im 
weſentlichen folgende: Das MannſckVG. ſei zuſammen mit 
dem HinterblG. als Einheit zu betrachten. Daher müſſe der 
im Mannſch VG. angeordnete geſetzliche Übergang von An⸗ 
ſprüchen des Dienſtbeſchädigten gegen Dritte ohne weiteres 
auch für den Fall gelten, daß der Beſchädigte ſogleich oder im 
weiteren Verlaufe geſtorben iſt, da es undenkbar fi, daß der 
geſetzliche Forderungsübergang, der die geldliche Belaſtung des 
Stoates infolge ſeiner Verſorgungspflicht möglichſt mildern 
ſoll, zwar bei Entſchädigung des Mannes ſelbſt, nicht aber bei 
infolge Tötung unmittelbar eintretender Pflicht zur Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung erfolgen follte. Überdies folge wenigſtens 
für das ſog. Gnadenvierteljabr der Forderungeübergang un 
mittelbar aus $ 41 Abſ. 2 Mannſch BG. ſelbſt, da die Leiſtung 
des Gnadenvierteljahrs im Mannſch VG. (8 39) felbft!) geregelt 
ſei und von ihm als Ausfluß des dem beſchädigten, nunmehr 
verſtorbenen Manne perſönlich erwachſenen Anſpruchs betrachtet 
werde; es ſei daher kein Grund erſichtlich, weshalb die Hinter⸗ 
bliebenen ihre Anſprüche durch cesdio legis zwar für die erſten 
3 Monate verlieren, im übrigen aber neben ihrer Verſorgung 
behalten ſollren. Außerdem gehe aus der in § 76 Ziff. 2 
MannſchVG. (und 8 77 Ziff. 2 OffPenſcd.) erſolgten Außer 
geltungſetzung des URUrG. vom 18. Juni 1901 unzweifelbaft 
hervor, daß § 41 Abſ. 2 MannſchVG. (und § 38 Abi. 2 
OffPenſG.) auch für den Fall der Tötung und Hinterbliebenen: 
verſorgung Geltung haben müſſe; denn ſonſt hatte die Auf⸗ 
hebung des UFürſcz. zu einer Beſeirigung des darin (8 12) 
angeordneten Forderungeübergangs für den Fall der Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung gefuhrt, der Staat alſo auf einen Erwerb 
durch daeſelbe Geſetz verzichtet, in deſſen 8 41 Abi. 2 (8 38 
Abſ. 2 OffPenſch.) er gleichzeitig zum Ausdruck bringe, daß 
er auf die Beibehaltung eines derartigen Erwerbes durch geſetz⸗ 
lichen Forderungsübergang Wert el ge: eine ſolche Annahme ſei 
aber fo widerſinnig, daß nur die Auffaſſung, wie Güniher ſie 
vertrete, als richtig gelten könne. 

Ich erkenne den Scharfſinn in der Beweisführung Günthers 
gern an, glaube aber trotzdem, daß ſeine Ausführungen fehlgehen. 

Ein unmittelbarer Forderungsübergang kraft Geſetzes kann 
immer nur da ftatfinden, wo das Geſetz einen ſolchen aus⸗ 
drücklich vorſchreibt. Eine ſolche Vorſchrift emhält aber das 
Mil G. unſtreitig nicht. § 38 Abſ. 2 OffpenſGG. und 
§ 41 Abſ. 2 MannſchBG. aber ſchreiben einen geſetzlichen 
Forderungeübergang nur bezüglich der Anſprüche der nach 
Maßgabe dieſer Geſetze verſorgungsberechtigten Perſonen im 
Umfange der durch dieſe Geſetze begründeten Pflicht zur 
Gewährung von Verſorgungsgebührniſſen vo. Die Hinter: 
bliebenen verſtorbener Offiziere und Miluärp. onen der Unter⸗ 
klaſſen gehören aber nicht zu den nach Maßgabe des DffPeni®. 
oder des MannſchG. verſorgungsberechtigten Perſonen und 
ihre Verſorgungsanſprüche richten ſich nicht nach dieſen 
Geſetzen, ſondern nach einem eigenen Geſetze, dem Mil. 
Der Anſpruch der Hinterbliebenen iſt auch ein von dem An⸗ 
ſpruch des Verſtorbenen verſchiedener eigener und ſelbſtändiger 
Anſpruch, der nicht etwa zunächſt in der Perſon des Ber: 


1) Ebenſo im Offpenſch. § 27. 


. Jahrgangs. 


ſtorbenen entſtanden und nur im Wege der Geſamt⸗ oder 
Einzelnachfolge auf die Witwe und Kinder übergegangen iſt. 
Indem nun der Geſetzgeber in dem die Anſprüche der Hinter⸗ 
bliebenen regelnden Hmterbliebenengeſetz eine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung über den Forderungsübergang, und zwar im Gegen⸗ 
ſatz zu dem die Verſorgungsgebuhrmſſe der Offiziere und 
Mannſchaften ſelbſt regelnden Off Benſ. und MannſchVG. 
nicht aufgenommen hat, wollte er eben ſeiner Meinung dahin 
Ausdruck geben, daß er für den Geltungsbereich des erſteren 
Geſetzes eine ſolche cessio legis nicht feſtſetzen wolle. Denn 
es iſt kaum dankbar, daß er die ausdrückliche Anordnung eines 
Forderungsübergangs zwar für das OffPenſcch. und das 
MannſchVöz. für notwendig gehalten haben ſollte, eine ſolche 
cessio legis aber für das MilHG. als ſelbſtverſtändlich 
gehalten und daher unterlaſſen habe. Gegen die Annahme 
einer ſolchen Selbſtverſtändlichkeit ſpricht ſchon die folgende 
Erwägung: Die Erſatzforderungen der Hinterbliebenen gegen 
den Dritten find nach $ 844 BGB. und § 3 Abſ. 2 und 
En Haftpfl®. Rentenanſp-üche, die ihnen als Erfah für den 
Verluſt des Rechts auf Unterhalt gegenüber dem Getöteten 
zuſtehen. Sie find daher nach 8 850 Abſ. 1 Nr. 2 820. 
und § 7 Abſ. 2 Haftpfl®. der Pfändung nicht unterworfen, 
können infolgedeſſen nach 8 400 BGB. auch nicht abgetreten 
werden. Dieſe Vorſchrift findet nach 8 412 BGB. auf die 
Forderungsübertragung kraft Geſetzes entſprechende Anwendung. 
Soll dieſer Grundſatz der Unübertragbarkeit dieſer Forderungen 
durchbrochen werden, ſo bedarf es hierzu einer ausdrücklichen 
geſetzlichen Vorſchrift, wie fie eben in § 38 Abi. 2 Off PenſcG. 
und 8 41 Abſ. 2 MannſchVG. zugunſten der dort geregelten 
Verſorgungsgebührniſſe emhalten iſt. Die Berufung auf das 
Reiche unfallfürſorgegeſetz ſodann ſcheint wir gerade das Gegen: 
teil von dem zu beweiſen, was Günther hieraus ſchließt. Der 
in $ 12 UFürſGG. angeordnete Forderungeübergang ſtellt ſich 
nämlich ebenfalls als Abweichung von der Regel, daß ein 
Schaden ſoweit nicht entſtanden iſt, als der durch ein Ereignis 
entſtandene Nachteil durch den infolge des gleichen Ereigniſſes 
eingetretenen Vorteil wieder wertaemacht wird (compensatio 
lueri et damni), und als eine Durchbrechung des Grundſatzes 
der Unüberrragbarkeit der Unterbalisrentenforderung dar (vgl. 
RG. 89 ©. 233, 235 = JW. 1917, 224). Die Taꝛſache 
nun, daß, wie aus der oben wilgeteilten Begründung zu 8 38 
Off Penſcd. und zu 8 41 Mannſch G. hervorgeht, die Vorſchrift 
des 8 12 Ugüri®. in das DfiPenj®. und das Monnſch VG. 
herübergenommen wurde, während die Aufnahme einer dem 
§ 12 a. a. O. entſprechenden Vorſchrift in das Mil HG. 
unterblieben iſt, beweiſt gerade, daß der Geſetzgeber bier 
abſichtlich einen Forderungsübergang nicht eintreten laſſen 
wollte. Daß eine ſolche Annahme widerſinnig wäre, wie 
Gümher meint, kann ich nicht finden. Hat doch auch der 
Geſetzgeber in das Mil G. gefliſſentlich keine dem 8 38 
Abſ. 1 Off Benſc. und dem 8 41 Abſ. 1 Mannſch G., 
wonach neben der geſetzlichen Verſorgung weitere Anſprüche 
gegen die Milita verwaltung ausgeſchloſſen find, entsprechende 
Vorſchrift aufgenommen, obwohl eine ſolche Beſchränkung auch 
für die Hinterbliebenen ſowohl in Art. 20 MilPenſGG. vom 
22. Mai 1893 und in § 12 UFirf®. entholten geweſen war 
(vgl. hierwegen die Urteile des RG. 89 S. 247, 249 und 
270). Mit dem gleichen Rechte müßte man dann auch dieſe 
Abweichung des MiG. vom OffPenſc ß. und MannſchVG. 
als widerſinnig bezeichnen. Im übrigen würde eine derartige 
Folgewidrigkeit in dem Vorgehen des Geſetzgebers die Aus⸗ 
legung noch nicht berechtigen, der wirklichen oder vermeintlichen 
Unzulänglichkeit des Geſetzgebers durch die eigene überlegene 
Einſicht abzuhelien und das Geſetz durch eine Vorſchrift zu 
ergänzen, die in demſelben eben nicht enthalten iſt. 

Nicht beweiskräftig erſcheint mir auch, was Günther hin⸗ 
fichtlcch der Anſprüche der Hinterbliebenen auf das Gnaden⸗ 
viertelſahr nach 8 27 Off Penſcß. u 8 39 Mannſch BG. aus⸗ 
führt. Es iſt allerdings richtig, daß der Anſpruch auf das 
Gnadenvierteljahr nicht dem Verſtorbenen, ſondern den Hinter⸗ 
bliebenen ſelbſt zuſteht und daß ſich dieſer Anſpruch auf das 
OffPenſcd. und das Mannſch V., nicht auf das HinterblGl. 
ftüßt. Und es mag auch zugegeben werden, daß bezüglich dieſer 
Anſprüche ein Forderungsübergang nach $ 38 Abf. 2 Off Penſch. 
u. 8 41 Abſ 2 Mannſch G. Platz greift. Aber hieraus folgt 
noch nicht notwendig, daß auch hinſichtlich der über das Gnaden⸗ 
vierteljahr hinaus zuſtehenden Rentenanſprüche das gleiche gelten 
müſſe. Es kann nicht als etwas Abſonderliches angeſehen werden, 
wenn die Militärverwaltung, die wegen der an den Verſtorbenen 
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gezahlten Verſorgungsgebührniſſe Erſatz von dem haftpflichtigen 
Dritten verlangen kann, dieſe Verſorgungsgebührniſſe auch noch 
für jene Zeit (Gnadenvierteljahr) erſetzt erhält, für die fie dieſe 
Gebührniſſe ſtatt an den Verſtorbenen an die Hinterbliebenen 
zu entrichten hatte. Das iſt eben eine Folae der Regelung 
dieſer Gnadengebührmſſe im OffPenſcß. u. Mannſch d und 
nicht im Hterbl ß. Es iſt auch nicht zutreffend, daß, wie 
Günther meint, dies zur Folge habe, daß die Hinterbliebenen 
ihre Anſprüche durch cessio legis zwar für die erſten 3 Monate 
verlieren, im übrigen aber neben ihrer Verſorgung behalten 
würden. Denn auch ſoweit keine cessio legis eintritt, behalten 
die Hinterbliebenen neben ihrer Verſorgung nicht den Anſpruch 
gegen den haftpflichtigen Dritten, und zwar deshalb nicht, weil 
ſie einen ſolchen Anſpruch bis zum Betrage des geſetzlichen 
Witwen⸗ und Waiſengeldes nach den Grundſätzen über die 
Vorteilsausgleichung überhaupt nicht haben (RG. Bd. 65 
S 60. Bd. 80 S. 160). Im übrigen regeln, was Günther 
bei feiner Schlußfolgerung zu überſehen ſcheint, 8 27 OffPenſG. 
u. § 39 Mannſch VG. den Anſpruch auf das Gnadenvierteljahr 
nur für die Hinterbliebenen von bereits penſionierten Offizieren 
und von Renlenempfängern, nicht aber auch für die Himnter⸗ 
bliebenen der noch im aktiven Dienſtſtande verſtorbenen Offiziere 
und Mannſchaften (vgl. auch § 29 Abſ. 2 Mil G.). Wenn 
demnach infolge der von dem Dritten zu vertretenden Dienſt⸗ 
beſchädigung, z. B. bei einem Eiſenbahnunfall, ſofort der Tod 
des Beſchädigten eintritt, ſo verſagt für dieſen Fall die Beweis⸗ 
führung Günthers; denn hier geht der Anſpruch der Hinter⸗ 
bliebenen gegen den Dritten auch für die Zeit der Gnaden⸗ 
gebührniſſe in Höhe derſelben nicht durch cessio legis auf die 
Militärverwaltung über, weil hier der Übergang ſich nicht auf 
§ 38 Abſ. 2 Off PenſGG. u. 8 41 Abſ. 2 Mannſch VGB. ſtützen 
kann, in einer anderweitigen Geſetzesvorſchriſt?) aber ein ſolcher 
geſetzlicher Forderungeübergang nicht vorgeſehen iſt. 

Kann ſomit von emem geſetzlichen Übergang der gegen den 
Dritten beſtehenden Schadenserſatzanſprüche der Hinterbliebenen 
auf die Wuwen⸗ und Wa ſengeld nach dem Mil G. ge: 
währende Militärverwaltung nicht die Rede fein, To fragt ſich 
weiter, ob nicht etwa die Militärverwaltung in Höhe der von 
ihr zu zahlenden Witwen- und Waiſengelder Erſatz von dem 
Dritten auf Grund der Beſtimmungen des BGB. über Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag oder über ungerechtfertigte Bereicherung 
verlangen kann (88 #77, 812 BGB.). Aber auch dies muß 
verneint werden. Der Anſpruch der Hmterbliebenen auf Witwen⸗ 
und Waiſengeld nach dem Mil G. bat feine aus ſchließliche 
Grundlage in dem Miliiärdienſtoerhälinis des Verſtorbenen 
und ift öffenlicherechtlicher Natur. Er iſt durch ſtaatsrechtliche 
Normen gewährleiſtet und ohne weiteres begründet, wenn die 
Voraus ſetzungen, an deren Emtrut er in dieſen Normen geknüpft 
iſt, gegeben find. Die Mili ärverwaltung erfüllt doher mit der 
Anweiſung der geſetzlichen Wüwen⸗ und Waſſengelder nur eine 
ibr gegenüber den Hinterbliebenen obliegende öffeutlich⸗ rechtliche 
Verpflichtung, die für ſie ohne Rückſicht darauf beſteht, ob der 
verſorgungsberechtigte Hinterbliebene etwa auch einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen einen Dritten wegen Verurſachung des 
Todes des Verſtorbenen hat; ſie kann insbeſondere die Erfüllung 
ihrer Verpflichtung nicht etwa davon abhängig machen, daß der 
Hinterbliebene ihr feinen Anſpruch gegen den Dritten bis zur 
Höhe des von ihr zu gewahrenden Witwen: und Waiſengeldes 
abtritt; ein ſolches Verlangen wäre ſchon im Hinblick auf 8 850 
Abſ. 1 Nr 2 ZPO. u. 8 400 BGB. un uläſſig. Durch die 
Erfüllung ihrer öffentlich⸗ꝛechtlichen Verpflichtung beſorgt dem⸗ 
nach die Militärverwaltung weder ein Geſchäft für einen anderen, 
nämlich den haftpflichtigen Dritten, wie dies 8 677 BOB. 
verlangt, noch auch iſt der Dritte dadurch auf Koſten der Militär⸗ 
verwaltung ungerechtfertigt bereichert, da deſſen Schadenserſatz⸗ 
pflicht von vornherein nur auf Erſatz des über den Betrag 
des Witwen⸗ und Waiſengeldes hinausgehenden Schadens ſich 
erſtreckt. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich ſchon 
daraus, daß in § 12 Abſ. 3 UFürf®., 5 38 Abi. 2 Off penſcg. 
und $ 41 Abi. 2 Mannſch VG. (vgl. auch 8 1542 der HD.) 
ausdrücklich eine Beftimmung über den geſetlichen Forderungs⸗ 
übergang vorgeſehen iſt. Denn dieſe Vorſchriſten wären über: 
flüſſia, wenn der auf Grund öffentlich⸗rechtlicher Vorſchriften 
zu: Gewährung von Penſionen oder Renten Verpflichtete ſchon 
auf Grund der Beſtimmungen des BOB. über Geſchaftsführung 


2) Es kommen bier 88 11 und 64 der Friedensbeſoldungs⸗ 
vorſchrift, 8 12 Nr. 4 und 8 24 Abſ. 2 der Kriegsbeſoldungsvorſchrift 
und 8 29 Abſ. 2 Mil HG. in Frage. 
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ohne Auftrag oder über ungerechtfertigte Bereicherung Erſatz 
für dieſe Penſionen oder Renten von dem für das Ereignis, 
deſſen Eintritt den Anſpruch auf die Penſton oder Rente be⸗ 
gründete, haftpflichtigen Dritten beanſpruchen könnte. 


Haftung der preußiſchen Gemeinden für Tumult⸗ 
ſchäden. 


Von Rechtsanwalt Dr. Fritz E. Koch, Berlin. 


I. 

Die Frage, ob das Geſetz betreffend die Verpflichtung 
der Gemeinden zum Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen ver⸗ 
urſachten Schadens v. 11. März 1850 auf die November⸗ 
revolution des Jahres 1918 und die ihr gefolgten Spartakus⸗ 
unruhen Anwendung finden, iſt Gegenſtand lebhaften 
Streits.) In SW. 1919, 272 hat ih RA. Dr. Ernſt 
Wolff eingehendſt mit der Frage beſchäftigt und eine 
Reihe neuer, anſcheinend gewichtiger Gründe für den Aus⸗ 
ſchluß der Haftpflicht der Gemeinden ins Feld gefüht. 12) Den 
Ausführungen Wolffs iſt folgendes zu entgegnen: 

Die Entſcheidung der Frage hängt devon ab, ob als 
„Zuſammenrottung“ im Sinne des Geſetzes nur die als 
Folgeerſcheinung jeder Revolution auftretenden Plünderungen 
und Gewalttätigkeiten zu verſtehen ſind, für die die Revolution 
infolge der allgemeinen Rechtsunſicherheit den günſtigſten 
Nährboden bietet, oder ob auch die Revolutionsakte ſelbſt 
„Zuſammenrottungen“ im Sinne des Geſetzes ſind. 

Wolff verneint die Anwendbarkeit des Geſetzes auf die 
eigentlichen Revolutionsakte und ſchließt aus dieſem Grunde 
die Haftpflicht der Gemeinden für die durch die Unruhen vom 
November 1918 bis März 1919 mit Ausnahme der Vorgänge 
in der Chauſſeeſtraße im Dezember 1918 verurſachten 
Schäden aus. 

Er geht davon aus, daß Bürgerkriege nicht unter das 
Tumultgeſetz fallen, weil ſie nicht als rechtswidrig anzuſehen 
ſind, und will den Unterſchied zwiſchen den Aufruhrfällen und 
den Fällen eigentlichen Bürgerkriegs hauptſächlich in dem poli⸗ 
tiſchen Ziel der Bewegung, ihrer Organiſation als militäriſche 
Macht, der Beobachtung des Kriegsgeſetzes ſeitens der Auf⸗ 
rührer und ihrer Meinung, an Staates ſtatt zu kämpfen, 
ſehen. Obwohl er ſelbſt zugeſtehen muß, daß dieſe Merkmale 
den Spartakusaufſtänden fehlten, will er auch ihnen das 
Moment der Rechtswidrigkeit abſprechen, weil ſie ſeiner Anſicht 
nach im Falle ihres Erfolges zum eigentlichen Bürgerkrieg 
geworden wären und es dem Geſetz widerſprechen und zu un⸗ 
möglichen Ergebniſſen führen würde, wenn man ſie je nach 
ihrem Erfolg unter das Geſetz ſtellen oder von ſeiner An⸗ 
wendung ausſchließen wollte.?) 

Dieſer Beweisführung muß widerſprochen werden. 

Es herrſcht kein Streit darüber, daß das Geſetz von 1850 
auch auf die Fälle von Zuſammenrottungen Anwendung 
findet, in denen die Unruhen einen politiſchen Zweck ver⸗ 
folgen.?) Das franzöſiſche Geſetz v. 10. vendemaire IV der 
Republik iſt gerade im Hinblick darauf entſtanden, daß man 
einen Angriff der „Roten“ glaubte erwarten zu müſſen, der 
ſeine Spitze gegen die Reichen und Beſitzenden der Haupt⸗ 
ſtadt richten würde,“) und der franzöſiſche Kaſſationshof hat, 
entgegen ſeiner urſprünglichen Praxis ſeit 1875, ſtets an⸗ 
genommen, daß das Geſetz v. 10. vend. IV die Gemeinden 
auch bezüglich ſolcher Schäden haftbar mache, die bei Zu⸗ 
ſammenrottungen zum Umſturz „der beſtehenden Staats⸗ 
gewalt“ verurſacht ſind.s) 


1) Val. die von Wolff FW. 1919. 272, angeg. Literatur und 
Rechtiprechung, ferner Jadeſohn, KGBl 1919, 32; Rettkomski 
„Wer haftet für die Tumultſchäden nach Ausbruch der Revolution 
im November 1918?“ 1919 

18) Vgl. auch Richter JW. S. 286. 

2) Wolff a. a. O. S. 276. 

3) Vgl. Liebrecht, Pr. Tumultſchadengeſetz. Berlin 1919 ©. 13. 
Jadeſohn in KGBl. 1919, 32. Moericke: Die deutſchen Tumult⸗ 
geſetze, 1910 S. 21. Berichte der I. Pr. Kammer S. 2429 u. ff. 

) Fuld in Puchelts Z. XVI. Beiſageheft S. 159 f. 

3) Val. Entſch. v. 23. Febr. 27. April, 27. Juli. 1. Dez. 1875, 
4. Mai 1881. zitiert in Sirey Recueil General des Lois et des 
Arrets. Paris 1875 I 219, 263, 363; 1876 I 257; 1885 I 361. 
Ebenſo un a. a. O. S. 166, Moericke a. a. O. E. 21 f. „Die 
Fälle politiſcher Zuſammenrottungen von dem Geſetz auszunehmen, 


Nr. 6. 1919. 


Daß die Gemeinde in der Regel gar nicht in der Lage 
ſein wird, derartige dem erſtrebten Ziel entſprechend umfang⸗ 
reiche Aufruhrbewegungen zu unterdrücken, vielmehr der an⸗ 
gegriffenen Staatsregierung ſelbſt die Abwehr des Angriffs 
überlaſſen muß, iſt unerheblich; denn die Haftpflicht der Ge⸗ 
meinden ift vom Geſetzgeber nicht nur ganz unabhängig von 
der Pflicht und den Mitteln der Gemeinde zur Abwehr der 
Schäden geſchaffen, ſondern in dem Bewußtſein geſchaffen 
worden, daß in vielen Fällen allein der Staat die 
Pflicht und die Mittel zur Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung hat.“) Ein Antrag,“) die Haftpflicht der Gemeinden 
im Falle der Erklärung des Belagerungszuſtandes für die 
Dauer des Belagerungszuſtandes außer Kraft treten zu laſſen, 
iſt darum abgelehnt worden. 

Die Verantwortlichkeit der Gemeinde iſt alſo in keiner 
Weiſe dadurch beſtimmt, daß ſie auch nur, wie Wolff an⸗ 
nimmt, in abstracto in der Lage geweſen iſt, die Gewalt⸗ 
tätigkeiten zu verhindern. 

Zweifellos müſſen die Handlungen, durch die oder in 
deren geſetzlicher Abwehr Schaden zugefügt worden iſt, rechts⸗ 
widrig ſein. Dieſes Merkmal iſt auch den Revolutionsakten 
eigen, ganz gleich, ob ſie Erfolg haben oder nicht. 

Jede revolutionäre Staatsumwälzung iſt zunächſt ein 
rechtswidriger Angriff auf die beſtehende Staatsordnung und 
wird erſt durch ihren Erfolg legaliſiert. Von dem Augen⸗ 
blick an, wo der Aufruhr zum Sieg geführt hat, ſtellt ſich 
die Verteidigung der angegriffenen und beſiegten Regierung 
als rechtswidrig dar. Wann dieſer Standpunkt eingetreten 
iſt, d. h. wann der rechtswidrige Angriff zur geſetzlichen Ver⸗ 
teidigung, die gegen den rechtswidrigen Angriff angewandten 
geſetzlichen Maßregeln zum rechtswidrigen Angriff geworden 
ſind, iſt Tatfrage, die ex post zu beurteilen iſt und ſich 
entſcheiden läßt. Es iſt hierbei wohl möglich, daß dem Wende⸗ 
punkt ein vorübergehender Zuſtand tatſächlicher Anarchie 
vorhergegangen iſt, in dem ſich die Revolutionäre und die 
ſtaatserhaltenden Kräfte die Wage hielten und überhaupt keine 
Staatsgewalt mehr die Macht hat. Solange der Wendepunkt 
nicht eingetreten, d. h. der rechtswidrige Angriff nicht zum 
dauernden ſtaatsumwälzenden Erfolg geführt hat, iſt die an⸗ 
gegriſfene Staatsgewalt die geſetzliche Macht. Daraus folgt, 
daß alle Schäden, die durch die Revolutionskämpfe verurſacht 
ſind, ſtets Folgen entweder des rechtswidrigen Angriffs oder 
der geſetzlichen dagegen getroffenen Maßregeln ſind, ganz gleich, 
ob die Revolution erfolgreich war oder nicht. Eine Ausnahme 
bildet lediglich der Zuſtand des ſogenannten „Bürgerkriegs“, 
der unten behandelt werden ſoll. Auch das Maß der Organi⸗ 
ſation der Aufſtändiſchen kann die Anwendbarkeit des Geſetzes 
nicht ausſchließen. 

Das Geſetz ſpricht von einer „Zuſammenrottung oder 
einem Zuſammenlauf von Menſchen“. Der Begriff der „Zu⸗ 
ſammenrottung“ ſteht im Gegenſatz zum „Zuſammenlauf“ 
und bedeutet „einen abſichtlichen Zuſammenſchluß von Men⸗ 
ſchen, ein zu gemeinſchaftlichem rechtswidrigen Handeln erfol⸗ 
gendes räumliches Zuſammentreten oder Zufammenhalten 
und Zuſammenwirken von Menſchen derart, daß ſie nach außen 
hin als eine vereinte Macht erkennbar ſind.“s) 

Darüber, ob dieſer Zuſammenſchluß ſich begriffsmäßig 
in mehr oder weniger organiſierten Formen vollzieht, kann 
weder der Begriff der „Menſchenmenge“ noch die Beſtimmung 
Aufſchluß geben, die Strafrechtler dem Begriff „Zuſammen⸗ 
rottung“ gegeben haben, denn im Strafrecht handelt es ſich 
darum, die Untergrenze deſſen zu finden, was ſchon unter den 
Begriff „Zuſammenrottung“ als ſtrafſchärfendes Tatbeſtands⸗ 
merkmal fällt, während hier die Obergrenze des Begriffs, alſo 


erſcheint um ſo bedenklicher, als ja die Tumultgeſetze inmitten 
von und im Hinblick auf Umſturzbewegungen erlaſſen worden 
find.” „Dies ergibt ſich aus den Beratungen der I. Kammer, wo 
als hiſtoriſcher Anlaß zur Regelung der Tumultſchadenserſatz⸗ 
pflicht die Straßenkämpfe anläßlich der Revolution von 1848 
wiederholt erwähnt wurden.“ Delius, PrVBl. Bd. 40 S. 222, 
vgl. Müller im Pr Bl. 40, 273. 

6) Val. die Rede von Rönnes im Sten B. der I. Kammer 
1850 S. 2430 und Möves S. 2429 „eine Verpflichtung, deren 
Schwere und Große ich gar nicht verkenne und fühle, wenn ich zu⸗ 
1 auf die Ereigniſſe des Jahres 1848“. Delius, PrVBl. 40 

7) v. Rönnes S. 2438. 


8) Frank, RStGB 11./14. Aufl. 1914 S. 233 Anm. zu 8 115 
II. 1; Moericke a. a. O. S. 21. 


48. Jahrgang. 
1 

die Unterſuchung, ob ein Tatbeſtand noch Zuſammenrottung 
ift, in Frage ſteht. Es iſt unbeſtritten, daß für Zuſammen⸗ 
rottung keineswegs eine beſtimmte Organiſation erforder⸗ 
lich iſt, der Begriff vielmehr freie Anſchlußmöglichkeit offen 
läßt.») Die Frage iſt, ob der Begriff der Zuſammenrottung 
das Merkmal der Organiſation verträgt. Der Gegenſatz 
zwiſchen „Bande“ und „Zuſammenrottung“, den Wolff als An⸗ 
halt benutzen will, beſagt gar nichts, da Zuſammenrottung und 
Bande überhaupt nichts miteinander zu tun haben, ſondern in 
jeder Hinſicht verſchiedene Begriffe ſind. 

Die Frage, ob der Begriff „Zuſammenrottung“ das Merk⸗ 
mal der Organiſiertheit ausſchließt, iſt zu verneinen. 

Wie bereits dargelegt, fallen unter das Geſetz auch Un⸗ 
ruhen, die die Umwälzung der ganzen Staatsordnung zum 
Ziele haben. Ihr Umfang wird der Stärke der der Obrigkeit 
zur Verfügung ſtehenden Kräfte entſprechen müſſen, um Er⸗ 
folg zu haben. Was bei einer Dorfgemeinde eine Handvoll 
halbwüchſiger Burſchen, womöglich ohne moderne Waffen aus⸗ 
richten kann, wird in einer Stadt nur eine umfangreiche Menge 
mit den erforderlichen Waffen mit Ausſicht auf Erfolg unter⸗ 
nehmen können. Die Kräfte, die 1848 ausreichend waren 
und vom Geſetz als zuſammengerottete Menſchenmenge bezeich⸗ 
net wurden, hätten 1918/19 nicht genügt, um den Angriff auf 
die mit allen modernen Mitteln verſehene Staatsregierung 
durchzuführen. 

Das Geſetz von 1850 hat mit dem Begriff der Zuſammen⸗ 
rottung von Menſchen auch den Fall der Zuſammenrottung 
zur Einleitung einer Staatsumwälzung bezeichnen wollen.) 
Die Zeit iſt fortgeſchritten, das Geſetz iſt unverändert ge⸗ 
blieben und mit ihm der Sinn und der Zweck, der ihm eigen 
iſt. Im Geſetz findet ſich nichts, was zu dem Schluß berech⸗ 
tigen könnte, daß die Gemeinden von der unbedingten und 
zwingend vorgeſchriebenen Haftpflicht befreit ſind, weil der 
Umfang der ſtaatsumwälzenden Unruhen entſprechend den 
Fortſchritten der Zeit den Umfang früherer Jahre weit über⸗ 
trifft, der rechtswidrige Angriff und die dagegen getroffenen 
geſetzlichen Maßregeln infolge der hohen Kampfkraft beider 
Teile und der modernen Kampfmittel einen Umfang und ein 
Geſicht annehmen, die dem der politiſchen Umſturzbewegungen 
früherer Jahre nicht ähnlich find. 

Eine ſolche Unterſcheidung in den Wortlaut und den 
Sinn des Geſetzes hineinzutragen, würde der Abſicht des Ge⸗ 
ſetzgebers widerſprechen, der das Geſetz inmitten von und im 
Hinblick auf Umſturzbewegungen erlaſſen hat.““) 

Es gibt keinen Rechtsgrundſatz, nach dem die Haftpflicht 
entfällt wegen der Schwere des Ereigniſſes und des dadurch 
entſtandenen Schadens. 

»Est ce que l’appreriation, de la faute est en raison 
inverse de P'intensité du préjudice à ce point que la 
premiere pourrait s'effacer dans la plus haute expression 
du second?“ 10 


Folgerichtig hat darum der Pariſer Kaſſationshof das 
franzöſiſche Geſetz v. 10. vend. IV auf den Aufſtand der 
Kommune 1871 angewendet.), obwohl er ihn als „guerre 
civile organisée“ bezeichnet hat. 

Das von Wolff angezogene ſcheinbar widerſprechende 
Urteil des Dresdner Oberappellationsgerichts v. 18. Mai 
1852”) entſcheidet die Frage überhaupt nicht, da es ſie man⸗ 
gels Vorhandenſein eines ſächſiſchen Tumultgeſetzes gar nicht 
zu ſtellen hatte. 


Es darf allerdings nicht verkannt werden, daß es auch 
Fälle von Revolutionsakten gibt, in denen das Tumultgeſetz 
keine Anwendung findet, weil das Tatbeſtandsmerkmal der zu⸗ 
ſammengerotteten Menſchenmenge fehlt, die Aufſtändiſchen 
vielmehr die Macht und Kampfmittel einer bereits in einem 
gewiſſen Umfang als beſtehend anerkannten Staatsgewalt 


0 Frank a. a. O. S. 233. 

10) Bol. Anm. 5. 

a) Vgl. Fuld a. a. O. S. 166. 
d. a. O. in ſtändiger Praxis. ö 

12) Sirey a. a. O. 1881 I, 361. 

1) Sirey a. a. O. Daß der Kaſſationshof das 113 auf 
Paris nicht angewendet hat, beruht auf der Erwägung, daß das 
Geſetz vom 10. vend. für Paris überhaupt nicht gilt, weil für 
. ein befonderes Schutzgeſetz vom 4. vend. ergangen war. 

gl. Moericke a. a. O. S. 22. 

a) Seuff Arch. V 390 ff. 


Jauriſiiſche Wochen ſchrift 


Ebenſo Kaſſationshof 
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(Nebenregierung) anzuſehen find. In dieſen Fällen entfällt 
auch das Merkmal der Rechtswidrigkeit, weil es ſich hier um 
einen eigentlichen Bürgerkrieg handelt. 

Der Bürgerkrieg Üt kein ſtaatsrechtlicher, ſondern 
ein dem Sprachgebrauch entnommener Begriff. Der Staat, 
der von eigenen Staatsangehörigen angegriffen wird, iſt be⸗ 
rechtigt, dieſen Angriff ſtets als hochverräteriſches Unter⸗ 
nehmen, alſo als rechtswidrig anzuſehen und mit den Aufſtän⸗ 
diſchen nicht nach dem dem Staatsrecht unbekannten Kriegs⸗ 
recht, ſondern nach dem innerſtaatlichen Strafrecht zu verfahren. 
Daran ändert auch die Tatſache nichts, daß die angreifende 
Partei von anderen Staaten der Völkergemeinſchaft als krieg⸗ 
führende Partei anerkannt wird. Der angegriffene Staat kann 
durch politiſche Machtmittel der anderen Staaten gezwungen 
werden, ſich dieſer Auffaſſung anzuſchließen, rechtlich 
verbunden wird er durch die Stellungnahme der anderen 
Staaten nichts). 

Anders liegt der Fall, wenn die alte Regierung durch 
Bürgerkrieg beſeitigt und erſt nach erneutem Aufſtande wieder 
ans Ruder gekommen iſt. Hier war die Kontinuität der alten 
Regierung unterbrochen. Sie hatte eine Zeitlang aufgehört zu 
beſtehen und führt ihren Urſprung auf den von ihr begonnenen 
zweiten Aufſtand zurück. Es würde dem Recht widerſprechen, 
wenn fie nunmehr ihren früheren Sturz als re chtswidrige 
Handlung an den Führern des damaligen Aufſtandes ahnden 
würde; denn es liegt nicht in dem Machtbereich ihrer Rechts⸗ 
befugniſſe, den durch den tatſächlichen Erfolg des erſten Auf⸗ 
ſtandes eingetretenen Rechtszuſtand zu verleugnen. 

. Daraus muß man aber m. E. weiter folgern, daß auch 
die teilweiſe Unterbrechung der Kontinuität der alten Regie⸗ 
rung die Rechtswidrigkeit des gegen ſie gerichteten Aufſtandes 
von dem Augenblickder Unterbrechungab aus⸗ 
ſchließt. Wenn der Aufſtand nicht zum Sturz der alten Re⸗ 
gierung, wohl aber zur Einſetzung einer tatſächlichen in ört⸗ 
lichen Grenzen beſtehenden zweiten Regierungsgewalt führt, ſo 
iſt von dem Augenblick an, wo dieſe Nebenregierung tat⸗ 
ſäch lich als ſolche, wenn auch in ganz beſchränktem Um⸗ 
fange, infolge Zwanges oder freiwilliger Unterwerfung, an⸗ 
erkannt wird und dadurch entſprechende Regierungsgewalt 
erhält, ihr Handeln und das Handeln ihrer Untertanen nicht 
mehr rechtswidrig im zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Sinne. Es 
liegt in dieſem Falle ein Krieg zwiſchen zwei Regie⸗ 
rungen desſelben Staates, d. h. ein Bürger⸗ 


krieg vor. 


Der politiſche Aufſtand iſt alſo ſo lange rechtswidrig, als 
er nicht zur Begründung einer tatſächlich, wenn auch be- 
ſchränkt, anerkannten Regierungsgewalt geführt hat. Ob und 
wann das geſchehen iſt, iſt Tatfrage. 

Die Spartakusaufſtände haben nicht zu diefem Erfolg ge⸗ 
führt. Die von ſeinen Teilnehmern erſtrebte Einſetzung einer 
Regierung Liebknecht⸗Ledebour iſt vollkommen vereitelt worden, 
die Aufſtände ſind kein Bürgerkrieg geweſen, ſondern ihrem ge⸗ 
ſamten Tatbeſtande nach rechtswidrig. 1e) Dies hat auch das 
Reichsgericht bereits anerkannt, indem es die verhafteten Teil⸗ 
nehmer des Aufſtandes als rechtswidrige Aufrührer angeſehen 
und demzufolge ihre Reviſion verworfen und ihre Behandlung 
als Kriegsgefangene abgelehnt hat. Damit hat es zugleich 
anerkannt, daß der Tatbeſtand der Zuſammenrottung noch vor⸗ 
gelegen hat. 

Es beſteht danach überhaupt kein Anhalt im Geſetz von 
1850, die Unruhen vom November 1918 bis März 1919 von 
der Haftpflicht der Gemeinden auszunehmen. ) 


III 
Auch der Umfang der Haftung der Gemeinden für Zus 
multſchäden iſt beſtritten. : 
Wolff!) folgert aus dem Wortlaut des Geſetzes und feiner 
Natur als Ausnahmegeſetz, daß es nur den Erſatz des unmittel- 
baren Schadens zubillige. 


35) A. M. Delius, PrVBl. 40, 222. 

10) Mol. Rettkowski S. 6/7, Lindenau, DIZ. 1919, 144 

1) Ebenſo: Gierke, DIL. 1919, 10 Lindenau daſelbſt 
S. 145 ff. Die Anſicht von Durſt a a. O. S 274, daß die 38 2, 3 
des Geſetzes darauf hinweiſen, daß das Geſetz nur an lokal be 
grenzte Unruhen denke, widerſpricht der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes. Die 88 2, 3 behandeln lediglich den beſonderen Fall, 
daß eine Gemeinde einen Angriff von außen zu beftehen hat. 
Vgl. hierzu Rettkowski S. 4/5. 

16) A. a. O. ebenſo Ruer, PrVBl. 32, 113. 


366 


LEE l 


Dieſe Anſicht widerſpricht meines Erachtens dem Geſetz. 
Rach 5 1 des Geſetzes haftet die Gemeinde, wenn Beſchädi⸗ 
gungen des Eigentums oder Verletzungen von Perſonen ſtatt⸗ 
finden, für den dadurch verurſachten Schaden. 


Das Geſetz beantwortet die Frage, was unter berurſachtem 
Schaden zu verſtehen ift, nicht, betrachtet ſich alſo als Beſtand⸗ 
tell des damals gültigen allgemeinen Rechtsſyſtems und will 
für die Frage nach dem Umfang der Haftung auf die geltenden 
Landesgeſetze verweiſen. Hiergegen iſt der Einwand erhoben 
worden, daß das Geſetz dadurch in den verſchiedenen Landes⸗ 
teilen der Monarchie eine verſchiedene Auslegung finden müßte, 
weil vor 1900 in dem überwiegenden Teile Preußens das all⸗ 
gemeine Landrecht, in einem anderen Teile das gemeine Recht, 
90 den rheiniſchen Gebieten das franzöſiſche Recht Geltung 

atte. 

Dieſer Einwand iſt unerheblich; denn der Umfang der 
Schadenserſatzpflicht regelte ſich vor 1900 in der Regel aller 
Fälle nach den in den verſchiedenen Landesteilen geltenden 
Geſetzen, und es ift nicht einzuſehen, warum gerade für die 
Erſatzpflicht aus dem Tumultgeſetz mangels beſonderer ge⸗ 
ſetzlicher Beſtimmung eine andere Regelung angenommen 
werden muß. Daß die verſchiedene Handhabung der preu⸗ 
ßiſchen Geſetze in den verſchiedenen Landesteilen dem Geſetz⸗ 
geber durchaus geläufig iſt, beweiſt z. B. § 11 des Geſetzes 
über die preußiſchen Eiſenbahnunternehmungen v. 3. Nov. 
1838, der von der Form des Enteignungsverfahrens in den 
verſchiedenen Landesteilen ſpricht. 


Das RG. hat in ſeinem Urteil v. 3. Mai 190612) ent⸗ 
ſchieden, daß der § 25 des Geſetzes v. 3. Nov. 1838 dem Eiſen⸗ 
bahnunternehmer eine weit ſtrengere Haftung auferlege, als 
ſie nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften gegeben war, 
und daß mit dieſem Geſetzeszweck eine verſchiedene Beurtei⸗ 
lung des Umfangs der Haftung je nach der Anwendung des 
in den verſchiedenen Rechtsgebieten der Monarchie geltenden 
Rechts nicht verträglich ſei. Die Anwendung des Geſetzes 
ſollte vielmehr in dem ganzen Umfang der Monarchie eine 
einheitliche fein. Das RG. geht alſo davon aus, daß an ſich 
der Umfang der Haftung auch bei einem für den geſamten Um⸗ 
fang der Monarchie gegebenen Geſetz mangels beſonderer Re⸗ 
gelung in dem Geſetz durch die in den verſchiedenen Landes⸗ 
teilen geltenden Landesgeſetze beſtimmt werde, mit denen 
zujammen es die Materie habe regeln wollen. Nur wenn, 
wie beim Geſetz v. 3. Nov. 1838 beſondere Gründe für eine 
für den ganzen Umfang der Monarchie einheitliche Regelung 
vorhanden find, iſt das Geſetz aus ſich ſelbſt heraus auszu⸗ 
legen. Derartige Gründe liegen für das Tumultgeſetz nicht 
vor. Der Geſetzgeber hat durch das Geſetz v. 11. März 1850 
eine neue Haftungsquelle einführen wollen. Dafür, 
daß der Umfang der Haftung innerhalb der Monarchie ein⸗ 
heitlich geregelt ſein ſolle, findet ſich im Geſetz kein Anhalt. 


An Stelle der landesgeſetzlichen Vorſchriften, die bis 1900 
den Umfang der Haftung aus dem Tumultgeſetz beſtimmten, 
ſind ſeit 1900 gemäß Art. 55,4 EGBGB. die Vorſchriften des 
BGB. getreten, 20) nach denen auch mittelbarer Schaden und 
entgangener Gewinn zu erſetzen find. 


Aber ſelbſt, wenn man den $ 1 bezüglich des Umſangs 
der Haftpflicht nicht als Verweiſungsvorſchrift anſieht, viel: 
mehr annimmt, daß der Umfang der Haftung aus dem Geſetz 
ſelbſt zu beſtimmen iſt,z1) ſich mithin nicht nach den Vorſchriften 
des BGB. regelt, kommt man zu demſelben Ergebnis. 


Wolff leitet aus dem Wortlaut des $ 1, der von „verurſach⸗ 
tem“ Schaden ſpricht, und dem Gegenſatz zum Eiſenbahngeſetz 
v. 3. Nov. 1838, in dem der Erſatz allen Schadens auſerlegt 
wirb, der an den beförderten Perſonen und Gütern entitanden 
iſt, den Schluß ab, daß das Geſetz von 1850 die Haftung auf 
den unmittelbaren Schaden beſchränke. 

Demgegenüber ift darauf hinzuweiſen, daß der Sprach⸗ 
gebrauch der damaligen Geſetze ebenſowenig wie der heutige 
zwiſchen „verurſacht“ und „entſtanden“ unterſchieden hat, um 
den Gegenſatz zwiſchen unmittelbarem und mittelbarem 
Schaden zu bezeichnen. 


0 AG. 63, 270. 

”) Ebenſo Delius, Pr.. 
a. a. S. 26. 
n) Liebrecht g. a O. S. 29. 
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Im ALR. I, 3 8 4 heißt es: 

„Folgen, die aus einer Handlung, an und für ſich betrach⸗ 
tet, nach dem natürlichen und gewöhnlichen Lauf der Dinge 
zu entſtehen pflegen, heißen unmittelbar.“ 

Und in 85: 

„Mittelbar heißen diejenigen Folgen, die nur aus der 
Verbindung der Handlung mit einem anderen von derſelben 
verſchiedenen Ereignis oder mit einer nicht gewöhnlichen Be⸗ 
ſchaffenheit entſtanden ſind.“ 

Das Eiſenbahngeſetz ſagt alſo dadurch, daß es von „ent⸗ 
ſtandenen“ Schäden fpricht, über die Frage, ob auch der mittel⸗ 
bare Schaden zu erſetzen iſt, nichts, da das Geſetz auch bei un⸗ 
mittelbaren Schäden von entſtehen zu ſprechen pflegt. 

Ebenſo ſpricht das ALR. in den SS 40, 41, 69 1 6 von 
verurſachtem Schaden, obwohl es ausdrücklich mittel⸗ 
baren Schaden und entgangenen Gewinn mitumfaſſen 
will. Die Ausdrücke „entſtehen“ und „verurſacht“ 
ſind alſo gleichbedeutend und enthalten nur das 
geſetzliche Erfordernis der Kauſalitäkt zwiſchen dem 
Ereignis und dem Schaden, der auf das Ereignis 
zurückgeführt wird. Ebenſo wie der unmittelbare Schaden im 
Sinne des Geſetzes aus dem Ereignis entſtanden iſt, iſt auch 
der mittelbare Schaden durch das Ereignis verurſacht. 

Wenn das Geſetz die Beſchränkung der Haftung auf den 
unmittelbaren Schaden ausſprechen will, ſpricht es wie 8 216 
von dem Nachteil, der durch eine Handlung oder Unterlaſſung 
„unmittelbar und zunächſt bewirkt“ iſt, oder 
ſpricht unzweideutig von „unmittelbarem Schaden“. 
(Vgl. 16 88 5, 19, 21, 26, 27, 41, 69.) 

Die Haftung der Gemeinden nach $ 1 des Tumultgeſetzes 
umfaßt alſo den geſamten Schaden. Unter dieſen Begriff fällt 
nicht nur der unmittelbare und mittelbare Schaden. Das ALR. 
bezeichnet allerdings in $ 1 1,6 als Schaden nur „jede Ver⸗ 
ſchlimmernug des Zuſtandes eines Menſchen in Anſehung 
ſeines Körpers, ſeiner Freiheit, Ehre oder ſeines Vermögens“ 
und unterſcheidet hiervon den entgangenen Gewinn, deſſen Er- 
ſatz außer dem Erſatz des geſamten Schadens zu einer „voll⸗ 
ſtändigen Genugtuung“ gehört. (88 5—7 1,6.) *) 

Doch wird dieſe Unterſcheidung nur an dieſer Stelle 
des ALR. gemacht. Im übrigen begreift der geſetzliche 
Sprachgebrauch des ALR. unter Schaden auch den ent- 
gangenen Gewinne?) (vgl. ALR. L6 SS 23, 28, 29, 32, 33, 
34, 37, 40, 49, 53, 56, 58, 64, 69) und bezeichnet den un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Schaden im Gegenſatz zum ent⸗ 
gangenen Gewinn als „wirklichen Schaden“ (val. 88 12 und 
14 16, 88 287, 288 15). 

Da der Sprachgebrauch des Geſetzes alſo unter dem Begriff 
des „Schadens“ den entgangenen Gewinn mitumfaßt, beſteht 
kein Grund, in dem Fall des $ 1 des Tumultgeſetzes von 
dem geſetzlichen Sprachgebrauch abzuweichen und den ent⸗ 
gangenen Gewinn auszuſcheiden. ) 


Schrifttum. 


Ernft Sontag, Landgerichtsrat: Die Aktiengefellſchaften im 
Kampfe zwiſchen Macht und Recht. Berlin 1918. Franz 
Vahlen. 116 Seinen. 


Schon beim Erſcheinen hatte Sontags Arbeit lebhaftes Anterefie 
erweckt. Sie wird auch heute, ja vielleicht heute bei den ver⸗ 
änderten Umſtänden noch mehr als früher zum Nachdenken ſtimmen. 
Sontags Bach geſällt ſchon beim erſten Leſen durch die ſeltene 
Friſche der Sprache und die Anſchaulichkeit der Darſtellung. Überall 
ſpürt man pulſterendes Leben und die Macht eines ehrlichen 
Empfindens. Sontag nimmt Partei in dem Ringen zwiſchen der 
Mehrheit und der Minderbeit der Aktionäre. Er tritt für dle 
Minorität ein „Die Kalkulation des Geſetzgebers, daß bei der 
Mebrbeit naturgemäß die Intereſſen der AG, ſteis am beiten aufs 
gehoben ſeien, war alſo farich,” ſagt er bei dem an den Anfang ber 
Betrachtung geſtellten Bericht über die Fälle des Mißbrauchs der 
Majorität (S 17). Und weiter heißt es, „daß der Geſetzgeber 
geirrt bat, als er das Schickſal der A. G. in wirtſchaftlichen Fragen 
vertrauensvoll ausſchließlich in die Hande der Mehrheit der General- 
verſammlung legte. Er geht von der ungenügend fundierten Prämiſſe 
aus, daß in Wahrung der Intereſſen der Geſellſchaft ſämiliche 
Aktionäre ſtets nur einig fein könnten, Streit aber höchſtens darüber 


5) Ebenſo OTr. 28, 270. 
0 ene ROH. 6 S. d ff., RG. 63. 270 
a) Eben 


o Ro 63, 270 für 8 25 des Geſetzes v 3. Nov. 1838. 
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herrſchen könne, wie dieſe Intereſſen zu verfolgen ſeien“. (S. 23). 
Und ſpäter wieder: „Es tt unser romamſtiſch geſchultes Rechts⸗ 
empfinden, welches uns an die Vorſtellung gewohnt hut, in Verein 
und Geſellſchaft gäbe es keine andere Eniſcheidung von Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten als durch die Majorität.“ (S. 34). Das führt zu 
einer Kritit der Rechtſprechung und zu Vorſchlägen zur Reform des 
Aklienrechts. In beiden Gebieten wird man in gar manchen 
Punkten dem Verfaſſer folgen. Vielfach zögert die Spruchpraxis, 
ſich von der ängſtlichen Beobachtung des Worilauts freizumachen. 
Man wird mit Sontag einer freieren Auslegung der Vorſchriſten 
über die Verſagung des Stimmrechts in Kolliſionsfaulen (S. 51 ff.) 
das Wort reden. Wir freuen uns über die temperamentvollen Aus⸗ 
führungen gegenüber den, durch die Mehrheit im eigennützigen Sinne 
zum Nachteile der Geſellſchaft durchgeſetzten Beſchlüſſen (S. 29). 
Der geſetzliche Anſpruch der Minderheit, ihrem Akttenbeſitze ent⸗ 
ſprechend im Aufſichtsrate vertreten zu ſein, wird jetzt in den Tagen 
des Proporzes doppelt begreiflich erſcheinen (S. 115). Auch die 
geſetzliche Fixierung der Geſchaftsoronungsbeſtimmungen (S. 78) 
wiro keinen Bedenken begegnen. Man wird uberall da mit Sontag 
gehen, wo er die Verhütung von Unrecht und von Mißbrauch ſucht. 
Man wird aber da zurückhalten, wo die Minderheit die Waffen 
erhalten ſoll zu einer Vergewaltigung der Mehrheit dienen konnen. 
Das fürchte ich namentlich dann, wenn Sontag den Grundſatz des 
Bergrechts von der Anfechtung der Beſchiuſſe der Gewerken „zum 
Beſten der Gewerkschaft auf die A.⸗G. ausdehnen will“ (S. 84). 
Er fühlt ſelbſt, daß dies Anfechtungsrecht „mißbraucht werden kann 
und mißbraucht wird“ (S. 37). Er troſtet ſich mit den Worten 
Niebuhrs „Was nicht gemißbraucht werden kann, das taugt nichts“ 
(S. 37). Damtt wird ſich aber der Geſetzgeber wohl kaum beruhigen 
dürfen. Wie unendlich ſchwer iſt es zu beſtimmen, was wirklich im 
Intereſſe der Geſellſchaft liegt. Darüber kann doch nur der urteilen, 
der ihre Verhältniſſe und Pläne genau kennt. Die Klaue nötigt 
die Verwaltung, um ihre Anırage aufrechtzuerhalten, die wichrigſten 
Dinge offenbar zu machen. Und um das zu vermeiden bringt man 
dann ein Opfer an Geld und auch wohl an moraliſchem Empfinden. 
Sontag beſchränkt dann auch in ſeinem poſitiven Vorſchlag das 
Anfechtungsrecht auf die „ſchwere vorſatzliche Schädigung der 
Geſellſchaft“ (S. 36). Damit ware zum wirklichen Schutze der 
anſtandigen Minderheit nicht viel erreicht. Sie erhält kaum mehr 
als fie bei energiſcher Anwendung des Geſetzes heute ſchon erreichen 
kann (ogl. S. 29). Fur die auf unehrenhaften Wegen Wandelnden 
aber bietet auch die jetzige Faſſung des Vorschlages eines der Mutel, 
durch Preſſion Vorteile zu erreichen, auf die ſie keinen Anſpruch hat, 
günſtige Angebote auf ihre Aknen, Überlajjung von Vertrelerpoſten, 
Ausſchutiung von Dividende entgegen der vorjichtigeren Politik der 
Verwaltung uſw. Das Bild, das Nathenau in ſeiner Schrift vom 
Aktlenweſen vom „kleinen Akltonar“ entwirft, iſt nicht ganz Zerrbild, 
wie Sontag (S. 89 Note 1) meint. Er lebt wirklich, wenn er auch 
nicht die regelmäßige Erſcheinung ſein wird. Sicher hat Rathenau 
die A.-G. von Innen, vom Standpunkt der Verwaltung der 
Großunternehmung aus betrachtet. Aver ſteht nicht Sontag ebenſo 
ſehr draußen und ſchöpft jeine Kenntnis und Erkenntnis aus den 
Prozeſſen zwiſchen Minderheit und Mehrheit? Man muß die 
A. G. in ihrer friedlichen Arbeit, nicht nur im Streite vor Augen 
haben. Dann wird man doch vor den zu weit gehenden Rechten 
der Minderheit zuruckſchrecken. 

Auf einem anderen Blatte ſteht es, ob nicht auch für die A.-G. 
nach engliſchem Vorbulde Jteviſoren einzuführen find (S. 32). Daß 
ihre Unabhängigkeit geſichert fein muß, halte ich mit S. für eine 
unbedingte Vorausſetzung ihrer Wirtſamkeit. Ob Hierfür ein Reichs⸗ 
altienamt nötig iſt, wäre eine andere Frage. Wichliger iſt, daß 
mit dieſen faarlich, mit öffentlichem Vertrauen ausgeruſteten 
Prüfern ein Intereſſe nicht nur der Minderheit, ſondern der 
Augemeinheit gewahrt wird. Mit ihr tritt die Perſon in die 
Erſcheinung, welche uber Mehrheit und Minderheit ſteht. Der Staat 
gewinnt taglich mehr Intereſſe an den A.⸗G. Er wird wohl bald 
ſelbſt Großaktionär werden müſſen, wenn die Vermögensabgaben 
durchgeführt werden. Er iſt auch ohnedies bei den ſtandig ſteigenden 
Steuern von dem Einkommen der A.⸗G. Mitberechtigter am Ergebnis. 
Das wird notwendigerweiſe dazu fuhren, daß er ſich auch um die 
Verwaltung kümmert. Seine Reviſoren werden den verſchiedenſten 
Zwecken dienen. Wir ſtehen bier erſt am Anjang enter neuen 
Entwicklung. Wer weiß, ob nicht nach einigen Jahren die Macht 
in der A.⸗G. weder der Mehrheit noch der Minderheit der Aktionäre 
mehr zusteht und ob biete nicht ſich nach der Herrſchaft jener 
zurückſehnen. Hachenburg. 


Dr. Wilhelm Fuchs: Umgehung des Geſetzes (Fraus legi 
lacta). Eine kritiſche Studie. Göttingen. Dieterichſche 
e (Becker und Eidner). 1917. 
72 S. 

Derſelbe: Scheinhändel. Juriſtiſche Unterſuchungen über 
Scheinmanöver aller Art und die Prinzipienfrage der 
e Im gleichen Verlag. 1918. XXIII. 
266 S. 

Der Verf. hat ſchon in feiner früheren Dlſſertation „Über 
ſiduziariſche Berechtigung“ gegen die herrſchende Auffaſſung der 


Juriſtiſ che Wochenſchrift. . 
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fiduziariſchen Rechtsübertragung eingewandt, es ſei unvereinbar 
miteinander, daß jemand dinglich berechtigt ſein könne, aber 
ſchuldrechtlich gebunden, von ſeiner Berechtigung keinen Gebrauch 
zu machen. Dingliches Recht ſei ſtets ein Dürfen und es ſet ein 
Widerſinn, ein (dingliches) Dürfen und ein (ſchuldrechtliches) 
Nichtdürfen zu gleicher Zeit bei derſelben Perſon anzunehmen. 
Es könne keine Rede davon ſein, daß der Fiduziar zu vollem 
Rechte berechtigt werde. Schon damals hat der Verf. mehreres 
überſehen. Der vermietende Eigentümer kann und darf in die 
leerſtehende, vom Mieter nicht bezogene Wohnung einen Dritten 
hineinlaſſen, ihm vermieten und ihm den Beſitz einräumen, er 
ſoll es aber nicht; ja wer will es verwehren, zu ſagen, daß er es 
nicht darf? Das Nichtdürfen iſt nur relativ. Der Verkäufer kann 
und darf die Sache zwei Male verkaufen und ſie dem zweiten 
Käufer ausliefern, er ſoll und darf es aber wieder nicht. Der 
Unterlaſſungspflichtige darf eine beſtimmte Handlung nicht vor⸗ 
nehmen, 3. B. eine Verfügung, er kann und darf es aber trotz 
dieſes Verbots, $ 137. Das Nichtdürfen iſt eben keineswegs 
abſolut. In Betracht kommt aber auch die Lahmlegung einer 
Forderung durch eine Einrede des Schuldners, an der ſich ſeiner⸗ 
zeit ſchon Hölder den Kopf zerbrochen hat. Er ſagte ſich, daß 
der Gläubiger, der kraft ſeines Forderungsrechts fordern dürfe, 
aber kraft der Einrede nicht fordern dürfe, eben deswegen nicht 
fordern dürfe, d. 9. ipso iure nicht zu fordern berechtigt ſei, daß 
alſo die Einrede auf eine ipso-iurxe-Wirkung hinauslaufen müſſe. 
Dies von ihm ſpäter wieder aufgegebene Ergebnis beweiſt die Un⸗ 
richtigkeit der Folgerung, Fuchs könne ihm aber nicht ausweichen. 
Er betont an ſich ganz richtig, daß ein Unterſchied ſei zwiſchen 
Verfügenkönnen (von ihm Verfügungsmacht genannt) und Ver⸗ 
fügentonnen plus Verfügendürfen (von ihm Verfügungsrecht 
genannt). Deshalb wird aber ſeine eigene Lehre noch nicht richtig, 
daß die ſchuldrechtliche Gebundenheit des Volleigentümers in 
Wirklichkeit eine dingliche Gebundenheit ſei. Die Gebundenheit 
des vernnetenden Eigentümers und des ohne Erlaubnis woynen⸗ 
den und vermietenden Beſitzers ſind doch gewiß weſensgleich, die 
zweite kann ſich aber nicht dinglich außern. 


Fuchs kam in ſeiner früheren Schrift über fiduziariſche Be⸗ 
rechtigung zu dem Schluß, daß die fiduziariſche Rechtsübertragung 
nur Legitimation gebe. Dies iſt für manche Fälle der Treuhand⸗ 
ſchaft richtig, dem Treuhänder wird nur Ausübungsmöglichkeit an 
fremden Rechten gegeben, z. B. dem Pfandhalter bei Schulb⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber, auf deſſen Namen die Hypothek 
eingetragen iſt. Es ſtimmt aber keinenfalls für den Fall, den 
Fuchs in erſter Linie zugrunde legt, die Sicherungsübereignung 
als Erſatz des Fauſtpfandes. Hier geht der klare Parteiwille auf 
etwas anderes. In den beiden zur Prüfung ſtehenden Schriften 
reigt Fuchs die Sicherungsübereignung unter die Simulation und 
will das agere in fraudem legis als ſolches verſchwinden laſſen, 
um es unter den einfacheren und allgemeineren Geſichtspunkt der 
Simulation zu bringen. Er ſchließt folgendermaßen: In dem 
Abſchluß des ſchuldrechtlichen Gegenvertrages zur dinglichen Ver⸗ 
äußerung liegt ein ſolcher Willenswiderſpruch zum Veräußerungs⸗ 
geſchäft, daß dieſes nicht ernſtlich gemeint ſein kann und daher 
notwendig ſimuliert ſein muß. Es ſtehe überhaupt nicht bei den 
Parteien, darüber zu befinden, ob ein von ihnen geſchaffener Tat⸗ 
beſtand geſetzliche Wirkungen haben könne, ſondern darüber ent⸗ 
nn allein das Geſetz. Dies letztere ijt an ſich richtig, recht⸗ 
ſertigt aber noch nicht ſeinen Schluß, daß notwendig Simulation 
vorliegen müſſe. Wir laſſen es zu, daß der Verkäufer das über⸗ 
eignete Grundſtück ſofort vom Kaufer wieder pachten darf, und 
doch iſt ſicher ein Widerſpruch in dieſem Doppelgeſchäft enthalten. 
Als Verkäufer ſagt der Pächter: Du ſollſt haben, als Pächter 
ſagt er: Ich will haben. Selbſt wenn man dies nicht als ge⸗ 
nügenden Beweis anſieht, ſo ſpricht doch ſicher gegen Fuchs der 
Wiederkauf. Der Verkäufer, um Geld zu erhalten, verkauft und 
übereignet longa manu, möchte ſich aber die Sache für künftig 
ſichern und verpflichtet den Käufer, ſie nicht zu veräußern und ſie 
ihm binnen beſtimmter Friſt wieder zu verkaufen. Dies ift — 
wir ſehen von 8 137 BGB. ab — ausgeſprochene fiduziariſche 
Berechtigung, an deren Wirkſamkeit aber niemand zweifeln wird. 
Sie iſt genau ſo ernſt gemeint, wie bei der Sicherungsübereignung, 
aber ſicher nicht fimuliert. 


Das Entſcheidende bei der Sicherungsübereignung ift eben 
das constitutum possessorium, nicht der innere Widerſpruch 
von Akt und Gegenakt. Die ganze Frage nach dem a. J. f. J. märe 
ohne das constitutum possessorium gar nicht aufgetaucht, Oieſes 
aber weiſt auf das a. 1. f. J. Beide Geſchäfte, das eine mit ale 
stitutum possessorium und das andere mit longa mann traditio 
find genau in gleicher Weise in ſich „widerſpruchsvoll „müßten 
alſo gleicherweiſe als Simulation behandelt werden. Beze ich⸗ 
nenderweiſe ſpricht Fuchs denn auch gar nicht von Det fidugia⸗ 
riſchen Übertragung an Grundſtücken, wo die mit dem constitutum 
ossessorium verbundenen Schwierigkeiten nicht auftauchen 
önnen. Stimmt die notwendige Simulation beim Wiederkauf 
mit longa manu traditio nicht, jo ſtimmt fie auch nicht bei der 
Tradition durch constitutum possessorium. Verf. wird nun 
ſagen, der Willenswiderſpruch der Partei entiheibe nicht, ſon⸗ 
dern der geſetzliche Widerſpruch des Geſetzes Dann aber fragt 
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ſich, woher dieſer kommt, und wir werden wieder auf das a 1. f. I. 
hingedrängt. Höchſtens geraten wir damit auf eine andere Simu⸗ 
lation, nicht auf Simulation kraft Parteiwillens, ſondern kraft 
geſetzlicher Vorſchrift. Ich halte es für keinen Fortſchritt, den 
Begriff der Simulation, der für uns immer ein Begriff kraft 
Parteiwillens geweſen iſt, nun in dieſer anderen weiteren und 
abſtrakten Weiſe auszudehnen. Damit wird die Sache nicht er⸗ 
leichtert, ſondern erſchwert. Das 2. k. l. J. ift leicht und einfach 
zu verſtehen, die Simulation kraft geſetzlichen Widerſpruchs fordert 
aber derartige Abſtraktion, daß das Einfache dadurch ſicher nicht 
verſtändlicher wird. Gewiß können wir, indem wir die Ab⸗ 
ſtraktion immer weitertreiben, nicht ſelten Erſcheinungen, die wir 
bisher bei verſchiedenen Begriffen unterbrachten, mit Aufwendung 
von mehrerem Scharfſinn ſchließlich unter einem abſtrakteren 
Oberbegriff unterbringen, es fragt ſich aber, ob es ratſam iſt, ſo zu 
verfahren, vgl. hiergegen Fuchs ſelber, Scheinhändel S. 67 f. Eine 
Notwendigkeit dazu beſteht nicht, und wenn durch die ſchärfere 
Zumutung an die Abſtraktion dieſe Vereinfachung zugleich eine 
erhebliche Erſchwerung des Denkens iſt, verzichtet man beſſer 
darauf. Tatſache iſt, daß wir durchaus eingewöhnt ſind auf den 
Begriff der Simulation kraft Parteiwillenswiderſpruchs, wir 
haben bisher mit ihr und mit dem a. i k. 1. arbeiten können, 
man laſſe uns alſo auch dabei. Wir ſind nun einmal daran 
gewöhnt, Simulation als unmittelbaren Selbſtwiderſpruch der 
Partei anzuſehen, man erſchwert uns die Sache, wenn man uns 
nun vorſchlägt, unter Simulation auch den nicht unmittelbaren 
Selbſtwiderſpruch der Partei, ſondern entgegenſtehende Ver⸗ 
fügung des Geſetzes anzuſehen. Die Tatſache, daß beim fiduzia⸗ 
riſchen Geſchäft die Rechtswirkung von der Partei ernſtlich gewollt 
iſt, bleibt von ſolchem Eindruck, daß wir uns ein ſolches Geſchäft, 
weil es als 2. 1. f. I. vom Geſetz mißbilligt wird, nicht als ſimu⸗ 
liert vorſtellen 11 1 Wir halten uns ſtatt deſſen an die ein⸗ 
fachere und näherliegende Tatſache des a. l. f. J. Verf. würdigt 
nicht genug, daß logiſche Abſtraktheit des Begriffs uns noch keines⸗ 
wegs eine vereinfachte Handhabung des Geſetzes im konkreten 
Fall verbürgt. Nur auf dieſe letztere kommt es für uns an, 
denn wir haben in erſter Linie Kunſt aufgaben zu löſen und 
müſſen uns daher immer wieder fragen: Wie bringe ich in con- 
ereto eine auftauchende Frage möglichſt raſch, moͤglichſt ein⸗ 
fach und möglichſt überzeugend zu einer angemeſſenen Entſchei⸗ 
dung? Daß ſein erweiterter Simulationsbegriff eine ſolche Er⸗ 
leichterung in concreto nach ſich ziehe, wird Verf. ſelber nicht be⸗ 
haupten wollen. Dazu iſt der Begriff einmal zu abſtrakt, und 
umfaßt zu verſchiedenartige Erſcheinungen. Aber auch abgeſehen 
von dieſen praktiſchen Kunſtbedenken, dem Verf. iſt jein Beweis 
auch logiſch nicht geglückt, wie ſich aus den von mir mitgeteilten 
Fallen ergibt, und es iſt im Gegenſatz zu ihm zu behaupten, daß 
die Trennung von Simulation und 2. 1. f. I. ein Fortſchritt iſt. 


Der Verf. will anſcheinend den Widerſpruch im Geſchäft als 
einen unmittelbaren Widerſpruch kraft Parteiwillens nachweiſen, 
und ſagt, Scheinhändel S. 15: „Der Tatbeſtand eines Schein⸗ 
geſchäfts, insbeſondere eines Scheinvertrags, iſt, wie geſagt, darin 
beſchloſſen, daß die Kontrahenten ſich in continenti verſtandigen: 
Unter uns ſoll dies Geſchäft nicht gelten oder wenigſtens nicht ſo, 
nicht ganz ſo gelten, wie die zunächſt geſchehene Verlautbarung 
annehmen läßt. Mit anderen Worten: Unter uns ſoll dies Ge⸗ 
ſchäft nicht oder nur mit gewiſſen Modifikationen realiſiert werden, 
es ſoll mehr oder weniger, ganz oder wenigſtens in gewiſſen Be⸗ 
ziehungen „bloße Formalität“ ſein. Nennt man die gewillkürte 
Nichtgeltung oder Nichtigkeit des Geſchäfts, inſofern ſie zunächſt 
nur auf das (interne) Verhältnis der Kontrahenten zueinander 
Bezug hat, eine „relative“, jo kann man auch ſagen, daß nach dem 
Fundamentalſatz der Scheingeſchäftslehre gewillkürte relative 
Nichtigkeit ſtets abſolute geſetzliche Nichtigkeit nach ſich ziehe; oder: 
zum Scheine handeln habe ſtets von Rechts wegen dingliche, 
niemals bloß relative Wirkung. Die Parteien konnen alſo nicht 
ſagen: Wir wollen zum Scheine übertragen und tun dies auch, 
aber Dritte ſollen ſich nicht darauf berufen können, oder: Unſere 
Übertragung iſt zwar „unter uns“ keine ſolche, ſondern eine bloße 
Formalität, aber Dritte ſollen dieſen Umſtand nicht geltend 
machen können. Im Gegenteil: Was für die Parteien bloße For⸗ 
malität, das brauchen auch Dritte nicht anzuerkennen, und was die 
Parteien ſelbſt nicht reſpektieren, braucht auch ein Dritter nicht zu 
reſpektieren.“ 


Das letzte iſt gewiß richtig, ſetzt aber voraus, dab nach dem 
Parteiwillen das Geſchäft eben bloße Formalität ſein ſoll, daß 
die Parteien mit ihrem Gegengeſchäft eine unmittelbare Gegen⸗ 
wirkung gegen das Hauptgeſchäft wollen. Das beſtreitet aber die 
herrſchende Meinung in Theorie und Praxis und, wenigſtens in 
Anſehung der Sicherungsübertragung, mit Recht. Sie legt den 
Parteien nur die Abſicht unter, ſich gegenſeitig ſchuldrechtlich jo 
u behandeln, daß die dingliche Rechtsuͤbertragung möglichſt un⸗ 
ccd gemacht werden ſoll. Aber auf dem Umwege des bloßen 
Behandelns, nicht unmittelbar durch Denaturierung des Geſchafts 
ſelber. Dagegen wendet Fuchs folgendes ein, Scheinhändel S. 127, 
um den Einwand, den Parteien ſei es mit der Übertragung bitter 
ernſt, zu widerlegen: „Gewiß iſt es den Kontrahenten mit einem 
keſtimmten Inhalte bitter ernſt, gewiß tft es ihnen auch mit einem 
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beſtimmten Namen bitter ernſt; leider iſt es ihnen aber nicht ſo 
ernſt mit der Übereinjtimmung von Namen und Inhalt, und leider 
läßt ſich auch objektiv konſtatieren, daß dieſe Ubereinſtimmung, auf 
die es von Rechts wegen ankäme, nicht beſteht, vielmehr eine 
Diskrepanz, und darum iſt der Name „Schein“ handel am Platze.“ 
Daß es den Parteien nicht jo ernſt mit der Übereinſtimmung von 
Namen und Inhalt ſei, ergibt ſich für Fuchs anſcheinend aus Jen 
Auffaſſung von Können und He da er meint, daß ein Nicht⸗ 
dürfen zugleich eine dingliche Beſchränkung auch dann ſei, wenn 
es nur ſchuldrechtlich ausgemacht iſt. Dieſer Schluß iſt aber, wie 
oben dargelegt, nicht richtig. Es gibt ein bloß relatives Nicht⸗ 
dürfen, das nur gegenüber einer beſtimmten Perſon beſteht, in 
dieſem relativen Daſein allerdings von jedermann anzuerkennen 
iſt. Dadurch wird aber das relative Nichtdürfen noch nicht zu 
einem abſoluten Nichtdürfen. 

Fuchs überſieht des weiteren, daß das Nichtdürfen ſich in 
zweierlei Formen äußern kann, in der unmittelbaren Beſchränkung 
des Rechts ſelber und in der bloßen Lahmlegung der Ausübungs⸗ 
möglichkeit. Mein Eigentumsrecht wird unmittelbar beſchränkt, 
wenn ich eine Dienſtbarkeit beitelle, ich erleide einen unmittelbaren 
Rechtsperluſt. Dielen exleide ich aber nicht, wenn ich mich ſchuld⸗ 
rechtlich verpflichte, mit meinem Eigentum in beſtimmter Weiſe 
umzugehen oder nicht umzugehen. Dadurch wird mir möglicher⸗ 
weiſe, aber keineswegs notwendig, die Ausübungs möglichkeit ges 
nommen, meiſtens nicht einmal dieſe. So wird mir die Möglich⸗ 
keit, dieſelbe Wohnung doppelt zu vermieten, nicht genommen, 
wohl aber, wenn der erſte Mieter eingezogen iſt, durch deſſen un⸗ 
mittelbaren Beſitz die Möglichkeit, die Wohnung dem zweiten 
Mieter einzuräumen. Reine Beſchränkung der Ausübungsmög⸗ 
lichkeit hat die Einrede gegen eine Forderung zur Folge, auch 
die Einrede gegen einen dinglichen Anſpruch. Sie tötet nicht den 
Anſpruch, ſondern legt nur ſeine Ausübung lahm, d. h. ihre 
Geltendmachung entzieht dem Berechtigten nicht den An⸗ 
ſpruch, ſondern die Ausübungs möglichkeit für dieſen Anſpruch. 
Man kommt aus einem erheblichen Teil der Schwierigkeiten, mit 
denen ſich Fuchs beſchäftigt, heraus, wenn man Recht und Aus⸗ 
übungsmöglichkeit oder, wie ich ſtatt deſſen einfach ſage, Rechts⸗ 
beſitz, voneinander ſtreng unterſcheidet. Dann zeigt ſich, wieſo 
es ein Können und doch Nichtdürfen geben kann, weshalb ein 
Nichtdürfen nur unter Umſtänden ein Nichtkönnen iſt, weshalb 
trotz eines Nichtdürfens die Vorſtellung feſtgehalten werden kann 
und ſoll, daß der Berechtigte an ſeinem Recht ſelber keinen Ab⸗ 
bruch erleidel. Fuchs durfte alſo von vornherein von ſeinem Aus⸗ 
gangspunkt aus nicht ſo radikale Folgerungen ziehen, wie er getan 
hat, indem er dem ſchuldrechtlichen Nichtdürſen ohne weiteres 
auch dingliche Wirkung gab. Das ſchuldrechtliche Nichtdürfen 
bezieht ſich höchſtens auf die von Fuchs mit der herrſchenden 
Meinung offenbar nicht als ſelbſtändige Erſcheinung gewürdigte 
Ausübungsmöglichkeit. Es muß nun immer wieder unterſtrichen 
werden, daß die Gegenüberſtellung von Vollrecht und Nichtrecht 
nicht ausreicht, daß vielmehr in der Mitte die Ausübungsmöglich⸗ 
leit als ſolche ſteht, die regelmäßig mit dem Vollrecht verbunden 
iſt, aber auch ſelbſtändig auftreten kann. Die Germaniſten arbeiten 
mit dem Rechtsſchein, aber dieſer iſt zu eng, denn Ausübungs⸗ 
möglichkeit umfaßt mehr Fälle, z. B. auch die der rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Ermächtigung zur Verfügung über fremdes Vermögen; 
Rechtsſchein paßt auch wegen ſeines rein negativen Inhalts nicht, 
wogegen Ausübungsmöglichkeit pofitin das angibt, worauf es 
ankommt. Behält man die Ausübungsmöglichkeit vor Augen, ſo 
erhellt, daß es ein dreifaches Nichtdürfen geben kann, das ſich, auf 
das Eigentum angewandt, folgendermaßen äußert. Einmal ding⸗ 
liches Nichtdürfen infolge von Dienſtbarkeit, unmittelbarer Rechts⸗ 
verluft. Zweitens ſchuldrechtliches Nichtdürfen, Verluft oder doch 
Beſchränkung der Ausübungsmöglichkeit ohne unmittelbaren 
Rechtsverluſt (Einrede des Mieters gegen die Klage aus § 985, 
Zurückbehaltungsrecht). Drittens Nichtdürfen in dem Sinne, daß 
der gegen die Abrede Verſtoßende ſich bloß erſatzpflichtig macht 
(doppelter Verkauf derſelben Sache). Fuchs geht aber ſo weit, zu 
behaupten, daß ein Nichtdürfen der zweiten und dritten Art immer 
und notwendig Wirkungen der erſten Art habe und haben 
müſſe.) Er ſchließt fo Scheinhändel S. 102 ff.: Ein fidu⸗ 
ziariſches Geſchäft ſei ſeinem inneren Weſen immer und not⸗ 
wendig ein Scheingeſchäft, indem vorausgeſetzt werde, S. 105 
unten, „daß durch die Eigenſchaft eines angeblich einer beſtimmten 
Art oder Gattung angehörenden Geſchäfts als eines fiduziariſchen 
weſentliche, die Zugehörigkeit dieſes Geſchäfts zu dieſer be⸗ 
beſtimmten Art oder Gattung begründende Merkmale alteriert oder 
aufgehoben ſeien“, daß alſo die gewählte Bezeichnung des Ge⸗ 
ſchäfts ſeiner wahren Natur nicht entſpreche. Es iſt alſo des⸗ 


*) Man ſieht bei ihm nicht, daß er dieſe drei Fälle ſcharf unter⸗ 
ſcheidet, und ſo kommen mehrfach bei ihm Außerungen vor, die 
darauf hindeuten, daß er alles unter die qualitative Teilung, die 
konſtitutive Rechtsübertragung bringen möchte. Damit würden dann 
Sachen⸗ und Schuldrecht ineinander übergehen. Zum beſſeren 
Verſtandnis bemerke ich noch, daß zur Übertragung der dinglichen 
Ausübungsmöglichkeit bei beweglichen Sachen die bloße Beſitz⸗ 
übertragung genügt. 


halb ſcheinhaft, weil es begrifflich nicht den Inhalt aufweiſt, der 
die von den Kontrahenten gewählte, auf einen beſtimmten Typus 
hinzielende Ausdrucksweiſe rechtfertigen würde, S. 106. Damit 
wird die Frage der Simulation, wie Fuchs auch ſelber ſagt, zu 


einer Frage der rechtlichen Qualifikation des Geſchäfts. Man 
kann den Gedanken des Verf. auch wohl ſo wiedergeben: Weil der 
unbeſtrittene Talbeſtand nach dem unbeſtrittenen Parteiwillen 
juriſtiſch widerſpruchsvoll qualifiziert werden ſoll, liegt ein Schein⸗ 
geſchäft vor. Auf dieſe Weiſe wird der Selbſtwiderſpruch der 
Parteien in gewiſſem Sinne gerettet, aber, wie Fuchs ſelber auch 
ſcharf und klar hervorhebt, dies iſt etwas ganz anderes, als wenn 
der Talbeſtand ſelber ſimuliert wird, vgl. S. 102, 114 f. Wir 
haben bisher unter Simulation immer verſtanden, daß der Tat⸗ 
beſtand ſimuliert werde, daß es alſo mit dem Tatbeſtand des Er⸗ 
klärungsinhalts nicht ſtimmt. Man kann dieſen Gegenſatz auch auf 
die Worte tatſächliche und juriſtiſche Simulation bringen. Mög⸗ 
licherweiſe tauchen noch einmal Fälle auf, die am beſten mit dieſer 
rein juriſtiſchen Simulation zu faſſen ſind, bisher ſcheint mir aber 
ein Bedürfnis für dieſe Erweiterung des Begriffs nicht vorzu⸗ 
liegen. Sie führt denn auch zu dem Schluß, den Fuchs S. 125 
zieht: „Die Begriffe (beſitzloſes) Sicherungseigentum und Mo⸗ 
biliarhypothek fallen eben für ein methodiſch richtig vorgehendes 
juriſtiſches Denken zuſammen.“ Warum dann nicht aber auch 
der Verkauf mit Vorbehalt des Wiederkaufs, wenn longa manu 
übergeben iſt? Fuchs ſieht ſich ſelber genötigt, hier plötzlich die 
Beſitzloſigkeit heranzuziehen, während ſonſt doch nur die Rede 
davon war, daß das Gegengeſchäft in Widerſpruch mit dem Haupt⸗ 
geſchäft ſtände. Alſo ſſt es doch, wie ſchon bemerkt, das con- 
stitutum possessorium, auf das es ihm ankommt, und die von 
Fuchs behauptete Simulation eine wiſſenſchaftliche Disſimulation 
des 4 l. f. J. Weil nach dem Verf. Sicherungsübereignung und 
Mobiliarhypothek juriſtiſch identisch find, S. 126, iſt das Geſchäft 
ſchließlich doch nicht wegen der Simulation nichtig, ſondern wegen 
der juriſtiſchen Identität der Sicherungsübereignung mit der ver⸗ 
botenen Mobiliarhypothek, alſo wegen des a. 1 k. J. Fuchs macht 
ſeine Simulationslehre durch die Behauptung der Identität prak⸗ 
tiſch gegenſtandslos, denn der Grund der Nichtigkeit iſt ja eben die 
Identität mit der verbotenen Mobiliarhypothek, nicht mehr die 
Simulation als ſolche. Käme es nur auf dieſe letztere an, brauchte 
man die Identität mit der Mobiliarhypotbek nicht heranzuziehen. 


Wenn ich ihm auch in feinen Grundgedauken nicht zuſtimmen 
kann, ſo finde ich mich doch in verſchiedenen Einzelfällen mit imm 
zufaunnen, es muß jedoch vorbehalten werden, daß unker Um⸗ 
ſtänden nur eine Übertragung der Ausübungsmöglichkeit, gar nicht 
einmal eine Übertragung des Rechts ſelber gewollt iſt. Das trifft 
zu bei dem Prokuraindoſſament, das der Kaufmann aber gern als 
Vollindoſſament auftreten läßt. Da iſt ein Prokuraindoſſament 
gewollt und übereinſtimmenderweiſe ein Vollindoſſament erklärt. 
Der Indoſſatar ſollte nur Ausübungsmöglichkeit haben, aber um 
dies zu verdecken, wird Rechtsübertragung vorgetäuſcht. Das iſt 
echte und unverfälſchte Simulation auch nach herrſchender Theorie 
und Praxis. Es kann ſich nur fragen, ob man das verdeckte Ge⸗ 
ſchäft gelten laſſen will. Die Erklärung eines Vollindoſſaments 
iſt die Erklärung der Vollübertragung, die Erklärung eines Pro⸗ 
kuraindoſſaments fit die Erklärung bloß der Übertragung der Aus⸗ 
übungsmöglichkeit. Da mit dem Recht grundſätzlich auch feine 
Ausübungs möglichkeit mitübertragen wird und dieſe ſchon in der 
Übergabe des indoſſierten Papiers liegt, beſteht kein Hindernis, 
das verdeckte Prokuraindoſſament anzuerkennen. Richtiger Si⸗ 
mulationsſchwindel find die Abmachungen über 8 Prozent Zinſen 
und Unkündbarkeit des Kapitals auf 10 Jahre, in denen die 
2 Prozent als Schreibgebühr friſiert werden, um 8 247 zu um⸗ 
gehen. Hier liegt die Simulation in dem Mangel jedes wirk⸗ 
lichen und ehrlichen Gegenwerts gegen die Schreibgebühr. Der 
Mann „ſchreibt“ ja nicht. Darum nehme ich hier nicht a 1. k.. 
an, ſondern ſtimme Fuchs zu. Im weſentlichen richtig iſt auch 
feine Kritik in den 88 6, 9. Bei den Scheinveräußerungen würde 
ich eventualiter entſcheiden: entweder ſimuliert oder a. i f. l., in 
jedem Fall ungültig. Dasſelbe gilt von dem Fünfzehnhundert⸗ 
markvertrag. Entweder ſimuliert oder nach dem Anfechkungsgeſetz 
anfechtbar, oder wegen Verſtoßes gegen § 138 nichtig. Die Sinni⸗ 
lation kann darin gefunden werden, daß der Gläubiger im Per⸗ 
hältnis zu ſeiner Frau keinen Gegenwert erhält, da er mit ſeiner 
Abmachung über das hinausgeht, was er ihr ſchuldet. Ihm ſteht 
wegen Nichtigkeit der Abmachung gemäß § 612 oder 8 632 die 
ganze Gehaltsforderung zu, die im Vertrag bezeichnete Summe 
iſt als der üblichen Vergütung entſprechend anzuſehen. Dagegen 
die Neumann⸗Bingſche Maſchinendienſtbarkeit und die Bildung 
von Eigenjagdbezirken würde ich in erſter Linie unter das 4. i. f. J. 
52 doch möge die Simulation auch eventualiter herangezogen 
werden. 


Verdienſtlich an der Schrift bleibt unter allen Umſtänden ihr 
energiſcher Kampf für die Ehrlichkeit, und die Praxis wird gut 
tun, jedenfalls eventualiter auch den Simulationseinwand im 
herrſchenden Sinne heranzuziehen. Sie braucht ſich nicht 
fo unbedingt wie bisher auf den „bitterernſten“ Parteiwillen feſt⸗ 
zulegen, ſondern konnte ruhig einräumen, daß die Simulation, 
auch wenn fie, wie es meines Erachtens richtig iſt im herrſchenden 


gute und treffende Bemerkung beigetragen, 
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Sinne aufgefaßt wird, immerhin eine Eventualrechtfertigung der 
Entſcheidung zu ſein vermag. Wenn dem Verf. auch die Haupt⸗ 
ſache meines Erachtens nicht geglückt iſt, ſo hat 1 doch 9 
„und z. B. gegen den 
unglückſeligen Gebrauch, den die herrſchende Meinung von den 
Begriff des Verbotsgeſetzes macht u. a. m. Die Arbeit lieſt ſich 
wegen des Satzbaues nicht gerade leicht, die Darſtellung iſt ſonſt 
an ſich flüſſig und der Ausdruck genau und ſcharf, Verf. verrät 
auch gute philoſophiſche Bildung, Beleſenheit, Scharfſinn, große 
geiſtige Reife und Selbſtändigkeit. Daß er in der Hauptfache fehl⸗ 
geht, beruht meines Erachtens darauf, daß er von einem zu engen 
Begriff des Dürſens ausgeht und, beherrſcht von dieſer Vor⸗ 
ſtellung, an ſein Thema herangegangen iſt. Seine vielverſprechende 
Begabung muß ſich nur noch mehr von dem Begriffszwang be⸗ 
freien. Sympathiſch berührt es, daß er auch die älteren, heute 
nahezu vergeſſenen Schriftſteller wieder zu Wort kommen läßt. 
Man ſoll das alte ehren; fo ſehr überlegen find wir unſeren Vor⸗ 
männern nicht. 
Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 


Gerichtsaſſeſſor Dr. Franz Sobernheim: 
Parteivorbringen als Urteilsgrundlage 
Berlin 1916. Verlag Franz Vahlen. 

Die Frage, ob eine der Partei ſelbſt ungünſtige, von der 
Gegenſeite beſtrittene Parteibehauptung gegen die behauptende 
Parkei als Urteilsgrundlage verwandt werden dürfe, will ſeit 
der viel angefochtenen Entſcheidung des RG. 78, 345 (vgl. zur 
Bekämpfung dieſer Entſcheidung auch Smoſchewer in der JW. 
1913, 216) nicht zur Ruhe kommen. Das Rss. hat in dieſer Ent⸗ 
ſcheidung den Grundſatz ausgeſprochen: „Daß eine Partei, die zu 
ihrer Verteidigung eine beſtimmke Tatſache behauplet, bean⸗ 
ſpruchen könnte, daß das Gericht die Talſache nur inſoweit ver⸗ 
wertet, als es zu ihren Gunſten zuträfe, dagegen inſoweit nicht 
beachtet, als es zu ihren Ungunſten ausfällt, läßt ſich nicht an⸗ 
erkennen. Recht und billig iſt es vielmehr, daß eine Partei, die 
eine Tatſache als wahr behauptet, ſich gefallen läßt, daß die Tat⸗ 
ſache inſoweit, als es dem Gegner unſchädlich iſt, ohne weiteres 
als zutreffend angeſehen wird. Demgegenüber iſt es auch ein 
alter prozeſſualer Rechtsgrundſatz, daß die Prozeßpartei die von 
ihr aufgeſtellten Behauptungen auch gegen ſich gelten laſſen muß; 
die geltende ZRO, enthält jedenfalls keine Beſtimmung, die zu 
einem anderen Ergebnis käme.“ 

Das vorliegende umfangreiche Werk des leider inzwiſchen 

im Kampfe für das Vaterland gefallenen Verf. enthält eine grund⸗ 

legende und weit ausholende Unterſuchung der Frage, wie weit 

das ungünſtige Parteivorbringen überhaupt als Urteilsgrundlage 

im Zivilprozeß zu benutzen ſei. Der Verf. ſcheidet dabei die vom 

Gegner nicht aufgenommenen ungünſtigen Angaben, wobei er 

wiederum die vom Gegner weder bejahten noch beſtrittenen An⸗ 

führungen von den beſtrittenen Anführungen trennt, und die vom 

Gegner aufgenommenen ungünſtigen Angaben (das Geltändnis). 

Er gibt zunächſt eine nicht ganz einfache Begriffsbeſtimmung 
deſſen, was er unter „ungünſtigem Parteivorbringen“ verſteht; 
bezüglich der vom RG. behandelten Frage gelangt er in gus⸗ 
führlicher und wiſſenſchaftlich wertvoller Stellungnahme gegenüber 
den Lehren von Hegler und Pagenſtecher und unter Ablehnung der 
unbeſchränkten Stellungnahme des RG. zu einer Scheidung 
zwiſchen unmittelbar rechtserheblichen Tatſachen auf der einen, 
den Indizien und Hilfstatſachen des Beweiſes auf der anderen 
Seile. Nur bezüglich der unmittelbar rechtserheblichen Tatſachen 
will er dem RG. ſchrankenlos folgen, während er bezüglich der 
Indizien in ausführlicher Begründung zu dem Reſultat gelangt, 
daß das Gericht der Beweisaufnahme keine neuen Angriffs⸗ und 
Verteidigungsmittel entnehmen darf, wohl aber Modifikationen 
der geltend gemachten Art. 

Ju zweiten Abſchnitt, bei der Behandlung der vom Gegner 
aufgenommenen ungünſtigen Angaben, gibt uns der Verf, eine 
ſehr wertvolle Darſtellung der geſamten Lehre vom Geſtändnis 
unter Behandlung aller dieſes Gebiet betreffenden Probleme 
(S. 163 bis 200). 

„Wer in die nicht immer einfachen, aber überall in die Tieſe 

führenden Darſtellungen des Buches im einzelnen einzudringen 

vermag, wird über die Folgerichtigkeit, mit der der Verf. E 

Aufgabe nachgeht, über den erſtaunlichen Fleiß, mit dem alles 

Material aus Rechtſprechung und Schrifttum zufammengeltagen 

iſt, über die vorzüglich gewählten Beiſpiele und auch über das 

geſunde prakliſche Empfinden des Verf jeine unbedingte Fend 
haben. Ob die Unterſcheidungen des Verf, welche zu 30 ße der 

Beſonderbeiten im einzelnen führen, nicht für die Bedürfniſſe der 

Praris etwas zu weit gehen, darüber kann man vielleicht ver⸗ 

ſchiedener Meinung fein; in der grundlegenden d Al it 17 

Scheidung, die der Verf. machen will, durchführbar und tbeorctiſch 

gut begründe“ wenn auch praktiſch nicht immer verwerlbar. 

Ob der generelle Begriff des „ungünſtiaen Parteipor⸗ 
bringens“ ein für die theoretiſche Durcharbeitung der Materie 
beſonders glücklicher iſt, kann zweifelhaft erſcheinen, zumal ja die 
Frage, ob ein Vorbringen günſtig oder ungünſtig iſt, häufig 
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wiederum nur einen Rechtsſchluß darſtellt, und man deshalb leicht 
in die Gefahr hineingerät, bei einer übermäßigen Betonung dieſes 
Begriffes einer petitio principii anheimzufallen. In einem wird 
man dem Verf. unbedingt beipflichten können, nämlich darin, 
daß der Nechtsgrundſatz der Entſcheidung RG. 78, 345 nicht 
ausnahmslos und nicht überall zur Durchführung gebracht werden 
darf, wenn man nicht die ganze Verhandlungsmaxime und die 
Grundlage unſeres Beweisrechts erſchüttern will. 

Jedenfalls enthält die Arbeit Sobernheims unſeres Wiſſens 
zum erſtenmal eine großzügige, theoretiſche Durchdringung der 
ganzen Frage, die durch die nahe Verbindung mit dem Rechts⸗ 
ſtoff des Geſtändniſſes an Sicherheit der Erkenntnis außer⸗ 
ordentlich gewonnen hat. 

Juſtizrat Dr. 


Dr. Albrecht Wolters, Roſtock: Loftverkehrsrecht. Eine 
ſtaatsrechiliche und völkerrechtl che Wurdigung der Rechts⸗ 
frupen der Luftfahrt. G. Warkemiens Buchhandlung. 
191 Seiten. 6,60 A1. 

Die Schrift gibt einen kurzen klar gefaßten Überblick über die 
wichtigſten Fragen des Luftverkehrsrechts, wobei allerdings im weſent⸗ 
lichen nur die Luftfabrt berüdfichrigt worden iſt Luftverkehr iſt olſo 
hier in dem eingeſchränkten Sinne gleich Perfonenbeförderung ges 
nommen, während der Ausdruck im weiteren Sinne doch auch Waren⸗ 
verkehr und vor allem alle Arten der Nachrichtenvermittlung umfaßt. 

Bemerkenswert iſt die Ablebnung des Vergleiches der Luft mit 
dem Meer, eines Vergleichs, der taiſächlich geeianet iſt, für das 
Luftrecht zu falſchen Aufſaſſungen zu führen. Weit beſſer paßt der 
von dem Verfaſſer verwertete Vergleich mit den Rechtsverhältniſſen 
an internationalen Strömen. 

Daß die künftige Ausgeſtaltung dieſes Rechtsgebiets nach der 
von dem Verf. lebhaft vertretenen Forderung: „Freiheit für den Luft⸗ 
verkehr!“ ſich entwickeln möge, wird man nur wünſchen konnen. 

Auf den Seiten 76 bis 191 bringt die Schrift einen Abdruck 
der bisher erlaſſenen Luſtverkehrsordnungen und Luftfahrtgeſetze. 

RA. Weck, Charlottenburg. 


Lemberg, Breslau. 


Verwaltungschef Warſchau. 


(Abwicklungsbehörde Berlin.) 


Über die Frage der Fortführung der bei den deutſchen 
Gerichten des ebemaligen Generalgouvernements Warſchau 
anhängig gemachten Prozeſſe kann ich zur Zeit weitere Mit⸗ 
teilungen nicht machen. Die Frage wird ſich endgültig erſt klären 
laſſen, wenn demnächſt Verhandlungen mit der pomiſchen Regierung 
möglich ſein werden. 


Poſt. 

Sendungen mit Akten und Formularen an und von Behörden 
in der franzöſiſchen Zone (ausſchließlich Elſaß Lothringen und Brücken⸗ 
kopfgebiet von Kehl) find nach neuerer Meldung nicht als Pakete mit 
Paketkarte (zu vgl. die Bekanntmachung vom 16. 4), Sondern nur als 
Briefe mit unbeſchrärktlem Hochſtgewicht gegen die Gebühr für Pakete, 
ſoweit das Gewicht 250 g überſteigt, zugelaſſen. Für die Rheinpfalz 
verbleibt es bei der bieherigen Anordnung, wonach Akten in amtlichen 
Paketen mit Paketkarte verſandt werden können. 


Vereine. 


Baneriſcher Anwalts verband. 


Der Ausſchuß des Verbands trat am 9. 3. 1919 in München 

Y feiner erſten Sitzung zuſammen, um in eingehenden, den ganzen 
ag ausfüllenden Beſprechungen eine umfangreiche Tagesordnung 
zu erledigen. 

Folgendes ſei hier hervorgehoben: 

1. Der Verbandstag ſoll am 6. und 7. Juni 1919 in München 
ſtattfinden. Man hatte zuerſt Nürnberg ins Auge gefaßt, kam 
dann aber übereinſtimmend zur Überzeugung, München ſei mit 
Rückſicht auf die zu wünſchende Beteiligung der Staatsregierung 
für die erſte Tagung geeigneter. 

Als Themata wurden zwei allgemein als dringend anerkannte 
1 1 auf die Tagesordnung der Mitgliederverſammlung 
geſetzt: 

1. Die Reform der bayer. Landesgebührenordnungen. 

2. Die Frage der Kontingentierung des juriſtiſchen Nach⸗ 

wuchſes in Bayern. . 5 
Für jedes Thema wurden zwei Berichterſtatter in Aus⸗ 
ſicht genommen. 


2. Die Organifatton neuer Gerichte hat neue Fragen des 
anwaltſchaftlichen Gebührenrechts geſtellt, die in nicht billiger 
Weiſe von den Regierungen gelöſt wurden. Es handelt ſich um 
die Volksgerichte und die Militärverſorgungsgerichte. Für die 
Verteidigung vor den Volksgerichten wurden mangels geſetzlicher 
Regelung mancherorts in Bayern die Gebühren wie bei Ver⸗ 
teidigungen vor den Schwurgerichten, anderwärts wie vor den 
Strafkammern zugebilligt. Es wurde beſchloſſen, unter Darlegung 
des Weſens der Volksgerichte und Betonung der beſonders hohen 
Auslagen, die dem Rechtsanwalt in derartigen Sachen erwachſen, 
bei der Staatsregierung ein Geſuch um allgemeine Zubilligung 
der ſchwurgerichtlichen Gebühren einzureichen. 

„Hinſichtlich der Regelung der Gebühren für die wichtige 
Tätigkeit des Anwalts vor den Militärverſorgungsgerichten (vgl. 
REBL 1919 S. 149, 266) wurde die Fertigung einer Eingabe 
an das Juſtizminſſterium beſchloſſen (JW. 1919, 229). 

3. Um vor allem den Kriegsteilnehmern eine wiſſenſchaftlich 
zuverläſſige und praktiſch aut verwendbare Orientierung zu 
bieten, ſollen Leitfäden vom Verband herausgegeben werden, in 
denen die wichtigſten Gebiete des Kriegsrechts von anwalt⸗ 
ſchaftlichen Spezialiſten kurz dargeſtellt werden. Auch die 
Rechtsſätze, die ſich in der Kriegsprapis (ohme geſetzliche Neu⸗ 
regelung) herausgebildet haben, ſollen hierbei Berückſichtigung 
finden. Die Leitfäden werden möglichſt billig hergeſtellt und den 
DE e zu Vorzugspreiſen zugänglich gemacht 
werden. 


Folgende Rechtsgebiete wurden zunächſt ausgewählt; 

Handels⸗ und Wechſelrecht (IR. Dr. Franken⸗ 
burger, München). 

Bürgerliches Recht, einſchließlich Stun- 
dungsperordnungen und Einigungsämter (RA. 
Ludwig Erlanger, München). 

Zivilprozeß (JR. Dr. Bernhard Mayer II. München). 

Direkte Steuern (RA. Dr. Otto Kahn, München) 

5 3233 a (RA. Meißner, Würz⸗ 
urg). 

Strafrecht und Strafprozeß (RA. Dr. Fröſch⸗ 
mann. Nürnberg). 

Geſchäftsaufſicht und Konkurs (JR. Dr. Hugo 
Kahn. Nürnberg). . 

Rechtsanwaltsgebühren und Gerichtskoſten 
(RA. Dr. Bloch II. München). 


Strafrechtliche Vereinigung. 


Die unterzeichnete „Strafrechtliche Vereinigung“ beehrt 
ſich, das Preuß. Juſtizminiſterium zu erſuchen, in Ergänzung der 
allgemeinen Verfügung v. 30. Dez. 1918 zur Förderung der Aufgaben 
der Verteidigung im Strafverfahren (JMBl. 1919, S. 4 ff) den zus 
ſtändigen Juſticbebörden folgende Hinweiſe und Anregungen zu geben: 

1. Bei denjenigen Gerichten, bei welchen eine örtliche Ans 
waltsorganiſation eine Vorſchlagsliſte derjenigen Anwälte ein: 
gereicht hat. die ſich zur Übernahme von Verieidigungen in den 
Fällen der 8$ 140, 144 SPO. bereit erklärt haben, empfieblt ſich 
die Beſtellung des Verteidigers aus der Zahl dieſer Rechtsanwälte. 

2 In allen Fällen, in denen es die Beſchaffenheit der Sache 
oder die Merſönlichkeit des Beſchuldigten irgend ratſam ericheinen 
läßt, empfiehlt ſich grundſätzlich und insbeſondere ohne Rückſicht 
auf fiskaliſche Intereſſen die Beſtellung eines Verteidigers von 
Amis wegen, und zwar in einem möglichſt frühen Stadium des 
Verfahrens. 

3. In den Fällen des 8 140 Abſ. 2 und des 8 141 Sto. 
hat die Staatsanwaltſchaft ſchon im Vorverfahren dem Be⸗ 
ſchuldigten und gegebenenfalls auch deſſen geſetzlichem Vertreter zu 
eröffnen, daß er die Beſtellung eines Verteidigers beantragen kann. 
v 4. Insbeſonders empfieblt es ſich auch, daß in Fällen des 
5 140 Abſ. 2 Nr. 2 die Vorſitzenden der Strafkammern den An⸗ 
geſchuldigten zugleich mit der Mitteilung der Anklage darauf hin⸗ 
weifen, daß er binnen einer Friſt von drei Tagen die Siellung 
eines Verteidigers beantragen kann, und daß er nach ſruchtloſem 
Ablauf der Friſt auf die Beſtellung eines Verteidigers keinen An⸗ 
ſpruch mehr hat. 

5. Es iſt wünſchenswert, in denjenigen Fällen. wo der An⸗ 
geſchuldigte — ſei es auch nach Ablauf der im § 140 Abſ 3 vor⸗ 
geſehenen Friſt — die Stellung eines Verteidigers beantragt, 
dieſem Antrage grundſätzlich ſtattzugeben, mindeſtens aber in allen 
den Fallen. wo der Beſchuldigte feine Bedürftigkeit glaubhaft macht 
oder ſich in Haft befindet. 

Begründung: In dem Beſtreben, eine der neuzeitlichen Ent⸗ 
wicklung entiprechenbe freiheitliche Ausübung der Strafrechtspflege 
herbeizuführen, beehrt ſich die „Strafrechtliche Vereinigung“ dem 
Preuß. Juſtizminiſterim obige Vorſchläge zur geneigten Erwägung 
ſehr ergebenſt zu unterbreiten: 

Die Klagen über unrichtige Urteile im Strafverfahren ſind nach 
Anſicht der ergebenſt Unterferugten zu einem nicht geringen Teil 


darauf zurückzuführen, daß der einfache, weniger gebildete Mann aus 
dem Volke ſich ſelbſt nicht ſachgemäß verteidigen kann und aus Mangel 
an Mitteln der Beihilfe eines Verteidigers enthehren muß. Der im 
Strafrecht und Strafprozeßrecht unerfahrene, vielleicht eum erſten 
Male vor den Schranken des Gerichts ſtehende Angekl. iſt gegen; 
über dem juriſtiſch und ſtrafrechtlich vorgebildeten Vertreter der öffent: 
lichen Anklage im Nachteil. Dieſen Nachteil kann der Wohlhabende 
zum Teil wenigſtens dadurch ausgleichen, daß er ſich beizeiten der 
Mitwirkung eines Verteidigers bedient. Wenn auch die Rechte des 
Verteidigers, zumal im Vorverfahren, nach dem geltenden Recht noch 
ſo beſchränkt find, daß auch er die Intereſſen des Beſchuldigten nicht 
hinreichend wahrnehmen kann, fo entbehrt doch der Angekl., welcher 
nicht in der Lage iſt, ſich eines Verteidigers zu bedienen, auch dieſer 
Unterſtützung, die es ihm ermöglicht, insbeſondere bei Verhaftungen 
und ſonſtigen wichtigen Vorkommniſſen, feine Rechte wirkſam geltend 
zu machen. Tagräglich ereignen fi) vor Gericht Fälle, in denen der 
Angekl., unfähig. das zu ſeiner Verteidigung Weſentliche in knappen 
Worten vorzutragen, nach längeren unſachlichen Ausführungen vor 
Gericht in mebr oder weniger ſchroffer Form zur Sache ermahnt 
werden muß. Dabei geſchieht es dann nur zu oft, daß der Angel., 
in ſeinen unſachlichen Ausführungen unterbrochen, das zu ſeiner Ver⸗ 
teidigung Weſentliche überhaupt zu ſagen unterläßt. 

Darunter leiden weniger die gewiegten Verbrecher als die ein⸗ 
fachen Leute, die gelegentlich mit den Strafgeſetzen in Konflikt geraten. 
Dieſem Übelſtande kann im Rahmen des geltenden Rechts ſchon 
in gewiſſem Umfange abgeholfen werden. Denn während im Zivil⸗ 
vrozeß jeder unbemittelten Partei das Armenrecht ohne weiteres be: 
willigt zu werden pflegt, und eine Partei, die ſich nicht ſachgemäß 
vertreten kann, ſogar aufgefordert zu werden pflegt, einen Anwalt an⸗ 
zunehmen, wird über den Rahmen des § 140 StPO. hinaus von der 
Beſtellung eines Verteidigers nur in geringem Umfange Gebrauch ge⸗ 
macht. Die 88 141 und 142 StWO. geben zwar die Mönlichkeit, 
jedem Angekl. ſchon während des Vorverfahrens die Hilfe eines Ver⸗ 
teidigers zuteil werden zu laſſen, kommen aber, ſei es aus fiskaliſchen 
Gründen, ſei es aus anderen Erwägungen, nur in äußerſt be 
ſchränktem Maße zur Anwendung. Auch beim Schwurgerichtsverfahren 
erfolgt die Beſtellung nicht ſelten in einem zu ſpäten Stadium des 
Verfahrens. Durch vermehrte Anwendung der Vorſchriften der 8 141, 
142 würde ein großer Teil der Klagen über die Strafrechtspflege 
wegfallen. Dem gegenüber müſſen ſiskaliſche Intereſſen unter allen 
Umſtänden zurücktreren, zumal die geſetzlichen Gebühren für die Ver⸗ 
teidigung ſo gering bemeſſen ſind, daß von einer irgendwie nennens⸗ 
werten Belaſtung des Etats überhaupt nicht die Rede iſt. Ebenſo 
könnte da, wo die Beſtellung eines Verteidigers trotz Antrags des 
Angekl. unterbleibt, weil der Angekl. einen Verteidiger nicht brauche, 
oder gar, weil dadurch das Verfahren verlängert würde, da dies auf 
das äußerſte zu mißbilligen wäre, durch geeignete Anweiſungen bzw. 
Anregungen in dem vorgeſchlagenen Sinne jetzt ſchon eine Beſſerung 
berbeigeführt werden. 

Um dem unerfahrenen Beſchuldigten einigermaßen gerecht u 
werden, erſcheint es auch vor allem wünſchenswert und teilweiſe 
ſogar notwendig, daß er in denjenigen Fällen, wo ihm das Gefet: 
geſtattet, die Beſtellung eines Verteidigers zu beantragen, ſchon in 
einem möglichſt früben Stadium des Verfahrens auf dieſes Recht 
Sohewieten wird. Beſonders in den Fällen des $ 140 Abſ. 2 Nr. 2 

PO. iſt dies mit Rücksicht auf den Schlußſatz des Abſ. 3 unum⸗ 
gänglich notwendig. 
1 unterzeichnete Vereinigung und wohl auch andere örtliche 
Gifte des zerzanfſattonen wären bereit und in der Lage, eine Vorſchlags⸗ 
3 en Anwälte zu unterbreiten, die ſich zu Verteidigungen 
Hierbei i dengenannten Fällen bereit erklären würden. Sie denkt 
ah n erſter Linie an ſolche Rechtsanwälte, die infolge des Krieges 
hi Verluſte in ihrer Anwaltepraris erlitten haben. 
ole unterzeichnete Vereinigung beehrt ſich gleichfalls ergebenſt 
det, = das Preuß. Juſtizminiſterium geneigt wäre, einen 
lichen Gebübren 5; einer Notverordnung betr. die Erböhung der gesetz 
darauf, daß in vi Strafverfahren zu befürworten mit Rückſicht 
allzu geringes E 10 oben erwähnten Fallen die geſetzliche Gebühr ein 
erbeblicher W. eiſe 19 für die Tätigkeit der durch den Krieg in fo 
€ Vereinigung 11 Mitleidenſchaft gezogenen Rechtsanwälte darſtellt. 
Verückſichtigung der daß eine Erböhung um das Dreifache unter 
erreicht. jetzigen Zeitumſtände das Angemeſſene kaum 


vis Vereinigung Für Recht und Hoftalismus. 
Sitzung vom 17. April 1919. 


Ausſprache über das ‚Mi i faſſ 
ber vas „Räteſyſtem in der Verfaſſung“. 
Berichterſtarter: RA. Dr. adwig . 


Die geſchichtliche Entwicklun te in der 
debllchen Revolution bis auf den Heiligen Vage an dec 0 DR 
Epochen zerlegen: In der erſten Epoche, der Zeit vor dem 
9. November 1918, Haben ſich im geheimen in Kaſernen und 
Betrieben räteähnliche Organiſationen von Revolutionären zur 
Herbeiführung des Unfturzes gebildet. Leider fehlt über die 
Zeit bisher jedes nähere Material: ſicher iſt aber, daß die An 
fänge der Bewegung vor dem Streik des Jahres 1918 liegen 
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Die zweite Epoche, vom 9. November bis zum 1. Rätekongreß 
im Dezember 1918, läßt aus der urſprünglichen Forderung der 
Revolution „alle Macht den A.⸗ u. S.⸗Räten“ allmählich die 
Forderung nach Einberufung der Nationalverſammlung werden, 
die der 1. Rätekongreß ausſpricht. In der dritten Epoche, vom 
1. bis zum 2. Rätekongreß gewinnt der Rätegedanke wieder an 
Einfluß, insbeſondere unter der Arbeiterſchaft. Die Regierung 
verhält ſich noch im Februar 1919 ihm gegenüber ablehnend; 
nach dem Parteitag der U. S. P. D. und dem Generaljtreit in 
Berlin aber verſpricht fie — am 5. März 1919 — die „Ver⸗ 
ankerung“ der Räte — als Wirtſchaftskörper — in der Ver⸗ 
faſſung. In der Vollſitzung der Berliner A.⸗ u. S.⸗Räte am 
24. 3. 1919 bekennt ſich jede der beiden ſozialdemokratiſchen Par⸗ 
teien zu einem beſonderen Räteprogramm mit politiſcher Macht 
für die Räte. In ausgebauter Form werden dieſe Programme 
im 2. Rätekongreß, der die vierte, 200 andauernde Epoche ein⸗ 
leitet, vorgetragen, im Antrag Cohen⸗Reuß, Kaliſti (S. P. D.) 
auf Schaffung der „Kammern der Arbeit“ als zweite Kammern 
neben jedem Parlament und im Antrag Däumig (U. S. P. D.) 
mit der alten Forderung „Alle Macht den As u. S.⸗Räten“; die 
Mehrheit des Kongr. entſcheidet ſich für den Antrag der S. P. D 

Der Regierungsentwurf — im Artikel 34a des Verfaſſungs⸗ 
entwurfs — weiſt den Räten nur eine untergeordnete Bedeutung 
zu; innerhalb des Verfaſſungsentwurfs ſteht er zwiſchen den 
von der Arbeitskraft und ihrem Schutze handelnden Beſtimmungen. 
Er genügt weder den Forderungen der U. S. P. D. noch auch 
denen der S. P. D. und führt neben dem Syſtem der eigentlichen 
Arbeiterräte, die aber in ihm nichts anderes darſtellen wie Ar⸗ 
beiterkammern gleich den bisherigen Handels-, Anwalts⸗ ujm. 
Kammern, das Syſtem der gemiſchten Wirtſchaftsräte, begut⸗ 
achtender, nicht beſchließender und entſcheidender Organe, ein. 
Der eigentliche Rätegedanke, das große Neue der Revolution von 
1918, d. i. das Mißtrauen gegen die parlameniariſche Demokratie 
als nur formal und immer noch dem Obrigkeitsſtaat angehörend, 
und der Wille zur tatlächlichen Aufrechterhaltung der Verbindung 
zwiſchen Volk und Regierungsorganen als „Volksbeauftragten“. 
liegt der Regierungsvorlage fern. 

Die folgende Ausſprache behandelte ausführlich das Weſen 
des Rätegedankens, ſeine Stellung zum Parlamentarismus und die 
Frage, ob Räteſyſtem und Parlamentsſyſtem nebeneinander be⸗ 
ſtehen können. Das Schlußwort des Referenten mahnte dazu. 
das Räteſyſtem nicht zu erdenken, ſondern aus den vorhandenen 
Tatſächlichkeiten zu erfaſſen. 

Vor Eintritt in die eigentliche Tagesordnung hatte die Ver⸗ 
ſammlung auf Anregung des Prof. Dr. Radbruch den geſchäfts⸗ 
führenden Ausſchuß beauftragt. für die ſchleunige Einführung und 
den Ausbau der durch eine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
22. Februar d. J. (IMBl. S. 54) angeordneten „Gefängnis⸗ 
beiräte“ zu wirken. 


Kleinere Aufſütze. 
Zu 88 6 u. 7 0. v. 23. 9. 1918 zum Schutze der Alieter. 


Nach s 6 BO, kann die Landeszentralbehörde für den Bezirk 
einer Gemeindebehörde, in dem ſich ein beſonders ſtarker Mangel 
an Wohnungen geltend macht, anordnen, daß die Vermieter von 
Wohnräumen ein Mietverhältnis rechtswirkſam nur mit vor⸗ 
heriger Zuſtimmung des Einigungsamtes kündigen können. Von 
dieſer Befugnis iſt in vielen Teilen des Reichs Gebrauch gemacht 
worden. In der Praxis hat ſich in großen Städten eine Schwierig⸗ 
keit daraus ergeben, daß kurz vor dem Schluß des Vierteljahres 
die Anträge auf Erteilung der Zuſtimmung des Amtes zur 
Kündigung in fo großer Zahl geſtellt werden, daß es für das 
Amt unmöglich wird, die Anträge rechtzeitig durch Beſchluß zu 
erledigen. Es iſt daher angeregt worden, gemäß 8 7 BD. 
vor der Entſcheidung eine einſtweilige Anordnung zu erlaſſen. 
durch welche die Kündigung einſtweilen zugelaſſen und die Ber 
ſchlußfaſſung für ſpäter vorbehalten wird. Dieſer Ausweg — 
aber nicht für gangbar erachtel werden. Die Motive des BGG. 
S. 413 bemerken: „Als ſelbſtverſtändlich tft es auch zu erachten, 
daß eine bedingte Kündigung wirkungslos ift.“ Die Richtiglolt 
dieſer Meinung iſt allerdings ſtreitig. Aber auch diefenigen, Te 
denen die Hinzufügung einer Bedingung nicht in allen Füllen ar 
unzuläffig erachtet wied, find darüber einig, daß für den Kündi⸗ 
gungsempfänger aus der Beifügung einer Bedingung nich eine 
Unklarheit darüber entfiehen darf, ob die Kündigung Denen. 
Auf dieſer Auffaffung beruht offenbar die Bellimmung des 
3 6, nach der die Rechtswirkſamkeit der Kündigung von der 
vorherigen Auftimmung des Einigungeamtes abhängig, it 
Die Beſtimmung des 8 7 „vor der Entſcheldung kann es (das 
Mieteinigungsamt) eine einſtweilige Anordnung erlaſſen“, bezieht 
ſich nur auf den Erlaß vorläufiger Maßnahmen, für welche eine 
interimiftifche Regelung zuläſſig iſt; die einſtweilige Anordnung 
iſt aber ausgeſchloſſen, wo die Verordnung eine friſtgemäße end⸗ 
gültige Entſcheidung, und nur eine ſolche, unbedingt gebietet. 
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Die vorläufige Zulaſſung der Kündigung unter Vorbehalt 
der endgültigen Beſchlußfaſſung nach dem Tage, an dem ver⸗ 
tragsmäßig oder geſetzlich die Kündigung zu erfolgen hat, würde 
der Vorſchrift des § 6 und dem Weſen der Kündigung wider⸗ 
ſprechen. Eine vorläufige von der unbeſtimmten Entſcheidung des 
Amtes abhängige Kündigung wäre rechtlich bedeutungslos. Sie 
würde den Empfänger dieſer Kündigung im Ungewiſſen laſſen, 
ob er mit der Aufhebung des Mietverhältniſſes zu einem be⸗ 
ſtimmten Termin zu rechnen hat und er genötigt iſt, eine anbere 
Wohnung zu ſuchen. 


Allein maßgebend bliebe die endgültige Entſcheidung des 
Amtes, die aber, weil ſie erſt nach der Kündigung erfolgen würde, 
der Kündigung die Rechtswirkſamkeit nicht verleihen könnte. 
Eine ſolche nachträgliche Zulaſſung der Kündigung würde auch 
von den Gerichten nicht der in 8 6 vorgeſchriebenen Zuſtimmung 
gleichgeachtet werden können. Das BOB. unterſcheidet in 88 183 
und 184 die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) und die 
nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) und ſetzt eine Rück⸗ 
wirkung auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
nur für die nachträgliche Zuſtimmung feſt, die hier geſetzlich nicht 
zugelaſſen iſt. “) 

Eine Abhilfe kann nur dadurch geſchaffen werden, daß dle 
Vermieter auf die Notwendigkeit hingewieſen werden, frühzeitig 
die Anträge auf Erteilung der Zuſtümmung an das Mieteinigungs⸗ 
amt zu richten, und ſie dieſen Hinweis ſorgfältig beachten. 


Geh. IR. Dr. Haber, Leipzig. 


Zur rechtsgeſchäftlichen Ausgeſaltung des Ausbirtungs⸗ 
abkommens. 


Das Ausbletungsabkommen iſt eine Art der Ausbietungs⸗ 
garantie. Seine Eigenart beſteht darin, daß es mit Rückſicht auf 
ein beſtimmtes, bereits ſchwebendes oder unmittelbar bevor⸗ 
fiehendes Zwangsverſteigerungsverfahren getroffen wird. Die ſich 
hleraus ergebenden Rechtssätze find in meinem Aufſatz über die 
Ausbietungsgarantie JW. 1914, 334 ff. entwickelt (val. auch Oert⸗ 
mann. De 3. 1919, 227 ff.). Die rechtsgeſchäftliche Ausgeſtaltung, 
die das Gebilde in neuerer Zeit erfahren, gibt zu einigen weileren 
Bemerkungen Anlaß. 

Das Abkommen wird häufig von den großen Geldinſtituten 
(aber auch von Privatverfonen) als Hypothekengläubigern mit 
einem am Grundſtück überhaupt nicht oder an unficherer Stelle Be⸗ 
teiligten getroffen; ihm wird zugeſichert, daß ihm die Hypothek, 
wenn er ſie der übernommenen Verpflichtung gemäß ausbletet und 
er daraufhin den Zuſchlag erhält, für eine Reihe von Jahren feſt 
belaſſen wird; auch wird ihm gegenüber auf die Bietungsſicherheil 
verzichtet. Hierbei übernimmt der Hypotheken⸗ 
gläubiger (die Bank) zugleich die Verpflich- 
kung, die gleichen Vergünſtigungen niemandem 
anders zu gewähren. Auf das Bedenlllche dieſer Verein⸗ 
barung habe ich bereits in der Handelszeitung des Berl. Tage⸗ 
blatts v 22. Juni 1917 Nr. 314 hingewkeſen; es iſt klar, daß der 
Nachbypothekar — es kommt meiſt der Gläubiger der zweiten 
Hypothek in Betracht — hierdurch häufig verhindert wird, das 
Grundſtück zu erſtehen, und daß er infolgedeſſen mit feiner Hypo⸗ 
thek ausfällt. Die Bank tft infolge jenes Abkommens gehindert, 
ihm das Kapital ſtehenzulaſſen: eine anderweike Geldbeſchaffung 
wird in Zeiten großer Geldverſtetfung gar nicht oder nur mit 
ſchweren Opfern möglich ſeln. So ſind Fälle bekannt, in denen 
der Gfäubiger der zweiten Hypothek infolge jener Klauſel fein 
Vermögen verloren hat. Die Abrede läßt ſich freilich nicht immer 
vermeiden Stellt der Ausbiefungsgarant dem Erwerb des Grund⸗ 
ſtücks feine Zeit und Mittel zur Verfügung, fo will er auch mög⸗ 
lichſt ſicher fein. daß er zum Ziel gelangt; er ſtellt daher jene 
Klauſel als Bedinaung des Abkommens; der Bank, der an ger 
ordneten Grundſtfücksberhältuſſen durchaus gelegen ſein muß, 
bleibt nichts übrig. als hierauf einzugehen. Nur wird fie hierbei 
loyal verfahren müſſen. Sie ſollte — wie es in jenem Artikel 
heikt — das Abkommen ihrem Verkraasgeaner niemals von ſelbſt 
onhieten. insbeſondere es niemals formularmäßig in den Vertrag 
hineinnehmen; auch einem ausdrücklichen Verlangen des 
Garanten ſollte nur mit Zurückhaltung und nicht ohne Not ſtafk⸗ 
gegeben werden. Vor allem aber ſollte die Bank den Nach⸗ 
bhpothekar auf das bevorſteßende Abkommen hinweiſen und auf 
die ihm bevorſtehenden Gefahren aufmerkſam machen. Gelangt 
dann der Nachhnpotbefar nicht zu einer angemeſſenen Verſtändl⸗ 
gung mit der Bank, ſo kann jenes Abkommen durchaus nicht als 


1) Einſtweilige Anordnungen waren ſchon in 8 3 BE. 
v 26 7 1917 zugefaſſen (val die amfliche Begründung Abſ. 7). 
Die jetzt vorliegende Frage konnte aber damals nicht entftehen, 
da die VO. v. 26. 7. 1917 die Rechtswirkſamkeit der Kündigung 
nicht von der vorherigen Zuſtimmung des Amtes abhängig machte, 
ſondern nur eine nachträgliche Entſcheſdung über die Wirkſamkelt 
der Kündigung einführte, 


illoyal oder gar ſitteuwidrig bezeichnet werden. Es iſt bekannt, 
daß vornehme Inſtitute in dieſer Weiſe verfahren. Geſchieht Dies, 
ſo liegt ein Grund zur Beunruhigung, wie ſie jener Artikel im 
Berl. Tageblatt namentlich bei Hypothekenbanken hervorgerufen 
hatte, nicht vor. 

Z3bweiſelhaft iſt nun aber, welche Bedeutung der Verein⸗ 
barung zukommt, daß das Kapital niemandem anders als dem 
Garanten geſtundet werden dürfe. Sicher iſt, daß das Inſtitut 
ſich vor dem Zuſchlage keinem anderen gegenüber in gleicher 
Weiſe verpflichten kann, ohne ſich Schadenserſatzanſprüchen ihres 
Vertragsgegners, des Garanten, auszuſetzen. Wenn nun aber 
der Garant von irgend ſemandem, etwa dem Nachhypothekar, über⸗ 
boten wird und dieſer den Zuſchlag erhält, iſt dann die Bank in⸗ 
folge jener Vereinbarung immer noch gehindert, ihm das Kapital 
zu ſtunden, oder wird die Vereinbarung mit dem Zuſchlag an den 
Nachhypothekar gegenſtandslos, fo daß die Bank nunmehr freie 
Hand hat? Das Intereſſe des Garanten an dem Fortbeſtehen des 
Stundungsverbots über den Zuſchlag hinaus iſt klar. Verſagt 
die Bank dem Erſteher die Stundung, ſo kann der Garant darauf 
rechnen, daß es zur Wiederverſteigerung kommt, und daß er in 
dieſer das Grundſtück zu dem im Bietungsabkommen vorgeſehenen 
geringeren Preiſe erſteht. Ebenſo klar iſt, daß die Bank ſich bei 
Verletzung des Stundungsverbots — wenn man ſeine fortdauernde 
Geltung annimmt — ſchadenserſatzpflichtig machen würde. Der 
Schade wäre nicht ſchwer zu begründen: Hätte dle Bank von 
einer Stundung abgeſehen, jo hatte fie beim Ausbleiben der Bar⸗ 
zahlung die Wiederverſteigerung betrieben und im 
Rahmen ihrer Verpflichtung bleiben müſſen; in dieſer hätte dann 
der Garant zu den vorteilhaften Bedingungen des Bietungs⸗ 
abkommens das wertvollere Grundſtück erſtanden; höchſtens würde 
dem Garanten der Beweis ſchwer fallen, daß — im Falle der 
Verſagung der Stundung — dem Erſteher die anderweite Kapitals⸗ 
beſchaffung unmöglich geweſen wäre; die Bank würde ſich keines⸗ 
falls auf das Riſiko eines ſolchen Prozeſſes einlaſſen können, ſie 
würde vielmehr von der Stundung abſehen müſſen. Daß der 
Garant alſo ein Intereſſe an dieſer weitgehenden Auslegung der 
Klauſel hat, und daß ſolche Auslegung an ſich möglich wäre laßt 
fich nach dem Geſagten nicht bezweifeln. Bei logiſch juriſtiſcher 
Betrachtung beſteht kein Grund, die Verpflichtung der Bank mit 
dem Zuſchlag an einen anderen als den Garanten enden zu laſſen. 
Wenn die Vank das Kapital dem Erſteher beläßt (5 91 Abi. 2 
JJ), fo erliſcht zwar die Verpflichtung des Garanten aus dem 
Ausbietungsabkommen (a. a. O. S. 338 oben): daraus folgt aber 
nicht, daß das Abkommen in allen ſeinen Teilen aufgehoben iſt, 
insbeſondere nicht. daß die Bank berechtigt iſt, die der Verein⸗ 
barung widerſprechende Stundung zu gewähren (und damit die 
Ausbjetungspflicht zur Beendigung zu bringen). — Allein das 
Ergebnis dieſer formellen Betrachtung kann nicht befriedigen, 
man wird die Verbindlichkeit jener Vereinbarung 
nur bis zum Zeitpunkt der Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags erſtrecken, darüber hinaus aber dem Hypotheken 
gläubiger (der Bank) das Recht einräumen müſſen das Kapital 
jedem Erſteher zu belaſſen. Nimmt man dieſen Standpunkt ein, 
ſo kann der dritte Bletungsreflektant, insbeſondere der Nach⸗ 
hypothekar als Erfleher. Immerhin damtt rechnen, daß die Bank 
ſich zur Slundung des Kapitals bereit finden laſſen wird er wird 
ſich zum Entſtehen des Grundſtücks entſchließen, der Kreis der 
Bieter wird ſich erweitern können Die Abſchreckung von Geboten, 
die in ſener Vereinbarung des Stunbunasverbots lſeat. wird auf 
ein erträgliches Maß zurückgeführt. Bei entaenenaefehter Auf⸗ 
faſſung gelangt man zu einer verkehrsfeindlichen Überſpannung 
der Rechte des Ausbiefunasgaranten: das berechtiate Inter⸗ 
eſſe der beiden am Abkommen Beteilſaten wird hinreichend ge⸗ 
wahrt, wenn man der Vereinbarung die beſchränktere Bedeutung 
beiſeat: für den Garanten beſonders beſteßt dann immer noch 
eine gewiſſe Waßrſcheinlichkeit, daß er Erſteher wird, oder daß 
der Nachbypothekar ſich mit ihm auseinanderſetzt. Ihm aber eine 
Gewiunnmöalichkeit auch für den Fall zu ſchaffen daß ein anderer 
das Grundſtück erſteigert (nämlich die Möglichkeit vorteilhaften 
Erwerbs bei einer infolge der Aufrechterhaltung des Stundungs⸗ 
verhof$ etwa herbeigeführten Wiederverſteigerung bzw. die Mög⸗ 
lichkeft von Schadensanſprüchen gegen die das Verbot verletzende 
Bank flehe oben). würde die wirtſchaftſich gerechtfertlaten 
Zwecke des Abkommens überſchreiten und dem Verkehrsbedürfnis 
widerftreiten, das auf Erzielung angemeſſener, dem Grundſtücks⸗ 
wert einjgermaßen entſprechender Verſteigerungserlöſe gerichtet iſt. 
Soweit das Abkommen von vornherein. ſei es ausdrücklich ſei es 
den Umſtänden nach, die Fortdauer des Stundungsverbots über 
den Zuſchlag hinaus zum Gegenſtand hat. würde es gegen die 
guten Sttten verſtoßen und daher nichtia fein. 

Hiernach iſt der Hupothefenalzubiger (die Bank) trotz der 
Vereinbarung, daß er die Hypothek niemandem anders als dem 
Garanten bekaſſen würde, berechtigt, fein Kapltal nach dem 
Zuſchlage auch einem dritten Erſteher zu belaſſen. Macht 
er von dſeſem Recht Gebrauch, ſo erliſcht das Ausbietungs⸗ 
abkommen, anderenfalls bleibt es beſtehen und ein Erlöſchen der 
Ausbietungspflicht tritt nur nach Maßgabe des 8 118 Abſ. 2 SU. 
ein (vgl. g. a. O. S. 337 Nr. 2a). 


48. Jahrgang. 
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Selbſtverſtändlich muß ſich der Hypothekengläubiger vor dem 
Zuſchlag enthalten, dem Dritten, falls er das Grundſtück erſteht, 
das Belaſſen der Hypothek auch nur in Ausſicht zu ſtellen. 
Das würde, wie leicht zu ſehen, eine Verletzung der mit dem 
Garanten getroffenen Vereinbarung bedeuten. 

IR. Stillſchweig, Berlin. 


Auſpruch des Gläubigers, den gepfändeten und über ⸗ 
wieſenen Betrag frei von Porto und Heſtellgeld zu 
erhalten. 


Nur zu häufig muß man die Erfahrung machen, daß Schuldner 
und auch Dritiſchuldner bei ÜUberſendung der dem Gläubiger zu⸗ 
kommenden Schuldbeträge an dieſen die einzuzahlende Forderung um 
den Betrag des Uberſendungsportos und des Beſtellgeldes kürzen. 


„Die Drittſchuldner berufen ſich darauf, daß die fraglichen Be⸗ 
träge in dem Pfändungs- und Ülberweiſungsbeſchluſſe nicht mit feſt⸗ 
geſetzt ſeien. 

Hierbei wird außer acht gelaſſen, daß die Koſten der Über⸗ 
ſendung gar nicht in dem Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſe 
aufgefuhrt zu fein brauchen, daß vielmehr die Überſendung nur ein 
Mittel iſt, um die in dem genannten Schuldtitel verzeichneten Schuld⸗ 
betrage in den Beſitz und das Eigentum des Gläubigers gelangen zu 
laſſen, und daß die mit der Überjendung verbundenen und durch ſie 
veranlaßten Auslagen und Gebühren — aljo das Porto der Über⸗ 
ſendung und das vom Gläubiger beim Empfang ver Geldfendung zu 
entrichtende ſogenannte Beſtellgeld — nach 8 270 BGB. vom Schuldner 
zu tragen ſind. 

Der zur Zwangsvollſtreckung mittels Lohnpfändung gemötigte 
Gläubiger har die in dem erwirkten Pfandungsbeſchluſſe aufgeführten 
Beträge to lange nicht erhalten, als ihm durch Abzug des Portos 
für die Überſendung und des von ihm bei der Auszahlung des Geldes 
entrichteten Beſtellgeldes dieſe Betrage nicht ungekurzt zugehen. 

Man kann auch nicht den Einwand erheben, daß bei einer durch 
Pfändung und Überwerfung verurſachten Überſendung von Schuld⸗ 
Beträgen durch den Dritiſchuldner an den Gläubiger die Vorjchrift 
des § 270 88. nicht Platz greife; denn die Beſtimmung gibt eine 
allgemein gültige Regel für die Pflichten des Schuldners in bezug 
auf Geldzahlungen an den Glaubiger, ſei es, daß dieſe Zahlungen 
freiwilig oder auf dem Umwege einer vorangegangenen Lohnpfändung 
erfolgen. 

Man kommt alſo zu dem Schluſſe, daß auch der Pfändungs⸗ 
ſchuldner fig das Porto der Geldſendungen und das Beftellgeld ab: 
ziehen laſſen muß. Auch darin netzmen manchmal die Driteſchuldner 
einen m. G. nicht halibaren, dem berechtigten Intereſſe des Gläubigers 
entgegengeſetzten Standpunkt ein, daß ſie die für die Einziehung der 
Koſten des Pfändungs⸗ und Uverweiſungsbeſchluſſes durch das Gericht 
dem Gläubiger gegenüber berechneten Einztehungskoſten nicht dem 
Schuldner von feinem pfandbaren Werdienfte eınhaiten wollen, obwohl 
es allgemein bekannt jein dürfte, daß das Gericht dieſe Koſten von 
Glauviger erhebt, dieſe mithin zu den notwendigen Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach § 788 BD. geboren, daher nach ausdrucklicher 
Vorschrift der genannten Geſetzesbeſtimmung zugleich mit dem zur 
Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruche beizutreiven find. 
bela Welche unhaltbaren Konſequenzen die Durchfuhrung des hier 
1010 Standpunktes im einzelnen Falle im Gefolge haben würde, 
me am beiten an der Hand eines Beiſpiels gezeigt werden. Man 
en daß, wenn von einem Schuldner laut Pfändungs- und 
Su wem ungabejchlu die Summe von 300 , einzuhalten wäre, dieſe 
Haren on dem Drittſchuldner in dem Schuldner monatlich abzieh⸗ 

85 eträgen von je 10 % an den Gläubiger eingeſandt wird. 
— ale entſtehen an Überſendungsporto 30 mal 0,25 % 
jammen alfo 9,00 Beſtellgeld 30 mal 0,00 % = 1, 50 , zu⸗ 
daß a ae wohl im Ernſte die Behauptung aufftellen wollen, 
ſtehenden Forderur ſich den Abzug dieser Koſten von feiner ihm zu⸗ 

Die nn gefallen laſſen muß!? 

v. Null ug en „Creditreform“ berichtet in der Nummer 7/8 
Abzug des Überfendunn einem Falle, in welchem ein Schuldner den 
büßen mußte, daß 5 bei Zahlung einer Geldſchuld damit 
einverſtandenen Glaviger angel 118 an 1 0 en 85 

San rengten Prozeſſe auf Zahlung 
abgezogenen 0,20 π 16,60 Koſten eniſtanden. 

NA. v. Eicken, Wattenſcheid i. / W. 


Konkursauſechtung nach zu. 
en re der Geſchäfts 


Eine auf Antrag eines Zahlungsunfähigen unter der Voraus- 
letzung der Vetebung der Bahlumgsuntäptnten gemäß den Vorſchriften 
der BRBO. vom 14. Dez. 1916 angeordnete Geſchaftsaufſicht iſt wieder 
aufzuheben, ſobald ſich herausſtellt, daß die Zahlungsunfapigteit nicht 
mehr beſeitigt werden kann (5 66 Nr. 2). Meiſt wird ſich das dadurch 
zeigen, daß es dem Schuldner nicht einmal gelingt, die während des 


Geſchäftsform eingebürgert. 


Verfahrens unter Zuſtimmung der Aufſichtsperſon eingegangenen 
Schulden zu decken, ſo daß die Neugläubiger, die ja durch das Ver⸗ 
fahren nicht wie die alten am Sonderzugriff gehindert werden (88 6, 18), 
zur Zwangsvollſtreckung ſchreiten. Wird dann nach Beendigung des 
Verfahrens das Konkursverfahren eröffnet, ſo erhebt ſich die Frage, 
ob die wahrend des Aufſichtsverfahrens abgeſchloſſenen Geſchäfte ſowie 
die Erfüllungshandlungen des Aufſichtsſchuldners und die Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen der Neugläubiger der beſonderen Konkursanfechtung aus 
§ 30 KO. unterliegen. 

Die Frage war ſchon unter der Herrſchaft der alten Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverordnung ſtreitig. Breit (JW. 1915, 173) und für die 
neue Verordnung Jäger (JW. 1917, 264) verneinen die Anwend⸗ 
barkeit des § 30 KO. mit der Begründung, daß es gerade Zweck der 
Geſchaftsaufſicht ſei, dem Schuldner trotz ſeiner Zahlungsunfähigkeit 
die Abſchließung weiterer Rechtsgeſchafte zur Rettung ſeines Unter⸗ 
nehmens zu ermöglichen. Jäger fügt noch hinzu, auch der Umſtand, 
daß die Entlohnung der Aufſichtsperſon für ihre Bemühungen im 
ſpateren Konkurs den Maſſekoften eingerechnet werde, obſchon doch die 
Aulfſichtsperſon von der Zahlungsunfähigkeit Kenntnis gehabt habe, 
ſpreche für den Ausſchluß der Anfechtbarkeit gemaß § 80 Kd. 


Meines Erachtens iſt aber 8 30 KO. auch nach vorausgegangener 
Geſchäftsaufſicht anwendbar. Wenn der Geſchäftsauſſichtsperſon für 
ihr Honorar die Stellung eines Maſſegläubigers zugebilligt wird 
(8 71), fo iſt das eben, wie Jäger fetbit kurz vorher in ſeinen Aus⸗ 
führungen ſagt, eine Ausnahmevorſchrift. Im übrigen haben die 
Neugläubiger keinen Vorrang vor den Altgläubigern Was ferner 
die Begründung anbelaugt, dem Schuldner ſoue die Rettung ſeines 
Unternehmens durch Abſchließung weiterer Rechtsgeſchäfte ermöglicht 
werden, ſo iſt dagegen zunächſt einzuwenden, daß dem Intereſſe des 
Schuldners das Intereſſe der Gläubiger entgegenſteht. Die Ver⸗ 
ordnung über das Geſchaftsaufſichtsverfahren enthält Sonderrecht, 
das den Schuldner begünitigt. Solche Begünjtigungen find im 
Zweifel nicht ausdehnend auszulegen. Die Intereſſen der 
Altgläubiger ſollen daber nur ſo weit zurückgeſetzt werden, als es in 
der Verordnung ausdrüttlich geſagt wird oder aus ihrem Sinn zwingend 
folgt. — Da iſt aber nun zu erwägen, daß die Altgläubiger ſich 
gegen die Eröffnung des Geſchäftsaufſichtsv erfahrens 
formell nicht wehren können. Eine Beſchwerde gegen den Beſchluß, 
der die Geſchäftsaufſicht anordnet, ſteht ihnen nicht zu. Bei der Feſt⸗ 
ſtellung, ob die Zahlungsunfahigkett behebbar, der Konkurs alſo ver⸗ 
meidbar iſt oder nicht, werden fie nicht zugezogen. Ebenſo haben ſie 
kein Recht, Aufhebung der Geſchaftsaufſicht oder gar Eröffnung 
des Konkursverfahrens (§ 6) zu beantragen. Es beſteht für fie alſo 
die Gefahr, daß durch eine übergroße Verlängerung des Aufſichts⸗ 
verfahrens die Zahlungsunfähigkeit nicht nur nicht behoben, ſondern 
nur vergrößert wird. Sie für dieſen Fall lediglich auf den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen die Aufſichtsperſon zu verweiſen, geht nicht an. 
Wenn man die Anwendbarken des § 30 KO. bejaht, jo macht man 
dadurch auch dem Auſſichtsſchuldner nicht etwa die Fortführung feines 
Unternehmens unmoglich, man verweiſt ihn vielmehr auf Barab⸗ 
ſchlüſſe. Solche Barabſchlüſſe haben ſich im Krieg in 
vielen Geſchäftszweigen überhaupt als regelmäßige 
0 Es beſteht alſo kein Grund, dem 
Aufſichtsſchuldner die Moglichkeit, Kreditgeſchäfte zu machen, angſtlich 
offenzuhalten. Und können die Altgläubiger auch nicht durch einen 
Antrag auf Eröffnung des Konkurſes ihrer Anſicht, daß die Zahlungs⸗ 
unfahigkeit unbebebbar ſei, zum Siege verhelfen, ſo darl man ſie 
doch nicht den Schaden tragen laſſen, wenn das Gericht nachträglich 
ſelbſt zur Überzeugung von der Richtigkeit dieſer Anſicht kommt. Auch 
die Neugläubiger verdienen inſoweit keinen Schutz; geben ſie Kredit, 
ſo tun ſie es noch mehr als ſchon ſonſt auf ihre Gefahr bin, nicht 
auf die Gefahr anderer Leute, die auf das Verfahren keinen Einfluß 
haben. An ſich fallen zwar auch Bargeſchafte unter $ 30 Nr. 1 
Haloſ. 1 KO., ſie tönnen demnach angefochten werden, wenn durch 
fie die Glaubiger des Auffichtsſchuldners benachteiligt werden. Aber 
gerade dieſe letztere Vorausſetzung wird bei Bargeſchaften faft nie 
zutreffen, weil ja an Stelle der vom Aufſichtsſchuldner gemachten Leiſtung 
die Gegenleiſtung in ſein Vermögen gekommen iſt. 

Jäger gibt auch zu, daß die Geſchaftsaufſicht auf Barerledigung 
neuer Verträge dränge. Er meint das aber nur deshalb, weil die 
Neugläubiger im nachfolgenden Konkurs kein Vorrecht vol den Alt⸗ 
gläubigern genießen, insbeſondere nicht zu den Maſſegläubigern zahlen. 
Es beſteht aber nach dem Geſagten kein wirtſchaftlicher Grund Dal, 
den Satz nicht auch hinſichtlich der Frage der Anfechtbarkeit der 
während des Aufſichtsverfahrens vorgenommenen Rechtsge schalte und 
Rechtshandlungen geiten zu laſſen. Ja man wird ſogar annehmen 
dürſen, daß der Gesetzgeber den Aufſichtsſchuldner und mehr noch ſeine 
Geſchäftsgegner, veranlaſſen wollte, nur Bargeſchäfte zu machen. Das 
Schweigen der Verordnung über die Frage der Konkursanfechtung 
nach beendetem Nufſichtsverfahren und nach anſchließender e 
eröffnung gibt demnach einen guten Sinn. Daß das öſterreichiſche 
Recht, wie Jäger anführt, dieſe Anfechtbarkeit ausdrücklich aus⸗ 
ſchaltet, bedeutet. daß dies Recht die wirtſchaftliche Intereſſenlage 
anders wertet als dies die deutſche Verordnung tut, daß aber auch 
die deutſche Auffaſſung der wirtſchaftlichen Lage ſich ſet wohl ver⸗ 
teidigen läßt, ja m. E. die Ba ift, kann man wohl behaupten. 
Bei dieſer Lage muß es demnach ei der Anwendbarkeit des 8 30 RD, 
verbleiben. 
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Es find demnach nicht nur vom Aufſichtsſchuldner während der 
Aufſicht vorgenommene, die Konkumsgläubiger benachteiligende Rechts⸗ 
geſchäfte ſondern auch von ihm einzelnen Gläubigern gegenüber vor⸗ 
genommene Befriedigungshandlungen (vgl. § 30 Nr. 1 Halbſ. 2 Nr. 2 
RD.) ſowie von einzelnen Neugläubigern ſelbſt während des Aufſichts⸗ 
verfahrens vorgenommene Vollſtreckungshandlungen anfechtbar. Da 
die Neugläubiger das Aufſichtsverfahren faſt immer kennen, fo iſt 
ihnen gegenüber der im Fall des § 30 Nr. 1 erforderliche Beweis, 
daß ihnen die Zahlungseinſtellung bekannt geweſen ſei, leicht zu 
erbringen. Dr. € Tremblau, Cöln. 


Das politiſche Riſiko in der ZSrausportverlicherung. 


I. Neuerdings wird in den Verträgen über Transportverſicherung 
vielfach der Ausdruck „politiſches Riſiko“ verwendet in der Weiſe, 
daß durch eine entſprechende Klauſel entweder der Verſicherer ſich 
von dieſer Gefahr freizeichnet („frei von politiſchem Riſiko“) oder 
daß der Verſicherer die durch dieſen Ausdruck bezeichnete Gefahr 

—ſei es allein, ſei es in Verbindung mit anderen Gefahren — 
ausdrücklich übernimmt („gegen politiſches Riſiko verſichert“). Da es 
an einer allgemein maßgebenden, durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht 
begründeten Feſtlegung des Begriffs der politiſchen Gefahr fehlt, 
wird man eine zutreffende Auslegung nur aus der allgemeinen Wort⸗ 
bedeutung in Verbindung mit den Umſtänden, die zu ſeiner Aufnahme 
in das Recht des Verſicherungsvertrags geführt haben, gewinnen können. 

II. Zunächſt ein kurzer Blick auf die geſetzlichen Beſtimmungen: 

1. Nach § 129 BVG. trägt der Verſicherer bei der Verſicherung 
von Gütern gegen die Gefahren der Beförderung zu Lande oder 
auf Binnengewäſſern alle Gefahren, denen die Güter während 
der Dauer der Verſicherung ausgeſetzt ſind, bei der Verſicherung 
eines Schiffs gegen die Gefahren der Binnenſchiffahrt alle Gefahren, 
denen das Schiff während der Dauer der Verſtcherung ausgeſetzt tft 
— vorbehaltlich gewiſſer Einſchränkungen, die ſich aus 88 131 ff. Vt. 
ergeben. Die Haftung des Verſicherers beſchränkt ſich alſo nicht etwa 
auf eigentliche Schiffahrts⸗ oder ſonſtige Beförderungsunfälle,!) umfaßt 
deshalb auch das Kriegsriſiko, das natürlich vertragsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen und dann nicht etwa unter Berufung auf § 142 BUG. 
dem Verſicherer auferlegt werden kann. Beſondere Vorſchriften über 
die Kriegsgefahr enthält das VVtG. nicht; offenbar erſchien eine 
weitere Reglung nach den Erfahrungen früherer Kriege nicht erforderlich. 

2. Nach § 820 HGB. trägt der Verſicherer bei der See⸗ 
verſicherung alle Gefahren, denen Schiff oder Ladung während der 
Dauer der Verſicherung ausgeſetzt ſind, ſoweit nicht durch Geſetz oder 
Vertrag ein anderes beſtimmt iſt. Unter den Gefahren ſind beſonders 
hervorgehoben auch die Gefahr des Krieges und der Verfügung von 
hoher Hand. Für den Fall des Ausſchluſſes der Kriegsgefahr treffen 
89 848, 849 HGB. beſondere Reglung. Aus dieſen letzteren beiden 
Beſtimmungen läßt ſich ein Anhalt dafür gewinnen, was unter 
Kriegsgefahr zu verſtehen iſt, insbeſondere Konfiskation durch krieg 
führende Mächte, Nehmung, Beſchädigung, Vernichtung und Plünderung 
durch Kriegsſchiſſe und Kaper, Koſten, die entſtehen aus der Anhaltung 
und Reklamierung, aus der Blockade des Aufenthalthafens oder der 
Zurückweiſung von einem blockierten Hafen und aus dem freiwilligen 
Aufenthalt wegen Kriegsgefahr, Folgen eines ſolchen Aufenthalts wie 
Verderb und Minderung der Güter, Koſten und Gefahr ihrer Entlöſchung 
und Lagerung, Koſten ihrer Weiterbeförderung. Auch die allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen, auf die in den Policen Bezug genommen zu 
werden pflegt, geben in der Regel noch nähere Aufſchlüſſe über den 
Begriff der Kriegsgefahr.?) Übrigens laſſen Geſetz und allgemeine 
Verſicherungsbedingungen erkennen, daß zur Zeit ihrer Abfaſſung 
U Boote und Minenfelder unbekannte Waffen des Seekrieges waren. 

III. Nach den Erfahrungen des Weltkrieges hat ſich aber das 
Bedürfnis herausgeſtellt, Verſicherungsfälle — ſei es durch Übernahme, 
ſei es durch Ausſchluß gewiſſer Tatbeſtände — beſtimmter abzugrenzen.“) 

1. Zunächſt handelt es ſich um Fälle, die mit der bisher bekannten 
Kriegsgefahr nahe verwandt ſind. 

a) Mehrfach hat während der letzten Jahre längere Zeit hindurch 
ein Zuſtand aufgehobener diplomatiſcher Beziehungen zwiſchen zwei 
Staaten ohne tatſächlichen oder rechtlichen Kriegszuſtand zwiſchen 
beiden Staaten beſtanden. Während dieſes beſonders gearteten Zuſtandes 
find Schiffe der Angehörigen des einen Staates durch die Staats⸗ 


1) Hager⸗Bruck, Vtg. Anm. 3 zu § 129. 
2) Siehe z. B. § 20 der revidierten Bremiſchen Seeverſicherungs⸗ 


bedingungen: Beraubung, Beſchädigung oder Vernichtung des ver⸗ 


ſicherten Gegenſtandes durch Kriegsſchiſſe dder Kaper, mögen dieſe 
Kriegsſchiffe oder Kaper anerkannten oder nicht anerkannten Mächten 
angehören, auch Havarie große, die aus einem Seewurf oder einer 
ſonſtigen Aufopferung zur Vermeidung dieſer Gefahren oder zur 
Befreiung aus denſelben hervorgeht. 

3) Val. Plaß, 3VerſWiſſ. 16, 419; für Oſterreich⸗Ungarn auch 
Aſſ J. 38, III, 36. — Die ſeit langem geplante, in den Jahren 1910/14 
vorbereitete Feſtſtellung allgemeiner beutfcher Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen it durch den Krieg einſtweilen unmöglich gemacht worden, 
zumal da die Kriegserfahrungen beſtimmt zu weſentlichen Anderungen 
des bereits fertiggeſtelten Entwurfs führen werden (AſſJ. 37, III, 177). 
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gewalt des anderen — feindlichen, aber nicht kriegführenden — Staates, 
in deſſen tatſächlicher Macht ſie ſich befanden, beſchlagnahmt oder 
durch Umſtände, die im Zuſammenhang mit der Beſchlagnahme ſtanden, 
beſchädigt oder zerſtört worden. Das gleiche Schickſal haben Güter 
ſowohl von Angehörigen des Heimatſtaates des betreffenden Schiffs⸗ 
eigentümers als auch von Angehörigen neutraler Staaten erlitten. 
Iſt wohl auch in der Regel der Aufenthalt des betroffenen Schiffes 
in dem zunächſt neutralen, dann feindlich, aber nicht kriegführend 
gewordenen Staate eine Folge des zwiſchen dem Heimatſtaat des 
Schiffseigentümers und einem dritten Staat geführten Krieges geweſen, 
ſo iſt es immerhin zweifelhaft, inwiefern Beſchlagnahme und gegebenen⸗ 
falls Beſchädigung oder Zerſtörung von Schiff oder Ladung durch die 
Klauſel „gegen Kriegsgefahr verſichert“ oder „frei von Kriegsgefahr“ 
betroffen werden.) Die Unſicherheit wächſt, wenn ſich aus dem 
Zuſtande des Abbruchs der diplomatiſchen Beziehungen auch nachträglich 
ein förmlicher Kriegszuſtand zwiſchen den beiden beireffenden Staaten 
nicht entwickelt hat. Zuverläſſiger als durch den Ausdruck „Kriegsgefahr“ 
werden ſolche Tatbeſtände durch den Ausdruck „politiſche Gefahr“ gedeckt. 

Auch die vor dem Kriege verſchiedentlich angewendete „friedliche 
Blockade“, die leicht Schäden an verſicherten Schiffen und Gütern 
zur Folge haben kann, gehört hierher. 

b) Der Zweifel, inwiefern ein Schaden durch Krieg verurſacht iſt, 
kann noch aus anderen Gründen entſtehen. Gehört zur Kriegsgefahr 
auch die Gefahr aus Aufruhr, Landfriedensbruch u. dgl. 28) Wie 
ſollen die Grenzen zwiſchen Krieg, Aufruhr, Landfriedensbruch gezogen 
werden nach den Erfahrungen der letzten Jahre in Rußland, Finnland, 
den Balkanſtaaten, der aſiatiſchen Türkei, in Ungarn, Oſterreich, ſelbſt 
in Deutſchland — oder auch früherer Jahre in China, Mexiko und 
mittel- und ſüdamerikaniſchen Staaten 26) Jeder Zweifel wird beſeitigt 
durch Erſetzung des Ausdrucks „Kriegsgefahr“ durch „politiſche Gefahr“ 

2. Neben dieſe Tatbeſtände, die den früher bekannten Tat: 
beſtänden der Kriegsgefahr naheſtehen und nur wegen des Begriffs 
des „Krieges“ eine etwus andere Kennzeichnung erwünſcht erſcheinen 
laſſen, treten dann aber Tatbeſtände, die von Grund avs anders ge⸗ 
artet ſind, bei denen aber Schaden, die verſichert oder von der Ver⸗ 
ſicherung ausgeſchloſſen ſein ſollen, die Folgen politiſcher Urſachen 
find. Zur Erläuterung ſollen einige Beiſpiele dienen: 

a) Unterwegs befindliche Güter gehen verloren, weil die politiſche 
Gewalt das Privateigentum abſchafft und die Weiterbeförderung 
privater Güter unterſagt — es handelt ſich etwa um eine Maß⸗ 
nahme einer revolutionären Regierung, nicht als Kriegsmaßregel gegen 
beſtimmte ausländiſche Staaten oder Staatsangehörige, ſondern als 
ſofort verwirklichter Ausfluß grundlegend geänderter allgemeiner 
politiſcher Anſchauung und Rechtsſatzung. 

b) Unterwegs befindliche Güter gehen verloren, weil die Staats 
gewalt (z. B. um für die ſchleunige Lebensmittelverſorgung des eignen 
Volkes Beförderungsmittel freizumachen) Transportmittel (Bahnwagen, 
Binnenſchiſſe, Seeſchiffe) ohne Rückſicht auf ihr Reiſeziel irgendwo 
entlöſchen läßt und in Benutzung nimmt. 

In beiden Fällen kann die Verſicherungsfrage wie für die Güter 
ſo auch für die Transportmittel von großer Bedeutung werden. Dieſe 
Fälle berühren ſich mit den Tatbeſtänden des Embargo oder der Ver 
fügung von hoher Hand im Sinne des 8 861 (obne ſich mit ihnen 
ge 900 erinnern übrigens auch an die mittelalterliche Angarien 
gefahr. 

e) Unterwegs befindliche Güter oder Transportmittel gehen ver: 
loren oder werden beſchädigt, weil (ſelbſt in Friedenszeiten) politiſche 
Gewalten beſtimmte Verkehrswege zu Waſſer oder zu Lande plötzlich 
ſperren und dadurch zur Benutzung anderer Verkehrswege nötigen, die 
eine Steigerung der Gefahr in ſich ſchließen. 

d) Ein anderer, für die Zutunft nicht unwahrſcheinlicher Fall: 
Aus Rückſicht auf den Stand feiner Valuta verbietet ein Staat die 
Einfuhr beſtimmter Güter, die als Luxuswaren betrachtet werden. 
Dadurch wird die Zuführung ſchon unterwegs befindlicher betroffener 
Güter an den Beſtimmungsort unmöglich, und es entſteht — durch 
dieſe Umſtände verurſacht — ein Schaden. 

Es laſſen ſich noch ähnliche Fälle der verſchiedenſten Art denken, 
deren tatſächliche Möglichkeit nach den Erfahrungen der letzten Zeit, 
beſonders auch nach Abſchluß des Krieges während des Übergangs 
in die Friedens wirtſchaft nahegerückt erſcheint. Das weſentliche 
Merkmal bei ihnen allen iſt, daß verſicherte Gegenſtände Schaden 
leiden durch rechtliche oder tatſächliche Maßnahmen der politiſchen 
Gewalt außerhalb kriegeriſcher Ereigniffe, aber durch politiſche Ge 
fahren. Gleichgültig muß dabei, will man praktiſch brauchbare Er⸗ 
gebniſſe haben, bleiben, ob die als Staatsgewalt auftretende Macht 
von anderen anerkannt iſt oder nicht. 


IV. Als Ergebnis iſt feftzuftellen: 

1. Politiſches Riſiko iſt eine zweifach erweiterte Kriegsgefahr, 

a) erweitert durch Gefahren aus Handlungen eines Staates, die 
ſich gegen einen anderen Staat richten, ohne die typiſchen 


) Bol. Plaß, ZVerſWiſſ. 16, 418. 

5) Für andere Verſicherungszweige — z. B. Feuer⸗ und Vieh⸗ 
verſicherung — verſteht das VötG. den Krieg nur im herkömmlichen 
Sinne des militäriſchen Kampfes zwiſchen zwei anerkannten Staats 
gewalten (vgl. Hager⸗Bruck, Anm. 1 zu § 84). 

6) Pgl. Plaß, Aid. 37, III 126. 
7) Plaß, AffJ. 37, III 121. 


48. Jahrgang. 


Formen kriegeriſcher Unternehmungen anzunehmen (Abbruch 
der diplomatiſchen Beziehungen, friedliche Blockade). 

b) erweitert durch Gefahren aus Vorgängen, die ſich innerhalb 
eines Staates oder mehrerer Staaten in der Form kriegerischer 
Unternehmungen abipielen, ohne daß eine oder beide Parteien 
als kriegführende Mächte anerkannt wären. 

2. Politiſches Riſiko iſt ferner diejenige Gefahr, die ſich aus 
rechtlichen oder tatſächlichen Maßregeln einer Staatsgewalt oder einer 
als Staatsgewalt auftretenden Macht ergibt. 

Hinzuzufügen wäre noch eins: Während die Kriegsgefahr nach 
den Erfahrungen früherer Zeiten, die in den geſetzlichen Be: 
ſtimmungen ihren Niederſchlag gefunden haben, hauptſachlich für das 
Gebiet der Seeverſicherung in Betracht kam, bat nach dem Ergebnis 
des Weltkrieges und den daraus zu ziehenden Folgerungen fur die 
Zukunft das „poliuſche Riſiko“ eine gewaltige prakuſche Bedeutung 
ſowohl für die Seeverſicherung wie auch fur die Landbeforderungs⸗ 
und Binnenſchiffahrisverſicherung. Zum Beweiſe deſſen genügt eil 
Blick auf die übermächtige Seeherrſchaft Englands und Amerikas auf 
der einen Seite — auf der andern Seite auf die ungeklärten 
politiſchen Verhältniſſe der Staaten auf deren Verkehrswege zu Lande 
und auf Binnengewaſſern Deutſchland für Ein: und Ausfuhr in ums 
faſſendem Maße auf lange hinaus angewieſen ſein wird. 

NA. Dr. Abs hagen, Berlin. 


Die Vollmacht des Armenanwalts. 


Nach den Kommentaren zur ABO. wie auch nach der Recht⸗ 
jprechung des RG. (vgl. Seuff Arch. Bd. 56 Nr. 169) muß der 
gerichtlich beigeordnete Anwalt genau wie der gewählte 
Anwalt ſeine Bevollmächtigung durch eine ſchriſtliche Vollmacht 
nachweiſen. Dem Armenanwalt erwachſen hieraus manchmal 
große Unannehmlichkeiten. Es ſei hier davon abgejehen, daß 
häufig übereifrige Gerichtsſchreiber den Armenanwalt für 
den Vollmachtsſtempel verantwortlich machen, wenn die formular. 
mäßig ausgefüllte Prozeßvollmacht über den Rahmen des 
381 300. binausgeht. In vielen Fällen ift jedoch der 
Armenanwalt verpflichtet, die Prozeßhandlung, für welche er bei⸗ 
geordnet iſt, ſofort vorzunehmen, d. h. bevor er in den Beſitz ber 
Prozeßvolimacht gelangt iſt. Namentlich muß er einſtweilen das 
Rechtsmittel (Berufung) ohne Vollmacht einlegen, um die Friſt 
zu wahren. Würde er auf die Prozeßvollmacht warten und da⸗ 
durch die Rechtsmittelfriſt verſaumen, ſo würde er ſich regreß⸗ 
pflichtig machen. Nun kann es aber vorkommen, daß er nach 
Vornahme der Prozeßhandlung, z. B. nach Einlegung der Be⸗ 
rufung, nicht in der Lage ift, ſich die Prozeßvollmacht zu ver⸗ 
ſchaffen; ſo, wenn die arme Partei ſtirbt, geſchäflsunfählg wird 
oder wenn ſie den Prozeß nicht fortführen will. Sie laßt im letzl⸗ 
genannten Falle einfach die Aufforderung des Armenanwalts zur 
Unterzeichnung der Vollmacht unbeantwortet, und dieſer hat nicht 
die Möglichkeit, ſie zur Ausſtellung der Vollmacht zu zwingen. 
In gewöhnlichen Anwaltsprozeſſen wird ja nun meiſtens vom 
Anwalt keine Prozeßvollmacht verlangt; es gibt aber auch Falle, 
In denen auch im Anwaltsprozeß die Vollmacht vorgelegt werden 
muß, nicht nur auf Verlangen des Gegners, ſondern auch unab- 
hängig hiervon in Statusprozeſſen gemäß SS 613 und 640 ZPO. 
Bringt alsdann der Anwalt ſeine Vollmacht bis zum Erlaß des 
Endurteils nicht bei, ſo iſt er kraft zwingender geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift nach $ 89 Abf. Satz 3 in die dem Gegner durch die einit 
nt Zulaſſung erwachſenen Koſten zu verurteilen. Der ge⸗ 
1 Anwalt kann ſich hiergegen ſchützen; abgeſehen davon, daß 
un Koſtenvorſchuß verlangen und gegebenenfalls auch 
iſt 15 Regreßanſpruch gegen ſeine Partei geltend machen kann, 
en I ogenokigt, die Prozeßhandlung vor Ausſtellung der 

1 En macht vorzunehmen. Der Armenanwalt aber muß in 
cn Fallen, will er ſich nicht ſelbſt Schadenserſatz⸗ 
Schritte uten en. einſtweilen die erforderlichen prozeſſualen 
ſeils muß cel ohne daß er die Vollmacht beſitzt; anderer⸗ 
ihn ſelbſt treffen di e die Prozeßvollmacht beibringen, und 
Nachläffigkeit der 1855 achteile, wenn er dies infolge Böswwilligkeit, 
Perſon liegenden Mine Partei oder infolge anderer nicht in ſeiner 
zwungen, nicht nur Al ände nicht zu tun vermag. Er iſt alſo ge⸗ 
Partei aufzuwenden ine 11 5 und ſeine Auslagen für die arme 
daß er unter Umfländer ndern auch das Riſiko zu übernehmen, 
loſten verurteilt wird en in die dem Gegner erwachſenen Progeb 

Es mag dahingeſtellt bleib jeſe höchf i 
Folge 1 be. SE 1 e 
N Ert il e, und ob man nicht ſchon in dem Armenxechtsgeſuch 
die Erteilung einer Vollmacht an den vom Gericht zu beſtellenden 
Anwalt erblicken kann. Auf alle Falle ft 15 en Widerspruch 
wenn der Offizielanıvalt gezwungen wird, ohne Vollmacht eine 
Prozeßhandlung vorzunehmen und nachher dafür verantwortlich 
gemacht werden foll, wenn er die Prozeßvollmacht ohne ſein Ver 
ſchulden nicht beizubringen vermag. Nötigenfalls müßte die Ge 
etzgebung dahin abgeändert werden, daß der Offizialanwalt von 

r Beibringung einer Vollmacht befreit iſt. 

RU Dr. Weisbecker, Caſſel 


Juriſtiſche Wochenſchelſft a 
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Noch einmal die entgeltliche General vertretung eines 
Rechtsanwalts als beſondere Einnommensquelle im 
Sinne des Eink sth. 

Zu meinen Ausf. JW. 1919, 178, in denen ich die Frage, ob 
die entgeltliche Generalvertretung eines RA. durch einen anderen 
für den letzteren eine beſondere Einkommensquelle i. S. des 
EinkStG. bildet, bejaht habe, muß ich noch ergänzend auf die 
Nov. z. preuß. EintSt®. v. 30. Nov. 1916 verweilen, Hiernach 
erfolgt während des Krieges abweichend von den Vorſchriften 
des EinkStG. die Veranlagung des geſamten Einkommens einer 
phyſiſchen Perſon nach dem Ergebnis des dem Steuerjahr voran⸗ 
gegangenen Kalenderjahres, wenn ihr in dieſem Jahr aus gewinn 
bringender Beſchäftigung Beträge zugefloſſen ſind, die bei der 
Veranlagung an ſich nicht zur Anrechnung zu gelangen haben, 
weil die Einkommensquelle vor Beginn des Steuerjahts fort⸗ 
gefallen iſt, wobei jedoch für dieſe Art der Berechnung ſtets voraus⸗ 
geſetzt wird, daß das hiernach berechnete Einkommen das nach 
den Vorſchriften des EinkStG. zu veranlagende Einkommen über⸗ 
ſteigt. Durch dieſe Beſtimmung wird während des Krieges die 
praktiſche Bedeutung der von mir behandelten Frage allerdings 


ausgeſchaltet 
RA Dr. Kluckbohn Berlin 


Nechtſprechung.“) 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zinilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


(* Würd in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — + Anmerkung.] 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Nochmals zur Frage, unter welchen Vorausſetzungen 
eine Erfüllungsverweigerung der Gegenpartei das Recht gibt, 
ohne vorherige Friſtietzung von den Befugniſſen des 8 326 
BGB. Gebrauch zu machen. 1) 

Im Dezember 1914 verkaufte die Kl. der verklagten offenen 
Handelsgeſellſchuaft 250 000 m Zeltbahnſtoff. Die Lieferung 
ſollte in den Monaten Januar bis Mars 1915 erfolgen. Der 
Kaufpreis des Meters wurde für 100 000 m auf 1,66 M, fur 
150 000 m auf 1,62 & feſtgeſetzt. Die Kl. hat am 4., 5, 
16, 19, 20., 21., 25. und 27. Januar 1915 im ganzen 
etwa 21 000 m geliefert. Die Annahme am 29. Januar 1915 
angebotener weuerer 18 103 m verweigerte die Bekl, indem 
fie der Kl. an demſelben Tage ſchrieb, ſie tete von dem Abs 
ſchluſſe zuruck, weil die Kl. es dauernd ablehne, das als F r⸗ 
geſchäft zuſtande gekommene Geſchaft als ſolches anzuerkennen, 
und weil die Kl. dies auch in ihren Lieferungen beftänge, 


) Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der 
Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


Zu 1. Wieder eine Mahnung, vorſichnig eine Nachfriſt zu 
ſetzen und ſich nicht darauf zu verlaffen, daß wegen Weigerung des 
Sqhuloners, den Vertrag zu ermuen, eine Nachfriſt entbehrlich jet! 
Wieder (f. z. B. JW. 1918, 1315; RG. 90, 317) ſino die uberen⸗ 
ſtiimmenden Urteile der unteren Gerichte wegen Verkennung der Be; 
deutung der Nachfrist aufgehoben. 

„Es iſt daran festzuhalten, daß das in § 326 BOB. vorge⸗ 
ſchriebene Erfordernis der Friſtbeſtimmung nur in deſonderen Mus · 
nahmejälien wegfäut, namlich nur dann, wenn durch eine nicht nur 
ernſiliche, ſondern auch endgültige Weigerung des Schul ners dle 
Zvecloſigkeit ber Nachrrift außer Zweifel gertellt ist“. So dach 90, 317. 
Darüber, wann im einzelnen dies der Fall elt, l. 5. B. NORNvINM, 
§ 326, S. 359 und das eine Üverficht enthaltende Exteuntnis des Riis. 
Warn. 1918, 244/162. In temem Faue genügt nicht, wenn der 
Richter demnächſt die Anſicht gewinnt, daß der Schuldner von einer 
Weigerung nicht abgegangen ſein würde. vielmehr muß, fig) die Übere 
zeugung hiervon ſchon dem Gegner zun Zeit der Vornahme der 
Weigerung mit zweifelloſer Secherheit aufgedrängt haben. JW. 
1918, 5514. Die grundſätztiche Faſſung Oerimanns, I. 1918, 
169 A. 3 verdient Beachtung: „Nut aus dem Geſichtspunktie des 
Vertragsbruches und nicht aus dem des Verzuges allein tann die 
Unnötigkeit einer Nachfriſt dem Schuldner gegenüber, der die Erxfullung 
weigert, gerechifernat werden Nur die als Vertragsbruch aufzu⸗ 
faſſende Weigerung kann in deſer ſchneidigen Weiſe behandelt werden“, 


RA. Plum, Cöln. 


Juriſtiſche 


Wochen 


ſchrift. Nr. 6. 1919 


indem ſie nicht annähernd das Quantum liefere, das ſie, die 
Bekl., abzufordern berechtigt ſei. Mit einer im Februar 1915 
erhobenen Klage beanſpruchte die Kl. bezüglich der vergeblich 
angebotenen 18 103 m Schadenserſatz wegen des ihr ent⸗ 
gangenen Gewinns in Höhe von 2462 /. Die Klage wurde 
abgewieſen. In dem vorliegenden Rechtsſtreit verlangt die 
Kl. von den drei Bekl. als Geſamtſchuldnern Erſatz des ihr 
entgangenen Gewinns bezüglich des übrigen Teils des Ab⸗ 
ſchluſſes, ſoweit nicht erfüllt iſt, ferner bezüglich des ganzen 
Abſchluſſes, ſoweit nicht erfüllt iſt, Erſatz des Schadens, den 
ſie dadurch erlitten haben will, daß ſie die Ware unter ihrem 
Einkaufspreiſe anderweitig habe verkaufen müſſen. Die Bekl. 
machten u. a. geltend, der ſtreitige Kaufvertrag ſei als Fix⸗ 
geſchäft geſchloſſen in der Weiſe, daß die Kl. während der 
Monate Januar, Februar und März 1915 wöchentlich in 
gleichmäßigen Mengen zu liefern habe. Die Vorinſtanzen haben 
die Klage abgewieſen. Die Kl. hat mit Erfolg Reviſion ein⸗ 
gelegt. In Übereinſtimmung mit der im Vorprozeß getroffenen 
Feſtſtellung, auf die Bezug genommen iſt, ſieht das BG. als 
erwieſen an, daß nach dem zwiſchen den Parteien mündlich 
Abgeſprochenen Lieferung in möglichſt gleichmäßigen Wochen⸗ 
mengen und fixe Lieferung, wenn nicht bezüglich der einzelnen 
Wochenmengen, ſo doch jedenfalls bezüglich des Endtermins — 
31. März 1915 — vereinbart war. Das BG. hat damit den⸗ 
jenigen Sachverhalt, aus dem die Bekl. in erſter Reihe die 
Berechtigung ihres dem Schadenserſatzanſpruch der Kl. ent⸗ 
gegenſtehenden Rücktritts ableiten wollten, nicht feſtgeſtellt. 
Denn die Bekl. hatten geltend gemacht, daß die Firabrede ſich 
eben auch auf die — nicht eingehaltenen — einzelnen Wochen⸗ 
mengen bezogen habe, und die Klage iſt dementſprechend auch 
nicht auf Grund von § 376 HGB. abgewieſen. Zur 
Abweiſung des Schadenserſatzanſpruchs der Kl. gelangt das 
BG., indem es erwägt, daß die Kl. ſich ernſtlich geweigert 
habe, ihre fälligen und künftig fällig werdenden Vertrags⸗ 
pflichten zu erfüllen, und daß die Bekl. deshalb berechtigt 
geweſen ſeien, ohne Nachfriſtbeſtimmung von dem ganzen 
Vertrage zurückzutreten. Dazu iſt ausgeführt: Die Kl. ſei 
ihren vertraglichen Lieferungspflichten trotz Mahnung der Bekl. 
nicht nachgekommen. Sie habe im Januar 1915 nach ihrem 
eigenen Vorbringen anſtatt der vertraglich vorgeſehenen 
etwa 83 000 m lein Drittel der Geſamtmenge] nur 21 197 m 
geliefert und am 29. Januar noch 18 103 m angeboten. Sie 
habe trotz aller entgegenſtehender Vorhaltungen der Bekl. laut 
ihrer Januarbriefe fortgeſetzt den Standpunkt eingenommen, 
daß ſie nur zu liefern brauche, was ſie von ihrem Lieferanten 
hereinbekomme, daß ſie auch nicht bis Ende März fix zu liefern 
brauche. Auch habe ſie ohne Recht von den Bekl. verlangt, 
daß dieſe Schritte unternähmen, um dem B. ſeine Lieferungs 
pflicht möglich zu machen oder zu erleichtern, ferner habe ſie 
ihre vertragliche Verpflichtung zur Lieferung von Erſatzware 
an Stelle ausbleibender B. ſcher Ware beſtritten und ſolche nur 
einmal aus Entgegenkommen liefern wollen. Das Recht der 
Bekl., wegen der Erfüllungsverweigerung der Kl. ohne Nach⸗ 
friſtbeſtimmung zurückzutreten, habe um ſo mehr beſtanden, als 
die Bekl. nach der Ausſage des Zeugen C. die zu liefernden 
Stoffe zur Herſtellung von Zeltbahnen beſtimmt gehabt hätten, 
die ſie ihrerſeits in beſtimmten Mengen von Januar bis Ende 
März 1915 zu Heereszwecken nach W. und Br. zu liefern 
gehabt hätten; zur Zeit des Rücktritts möchten zwar die Bekl. 
die Zellbahnherſtellung wegen Schwierigkeiten bei Erlangung 
der Ausfuhrgenehmigung unterbrochen gehabt haben, ſie hätten 
aber damals die Verhandlungen wegen der Erlangung der 
Genehmigung noch fortgeführt und ſie auch Mitte Februar zu 
einem günſtigen Ergebnis gebracht; bei dem Standpunkt der 
Kl. ſei ganz ungewiß geblieben, wann und wieviel Stoff die 
Bekl. für die Herſtellung der Bahnen geliefert erhalten würden. 
Die Reviſion rügt mit Recht, daß nach den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. keine Erfüllungsverweigerung vorlag, die 
den Bekl. das Recht gab, ohne vorherige Friſtbeſummung von 
den Befugniſſen des 5 326 BGB. Gebrauch zu machen. Wie 
der erkennende Senat ſchon vielfach ausgeſprochen hat, iſt dazu 
erforderlich eine ernſtliche und endgültige Weigerung, die es 
außer Zweifel ſtellt, daß die Setzung der Friſt keinen Zweck 
mehr hätte. Insbeſondere genügen nicht bloße Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über den Vertragsinhalt und ein darauf be⸗ 
ruhendes vertragswidriges Verhalten des im übrigen erfüllungs⸗ 
bereiten Schuldners. Vgl. RG. 66, 41951) 90, 317.] Im 


) JW. 1907, 830; Neumann, Nſpr. TE 326 Erk. o. 


gegenwärtigen Falle liegt aber nicht mehr vor, als daß ſolche 
Meinungsverſchiedenheiten über den Vertragsinhalt beſtanden 
und daß im Zuſammenhang damit die an ſich erfüllungsbereite 
Kl. mit einem Teile ihrer Leiſtung in Verzug gekommen iſt. 
Die Auffaſſung, daß die Befreiuung von dem Erforderniſſe der 
Friſtbeſtunmung aus der Erfüllungsverweigerung folge, wird 
auch nicht gerechtfertigt durch die Erwägungen, die das BG., 
um ſeine Anſicht zu unterſtützen, nach der Richtung anſtellt, 
daß die Bekl. die Stoffe zu eiligen Heereslieferungen gebraucht 
hätten. Dieſer Umſtand könnte Bedeutung haben unter dem 
— von den Bekl. auch geltend gemachten — ſelbſtändigen 
Geſichtspunkt, daß die Bekl. infolge des Verzugs der Kl. kein 
Intereſſe mehr an der Erfüllung des Vertrags hatten und daß 
ihnen aus dieſem Grunde nach Abſ. 2 8 326 BGB. aus: 
nahmsweiſe das Recht zuſtand, ohne Friſtſetzung den Rücktritt 
zu erklären. Unter dieſem Geſichtspunkt hat aber das BG. 
das Vorbringen der Bekl. nicht geprüft. N. & Co. G. m. b. H. 
w. B. & S. u. Gen., U. v. 13. Dez. 1918, 191/18 II. — 
Berlin. B.] 


2. Übernimmt der Grundſtückserwerber eine auf dem 
Grundſtück laſtende Hypothek, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, 
daß Beräußerer und Erwerber eine befreiende Schuldüber⸗ 
nahme gewollt haben. Ob aus den Umſtänden des Falles in 
dem Verhalten des Gläubigers eine Genehmigung zu erblicken 
iſt, muß wegen des erheblichen Eingriffes in die Intereſſen des 
Gläubigers durch die Emrückung eines neuen Schuldners an 
Stelle des alten mit ganz beſonderer Strenge auf den Ber: 
zichtswillen geprüft werden. BGB. § 418.1 

Der Erblaſſer der Kl. hatte auf dem Grundſtück des E. 
eine Hypothek in Höhe von 5000 , für die die Bekl. die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernahm. Der perſönliche 
Schuldner E. N das Grundſtück an K, der im Kauf⸗ 
vertrag die Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis als 
Schuldner übernahm. Da die Hypothek bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks vollſtändig ausfiel, nahmen die 
Kl. die Bekl. aus der Bürgſchaft in Anſpruch. Die Bekl. 
beantragte die Abweiſung der Klage, da K. die Hypothek als 
Selbſtſchuldner an Stelle von E. übernommen habe. Das LG. 
wies die Klage ab. Das BG. verurteilte. Die Reviſion hatte 
keinen Erfolg. Aus den Gründen: Gemäß $ 418 BGB. 
würde die Bekl. ihrer Bürgſchaftsverpflichtung ledig geworden 
ſein, wenn eine Schuldübernahme erfolgt wäre mit befreiender 
Wirkung. Daß die Übernahme einer hypothekariſch geſicherten 
Schuld durch den Erwerber des Grundſtucks regelmaßig als 
eine befreiende, den Veräußerer des Grundſtücks aus der Haft⸗ 
verbindlichkeit entlaſſende aufzufaſſen iſt, hat das RG. mehrfach 
ausgeſprochen [RG 3. 75, 340; Warn. Erg. Bd. 1915 Nr. 205. 
Vorausſetzung dafür iſt jedoch das Vorliegen einer Schuld⸗ 
übernahme. Daß § 416 BGB. hierfür hier nicht anwendbar 
iſt, hat das LG. eingehend begründet und das BG. hat dies 
gebilligt. Bedenken dagegen beſtehen nicht. [RG 3. 63, 49/51; 
WarneErg Bd. 1915 Nr. 229]. Ebenſowenig liegt Grund vor, 
die Feſtſtellung des BG. zu beanſtanden, daß weder eine Ver⸗ 
einbarung des Erblaſſers der Kl. mit dem Erwerber betreffend eine 
Schuldübernahme noch eine Genehmigung der Übernahme letzterem 
gegenüber durch erſteren ftattgefunden hat. Nach der Feſtſtellung 
des BG. iſt zwiſchen dem Erwerber und dem Gläubiger nichts 
weiter verhandelt worden, als daß der Erwerber dieſem fällige 
Hypothekenzinſen gezahlt hat. Dies reicht zur Annahme einer 
Befreiung des Veräußerers nicht aus [RGZ. 63, 445?) 
Gruchots Beitr. 59, 351/2]J.?) Das BG. prüft daher mit Recht, 
ob etwa in der Verhandlung, die vor dem Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrags zwiſchen dem Glaubiger und der Ehefrau des Ver⸗ 
äußerers ſtattgefunden hat, eine im voraus erfolgte, an ſich zu⸗ 
läſſige [RGZ. 60, 416) Genehmigung gefunden werden könnte. 


Zu 2. Der Rechtsgrundſatz, daß die Behauptung einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Schuldübernahme mit beſonderer Strenge auf den Ver⸗ 
zichtwillen hin zu prüfen ſein wird, iſt allſeitigen Beifalls ſicher. 
Schwierigkeiten macht die Anwendung im Einzelfalle. In dem Urteil 
des RG. v. 25. 4. 18 (VI 51/1918) find Umſtände als ſchlüſſige Be: 
ſreiungstatſachen erachtet, die bis dahin in der Rechtſprechung jeden⸗ 
falls nicht allgemein als ſchlüſſig erachtet find (Zins⸗ und Zahlungs⸗ 
änderungen, Vollſtreckungsklauſeln uſw.); vgl. hierzu meinen Nufſatz 
Stillſchweigende Schuldübernahme in JW. 1918, 481. 


Geh. IR. Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 
2) JW. 1906, 304; Neumann, Rſpr. 1 8 416 Erk. a. 


39) JW. 1906, 304; Neumann, Apr. 416 Erk. a. 
YAM. 1905, 370; Neumann, Rſpr. TS 843 Anm. 6. 


48, Jahrgang. 
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Es gelangt aber, ohne daß dies bemängelt werden könnte, zu 
einem ablehnenden Ergebnis. Das Urteil führt aus, daß weder 
der Wortlaut der vom Glaubiger erteilten ſchriftlichen Stundungs⸗ 
erklärung „Meine Hypothek bleibt unkündbar ſtehen“ [gemeint 
war: auf 5 Jahre], noch feine bei der Verhandlung mündlich 
abgegebenen Erklärungen zu dem Schluß führten, daß es in 
ſeiner Abſicht gelegen habe, den Erwerber als feinen neuen 
perſönlichen Schuldner anzunehmen. Wenn es aus der Außerung 
des Gläubigers, wenn die Zmſen pünttlich gezahlt würden, 
ſei es ihm gleichgültig, ob E. oder K. das Geld zahle, im 
Gegenteil entnimmt, daß er nur die fünfjährige Unkündbarkeit 
auf alle Fälle, auch wenn es nicht zu dem beabſichtigten Ver⸗ 
kauf komme, habe bewilligen, ſonſt aber keinerlei Anderungen 
des Schuldverhältniſſes habe emtreten laſſen wollen, ſo kann 
dieſe Würdigung des Sachverhalts mit Exfolg nicht beanſtandet 
werden. Und dies um ſo weniger, als, wie der erkennende Senat 
bereus in feinem Urteil vom 4. April 1914 [WarnErg Bd. 1914 
Nr. 291] hervorgehoben hat, durch die Einrückung eines 
neuen Schuldners an der Stelle des alten in die 
Intereſſen des Gläubigers erheblich eingegriffen 
wird und daher die Behauptung einer nur aus den 
Umſtänden zu entnehmenden Genehmigung einer 
Schuldentlaſſung mit beſonderer Strenge auf den Ver⸗ 
zichtswillen hin zu prüfen ſem wird. Die Reviſton, die für 
ſich die Schlußbemerkung des Urteils des VI. Zivilſenats vom 
8. Mai 1911 [JW. 1911, 64410 in dem Sinne in Anſpruch 
nimmt, daß grundſätzlich anzunehmen ſei, der Glaubiger, dem 
ein ſolches Abkommen mitgeteilt wird, werde es regelmaßig als 
ein befreiendes auffaſſen und daher auch für jene Erklärung 
darauf dieſe Bedeutung maßgebend ſein, überſieht, daß hier 
eben eine derartige Mitteilung nicht feſtgeſtellt iſt, die die Grund⸗ 
lage für die Auffaſſung des VI. ZS. in dem eben er⸗ 
wahnten Urteil bildet, fo daß es auch an dieſer Handhabe ges 
bricht, um das Verhalten des Gläubigers in einem der Beil. 
günſtigen Sinne zu deuten. Burg. B. w. Z., U. v. 19. Febr. 1919, 
330/18 V. — Naumburg. Sch.] 


** 3, Der Verkäufer hat beim Spezieskauf, abgeſehen von 
den Fällen der Zuſicherung und der Arglist, nur ſolche Sach⸗ 
mängel zu vertreten, die der Käufer zur Zeit der Billigung 
weder kannte, noch infolge grober Fahrläſſigkeit nicht kannte.] 7) 

Aus den Gründen: Geht man mit dem BG. davon 
aus, daß der Vertrag vom 7. Sept. 1916 den Kauf einer 
beſtimmten Partie Sardinen „auf Beſicht“ im Sine des 
$ 495 BGB. zum Inhalt hatte, jo war zwar der Kauf ſchon 
mit dem Abſchluß des Vertrages zuſtande gekommen, ſeine 
Wirkſamkeit war aber an die aufſchiebende Bedingung der 
Billigung des Kaufgegenſtandes durch den Kl. geknüpft. Die 


Zu 3. 1. Kann beim Kauf auf Beſicht der Vertäufer ein⸗ 
wenden, die Ware ſei ſo ſchlecht geweſen, daß der Käufer ſie nicht 
gebilligt haben würde? 

Das vorſtehende Urteil verneint die Frage für den Fall des 
Speziesprobekaufs, mit der ſich von ſelbſt verſtehenden Ausnahme, 
daß nicht § 226 BGB. zutreffe. Dieſes wird der Fall fein, wenn 
die Ware ſo ſchlecht iſt, daß nach allen Umſtänden des Falles vom 
Standpunkte des verſtändigen und redlichen Mannes die Billigung 
als ausgeſchloſſen anzuſehen iſt. (S. auch RG. 93, 255.) 
für Sur 93, 254 (11.7. 18 11 90/18) iſt die Frage verneint auch 
5 des Gattungskaufes, weil hier der Verkäufer „ſich ſo 
Käufer) dd n müſſe“ als ob er feiner Verpflichtung gemäß (dem 

ware mittlerer Art und Güte ($ 243) zur Beſichtigung 


ftellt 
9 2 2 als od (der Käufer) dieſe Ware gebilligt hätte. 
Beim Probrtan orſtehende Urteil behandelt weiter die Gewährleiſtung 


1772 „ insbeſ die B en SE, 8 
Bill. . Bedeutung der Billigung für dieſe. „Die 
a 8 1 8 Rei hat nicht ſchon die Wirkung, daß der Käufer 
ee ſe dete Mängel zu rügen und Gewährleiſtung zu 
15 de dieſe Nebenwirkung baben ſolle, hängt von den 
Umſtänden des einzel gen Falles 5 e 
gende: es, hauptſachlich von ausdrücklicher oder 
ſtillſchweigender Vereinbarun der > : 
4 ; 8 8 der Parteien ab. Mangels ſolcher 
Umſtände entscheidet die Re el N 42 9 2 
5 8 8 gel des § 460 BGB., beim Handelskauf 
die Regel des 8 377 HGB., inwi 8 8 > 
8 des 8 4955 „ teweit im Falle des Kaufs auf Be⸗ 
ſich 1 c ae BOB. nach Bini 3 
en . gung des Kaufgegenſtande 
noch Mängel gerigt werden konnen.“ IW. 1912, 85815. Als Ab⸗ 
ſchluß ir Kaufes i. S. des 8 460 gilt nach dem neuen Urteil die 
mit der Billigung des Kaufes eintretende Wirkſamkeit des Kaufes. 
Daher haftet der Vertaufer für ſolche Mängel nicht, die der Käufer 
zur Zeit der Billigung kannte oder infolge grober Fahrläſſigkeit nicht 
kannte, es ſei denn, daß der Verkaufer im letzten Falle die Abweſenhett 
des Fehlers zugeſichert oder dieſen argliſtig verſchwiegen hat. 
Die Frage, ob der Probekäufer, der einen Mangel der Sache 
kennt, durch Vorbehalten feiner Rechte wegen des Mangels bei der 
Annahme gemäß 8 464 ſich das Recht auf Preisminderung vor⸗ 


Bekl. war verpflichtet, die verkaufte Ware dem Kl. zur Beſich⸗ 
tigung zu ſtellen, ſie hatte jedoch, wenn es ſich nicht um eine 
nur der Gattung nach beſtimmte Sache handelte [vgl. Urt. v. 
11. Juli 1918 — II 90/18], nicht, wie das BG. meint, dafür 
einzuſtehen, daß die Ware zur Zeit der Beſichtigung von 
mittlerer Art und Güte war [$ 243 BGB., $ 360 HGB.], 
und auch nicht dafür, daß die Ware zu dieſer Zeit nicht mit 
Fehlern behaftet war, die ihren Wert oder ihre Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzten Gebrauch aufhoben oder minderten [S 459 BGB.!]. 
Denn wenngleich bei einem Spezieskauf „auf Beſicht“ der 
Verkäufer nicht ohne weiteres von jeder Gewährleiſtung für 
etwaige Sachmängel befreit iſt [vgl. RG. v. 26. Juni 1906 
— II 23/06 — JW. 1906, 5497, fo iſt doch bei ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung des § 460 BGB. für das Maß feiner 
Vertretungspflicht nicht der Abſchluß des aufſchiebend bedingten 
Vertrages, ſondern die Billigung des Vertragsgegenſtandes 
durch den Käufer entſcheidend [RG. v. 22. Jun 1912 — 
J 39/12 — 3%. 1912, 85818]. Der Verkäufer hat alſo, 
von den Fällen der Zuſicherung und der Argliſt abgeſehen, 
nur ſolche Sachmängel zu vertreten, die der Käufer zur Zeit 
der Billigung weder kannte, noch infolge grober Fahrlaſſigkeit 
nicht kannte. Es iſt daher verfehlt, wenn das BG. annimmt, 
daß der Kl. im Falle der Lieferung der verkauften Sardinen 
berechtigt geweſen wäre, wegen der ihm beim Vertrags: 
ſchluß weder bekannten, noch infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannten Mangel die Minderung des vereinbarten Preiſes 
zu beanſpruchen, und wenn es den Anſpruch des Kl. auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſchon deshalb für dem 
Grunde nach gerechtfertigt erklärt, weil der Wert der trotz 
Friſtſetzung gemäß § 326 BGB. nicht gelieferten Sardinen 
den nach § 472 geminderten Vertragspreis überftiegen habe. 
Der Kl. konnte die Sardinen, wenn ſie mangelhaft waren, 
nach freiem Belieben billigen oder nicht billigen; billigte er 
ſie aber, fo hatte er fie trotz der ihm bekannten oder infolge 
grober Fahrlaſſigkeit unbekannten Mangel zum Vertragspreiſe 
anzunehmen, und zwar auch dann, wenn er die Billigung ohne 
Beſichtigung erklärte. Die Beil. kann ſonach — da die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 226 BGB. nicht vorliegen — keinesfalls 
geltend machen, daß der Kl. die Sardmen bei Beſichtigung 
nicht gebilligt haben würde. Dagegen iſt ſie allerdings mit 
dem Einwande zu hören, daß fie den Kl. vor der Billigung 
von den Mängeln der Sardinen in Kenntnis geſetzt habe und 
daß ihm die Mängel im Falle der Beſichtigung nur bei grober 
Fahrläſſigteit hatten verborgen bleiben können. Dieſes Ein⸗ 
wandes iſt die Bekl. dadurch, daß fie die Ware trotz Friſtſetzung 
weder geliefert noch zur Beſichtigung geſtellt hat, nicht verlustig 
gegangen. Stellt ſich der Einwand als begründet dar, ſo iſt 
der Klageanſpruch dem Grunde nach nur dann gerechtfertigt, 
wenn die Ware trotz der Mängel für den Kl. einen den 
Vertragspreis überfteigenden Wert hatte. Dies hat das BG., 
abweichend vom LG., nicht feſtgeſtellt. Das angefochtene 
Endurteil iſt daher aufzuheben. R. & Co., G. m. b. H. w. L., 
U. v. 21. Jan. 1919, 263/18 II. — Hamburg. B. 


4. Wenn bei der Anfechtung eines Tauſchvertrages der 
Anfechtende das ſeinerſeits Empfangene wegen inzwiſchen ein⸗ 
getretener Zwangsverſteigerung nicht zurückgeben kann, ſo kommt 
dadurch fein Anſpruch auf Rückgabe nicht in Wegfall; der 
Gegner kann vielmehr nur Entſchädigung verlangen. Die Ver: 
pflichtung des Anfechtenden zur Rückgabe bzw. zum Schadens⸗ 


behalten kann, iſt im Urteil nicht ausdrücklich entſchieden. Das 
Urteil ſcheint ſie aber zu verneinen. Die Bejahung der Frage ſtößt 
freilich auf formelle mit der Faſſung der §§ 460, 464 BOB. zu: 
ſammenhängende Schwierigkeiten, ihre Verneinung aber gewährt dem 
Verkäufer auf Probe einen nicht gerechtfertigten Vorzug vor dem 
gewöhnlichen Verkäufer. 4 

Über die Gewährleiſtung beim Kauf auf Probe beſonders: 
Düringer⸗Hachenburg III, 242; RGRKom. 8 495 A. 6. l 

3. Hat der Probekäufer durch die Billigung das Recht, Mangel 
der Sache geltend zu machen, verloren, ſo kann dadurch natürlich 
nicht auch der Schadenserſatzanſpruch verwirkt werden, der dem 
Probekäufer den durch die Nichtlieferung der mangelhaften Sache 
entſtandenen Schaden ausgleichen ſoll. RA. Plum, Eöln, 


Zu 4. Hat jemand ein Geſchäft, z. B. wegen argliſtiger 
Täuſchung, en fo kann er das daraus Geleiſtete nach den 
Regeln der Bereicherungsanſprüche zurückfordern. Ebenſo der Gegner 
die von ihm vollzogene Gegenleiſtung. Darüber beſteht kein Streit. 
Wohl aber über das Verhältnis der beiderſeitigen Rückleiſtungs⸗ 
pflichten. Die Reviſton will beide in unmittelbare Abhängigkeit 
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erſatz tritt nicht ohne weiteres ein und iſt nicht von Amts wegen 
zu berückſichtigen, muß vielmehr vom Gegner beſonders geltend 
gemacht worden. J 7) 

Die Parteien haben durch Tauſchvertrag die ihnen ge⸗ 
hörigen Grundſtücke vertauſcht. Der Kl. hat den Vertrag wegen 
argliſtiger Täufhung angefochten und verlangt mit der Klage 
die Rückauflaſſung des früher ihm gehörigen Grundſtücks. Nach 
Erlaß des landgerichtl. Urteils, das die Entſch. von der 
Leiſtung eines dem Bekl. auferlegten Eides abhängig machte, 
wurde dem Kl. wegen Nichtzahlung der Hypothekenzinſen das 
von dieſem im Tauſchvertrag erworbene, früher dem Bekl ge⸗ 
hörige Haus zwangsverſteigert. Daraufhin machte der Bekl. 
in der Berufungsinſtanz geltend, das Verlangen des Kl. auf 
Rückauflaſſung ſei nicht gerechtfertigt, weil das vom Kl. er⸗ 
worbene Grundſtück durch deſſen Verſchulden zur Zwangsver⸗ 
ſteigerung gekommen ſei. Der Ber. ftellte feſt, daß der 
Tauſchvertrag nichtig ſei und verurteilte den Bekl. zur Rück⸗ 
auflaſſung. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: Der Bert, führt aus, bei der Feſtſtellung der 
Bereicherung habe auch Berückſichtigung zu finden, was der 
Berechtigte auf Grund des nichtigen Vertrages erlangt habe. 
Das habe aber nur zu geſchehen, wenn der Verpflichtete dieſe 
Berückſichtigung verlange. Er müſſe feinen Anſpruch auf Rück⸗ 
gabe deſſen, was er auf Grund des Vertrages hingegeben 
habe, geltend machen. Die Zwangsverſteigerung mache nicht, 
wie Bekl. geltend gemacht habe, den Anſpruch des Kl. auf 
Rückauflaſſung der ihm früher gehörenden Grundſtücke hin⸗ 
fällig, bewuke vielmehr nur, daß an die Stelle des Anſpruchs 
des Bekl. auf Rückgabe des verſteigerten Grundſtücks a 
Entſchädigungsanſprüche träten. Da ſolche Anſprüche vom Be 
nicht geltend gemacht ſeien, müſſe die Verurteilung des Bekl. 
entſprechend dem Klageantrag zur Rückauflaſſung der ihm vom 
Kl. tauſchweiſe überlaſſenen Grundſtücke ausgeſprochen werden. 
Dieſe Ausführungen des BG. ſtehen, ſoweit ſie die Nichtbe⸗ 
rückſichtigung der Zwangsverſteigerung bei der Verurteilung des 
Bekl. zur Rückauflaſſung betreffen, in Einklang mit den vom 
erkennenden Senat in dem Urteil RG. 59, 925) aufgeſtellten 
Grundſätzen, von denen abzugehen kein Anlaß vorliegt. Danach 
kommt das Recht des bei einem Tauſchvertrage über den gegen⸗ 
feitigen Austauſch von Grundstücken Betrogenen auf Rück⸗ 
forderung des tauſchweiſe hingegebenen Grundſtucks nicht dadurch 
in Wegfall, daß das von ihm eingetauſchte Grundſtück zwangs⸗ 
weiſe verſteigert worden ift, und iſt nach 88 123, 124, 142, 
143 BGB. bei der Anfechtung wegen Betrugs nicht, wie bei 
der Geltendmachung eines vertragsmäß eg vorbehaltenen Rück⸗ 
trittsrechts [83 350—353 BGB.] oder der Wandlung [5 467 


gebracht wiſſen, ſo daß der Richter von Amts wegen gegenüber dem 
Rückleiſtungs begehren des Anfechtungsberechtigten ſeine Ruck⸗ 
leiſtungs pflicht in Rückſicht ziehen muß. Mit Jug und Recht weiſt 
der fünfte Senat das zurück, im Einklang mit der in Bezug 
genommenen älteren Entſcheidung vom 15 10. 1404, Eniſch. Bo. 59 
Nr. 27 S. 9e f. Jene Rückleiſtungspflicht und die, bei Unmöglich⸗ 
keit ihrer Erfüllung, eiwa an ihre Stelle tretende Schadenserſatz⸗ 
pflicht ſtellt nur eine Gegenpflicht des Anfechtungsberechtigten bat, 
die der Gegner geltend machen kann, eima minels eier Zurück⸗ 
behaltungseinrede (was übrigens das Erkenntnis, m E. ohne 
zwingenden Grund, bezweifelt) oder gegebenenfalls durch Aufrechnung, 
die er aber unbedingt auch geltend machen muß, um ihre Berück⸗ 
ſichtigung zu erlangen. Auch das Fragerecht nach 5 169 350. führt 
zu keinem anderen Ergebnis, da es einen Parteiantrag vorausſetzt, 
nicht aber deſſen Stellung herbeiführen ſoll (anders im amtsgericht 
lichen Verfahren nach $ 502 3P0.). 

So beifallswert, ja m. E. zweifellos das iſt, ſo erhebt ſich 
doch die Frage, ob es mit der bekannten, auch vom ZS. V feſt⸗ 
gehaltenen Anſchauung des RG. über das Weſen der Bereicherungs⸗ 
anſprüche aus nichtigen Geſchäften in Emklang zu bringen ſei (ſiehe 
dam die Angaben in meinem Aufſatz DIZ. 1915 Sp. 1063 f. ſowie 
neueſtens das Erk des 3. IV v. 5. 11. 1917 in JW. 1918, 1325 
mit meiner Anmerkung). Denn find wirklich dei Prüfung der 
Bereicherungsfrage die beiderſeits empfangenen Poſten als bloße 
Berechnungsfakioren eines einheitlichen Endanſpruchs gegenüber 
zuſtellen und abzugleichen, jo muß auch von Amis wegen auf den 
Gegenanſpruch des Beklagten Rückſicht genommen werden. Gewiß 
geht das bei Rückſorderungen aus einem angefochtenen Grundſtücks⸗ 
tauſch nicht fo ohne weiieres an, auch nicht dann, wenn an Stelle 
der realen Rückgewährpflicht des einen Teiles eine Erſatzpflicht in 
Geld getreten iſt. Ader daß es alsdann nicht angeht, iſt nur ein 
Beweis dafür, daß die Auffaſſung des einheitlichen Bereicherungs⸗ 
anſpruchs aus nichtigen Austauſchgeſchäften überhaupt branſtandet 
werden muß. Geh. JR. Prof. Dr. Paul Dertmann, Göttingen. 


5) Neumann, Rſpr. I 8 123 Anm 11. 
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BGB.], die Pflicht zur Rückgabe des Empfangenen eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folge der Geltendmachung, alſo eine Folge, die 
ſofort, und, ohne daß ſie der Gegner geltend zu machen brauchte, 
eintrut, muß der Betrüger vielmehr, wenngleich es ſich nicht, 
wie der erſte Richter angenommen hat, um eine Zurückbehaltungs⸗ 
einrede handelt vgl. RG. 54, 142,6) doch die Rückgabe des 
vom Betrogenen auf Grund des von ihm mit Erfolg ange 
fochtenen Vertrages Empfangenen verlangen und, wofern die 
Rückgabe nicht mehr geleiſtet werden kann, etwaige an ihre 
Stelle getretene Erſatzanſprüche geltend machen; macht derjenige, 
der den Betrug verübt hat und gegen den deshalb der Vertrag 
mit Erfolg angefochten worden iſt, ſeinen Anſpruch auf Rück⸗ 
gabe des vom Betrogenen Empfangenen oder, woſern die Rück; 
gabe unmöglich geworden it, einen Anſpruch auf Erſatz nicht 
geltend, ſo iſt die Rückgabepflicht des Betrogenen von dem 
Gericht bei der Zuerkennung des Rechts des Betrogenen auf 
Rückforderung des an den Betrüger auf Grund des Vertrages 
Geleiſteten nicht zu berückſichtigen [ogl. auch die Urt. des 2. 38. 
v. 24. Nov. 1903 II 110,03 und v. 12. Juni 1906 11 540/05 
N. w. P., U. v. 12. Febr. 1919, 259/18 V. — Breslau. [Sch. 


5. Belohnende Schenkung für geleiſtete Dienſte it 
Schenkung und erfordert daher Einigkeit der Beteiligten über 
die Unentgeltlichkeit der Zuwendung. Wurd dagegen die Zu 
wendung in der Annahme gegeben oder genommen, daß dadurch 
die Dienſte bezahlt werden ſollen, ſo liegt keine Einigkeit über 
die Unentgeltlichkeit und deshalb keine Schenkung vor. BGB. 
$ 516.14) 

Der Kl. erhielt als Mitglied des Vorſtandes der 
Akt.⸗Geſ. M. außer“ dem ihm vertragsmäßig (Gebührenden 
weitere 50 000 . Der Bekl. ſieht dus als Schenkung an 


) Neumann, Nſpr. 1 8 142 Erk. b. 


Zu 5. Da es ſich bei den 50000 / des obigen Tatbeſtandes 
um eine einmalige Zahlung an den Geſellſchaſtsdirektor handelt, fo 
ſchaltet für ihre rechtliche Beurteilung der Geſichtspunkt der Gehalts⸗ 
erhöhung von vornherein aus. Vielmehr kommen für ihre Rechts⸗ 
natur nur Gratifitimion (Remuneration) und Schenkung als denkbare 
Möglichkeiten in Betracht. Und zwar kann ſie nur entweder das 
eine oder das andere fein, da Gratififation und Schenkung ſich 
begrifflich ausſchließen. Denn die Schenkung verlangt Unenteeltlichkett' 
der Zuwendung; für ſie iſt alſo die Abweſenheit jeder Gegenleiſtung 
weſentlich. Die Gratififation hingegen, wenigſtens wenn man das 
Wort in feinem juriſüiſch⸗1echniſchen Sinne gebraucht, iſt eine im Rahmen 
des Dienſtvertrags bewirkte Leiſtung, nämlich eine Ergänzung des 
ordentlichen Gehalis durch eine außerordentliche Gabe; ſie iſt alſo 
eine beſonders geartete Form der von dieſem Vertragsihpus geforderten 
„Vergütung“ und ſtellt denmach ein Entgelt für die vom Arbeit 
nehmer geleifteten Dienſte dar (Aaheres darüber in meinem „Recht 
des kaufmänniſchen Perſonals“ in Ehrenbergs Handbuch des Handels 
rechts S 625, Sonderausgabe S. 79). Im einzelnen Falle kann es 
natürlich einmal zweifelhaft ſein, ob eine vom Prinzipal gewährte 
„Extra zuwendung“ als Gratifikation oder als Schenkung anzuſehen iſt. 
Ausſchlaggebend iſt dann allein der den Begleitumſtänden zu em 
nehmende Wille der Parteien. War dieſer darauf gerichtet, dem An⸗ 
geftellten eine Wohltat zu erweiſen, beipielsweiſe ihm in einer un: 
verſchuldeten Noilaye betzuſpringen, ſo liegt Schenkung vor; bezweckt 
die Zuwendung hingegen die Entlohnung der vom anderen Teile 
verrichteten Dienſte, ſei es der normalen, ſei es etwaiger Mehrarbeit 
oder übermäßiger Anftrengungen, fo bandelt es ſich um Gratififation. 
Dem ganzen Verhältnis von Prinzipal und Angeſtellten eniſplicht es, 
daß man ſich im Zweifel für die Gratifikation zu erklaren hat, 
Ohne maßgebende Bedeutung für die Entſcheidung iſt es, ob auf ſeiten 
des Prinzipals zur Verabfolgung der außer ordentlichen Gabe eine 
rechtliche Verpflichtung beſtand oder nicht. So wenig wie eine Gehalts⸗ 
erhöhung dadurch zur Schenkung wird, daß der Prinzipal ſich freiwillig 
zu ihr verſteht und den Gehilfen am Quartalstermin mit tor über⸗ 
raſcht, fo wenig verliert eine Extrazuwendung, die als Entlohnung 
gegeben und genommen wird, dadurch den Charakter der Grat fitalton, 
daß der Angeſtellte keinen Anſpruch auf fie hatte (vgl. dazu auch 
RO. 75, 327 JW. 1911, 280). Nach alledem trifſt das obige 
Urteil des RG. unzweifelhaft das Richtige, wenn es den 50000 M, 
mit denen die Akt.⸗Geſ. gewiſſe vom Direktor geleiſtete Dienſte hat 
vergelten wollen, die Eigenſchaft eines Geſchenkes abſpricht. Die Frage, 
ob Schenkung oder Graufitation, iſt natürlich nicht nur wegen der 
Schenkungeſteuer von prakuſcher Bedeutung, ſondern ſie wird, da die 
Gratifikation die dienſtrechtlichen Bezüge des Angeſtellten erhöht, über 
all da erheblich, wo die Höhe der Vergütung rechtlich eine Rolle ſpielt, 
wie bei den verſchiedenen Einkommensklaſſen der Zwangsverſicherung, 
der Lohnbeſchlagnahme, der Zuſtän digkeit der Kaufmanusgerichte und 
der Gültigkeit bejtummter Konkurrenzklauſeln und Kündigungsabreden 
(88 68, 74 Abſ. 2, 74a Abi. 2, 75b Satz 2 HG B.). Auch gibt es 
fur die Gratifikation keine Einrede des Notbedarfs und kein Wider⸗ 
rufsrecht wegen groben Undanks. Letzteres würde freilich unter Um⸗ 


— — 


48. Jahrgang. 


— —— 


und hat deshalb vom Kl. eine Schenkungsſteuer erfordert. 
Der Kl. hat ſie bezahlt, verlangt ſie aber mit der Klage zu⸗ 
rück. Die Vorinſtanzen haben verurteilt, die Reviſion des 
Bekl. war ohne Erfolg. Aus den Gründen: Den Begriff 
der nach $ 55 Abſ. 1 RErbſchSiG. v. 3. Juni 1906 ſteuer⸗ 
pflichtigen Schenkungen unter Lebenden beſt mmt das BG. 
zutreffend nach der Vorſchrift des 8 516 BGB., vgl. RG. 70, 
15 [16] Danach wird geſchenkt, wenn jemand aus ſeinem 
Vermögen einen anderen bereichert und beide Teile darüber 
einig ſind, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt. Die 
Reviſion meint, daß es auf den „Willen der Parteien zur 
Unentgeltlichkeit“ nicht ankomme. Damit ſetzt ſich die Nevifton 
in Widerſpruch zu dem klaren Wortlaut des 8 516 BGB., 
der dieſen Willen erfordert. Daruber, ob die Bereicherung 
vorliegt, entſcheiden objektive Geſichtspunkte, für die Frage der 
Unentgeltlichkeit iſt der ſubjektive Standpunkt der Beteiligten 
maßgebend, vgl. RG. 62, 273 [275], ) 75, 325 [3271 ) Zu⸗ 
treffend führt die Rev. aus, daß 8 516 BGB. eine 
Schenkungs⸗, d. h. Bereicherungsabſicht nicht zum Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der Schenkung mache. Das hat der erk. 
Senat bereits früher ausgeſprochen, RG. 70, 15 [17 ) und 
daran hält er auch jetzt feſt. Aber die Bereicherungsabſicht 
des Schenkers iſt etwas anderes als ſein Wille zur Unentgelt⸗ 
lichkeit. Auch darauf iſt in der angezogenen Entſch. bereits 
bingewieſen. Regelmäßig wird fi zwar die Bereicherungs⸗ 
abſicht ſchon aus der Einigung über die Unentgeltlichkeit er⸗ 
geben, eine Schenkung wird aber auch dadurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Zuwendende im Endziel ſein eigenes Ver⸗ 
mögen zu vermehren ſtrebt. Auf die im Hintergrund ſtehenden 
Abſichten der Beteiligten legt das Geſetz keinen Wert, maß⸗ 
gebend iſt nach ihm nur die Emigfeit der Beteiligten darüber, 
daß die beſtimmte einzelne Zuwendung unentgeltlich bewirkt 
wird [folgt Beſprechung anderer reichsgerichtl. Urteile zur ſelben 
Frage). Das NG. fährt dann fort: Anzuerkennen iſt, daß es 
im Einzelfalle oft ſchwierig fein wird, zu entſcherden, ob eine 
nachträgliche Bewilligung — oder Erhöhung — emes Entgelts 
für geleiſtete Dienſte vorliegt, oder eine belohnende Schenkung, 
die ſteuerrechtlich der gewöhnlichen Schenkung gleichſteht, 
§ 56 ReSStch. Die Entſcheidung wird im weſentlichen auf 
taſächlichem Gebiet liegen. Rechilich iſt daran feſtzuhalten, 
daß die belohnende Schenkung eben auch eine Schentung iſt, 
daß auch ſie die Einigkeit der Beteiligten über die Unentgelt⸗ 
lichkeit der Zuwendung erfordert. Wuken alſo die geleisteten 
Dienſte nur als Beweggrund, löſen fie ein Dankgefühl aus, 
dem durch eine freie Gabe genügt werden ſoll, und wird die 
Gabe von der Gegenſeite in demſelben Sinne angenommen, 
jo liegt eine Schenkung vor. Haben dagegen die geleiteten 
Dienſte auf der einen Seite das Gefühl einer wirklichen Schuld, 
oder auf der anderen Seite das Gefühl eines wirklichen An⸗ 
ſpruchs hervorgerufen, wird das Geleiſtete in der Annahme 
gegeben oder genemmen, daß dadurch die Schuld abgetragen, 
die Dienſte bezahlt werden ſollen, fo liegt feine Einigkeit über 
die Unentgeltlichkeit der Zuwendung und deshalb keine 
Schenkung vor, RG. 72, 188 [191]. Pr. Staat w. R., 
U. v. 7. Febr. 1919, 329/18 VII. — Berlm. [Sch.] 


6. Bei einem Pachtvertrag zwecks Gewinnung von 
Kohlen liegt in den vom Verpächter geſtatieren und vom 
nos vorgenommenen Tiefvoyrungen noch feine Über 
laſſung des Grundſtücks, kein Beſitzerwerb durch den 
Pachter. BGB. 8 571.14) 


31 ui. den Gründen: Weder aus der Beſtimmung des 
noch aus Avertrags, der den Gegenſtand der Pacht bezeichnet, 
der von der Bekl. behaupteten Ecklärung des 


ſtänden auch bei Schenk 8 a 7 
/ kungen entfallen, nämlich dann, wenn die 
S le weaſcdenung 1. S. des § 534 BGB iſt. Inwie⸗ 
dieſe Vorausſetzu ch wuklich um Schenkungen des Primzipals handelt, 
legungstege n zutrifft, iſt quaestio facti. Hier eine Aus⸗ 
egungs regel zus 1 der Anſtanosſchenkung aufzustellen, wie es in 
der Lueratur vielfach geſchieht, entbehrt jeder Begrundung. 
- Prof. Dr. Titze, Frankfurt a. Main, 

) Neumann, Rſpr. $ 138 Anm. 25. 

8 SW. 191 l, 230. 

) JW. 1908, 754; Neumann, Rſpr. 1 8 516 Anm. 4. 


Zu 6. Die Entſcheidung iſt unbefriedigend. In feinem fün 
Wochen älteren Urteil (RS. 94, 2700 99155 N 8 1 
Überlafjung des Grundſtücks im Sinne des 8 571 368. am 
genommen, weil der Pachter in einem Teile des ihm zur Gewin⸗ 
nung von Kies verpachteten Grundstücks mit der Entnahme des 


Zuriſtiſche Wochenſchrift 


37. 


Verpächters, die Bekl. könne nunmehr über das Grundſtück 
verfügen und die für die Kohlengewinnung weiter erforderlichen 
Arbeuen auf dem Grundſtück vornehmen laſſen, it ein 
Beſitzerwerb der Bekl. an dem Gute zu entnehmen, denn es 
fehlt an der Darlegung, daß die Bekl. in der Lage geweſen 
wäre, die Gewalt über das Gut, das nach wie vor in dem 
Beſitz der Verpächter verblieb, auch nur in dem Maße 
auszuüben, wie es ein Mitbeſitz erfordern würde. Ohne jede 
Bedeutung ſind die Beſichtigungen des Grundſtücks und das 
Abgehen ſeiner Grenzen durch die Vertreter der Bekl. Das 
gleiche gilt von den Ergänzungsarbeiten, die die Bekl. an den 
bereits vor Abſchluß des Pachtoertrags von den Grundſtücks⸗ 
eigentümern vorgenommenen Bohrungen hat vornehmen laſſen. 
Dieſe Ergänzungsarbeiten, die nur in dem Eimmeflen und 
Emnivellieren der Bohrlöcher beſtanden und nur eine viertägige 
Arbeit an Ort und Stelle in Anſpruch nahmen, können nicht 
on um als Beſitzhandlungen, wenn auch nur als 

andlungen des Mitbeſitzes, an dem geſamten Gute zu gelten. 
Aber auch den weiteren, von der Bekl. veranlaßten Bohrungen, 
den Tiefbohrungen, kann die Bedeutung nicht beigemeſſen 
werden, daß durch fie eine Überlaſſung des verpachteten 
Grundſtücks bewirkt oder als ſonſt erfolgt erwieſen würde. 
Solche Bohrungen ſind ihrer Natur nach vorläufige, auf 
einzelne Stellen beſchränkte Maßnahmen, welche, wenn ſie auch 
aus Veranlaſſung des Pachtvertrags vorgenommen ſein 
mögen, doch nicht als die eigentliche und regelmäßige Ausübung 
des Pachtrechts ſich darſtellen, und daher auch nicht als 
Ausfluß eines, wenn auch durch den Mitbeſitz des Verpächters 
beſchränkten Beſitzes- des Pächters an dem Gute aufgefaßt 
werden können. Der Annahme eines ſolchen Beſitzes der 
Bell. widerſpricht hier beſonders noch die unbeſtrutene Tatſache, 
daß nach Abſchluß des Vertrags v. 14. Jan. 1916 ſolche 
Bohrungen nicht nur von der Bekl., ſondern auch von einem 
Dritten vorgenommen worden find. H. v. D. w. D. Bergbaugeſ., 
U. v. 18. Febr. 1919, 411/18 III. — Berlin. [Sch.] 


7. Zur Frage, ob bei dem Güterſtande der Güter⸗ 
trennung der Ehemann in Ausnahmefällen das Recht hat, von 
der Frau Erteilung von Auskunſt über ihr Vermögen und ihr 
Einkommen zu verlangen.] 1) 


Am 12. Juli 1916 ſtarb in K. Fürſt Gebhard B. von W., 
der Ehemann der Bekl., die mit ihm in Gütertrennung gelebt 
hatte. Er war vor langen Jahren auf feinen Amrag aus 


Kieſes bereits begonnen hatte. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb bei 
der Verpachtung eines Grundſtücks zur Gewinnung von Kohlen 
mehrere vom Pachter zur Vorbereitung des planmaßigen Abbaus 
ausgeführte Tiefbohrungen nicht ebenfalls als Uverlaſſung des Grund⸗ 
ſtücks angeſehen werden ſollten, wenn ſie mit Zuſtemmung des Ver⸗ 
pachters erfolgt find. Wirtſchaftlich können die Koſten und Vorberei⸗ 
tungen der Tiefbohrungen erheblich bedeutender als eine Kiesgrabung 
und die Intereſſen des Pächters alſo erheblich ſchutzwürdiger ſein. 
Was die Eniſcheidung aber fo unbefriedigend macht, iſt ihre 
rein begriffliche Begründung. Es fehlt jede Abwägung der wirt⸗ 
schaftlichen Intereſſenlage, es fehlt ein Zurückgehen auf Sinn und 
Zweck des § 571 BGB. Die Eniſcheidung wird nur aus dem 
Begriff der „Bohrung“ hergeleitet: Bohrungen ſeien „ihrer Natur 
nach vorläufige, auf einzelne Stellen beſchrankte Maßnahmen, welche 
nicht als eigentliche und regelmäßige Ausübung des Pachtrechts ſich 
darſteuten“. Daß jede Vorbereitung der Ausübung des Pachtrechts 
„ihrer Natur nach vorläufig“ iſt, ſchließt nicht aus, daß ſie bereits 
eine Bentzhandlung des Pachters als Ausfluß ſeines Pachtrechts dar⸗ 
ſtellt, die zur Annahme einer Überlaſſung i. S. von § 571 ausreicht. 
Und daß fie „auf einzelne Stellen beſchränkt tft“, teilt fie mit allen 
bergbaulichen Gewinnungsmaßnahmen, die eben an einer Stelle des 
Feldes anfangen muſſen. = 
Die nebenbei herangezogene Tatſache, daß nach Abſchluß des 
Pachtvertrages noch ein Dritter auf dem Grundſtück Bohrungen 
vorgenommen habe, beweiſt in dieſer Nacktheit gar nichts; es Wird 
nicht einmal geſagt, ob der Pächter davon gewußt hat, ob er nicht 
etwa widerſprochen hat uſw. RA. Dr. H. Iſay, Berlin. 


Zu 7. 1. Der Tatbeſtand iſt nicht ganz klar: Verfahren auf 
Grund des § 73 Eink StG. war nur dentoar, wenn Der Benſit 
wiſſentlich — alſo nicht aus Irrtum — ſowohl dauernde Trennung 
von der Beil. wie alleinigen Wohnfig im Auslande unrichtig behaupte! 
hatte, fonft war nur Veranlagungsverfahren nach 8 85 Eik StG. mit 
allen Kautelen gegeben. Bet rechtskräftiger Nachſteuer nach § 78 war 
für Verhandlungen über die Hohe fen Raum; liegt 8 73 vor, er⸗ 
ſcheint die Entſch zutreffend, wenn fie auch nicht voukommen bes 
friedigt. Bei dauernder Trennung hat der Ehemann Anſpruch auf 
ſelbſtandige Veranlagung der Ehefrau, bei nicht dauernder Trennung 
Anſpruch auf Erstattung der Steuer aus dem vorbehaltenen Vermögen. 
Einen Einwand, daß die Nachſteuer unrichtig zu hoch bemeſſen, wird 
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der preußiſchen Staatsangehörigkeit entlaſſen worden und lebte 
ſeitdem meiſt in England. Auf Grund der BD., betr. 
Liquidation britiſcher Unternehmungen, v. 31. Juli 1916 
[RGBl. S. 871] hat der Reichskanzler die Liquidation jenes 
Nachlaſſes angeordnet. Zum Liquidator iſt durch Erlaß des 
preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe v. 28. Okt. 1916 
der Kl. ernannt worden. Für die Steuerjahre 1911 bis 1916 
war der verſtorbene Fürſt in der Annahme, daß er in Preußen 
keinen Wohnſitz gehabt habe, nur nach dem Werte des in 
Preußen gelegenen Grundbeſitzes und den daraus fließenden 
Einkommen zur Einkommen⸗ und zur Ergänzungsſteuer ver⸗ 
anlagt worden. Dasſelbe war bei der Veranlagung zum Wehr⸗ 
beitrage geſchehen. Nach ſeinem Tode ſtellte ſich aber die 
Steuerbehörde auf den Standpunkt, daß er ſeinen früheren 
Wohnſitz in K. ſtets beibehalten habe und darum bei weitem 
zu niedrig veranlagt worden ſei. Die zu entrichtenden Nach⸗ 
ſteuern wurden durch Verfügung der Regierung in B. v. 
28. März 1917 auf Grund des 5 73 Eink St., § 45 ErgSt®. 
auf 846 184,60 M. feſtgeſetzt und von dem Kl. gefordert. Die 
hiergegen vom Kl. eingelegte Beſchwerde wurde durch Erlaß 
des Fmanzminiſters v. 14. Sept. 1917 dem Grunde nach 
urückgewieſen. Über die Höhe der nachzuzahlenden Beträge 
een noch Verhandlungen zwiſchen der Regierung und dem 
Kl. Der Kl. macht nun geltend, daß er zur Begründung 
ſeiner Beſchwerde der Höhe nach emer Auskunft der Bekl. 
über ihr Vermögen und ihr Einkommen für die Jahre 1911 
bis 1916 bedürfe. Dies um deswillen, weil trotz der Güter: 
trennung, da der Fürſt und die Bekl. nicht dauernd voneinander 
getrennt gelebt hatten, bei der Veranlagung zur Einkommen⸗ 
und zur Ergänzungsſteuer dem Einkommen und dem Vermögen 
des Fürſten das ſteuerpflichtige Emkommen und Vermögen der 
Bell. hinzuzurechnen fer [$ 10 EinkStG., § 5 Nr. 4 ErgStG.] 
und da auch für die Veranlagung des Wehrbeitrags das Ver⸗ 
mögen der Ehegatten zuſammengerechner werden muſſe [S 13 
WehrbGG]J. Die Bekl. hält ſich zur Erteilung der vom Kl. 
gewunſchten Auskunft nicht für verpflichtet. Der Kl. hat des⸗ 
halb auf Erteilung der Auskunft Klage erhoben. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben der Klage, unter Verwerfung der Einrede der 
Unzulaſſigkeit des Rechtswegs, entſprochen. Das NG. hat die 
Klage abgewieſen. Gründe: Der Anſpruch, den Kl. im 
gegenwärtigen Verfahren gegen die Betl. erhebt, iſt rein 
büirgerlichrechtlicher Art, er hat eine rem burgerlichrechtliche 
Grundlage. Bei ſolchen Anſpruchen liegt im Sinne des § 13 
GVG. immer und ſelbſt dann eme bürgerliche Rechtsſtreiligkeit 
vor, wenn ſich die Notwendigkeit ergibt, zur Entscheidung des 
Streites über Fragen und Verhäliniſſe zu befinden, die dem 
öffentlichen Recht angehören [vgl. RG. 76, 3241) und die dort 
angeführten älteren reichsgerichtlichen Erkenntniſſel. In der 
Sache ſelbſt iſt die Reviſion begrundet. Daß dem Kl. eine 
Geſetzesbeſtunmung nicht zur Seite ſteht, durch die für den 
Ehemann gegen die mit ihm in getrennten Gütern lebende 
Frau ein Recht auf Erteilung von Auskunft der hier in Nede 
ſtehenden Art ausdrücklich vorgeſehen wäre, erkennt das KG. 
ſelbſt an. Es meint aber, es verſtehe ſich von ſelbſt, daß das 
Geſetz dem Ehemanne, wenn es ihm die Verpflichtung auferlege, 
mit ſeinem Vermögen auch das der Frau zu verſteuern und 
gegebenenfalls offenzulegen, zugleich die Mittel gewähren 
wolle, ohne die er der Verpflichtung nicht genügen tönne; 
deshalb müſſe der Ehemann beim Güterſtande der Güter⸗ 
trennung auch berechtigt ſein, aus Anlaß ſeiner Veranlagung 
zur Einkommenſteuer, zur Ergänzungsſteuer und zum Wehr⸗ 


die Ehefrau, welche die Auskunft verweigert, nicht erheben können, weil 
ſie die Geltendmachung eines geringen Einkommens bzw. Vermögens 
durch Unterlaſſung der Auskunft verſchuldet hat. Unbefriedigend iſt 
das Ergebnis nur für den Fall, daß die Erftattung unmöglich ware, 
aber bei wiſſentl. Umgehung des Geſetzes trifft dieſe Folge den Mann, 
der während des Zuſammenlebens ſich die Auskunft verſchaffen konnte. 
Für den Fall der ordentlichen oder nachträglichen Veranlagung nach 
§ 85 wird man jedoch wohl die Auskunftspflicht annehmen dürfen, 
was auch das RG. dahingeſtellt ſein läßt. 

2. Bedeutſamer iſt jedoch die Frage für den hier nicht ent⸗ 
ſchiedenen Fall der auch bei dauernder Trennung beſtehenden Beitrags⸗ 
pflicht zum ehelichen Aufwand. Zur Bemeſſung des Beitrages muß 
der Mann die Einkünfte der Frau kennen. Verweigert die Frau die 
Auskunft, ſo würde er bei Verneinung einer Pflicht auf unzweck⸗ 
mäßige aufklärende Prozeßbehaupiungen angewieſen fein. Hier wird 
man gewiß eine Auskunftspflicht aus dem ſittlichen Weſen der Ehe 
und der hieraus erfolgenden Abgrenzung gegenſeitiger Pflichten ab⸗ 
leiten dürfen. JR. Zelter, Stettin. 

10) JW. 1911, 719. 


beitrage von der Frau Erteilung von Auskunft über ihr Ein⸗ 
kommen und ihr Vermögen zu fordern. Dieſe an die Vor⸗ 
ſchriſten in den 88 40, 89 der Einl. zum Pr R. anklingende 
Begrundung wid von der Reviſton mit Recht als unzulanglich 
beanstandet. Die Mechte und Pflichten, die Ehegatten gegen: 
einander in persönlicher und vermögensrechtlicher Hinſicht haben, 
find in BGB. geregelt. Eine allgemeine Auskunftspflicht 
beſteht nach ihm ebenſowenig unter Ehegatten wie (vgl. 
Gruch. 51, 897; WarnErg. Bd. 1912 Nr. 14] ſonſt. Auch 8 260 
BGB. führt nicht etwa eine Auskunftspflicht ein, ſondern 
enthalt nur Vorſchriften für den Fall, daß eme ſolche Pflicht 
durch ſonſtige Beſnmmungen bereits begrundet iſt oder die 
Verpflichtung zur Herausgabe emes Inbegriffs von Gegen⸗ 
ſtänden beſteht [vgl. RG. 90, 139.1) Was Ehegatten berrifft, 
jo iſt eine Austunſtspflicht beiſpielsweiſe in 5 1374 anerkannt, 
wonach der Mann das eingeorachte Gut ordnunßsmaßig zu 
verwalten und der Frau über den Stand der Verwaltung auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen hat. Dieſe für das gejeguce 
Gürerrecht gegebene Vorſchrift findet nach S 1525 Abl. 2 bei 
der Errungenſchaftsgememſchaft uno nach § 1550 Abſ. 2 auch 
bei der Fahrmsgemeinſchaft auf das eingebrachte Gut der Frau 
entſprechende Anwendung. Nach § 1373 in Verbindung mit 
5 260 könnte umgekehrt auch eine Auskunftspflicht der Frau 
m bezug auf die zu ihrem eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen beim geſetzuichen Guterrecht und dann auch wieder 
[5 1525 Abſ. 2, 3 1550 Abs. 2] bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaſt und bei der Fahrnisgemeinſchaft in Frage kommen. 
Für den Güterſtand der Gurertrennung find beſondere Vor⸗ 
ſchriften nicht gegeben. Bei dieſem Guterſtande har vielmehr 
regelmäßig der Ehemann kein Recht, von der Frau Erreilung 
von Auskunft uber ihr Vermögen und ihr Eintommen zu ver⸗ 
langen. Wenn Steuergeſetze vielfach) trozdem ohne jede Ruckſicht 
auf den Guterſtand anordnen, daß dem Eintommen und dem 
Vermögen des Mannes das Emtommen und das Vermögen 
der Frau hinzuzurechnen ſei oder daß beider Ehegatten Em⸗ 
kommen und Vermögen zuſammengerechner werben ſoue, und 
wenn fie dann von dem Manne uber das geſamte Einkommen 
und Vermögen Erklarungen fordern, jo tun fie das zunachſt 
in dem richtigen Gedanten, daß der Mann ſelbſt bei Guter⸗ 
trennung und ſelbſt in bezug auf das vorbehaltene Gut 
gewöhnlich das Eintommen und das Vermögen der Frau kennt 
und darum durchaus in der Lage ist, daruber die erforderlichen 
Angaben zu machen. Schon die Furcht, daß bei der Ver⸗ 
anlagung ſonſt ihr Einkommen und ihr Vermogen von der 
Steuerbehörde zu hoch angenommen werde und ſie dann genotigt 
ſein wurde, dem Manne als ihren Auteil an den feſtgeſetzren 
Steuern zu hohe Berrage zu erſtatten, wird jogaz einer Frau, 
die mit ihrem Manne nicht im beiten Einverjtanonijje lebt, in 
aller Regel Veranlaſſung geben, ihm Eiablick m ihre Ein 
kommens⸗ und Vermögensverhalunſſe auch inſoweit zu gewahren, 
als es ſich um Vermögen handelt, an dem ihm die Verwaltung 
nicht zuſteht. Immerhin tann es Fälle geben, in denen der 
Mann das Emkommen und das Vermögen der Frau nicht 
kennt und dieſe ſich zugleich weigert, ihm die nörige Auskunft 
zu erteilen. Die Fäue werden verhaltnismaßig jelten vor⸗ 
kommen. Nur in ſolchen Ausnahmefallen aber, auch in ihnen 
nur, ſofern die Steuergeſetze, denen Auskunftspflichten nicht 
fremd ſmo ſogl. z. B. § 23 EinkStG. 1. d. Full. d. Gef. 
v. 18. Jum 1907 in Verb. mit § 74], dem Ehemanne nicht 
ſelbſt zu Hufe kommen, könnte die Frage praktiſche Bedeurung 
gewinnen, ob der Ehemann nach burgerlichem Recht veſugt 
wäre, von der Frau Erteilung von Austunft uber ihr Ver⸗ 
mögen und ihr Einkommen zu verlangen. Ob fig die Frage 
dann bejahen ließe, wenn es ſich um eine dem Ehemanne buch 
ein Steuergeſetz im öffentlichen Intereſſe auferlegte Pflicht 
handelt, die er, ohne daß ihm die Frau Auskunft erieut, nicht 
zu erfüllen imſtande iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Insbeſondere 
braucht nicht unterſucht zu werden, ob unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung, wie die Reviſionsbeantwortung meint, die Vorſchriſten 
des BGB. über die Geſchaftsführung ohne Auftrag, beſonders 
im Hinblick auf 8 079, oder, woran das LG. gedacht zu 
haben ſcheint, das ſittuche Weſen der Ehe und die aus ihm 
ſich ergebende Beurteilung der gegenſeitigen Rechte und Pflichten 
aller Ehegatten [vgl. RG. 87, 62/63] ) emen Weg eröffnen 
würden, auf dem man dazu gelangen könnte, den Mann für 
berechtigt zu erklären, von der Frau Erteilung der nötigen 
1) JW. 1917, 655. 
13) JW. 1915, 781. 


ahrgang. 


Auskunft zu fordern. Denn um die Erfüllung einer derartigen 
im öffentlichen Intereſſe auferlegten Pflicht handelt es ſich hier 
nicht. Ganz abgeſehen davon, daß die Ehe der Bekl. und 
des Fürſten Gebhard B. von W. ſchon vor der Klagerhebung 
durch den Tod des Ehemannes gelöſt war, ſpielt eine öffentlich⸗ 
rechtliche Verpflichtung, die der Kl. als Liquidator des vom 
Fürſten hinterlaſſenen Vermögens zu erfüllen hätte, im Streit⸗ 
fall überhaupt keine Rolle. Die Sache liegt nicht etwa ſo, 
daß der Kl. zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet wäre 
und von der Steuerbehörde zur Abgabe einer ſolchen angehalten 
würde. In dem auf Grund des § 73 Eink Stg., 5 45 ErgStG. 
eingeleiteten Verfahren hat vielmehr die Regierung in B., wie 
das auch ihre Sache war, das Einkommen und das Vermögen, 
das ſie zur Verſteuerung glaubt heranziehen zu können, ſelbſtändig 
ermittelt und von dem Ergebnis ihrer Ermittlung dem Kl. 
Kenntnis gegeben. Glaubt der Kl., daß das Einkommen und 
das Vermögen zu hoch angenommen ſeien, ſo iſt es ihm 
unbenommen, die Annahme der Regierung als unrichtig zu 
bekämpfen. Daß er, um dies mit Ausſicht auf Erfolg tun zu 
können, einer Auskunft der Bekl. über ihr Vermögen und ihr 
Einkommen bedürfte, hat er weder dargelegt. noch iſt es ſonſt 
erſichtlich oder anzunehmen. Ob es ausreichen würde, das 
Verlangen des Kl. nach Erteilung der mit der Klage geforderten 
Auskunft zu rechtfertigen, iſt deshalb eine Frage, deren Ent⸗ 
ſcheidung es nach Lage der Sache nicht bedarf. B. p. W. w. W., 
U. v. 21. Nov. 1918, 158/18 IV. — Berlin. [B.) 


8. Das im Geſellſchaftsvertrag für den Fall des Todes 
eines Geſellſchafters vorgeſehene Ubernahmerecht des Geſchäfts 
durch den anderen ſetzt eine noch nicht aufgelöſte Geſellſchaft 
voraus, kann daher trotz Kündiaung ausgeübt werden, wenn 
3. 0 ß des einen Geſellſchafters die Kündigungsfriſt 
noch lief. 

K., der Erblaſſer des Kl., und der Bekl. hatten eine off. 
Handelsgeſ. auf unbeſtimmte Zeit errichtet. Nach 8 10 des 
Vertrags geht, wenn ein Geſellſchafter „während der Dauer 
des Vertrages“ ſtirbt, das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven 
und Firma auf den anderen Teilhaber über. K. kündigte die 
Geſellſchaft am 12. Juli 1917 auf den 1. März 1918, den 
Schluß des Geſchäftsjabres. Am 28. Febr. 1918 ſtarb K. 
Der Bekl. ließ ſich auf Grund des § 19 des Vertrags als 
alleiniger Inhaber der Firma in das Handelsreaiſter eintragen. 
Die Kl. halte den Bekl. infolge der Kündigung hierzu nicht 
berechtigt, begehre ſeine Verurteilung zur Einwilligung in die 
Löſchung jener Eintragung und zur Mitwirkung bei der An⸗ 
meldung der Auflöſung der Geſellſchaft zum Handelsreaiſter. 
Die Vorinſtanzen wieſen die Klage ab; die Reviſion hatte keinen 
Erfolg. Aus den Gründen: Mit Recht nimmt das BG. 
an, daß nach der klaren und unzweideutigen Faſſung des 
Vertrags das von der offenen Handelsgeſellſchaft betriebene 
Geſchäft mit dem am 28. Febr. 1918 erfolgten Tode des K. 
auf den Bekl. überging. Der Tod trat ein während des 
Laufes der Kündigungsfriſt; er führte die ſofortige Auflöſung 
der Geſellſchaft herbei, bevor die Auflöſung infolge der 
Kündigungserklärung des K. eintreten konnte. Dieſe Erklärung 
verlor damit ihre auflöſende Kraft und eine Liquidation war 
ausgeſchloſſen durch die Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages, 
wonach das Geſchäft infolge des Todesfalls gegen eine näher 
bezeichnete Abfindung auf den Bekl überging [RG 93, 55]. 
reach rüat die Reviſion Verletzung des 8 157 BGB. 
bei ig iſt. daß Beſtimmunaen des Geſellſchaftsvertrags wonach 
te eines Geſellſchafters das gemeinſchaftliche Geſchäft 
Ges Adlers Ar Geſellſchafter übergeht, die Erhaltung des 
daß der Ubekanſtigen ſollen. Daraus läßt ſich zwar herleiten, 
wo derſelb ergang des Geſchäfts entfallen ſoll, wenn zur Zeit, 
anden 85 einzutreten hatte, die Geſellſchaft bereits aus einem 
nicht PH aufgelöft, bereits in Liquidation getreten iſt, 


eintreten Toll, % der Übergang des Geſchäfts auch dann nicht 


msbeſen 1 8 die Geſellſchaft noch beſteht und nur, 


a lae einer Kündigung, eeſtſteht daß die Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft in einem ſbäteren e Aus ohne 
den Todesfall erfolgt ſein würde. Demgemäß hat auch das 
von der Reviſion angeführte Urteil des RG. v. 24: Juni 1913, 
A. Z. II 186/13 ausdrücklich ausgeſprochen, daß das Über⸗ 
nahmerecht eine noch nicht aufgelöſte Geſellſchaft vorausſetzt. 
Das BG. hatte daher keinen Anlaß, zu erörtern, ob wegen des 
wirtſchaftlichen Zwecks ſolcher Beſtimmungen bereits die frühere 
Kündigung des K., nicht erſt die infolge derſelben eingetretene 
Auflöſung der Geſellſchaft nach dem Willen der Vertrag⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 
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ſchließenden die Anwendung des § 10 des Geſellſchaftsvertrags 
ausſchließen ſollte. Ein ſolcher Wille der Vertragſchließenden 
hat in dem Vertrage keinen Ausdruck gefunden und auch ſonſt 
ſind dafür ſprechende Tatſachen nicht vorgebracht. K. w. L., 
U. v. 21. Febr. 1919, 310/18 II. — Karlsruhe. B.] 


9. Zur rechtlichen Stellung des Agenten einer Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft. Der Verſicherer muß Erklärungen und 
Verhalten des Vermittlungsagenten gegenüber dem Verſicherungs⸗ 
nehmer hinſichtlich des Inhalts der Verſicherung gegen ſich 
gelten laſſen, auch wenn im Antrag und Verſicherungsſchein 
nichts darüber zum Ausdruck gekommen iſt.] 7) 

Der Kl. leiſtet vertraglich für die Zuckerfabrik T. Fuhren 
zum Bahnhof, und zwar auf Feldbahngleiſen. Bei einer 


Zu 9. Das Geſetz über den Verſicherungsvertrag hat die 
rechtliche Stellung des Vermittlungsagenten, um den es ſich hier 
handelt, nicht erſchöpfend geregelt. Literatur und Nechtſprechung 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Vermittlungsagent zwar nicht 
Vertreter des Verſicherers iſt, wohl aber ein Organ, deſſen er ſich in 
feinem Geſchäftsbetriebe bedient. Literatur und Rechtſprechung be⸗ 
rückſichtigen deshalb je nach Lage des Falles die Erklärungen des 
Vermittlungsagenten, und zwar zur Feſtſtellung, ob der Verſicherungs⸗ 
nehmer in entſchuldbarer Weiſe ſich auf die Erklärungen und das 
Verhalten des Vermittlungsagenten verlaſſen durfte. In dieſem 
Sinne insb. RG. 46, 184 und 73, 302. 

„Bei einer Prüfung. welche Stellung die hier vorliegende Ent⸗ 
ſcheidung zu dieſer Auffaſſung der Literatur und Rechtſprechung hat, 
muß davon ausgegangen werden, daß nach dem vorliegenden Material 
ſeitens der beklagten Verſicherungsgeſellſchaft allem Anſcheine nach 
drei Einwendungen erhoben ſind: 

„Die Bell. ſcheint zunächſt wegen Verletzung der Anzeigepflicht 
ihren Rücktritt erklärt zu haben. Dann hat ſie offenſichtlich fur den 
Fall, daß dieſer Einwand hinfällig iſt, beſtritten, daß der Umfang 
der hier vorliegenden Verſicherung ſich auf den ſtreitigen Fall erſtrectt. 
Endlich aber hat ſie wohl, falls dies gegen ihre Auffaſſung angenommen 
werden ſollte, ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß alsdann der 
ganze Verſicherungsvertrag mangels Willenseinigung hinfällig wäre. 

Die Unterlaſſung der Anzeige eines Gefahrumſtandes berechtigt 
nach § 16 Verf®t®. den Verſicherer nicht zum Rücktritt, wenn das 
Unterbleiben der Anzeige ohne Verſchulden des Verſicherungsnehmers 
erfolgt iſt. Da der Vermittlungsagent die zu verſichernden Gegen⸗ 
ſtände zu beſichtigen pflegt, den Betrieb des Verſicherungsnehmers 
prüft, bei der Ausfüllung des Fragebogens meiſt zugegen iſt und ſich 
äußert, ſo kommt es auf das Verhalten des Vermittlungsagenten 
für die Feſtſtellung, ob die Unterlaſſung der Anzeige entſchuldbar tft, 
vor allem an. Wenn das NG. in der gegenwärtigen Sache aus 
dem Benehmen des Vermittlungsagenten entnimmt, daß der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ohne Verſchulden die Einzelheiten ſeines Fuhrwerks⸗ 
betriebes anzugeben unterlaſſen konnte, ſo hält ſich das RG. dabei 
durchaus im Rahmen der bisherigen Auffaſſung. 

Zur Erörterung des weiteren Umſtandes, daß der Umfang der 
Verſicherung ſich auf den hier vorliegenden Unfall nicht erſtrecke, hat 
in den Inſtanzen eine Beweisaufnahme durch Anhörung der in Be⸗ 
tracht kommenden Mittelsperſon ſtattgefunden. Bei Streitigkeiten 
über den Inhalt eines Vertrages iſt eine ſolche Beweisaufnahme 
meiſt nicht zu umgeben. Aber in den meiſten anderen Fällen haben 
neben der Tätigkeit der Mittelsperſon noch mündliche oder ſchriftliche 
Verhandlungen zwiſchen den Vertragsteilen ſelbſt ſtattgefunden, oder 
es haben mindeſtens mündliche oder ſchriftliche Berichte der Mittels⸗ 
perſon für beide oder einen Vertragsteil vorgelegen. Hier iſt der 
Abſchluß ſeitens des Vorſtandes der Verſicherungsgeſellſchaft erfolat, 
allem Anſcheine nach lediglich auf Grund des vom Vermittlungsagenten 
überſandten Verſicherungsantrages. Der Vorſtand hat keinen anderen 
Willen gehabt, als die Verſicherung auf Grund dieſes Antrages ab⸗ 
zuſchſteßen Wenn nun das R. dennoch aus dem Verhalten des Ver⸗ 
mittlungsagenten feſtzuſtellen fucht, welchen Inhalt der Verſicherungs⸗ 
vertrag gehabt bat, ſo legt es dem Vermittlungsagenten eine Bedeutung 
bei, welche über die Stellung einer Mittelsperſon hinausgeht. Als⸗ 
dann wird nicht entſcheidend, welche Abſicht die Verſicherungsgeſellſchaft 
gehabt hat, ſondern welche Abſicht der Vermittlungsagent bei ſeiner 
Tätiakeit zur Vorbereitung des Abſchluſſes im Auge gehabt hat, Ja, 
es iſt eigentlich die Beweisaufnahme dann keine Beweisaufnahme uber 
den Inhalt des Vertrages, ſondern eine ſolche zur Feſtſtellung, ob 
auf Grund der Auffaſſung des Vermittlungs agenten bie Willens⸗ 
einigung erfolgt iſt. So verneint ja auch das NG. am Schluß feiner 
Entſcheidung den in letzter Linie erhobenen Einwand der mangelnden 
Willenseinigung an der Hand des Verhaltens des Agenten. 

Nach alledem Scheint das NG. in der vorliegenden Entſckeidun 
über die bisher in der Literatur und Rechtſprechung innegebaltene 
Auffaſſung binſichtlich der Stellung des Bermittlungsagenten hinaus⸗ 
zugeben. Es leat der Meinung des Vermittlungsagenten die ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung bei und ſcheint damit den Vermittlungsagenten 
aus der Rolle eines bloßen Vermittlers in die eines Organs zu ver⸗ 
ſetzen, deſſen Willensmeinung für den Abſchluß maßgebend iſt. Sollte 
dieſe Auffafjuna in ſpäteren Entſcheidungen feſtgehalten werden, fo 
hätte dies für das Verſicherungsweſen die Bedeutung einer ſehr 
eingreifenden Anderung. IR. Gerhard, Berlin. 


ſolchen Fahrt geriet die S. unter einen Wagen. Der Kl. iſt 
bei der Rechisvorgängerin des Bekl. nach dem Verſicherungs⸗ 
ſchein verſichert als Unternehmer einer Landwirtſchaft und eines 


Fuhrwerksbetriebes gegen die geſetzliche Haftpflicht. Der Kl. 
begehrt, da der Bekl. ihn abſchläglich beſchieden hat, Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Bell verpflichtet iſt, ihm hanſichtlich ſeiner 
Haftpflicht aus dem Unfall der S. Deckung zu gewähren. 
Die Vorinſtanzen haben dem Klagvertrag entfprechend erkannt. 
Die Rev. des Bekl. hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 
Die zur Eutſcheidung ſtehende Frage iſt, ob der Unfall unter 
die mit dem Kl. als „Unternehmer eines Fuhrwerksbetriebes“ 
abgeſchloſſene Haftpflichtverſichcrung fällt. Das BG. ftellt feſt, 
daß der Agent der Rechisvorgängerm der Bekl. bei der Auf⸗ 
nohme des Antrags auf Verſicherung gewußt, daß der Kl. 
Fuhrwerk durch Beförderung von Loren auf der Feldbahn be⸗ 
treibt. Der Kl. wollte für ſeinen ganzen Betrieb die Ver⸗ 
ſicherung eingeben. Daran, daß der Feldbahnbetrieb anders 
als Fuhrwerkebetrieb zu beurteilen fei, haben nach der An⸗ 
nahme des BG. weder der Kl. noch der Agent gedacht. Daran, 
daß der Betrieb auf den Gleiſen in dem Antrage nicht erwähnt 
iſt, trifft den Kl. kein Verſchulden, weil er, wie das BG. feſt⸗ 
ſtellt, in feine Vorſtellung gar nicht aufgenommen hat, daß es 
ſich dabei um einen Bahnbetrieb handeln könne. Der Kl. 
konnte desbalb, ſolange er anders nicht belehrt wurde, ans 
nehmen, daß er durch den auf feinen Antrag erteilten Ver⸗ 
ſicherungsſchein gegen die darin feſtgeſetzte Prämie ſeinem 
Willen entsprechend für den geſamten Fuhrwerksbetrieb gegen 
Haftpflicht verſichert iſt. Sollte das Vertragsverhältnis anders 
geſtaltet, der Betrieb auf den Gleiſen aus dem Fuhrwerks⸗ 
betriebe ausgeſchieden oder wegen erhöhter Gefahr nur gegen 
eine beſondere Prämie verſichert werden, ſo war es Sache des 
mit den Verhäliniſſen bekannten Agenten darauf hinzuwirken. 
Der Agent hat aber weder den Kl. anders belehrt, noch hat 
er bei der Weitergabe des Antrags feiner Geſellſchaft von der 
beſonderen Art des Betriebs Mitteilung gemacht. Mag das 
auch unterlaſſen ſein, weil der Agert abweichend von der Auf⸗ 
faſſung, welche die Bekl. im Prozeſſe vertritt, den Betrieb auf 
den Gleiſen dem Fuhrwerksbetrieb als ſolchem zurechnete, dem 
Kl. kann, ſelbſt wenn die Beurteilung der Bekl. die zutreffende 
iſt, dieſe Unterlaſſung des Agenten nicht zum Nachteile ge⸗ 
reichen. Die rechtliche Grundlage des Verſicherungsverhältniſſe 
bildet allerdings regelmäßig der Verfiterungsfgein mit den 
darin en haltenen allgemeinen Verſicherungsbedingungen. Aber 
im einzelnen Falle kann doch die Tatſache, daß der Ver⸗ 
ſicherungsvertrag nicht durch Verhandlungen unmittelbar 
zwiſchen den geſetzlichen Vertretern der Geſellſckaft und dem 
Verſicherungsnehmer, ſondern durch die Vermitzlung eines 
Angeſtellten der Geſellſchaft zuſtande gekommen iſt, auf die 
rechtliche Geſtaltung des Verſicherungsverhältniſſes von bes 
fonterem Einfluß ſein. Dieſer im NG. 73, 302 aus⸗ 
geſprochene Rechtsſatz kommt hier zur Anwendung. Die Bekl. 
muß gegen ſich gelten laſſen, daß ihr Agent den ihm bekannten 
Transport auf den Gleiſen dem Fuhrwerksbetrieb des Kl. in 
Übereinſtimmung mit dem Amragfteller zugerechnet hat, und 
daß ſich dadurch das Verſicherungsverhältnis ſo geſtaltet hat, 
wie der Kl. verſichert ſein wollte, der Agent den Antrag auf 
Verſicherung der Geſellſchaft übermittelte. Danach aber ums 
faßt die auf dieſen Antrag im Verſicherungsſchein gewährte 
Haftpflichtverſicherung für den Fuhrwerksbetrieb des Kl. deſſen 
geſamte Tärigkeit als Fuhrwerksunternehmer und damit auch 
die von dem Kl. auf den Gleiſen der Feldbahn ausgeführten 
Fuhren. Muß die Bekl. aber nach Lage des Falles das mit 
ihrem Agenten Verhandelte gegen ſich gelten laſſen, ſo kann 
ſie ſich auch nicht, wie dies vor der Reviſion geſchieht, darauf 
berufen, daß der Verſicherungsvertrag wegen verſteckten 
Emigungsmangels nicht zum Al ſchluß gekommen ſei. Fr. 
Allg. V. w. O., U. v. 11. März 1919, 372/18 VII. — 
Breslau. [Sch.] 


10. Die Zurückweiſfung eines Schadenserſatzanſpruchs wegen 
mangelnder Darlegung des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen 
Rechtsverletzung und Schadensentſtehung darf nicht erfolgen, ſo⸗ 
lange das Gericht unter Anwendung von ZPO. 8 287 zu einer 
auch nur allgemeinen Schätzung gelangen kann.] 

Die Kl., die mit der Bekl. in Geſchäftsverbindung ge⸗ 
ſtanden hat, klagt auf Feſiſtellung, daß dem Bekl. keinerlei 
Forderung gegen ſie zuſtehe. Die Vorinſtanzen erkannten gemäß 
dem Klagantrag. Die Reviſion des Bekl. führte zur Aufhebung 
des Urteils. Aus den Gründen: Die Entſch. hängt davon 
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ab, ob eine Forderung des Bekl., gleichviel in welcher Höhe. 
beſteht oder nicht. Auf das Beſtehen der vom Bekl. geliend 
gemackten Schadenserſatzanſprüche kommt es hiernach an. Ge⸗ 
ſtützt find dieſe Anſprüche auf die Behauptung, daß die Kl. 
gewiſſe vertragsmäßige Verpflichtungen unerfüllt gelaſſen, ſowie 
durch eine unbegründete Strafanzeige die Verhaſtung der Direk⸗ 
toren des Bekl. herbeigeführt habe und daß hierdurch der 
letzteren ein Schaden von bedeutendem Umfang erwachſen ſei. 
Die Ausführungen, mit denen der Ber R. über dieſes Vor 
bringen hinweggelangt iſt, können als eine rechtlich einwand⸗ 
freie Begründung der Entſch. nicht angeſehen werden. Die 
Entſch. wird im weſentlichen darauf geſtützt, es fehle an jeder 
ſchlüſſigen Darlegung, inwiefern dem Bekl. aus der Nicht 
erfüllung der Verträge direkt oder indirekt ein Schaden er- 
wachſen ſei, das Vorbringen ſei zum Teil ſo unklar, un⸗ 
volſtändig und widerſpruchsvoll, daß die Behauptungen zur 
Begründung von Schadenserſatzanſprüchen in kemer Weile 
ſchlüſſig feien, und diefer Mangel auch nicht durch Ausübung 
des Fragerechts beſeitigt werden könne; die Bezugnahme auf die 
Geſchäftsbücher des Bekl. und Gutachten Sachverſtändiger er⸗ 
ſetze dieſen Mangel nicht. Im allgemeinen iſt dazu noch im 
Eingange der Entſcheidungsgründe unter Bezugnahme auf die 
Entſch. in NGZ. 91, 265 ausgeführt, durch Ausübung des 
richterlichen Fragerechts könne auf die Ergänzung ungenügender 
Angaben und die Aufklärung unklarer Angaben hingewirkt 
werden, es diene aber nicht dazu, den angeblichen Anſprücken 
des Bekl. erſt den Boden zu bereiten, auf dem ſie Ausſicht 
auf Erfolg haben können. Bei dieſen Darlegungen hat der 
Verf, die Bedeutung der Norſchriften des § 287 ZPO. ver 
kannt. Es handelt ſich um die Behauptung, daß dem Bekl. 
infolge der Nichterfüllung der von der Kl. übernommenen Ver 
tagspflichten Schaden entitanden ſei, alſo um den Nachweis 
eines urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Vertrags- 
verletzung und der Entftehung eines Schadens. Auf dieſen 
Nachweis findet 8 287 ZPO. Anwendung. Die Beurteilung 
der Frage, ob ein Schaden emſtanden ſei, insbeſondere alſo die 
Ermittlung des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen Rechts⸗ 
verletzung und Schadensentſtehung unterſteht danach der auf 
die Würdigung oller Umſtände geſtützten freien Beweiswürdigung 
des Gerichts. Eine Zurückweiſung des Erſatzanſpruchs wegen 
mangelnder Darlegung des urſächlichen Zuſammenhangs dar! 
nicht erfolgen, ſolange das Gericht unter Anwendung aller 
ihm zustehenden Erkenntnismittel zu einer auch nur allgemeinen 
Schätzung gelangen kann. Die vom Ber R. angezogene Entſch 
des RG. betrifft einen ganz anders gearteten Fall und bezieht 
ſich namentlich nicht auf den hier in Betracht kommenden 
8 287 300. Die Heranziehung dieſer Entſch zeigt, daß der 
Ber. ſich der Bedeutung gerade des 8 287 für die vorliegende 
Streitſache nicht hmreichend bewußt geweſen ift, zumal er ihn 
auch in den Urteilsgründen nirgends erwähnt hat. Daß dem 
Bekl. durch Nichterfüllung der Verträge Schaden entſtanden ſein 
müſſe, liegt an ſich nahe. Wird näher ausgeführt! M. w. K. B, 
U. v. 25. Febr. 1919, 330/18 VII. — Roſtock. [Sch.] 


11. Eine Vorentſcheidung über den Grund des An⸗ 
ſpruchs iſt nur nach Erledigung aller Einwendungen zuläflig. 
11 a Beſtand der Forderung ganz oder zum Teil be- 
rühren. 


Aus den Gründen: Keine endgültige Stellung nimnit 
das Urteil zu dem Einwand der unverſchuldeten Unmöglichkeit. 
ſoweit zu deſſen Begründung vorgebracht iſt, daß die Bekl. 
auch wegen der Berhältniffe auf dem Getreidemarkt nach 
Kriegsausbruch, ferner wegen der Beſchlagnahmen und des 
Verhaltens ihrer Lieferanten, die ſie im Stiche gelaſſen hätten, 
trotz aller Bemühungen mehr Roggen, als ihr zur Verfügung 
geſtanden habe, nicht habe beſchaffen können. Dieſer Teil der 
Rechtsverteidigung wird vom BG. dem Verfahren über die 
Höhe des Anſpruchs überlaſſen. Damit verletzt es den 
in der Rechtſprechung des Rc. vielfach ausgeſprochenen 
Grundſatz, daß eine Vorentſcheidung im Sinne von 8 304 
Abſ. 1 ZPO. nur nach Erledigung ſämtlicher Einwendungen 
zuläſſig iſt, die den Beſtand des Anſpruchs ganz oder zum 
Teil berühren [RGZ. 86, 308]. Da die Rechtsverteidigung 
der Bekl. auch in den Richtungen, in welchen das BG. keine 
Entſcheidung über ſie trifft, auf die Entkräftung des Klag⸗ 
anſpruchs abzielt, ſo bezieht ſie ſich auf den Grund der Klag⸗ 
forderung und durfte deshalb nicht dem Nachverfahren vor⸗ 
behalten bleiben. G. & R. w. N, U. v. 18. Febr. 1919, 
397/18 III. — Breslau. (Sch. 


12. Beſtätigungsſchreiben eines Vertragsteiles über den 
mündlich erfolgten Verkauf beweglicher Sachen iſt keine Beur⸗ 
kundung des Veräußerungsgeſchäfts i. S. Tarifſt. 32 Abſ. 5 
PrStemp StG. in der Faſſung v. 30. Juni 1909.1 1) 

Die Kl. ſchloß mit dem Proviantamt in G. einen Kauf 
über verſchiedene Warenmengen ab und richtete dorthin folgendes 
Schreiben: „Wir beſtätigen den Verkauf von (folgen die Waren 
nach Art, Menge und Preis) frei Magazin G für netto per 
1000 kg und buten Sie, uns ſchnellſtens zur Verladung dieſer 
einzelnen Arten von Ihnen abgeſtempelte Frachtbrie ie zugehen 
zu laſſen, damtt die Lieferung ſchnellſtens auf den Weg gebracht 
werden kann.“ Für dieſes Schreiben hat das Stempel⸗ und 
Enbſchaftsſieueramt D. aus Tariſſt. 32 Abſ. 5 PrStemp StG. 
in ber Faſſung v. 30. Jun 1909 einen Stempel von 322 # 
erfordert. Den unter Vorbehalt gezahlten Betrag verlangt Kl. 
mit der Klage zurück. Ja den Vorinſtanzen wurde die 
Klage abgewieſen. Das RG. hat die Klage zugeſprochen. 
Aus den Gründen: Die zu entſcheidende Streitfrage iſt, 
ob auf das Schreiben der Kl. Abſ 5 Tauafſt. 32 zur Anwendung 
kommt. Der Berit hat in Übereinfimmung mit dem erſten 
Richter die Frage zuungunſten der Kl bejaht. Er fuhrt aus, 
daß das Schreiben der Kl die Erforderniſſe der Beſtimmung 
des Abſ. 5 enthalte. Es fer aus ihm der weſentliche Inhalt 
des Vertrags zu entnehmen. Weitere als die im Schreiben 
wiedergegebenen Vertragsbedingungen ſeien nicht vereinbart. 
Durch das Schreiben habe eme Beweisurkunde über den 
telepponiſch erfolgten Geſchäfteabſchluß zur Vermeidung von 
Mißverſtändniſſen geſchaffen werden ſollen. Es handle ſich 
weder um eine nur hiſtoriſche Erwähnung des abgeſchloſſenen 
Geſchäfts noch ſei als Zweck des Schreibens die Erlangung von 
Verladungspapieren anzuſchen. Das Schreiben habe vielmehr 
der allgemein beſtehenden kzufmänniſchen Verkehrsſitte Rechnung 
tragen und das abgeſchloſſene Geſchäft im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit noch einmal ſeſilegen ſollen. Da hier nur das Beſtä⸗ 
tigungsſchreiben einer Partei vorliege, komme die Stempelfreiheit 
der ſog Korreſpondenzverrräge — 8 1 Abſ. 3 des Geſetzes — 
nicht in Frage. Wohl aber ſtelle dieſes Schreiben eine einſeitige 
Beurkundung i. S. des Abi. 5 der Tariſſt. dar, denn es gehöre 
nicht zum Weſen der Vertragsurkunde, daß die Unterzeichnung 
durch den anderen Teil nach der Geſtalt der Urkunde notwendig 
oder mit ihrer Faſſung vereinbar ſei. Wenn auch bei der 
Geſetzesvorſchrift nach ihrer Eulſtebungsgeſchichte in der Haupt» 
ſache an die Möbelleibverträge gedacht ſei, ſchließe doch die 
Faſſung des Geſetzes feine Anwendung auf andere Urkunden 
und auf in Briefen erfolgte Beurkundungen nicht aus. Der 
Hinweis der Kl auf die Stempelfreiheit der Kommiſionsnoten 
ſei verfehlt, Beſtatigungeſchreiben ſeien nicht als ſolche Noten 
anzuſehen. Dem BG. iſt darm beizutreten, daß das Schreiben 


Zu 12. Die einſchränkende Auslegung, die in obigem Urteil 
der Tarifſt 32 Abſ. 5 Pr StempStch gegeben wird, iſt von größter 
brakuſcher Tragweite und bedeutet für den Fiskus einen Ausfall an 
Stempelgefauen, der allein mit Vezug auf die während des Krieges 
erfolgten Lieferungen an Proviantämier, Indendanturen und andere 
milttäriſche Behörden auf einige Millionen Mark zu veranſchlagen 
en dürfte. In feiner bisherigen Rechtſprechung hatte das NS. die 
daß 8 der Tarifoorſchrift lediglich an die Vorausſetzung geknüpft, 
geschäfte einſeitige Beurkundung alle für den Abſchluß des Kauf⸗ 
Ser Sener hen Vereinbarungen enthalte, und nach der Faſſung 
von e . die das Erfordernis förmlicher, wenn auch nur 
konnte Ba Tele unterzeichneter Vertragsurkunden nicht aufſtellt, 
Ra . im Hinblick auf die ſonſtige Rechtſprechung des RG. 
ſchreiben — — angenommen werden, daß auch bloße Beſtätigungs⸗ 
beweglicher Sachertraakteile über die mündlich erfolgte Veräußerung 
werden, der tar wenn ſie dem anderen Vertragsteil ausgebändigt 
Entſch hat das 9 6 Stempelabgabe unterliegen. In anderen 
gegenüber der Faſſ 5 der Entſtebungsgeſchichte des Stempeltarifs 
gebende Bedeufun ung, die das Geſetz ſchließlich erhalten hat, maß⸗ 
e an ba nicht beigemeſſen: ſollte das obige Urteil eine 
praktische Tra Feenpfasi. Standpunkte bedeuten, ſo würde die 
Betracht k er a“ Urteils weit über die Auslegung der hier in 
0 eee arifvorſchriet binausgeben. Übrigens darf aus 
0 chift 32 Abſ. 5 nich aus entnommen werden, daß die Tarifvor⸗ 

eſchreiben ein bereit dann unanmendbar ift, wenn dem Beftätb 
gungsſchretben ein bereits mündlich erſolgter Verkauf zugrunde liegt, 
wundern aud wenn der Kaufvertrag erſt durch das Schreiben zum 
Abſchluß gelangt, wenn beiſpieleweiſe auf ein ſchriftliches Angebot 
der Vertragsteil. an den dieſes Angebot gerichtet ift, brieflich deſſen 
Annahme erklart und in dem dem anderen Teile ausgehändigten 
Schreiben den Inkalt des Kaufverrrags wiedergibt, ohne daß hiermit 
der Brief die Geſtalt einer förmlicher Vertragsurkunde erlangt. 
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der Kl. als ſog. Beſtätigunzsſchreiben zu beurteilen iſt. Nach 
kaufmänniſcher Verkehrsſitte will die Kl. den Abſchluß des 
durch Fernſprecher vereinbarten Vertrages über die von ihr 
verkauften Früchte zur Beſeitigung von Mißverſtändniſſen 
ſchriftlich wiedergeben. Es trifft auch zu, daß das Schreiben 
eine Wiedergabe aller für den Abſchluß des Kaufaeſchäfts 
weſenilichen Vereinbarungen enthalt und daß die Annahme 
einer nur hiſtoriſchen Erwähnung des Geſchäfts [5 3 Abſ. 3 
des Geſetzes] ebenſo wie die Behauptung der Kl., fie habe durch 
das Schreiben nur die Verfrachtunge papiere erlangen wollen, 
als mit dem Inhalt des Briefes im Widerſpruche ſtehend 
abzulehnen ſind. Nicht zu folgen aber iſt dem BG. in ſeiner 
Auffaſſung, daß das Beſtätigungsſchreiben eines Vertragsteils 
über den mündlich erfolgten Verkauf beweglicher Sachen eben: 
falls als Beurkundung des Veräußerungsgeſchäfts i. S. des 
Abf. 5 rechtlich zu beurteilen iſt. Die Entſtehungsgeſchichte der 
Beſtimmung ſteht dieſer Beurteilung entgegen. [Wird näher 
ausgeführt.] Aus dieſer Entſtehungegeſchichte kommt als für 
die Auslegung der Gelegesbeftimmung erheblich zunächſt in 
Betracht, daß die briefliche Beſtätigung eines mündlich oder 
telephoniſch abgeſchloſſenen Veräußerungegeſchäfts, obſckon die 
kaufmänniſche Gepflogenheit ſolcher Beſtätigungen allgemein 
bekannt iſt, von Feiner Seite erwähnt worden iſt. Immer iſt 
nur von Vertragsurkunden, deren einſeuiger Vollziehung zum 
Zwecke der Stempelerſparung entgegengetreten werden ſoll, die 
Rede. Wenn nun auch die dem Geſetze ſelbſt gegebene Faſſung 
entſcheidend iſt, läßt ſich doch immerhin aus dem erwähnten 
Umßzande ein Anhalt dafür entnehmen, was mit den Geſetzes⸗ 
worten „Beurkundungen von Veräußerungen“ gemeint iſt 
Immer hat man bei den Beratungen an Beurkundungen in 
förmlichen Verträgen gedacht. Vertragsurkunden, die an ſich 
der Vollziehung durch die beiden Vertragsteile bedürfen, bei 
denen aber als dem Beweiszwecke genügend zur Stempel: 
erſparung nur eine einſeit ge Unterzeichnung erfolgt, ſollen durch 
die Geſetzesbeſtenmung getroffen werden. Einer darin liegenden 
Umgehung des Geſetzes ſoll entgegengetreten und deshalb ſolche 
Urkunden, wenn ſie dem anderen Teile ausgehändigt ſind, 
ſtempelrechtlich wie beiderſeits vollzogene Verträge behandelt 
werden. Iſt dies aber das mit der Geſetzesbeſtimmung ver⸗ 
folgte Ziel, ſo findet darin nicht nur die Nichterwähnung der 
Beſtätigungsſchreiben ihre Erklarung, ſondern es ergibt ſich 
daraus auch die Folgerung, daß die Beſtätigungsſchreiben nicht 
unter die Geſetzesbeſtimmung fallen, daß bei ihnen die Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorliegen, die für die Stempelpflicht nach Abſ. 5 
für rie Beurkundung des Geſchäfts erforderlich find. Bei einer 
mündlich oder telephoniſch vereinbarten Veräußerung beweglicher 
Sachen iſt das keiner Formvorſchriſt unterliegende Rechtsgeſchäft 
an ſich ſchon durch die erfolgte Einigung abgeſchioſſen. Die 
ſchriftliche Beſtätigung ſoll nur, wie das BG. auch von dem 
Schreiben der Kl. annimmt, die bei einem ſolchen Abſchluſſe 
leicht vorkommenden Micverſtändniſſe und Unklarheiten beſeitigen, 
deshalb das Vereinbarte ſchriftlich wiederholen und es der 
Nachprüfung des anderen Vertragsteils unterbreiten. En ſolches 
Schreiben bringt aber nur die Auffaſſung des Abſenders über 
den Vertragsmhalt zum Ausdruck und kann naturgemäß auch 
nur ferne Unterſchrift tragen. Auch wenn es das Geſchäft in 
allen feinen weſentlichen Vereinbarungen wiedergibt, ſtellt es 
noch keine Vertragsurkunde dar, ſondern ſpricht nur den Willen 
einer Vertragspartei aus, den Vertragsabſchluß ſo, wie ſie ihn 
darſtellt, für ſich gelten zu laſſen. Weſemlich anders iſt die 
Niederſchrift des Vertragsmhalts, die ſchon nach dem Willen 
beider Teile dazu beſtimmt iſt, das Geſchaft bindend zu beur⸗ 
kunden. Sie ſoll als Vertragsurkunde gelten und hätte als 
ſolche der Vollziehung durch beide Teile bedurft. Aber auch 
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1904, wonach ſie ſich gegen eine Reihe von Vergünſtigungen 
verpflichtete, kein Alizarin herzuſtellen und den D. vor Ablauf 
ſeines Vertrags nicht zu entlaſſen. Von der Aufgabe ihrer 
Abſicht Alizarin zu fabrizieren, machte ſie dem D. keine Mit⸗ 
teilung, ſchrieb ihm vielmehr, daß ſie wegen ſchlechten Geſchäfts⸗ 
gangs und der Schwierigkeit, Aufträge zu guten Preiſen zu 
erhalten, ihre Alizarinfabrik vorläufig nicht wieder in Betrieb 
ſetzen wolle. Am 2. Auguſt 1901 engagierte ſie ihn weiter 
bis 31. März 1904 gegen ein Gehalt von 12 000 , das bei 
einer beſtimmten Steigerung der Alizarinfabrikation auf 14400 % 
ſich erhöhen ſollte. D. verpflichtete ſich, während des Beſtehens 
oder der Fortdauer des Vertrags kein Geheimnis der Firma 
zu verraten oder einem Fremden irgend etwas in bezug auf 
Alizarin oder ein anderes ihrer Verſahren oder Geſchäfte ohne 
ihre Genehmigung mitzuteilen. Am 20. Mai 1903 verlängerte 
die Alizarinkonvention den Vertrag mit der Klägerin bis 31. März 
1910. Klägerin verpflichtete ſich, bis dahin kein Alizarin her⸗ 
zuſtellen und ihr Beſtes zu tun, um einen neuen Vertrag mit 
D. für die Dauer des Vertrags mit der Konvention einzugehen. 
Hierfür erhielt fie u. a. eine jährliche Vergütung von 60 000 % 
und Erſtattung der Hälfte des Gehalts von D. bis 5000 m. 
Sodann engagierte Klägerin am 29. März 1904 den D. weiter 
bis zum 31. März 1910. Sein Gehalt wurde auf 8800 % 
herabgeſetzt und ihm die gleiche Geheimhaltungspflicht wie im 
Vertrage vom 2. Auguſt 1901 auferlegt. Auf ein Zeitungs⸗ 
ausſchreiben der Beklagten im Frühjahr 1905 meldete ſich D. 
für die Anlage einer Alizarinfabrik. Die Verhandlungen mit 
ihm führten zu einem Vorvertrage vom 14. März 1906, worin 
ſich D. verpflichtete, ſobald die Beklagte die Konzeſſion erhalten, 
ſeine Stellung bei der Klägerin zu löſen und in den Dienſt der 
Beklagten zu treten. Am 1. November 1906 wurde er von 
der Klägerin auf Grund eines ärztlichen Zeugniſſes entlaſſen 
und übernahm die Errichtung der Alizarinfabrik der Beklagten, 
trat ſpäter auch dort aus und ſtarb am 29. Oktober 1909. Die 
Klägerin behauptet, die Beklagte habe den D., der zur Geheim⸗ 
haltung nicht nur der bei ihr erworbenen, ſondern auch ſeiner 
früheren Kenntniſſe in der Alizarinfabrikation verpflichtet geweſen 
ſei, wiſſentlich zum Vertragsbruch verleitet, mit Hilfe feiner 
Erfahrungen ihre Alizarienfabrik errichtet, Alizarinrot hergeſtellt 
und in den Handel gebracht, hierdurch aber die Klägerin vor⸗ 
ſätzlich geſchädigt. Die Reviſion hat noch einen in den Vor⸗ 
inſtanzen nicht geltend gemachten rechtlichen Geſichtspunkt nach⸗ 
geſchoben, daß D., auch wenn ſeine Schweigepflicht ſich nicht 
auf feine früher erworbenen Alizarinkenntniſſe erſtreckte, dennoch 
ſeinen Vertrag gebrochen und daß die Beklagte dazu mitgewirkt 
habe, weil er während er im Dienſt und Gehalt der Klägerin 
ſtand, für die Beklagte tätig geworden ſei und ſeine Erfahrungen 
in ihren Dienſt geſtellt habe. Auch dieſer Angriff kann keinen 
Erfolg haben. Nach deutſchem Recht iſt es dem Dienſtpflichtigen, 
unbeſchadet entgegenſtehender Abrede, nicht verwehrt, ſeine vom 
Dienſt nicht beanſpruchte Zeit für ſich auszunutzen, ſoweit dies 
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nicht wider das Treuverhältnis zu dem Dienſtberechtigten oder 
deſſen Intereſſen verſtößt. Für die Handlungsgehilfen gibt 
8 60 HGB. Maß. Weder aus SS 611 ff. BGB. noch aus 
88 133 a ff. GO. ergibt ſich etwas Beſonderes für Betriebs⸗ 
beamte oder Techniker zu denen D. wohl gehörte. Wenn 
Klägerin, wie D. nach der Feſtſtellung des BG. annehmen 
mußte, auf die Dauer ſeines Vertrags kein Alizarin fabrizierte, 
ſo ſtand an ſich nichts im Wege, daß er ſeine dort brachliegenden 
Alizarinkenntniſſe anderweitig verwertete. Falls D. das auf 
den Beziehungen zur Alizarinkonvention beruhende gegenteilige 
Intereſſe ſeines Prinzipals, das dieſer vor ihm geheimgehalten 
und unter Täuſchung gegen ihn und mit Herabſetzung ſeines 
Gehalts verfolgt hatte, nicht wahrgenommen haben ſollte, ſo 
kann weder ihn noch die Beklagte wegen Teilnahme der Vorwurf 
der Sittenwidrigkeit treffen. Die Klägerin hat ſelbſt vor⸗ 
getragen, daß D. vor ſeinem Ausſcheiden bei ihr im Jahre 1906 
in Magdeburg und in Ammendorf bei Halle, wo die Fabrik 
der Beklagten errichtet wurde, für ſie Dienſt geleiſtet habe. Dies 
kann mithin nur in der Urlaubszeit des D. geſchehen ſein. 
Daß D. außerhalb dieſer Zeit durch ſeine Tätigkeit für die 
Beklagte im Dienſte der Klägerin etwas verſäumt hat, iſt von 
ihr nicht behauptet worden. Für eine Vertragsverletzung des 
D. im Sinne des neuen Vorbringens der Reviſion liegt alſo 
nach deutſchem Recht nichts vor. Daß nach engliſchem Recht 
D. keine Privatarbeiten übernehmen durfte, iſt von der Reviſion 
nicht geltend gemacht. Insbeſondere fehlt es an jeder tat⸗ 
ſächlichen Unterlage, daß, was für einen Verſtoß wider § 826 
die Vorausſetzung wäre, D. oder die Beklagte Kenntnis von 
den vom deutſchen Recht abweichenden Beſtimmungen des 
engliſchen Rechts gehabt hätte. S. & Co. c. Ch. F. B., U. 
v. 12. Dez. 12, 406/12 VI. — Naumburg. (S.] 

21. 5 306 Abſ. 5 BGB. Recht der Gläubiger am 
Vermögen fuſionierter Geſellſchaften.] 

Der Vorderrichter leitet aus der Vorſchrift des 8 306 HGB., 
daß das getrennt verwaltete Vermögen der aufgelöſten Geſell⸗ 
ſchaft im Verhältniſſe ihrer Gläubiger zu der übernehmenden 
Geſellſchaft und deren übrigen Gläubigern bis zur Vereinigung 
der beiden Vermögen als Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft 
anzusehen iſt, die Folge ab, daß das Vermögen der B.er Volks⸗ 
bank nicht in die Konkursmaſſe der N. Bank gefallen ſei, daß 
es der Verwaltung des Konkursverwalters H. nicht unterlegen 
habe und daß daher der von ihm geſchloſſene Vertrag vom 
11. Auguſt 1910 rechtsunwirkſam ſei. Es könne nur darauf 
ankommen, ob ihn der Verwalter des Sonderkonkurſes am 
19. Oktober beſtätigt habe. Eine rechtswirkſame Beſtätigung 
ſei aber nicht denkbar, weil ſie außerhalb der Verfügungsmacht 
des Konkursverwalters liege und dem Konkurszwecke wider⸗ 
ſtreite; derartige Rechtshandlungen des Verwalters ſeien nichtig. 
Aus dieſem Grunde wird auch dahingeſtellt gelaſſen, ob der 
Rechtsanwalt P. am 19. Oktober 1910 gemeint hat, die 
Beklagte ſei aus den Wechſeln Gläubigerin der Bler Volksbank 
geweſen, ob er den Vertrag vom Auguſt 1910 für gültig 
gehalten habe, und ob dieſe Irrtümer ihn zu ſeinem Verhalten 
am 19. Oktober 1910 beſtimmt hätten. Die Angriffe, die die 
Reviſion gegen dieſe Ausführungen richtet, können nicht zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils führen. Auszugehen iſt 
von der unſtreitigen Tatſache, daß das Vermögen der B.er 


42. Jahrgang. 
Volksbank zur Zeit der Konkurseröffnung über die N. Bank 
tatſächlich getrennt verwaltet wurde. Unterſtellt man weiter, 
daß der Konkurs über die N. Bank ohne jede Einſchränkung 
eröffnet wurde, ſo fragt es ſich, welche Stellung Konkurs⸗ 
verwalter und Gläubigerausſchuß gegenüber dem geſonderten 
Vermögen der Volksbank, das tatſächlich in ihre Hände gelangt 
war, rechtlich innehatten. Gemäß 8 306 Abſ. 1, S 304 Abſ. 5 
GB. war dieſes Vermögen mit der Durchführung der Fufion 
im allgemeinen Vermögen der N. Bank geworden, nach der 
klaren Vorſchrift des 8 306 Abſ. 4 bat es aber im Verhältnis 
der Gläubiger der B.er Volksbank zu der N. Bank und deren 
ſonſtigen Gläubigern als Vermögen der Volksbank zu gelten. 
Hieraus folgt, daß Gläubiger, deren Forderungen ſich nicht 
gegen die frühere B.er Volksbank richten, nicht ohne weiteres 
Befriedigung aus dem Sondervermögen ſuchen konnen, daß fie 
vielmehr hinter den Gläubigern des Sondervermögens zurüd- 
ſtehen müffen und nur Anſpruch auf den Betrag haben, der 
fh nach Durchführung des in § 306 Abſ. 5, 8 301 HGB. 
vorgeſehenen Verfahrens ergibt. Ob hieraus mit dem Vorder⸗ 
richter zu ſchließen iſt, daß der ohne Beſchränkung über das 
Vermögen der N. Bank eröffnete Konkurs von vornherein das 
Sondervermögen nicht ergreife und dieſes daher der Verwaltung 
von H. rechtlich niemals unterſtellt geweſen ſei, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Wollte man nämlich auch deshalb, weil das 
Sondervermögen ebenfalls Vermögen der N. Bank war und 
weil deren Gläubiger, auch ſoweit ſie nicht Gläubiger der 
Ber Volksbank waren, an der Verwertung des Sonder— 
vermögens intereſſiert ſind, das Gegenteil annehmen, ſo hatte 
doch jedenfalls der Konkursverwalter, an den nach §S 6 KO. 
das Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Gemeinſchuldners 
übergeht, die Vorſchriften des 8 306 HGB. bei feiner Ber: 
waltungstätigkeit zu beachten und daher das Vermögen der 
B.er Volksbank gegenüber den Sondergläubigern der N. Bank 
als fremdes zu behandeln. Er durfte ſomit keine zum Sonder⸗ 
vermögen der Ber Volksbank gehörenden Forderungen zur 
Befriedigung eines Gläubigers der N. Bank verwenden, wie er 
das durch den Aufrechnungsvertrag vom 11. Auguſt 1910 
getan hat. Ob durch dieſen Vertrag für die Gläubiger der 
B.er Volksbank Rechte gemäß § 46 KO. entſtanden find, mag 
auf ſich beruhen bleiben; denn keinesfalls werden ſie und der 
ihre Rechte wahrnehmende Konkursverwalter P. hierdurch 
gehindert, die ihnen nach Maßgabe des materiellen Rechts 
zuſtehenden Befugniſſe geltend zu machen. Nun iſt zwar dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen des Konkursverwalters in Ausübung 
ſeines Verwaltungsrechts ein weiter Spielraum gelaſſen, aber 
die Grenzen ſeines Rechtes werden überſchritten durch Hand⸗ 
lungen, durch die er zugunſten eines Konkursgläubigers über 
Vermögensſtücke verfügt, die nach geſetzlicher Vorſchrift dieſem 
Gläubiger gegenüber als nicht dem Gemeinſchuldner gehörend 
anzuſehen ſind. Derartige Maßnahmen des Verwalters ſind 
ebenſowenig rechtswirkſam wie reine Schenkungen oder un⸗ 
begründete Bevorzugungen eines Gläubigers, RG. 57, 199; 
53, 192 fg, der Kläger aber iſt nicht gehalten, den von dem 
hierzu nicht befugten Konkursverwalter der N. Bank ge⸗ 
ſchloſſenen Aufrechnungsvertrag zu beachten, falls er ihn nicht 
etwa am 19. Oktober 1910 gültig beſtätigt hat. B. & H. 
c. P., U. v. 9. Dez. 12, 275/12 VI. — Cöln. [S.] 
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Verſicherungsrecht. 

22. Verſicherungsvertrag. Zur Belehrung des Antrag⸗ 
ſtellers über Sinn und Zweck einer Frage iſt der Agent einer 
Verſicherungsgeſellſchaft nur berufen, wenn die Frage zweifel⸗ 
haft iſt.] 

Das der Frau Wilhelmine Th. in G. gehörige, dort 
Hauptſtraße 15 gelegene Hausgrundſtück war bei der Provinzial⸗ 
Feuerverſicherungsanſtalt der Rheinprovinz in Düſſeldorf gegen 
Brandſchaden in Höhe von 9700 & verſichert. Im Jahre 1908 
wünſchte Frau Th. die Erhöhung der Verſicherungsſumme auf 
25 000 , um eine höhere Hypothek aufzunehmen. Da die 
genannte Verſicherungsanſtalt ſich nur zu einer Erhöhung auf 
13 000 . bereiterklärte und eine weitere Erhöhung ablehnte, 
wendete ſich Frau Th. mit dem Antrag auf Verſicherung des 
Grundſtücks in Höhe von 30 000 # an die Beklagte. Dieſe 
nahm den Antrag an. Die darüber ausgeſtellte Police 
Nr. 815327 vom 18. Auguſt 1908 wurde von Frau Th. 
eingelöſt und das noch beſtehende Verſicherungsverhältnis bei 
der Provinzial⸗Feuer⸗Verſicherungsanſtalt von ihr im Auguſt 
1909 zum 31. Dezember 1909 wirkſam gekündigt, nachdem ihr 
Verſuch, dasſelbe durch Nichtzahlung der Prämie zur Löſung 
zu bringen, fehlgeſchlagen war. Am 24. Oktober 1909 brannten 
die Gebäude ab, der Schaden wurde zwiſchen der Frau Th. 
und der Beklagten auf 5164 # feſtgeſtellt. . .. Die Reviſion 
meint zunächſt, bei Geſchäftsunkenntnis oder niederem Bildungs⸗ 
ſtande des die Verſicherung Beantragenden habe die Belehrungs⸗ 
pflicht des Verſicherungsagenten einzuſetzen und müſſe der Ver⸗ 
ſicherer die unterlaſſene oder unrichtige Belehrung nach Treu 
und Glauben gegen ſich gelten laſſen. Rechtsirrtümlich und 
ohne genügende Begründung ſei ein Verſchulden der Th. bei 
der unrichtigen Beantwortung der Fragen angenommen. Zur 
Belehrung des Antragſtellers über den Sinn und Zweck einer 
Frage iſt der Agent einer Verſicherungsgeſellſchaft jedoch vegel- 
mäßig nur berufen, wenn die Frage zweifelhaft iſt. Iſt dieſe 
Vorausſetzung nicht gegeben, ſo kann ſich der Verſicherungs⸗ 
nehmer der Verſicherungsgeſellſchaft gegenüber darauf, daß er 
von dem Agenten durch eine falſche Auskunft über den Sinn 
der Frage irregeführt worden ſei, der Regel nach nicht berufen, 
es ſei denn, daß beſondere Umſtände, etwa das eigene Unver⸗ 
mögen, den Sinn der Frage ohne fremde Beihilfe zu erfaſſen, 
dem Antragſteller berechtigterweiſe Anlaß geben, ſich der Hilfe 
des Agenten bei der Beantwortung der geſtellten Fragen zu 
bedienen. Der Sinn der in Betracht kommenden Frage 13 iſt 
aber völlig klar und zweifelsfrei. Der BerR. hat auch feſt⸗ 
geſtellt, daß die Th. die Fragen 13 a und 13 c bewußt wahr⸗ 
heitswidrig beantwortet hat und daß ihr Plan auf Täuſchung 
nicht nur der Hypothekengläubiger, ſondern auch der Beklagten 
gerichtet war. Sie hat alſo, wie ſich hieraus als die Meinung 
des BerR. ergibt, den Sinn der Frage 13 richtig verſtanden 
und kann ſich deshalb darauf, daß ſie von dem Agenten irre⸗ 
geführt worden ſei, nicht berufen. Sie durfte ſich von dem 
Agenten unter den vorliegenden Umſtänden nicht irreführen 
laſſen und hat, wenn dies dennoch geſchehen fein ſollte, der 
Beklagten gegenüber die Verantwortung dafür zu tragen. 
Auch darauf, daß bei der Ausfüllung des Fragebogens der 
Agent die Frage 13 irrtümlich beantwortet habe, können ſich 
die Klägerinnen nicht berufen. Für die richtige Beantwortung 
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der geſtellten Fragen war die Th. ſelbſt verantwortlich. Be⸗ 
diente ſie ſich dazu der Hilfe des Agenten, ſo war es ihre 
Pflicht, ſich von der richtigen Beantwortung der Fragen zu 
überzeugen, und ſie handelte ſchuldhaft, wenn ſie das zu tun 
unterließ. . .. Im übrigen iſt die Frage, ob die Th. die 
Beklagte über den Wert der Gebäude zu täuſchen beabſichtigt 
habe, an ſich nicht von entſcheidender Bedeutung. Weſentlich 
iſt, daß ſie ſchuldhafterweiſe das Beſtehen eines anderen Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes bei der Beantwortung der Frage 13 
verſchwiegen und in Abrede geſtellt hat, denn dadurch iſt nach 
$ 3 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen jeder Entſchädi⸗ 
gungsverpflichtung der Beklagten von vornherein der Boden 
entzogen worden. Damit entfällt das Recht der Klägerinnen 
auf Geltendmachung des Entſchädigungsanſpruchs zunächſt in⸗ 
ſoweit, als dieſer Anſpruch aus der Perſon der Th. abgeleitet 
und auf Abtretung geſtützt worden iſt. Derſelbe Umſtand 
ſteht aber auch ferner dem Klageanſpruch entgegen, ſoweit er 
aus 8 12 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen hergeleitet 
wird. Dieſer Vorſchrift zufolge verwendet die Beklagte, wenn 
der Entſchädigungsanſpruch des Verſicherten durch ſeine Schuld 
verlorengeht, die Entſchädigung, ſoweit nötig, zur Befriedigung 
der Hypothekengläubiger und anderer Realgläubiger nach Maß⸗ 
gabe ihrer Rangordnung gegen entſprechende Zeſſion ihrer 
Rechte. . .. Die Beſtimmung in § 12 der Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen iſt im Gegenſatz zu der landgerichtlichen 
Auslegung dahin auszulegen, daß ſie die wirkſame Entſtehung 
eines Verſicherungsanſpruchs des Verſicherten ſelbſt, der nach 
ſeiner Entſtehung durch Schuld des Verſicherten verlorengeht, 
zur Vorausſetzung hat. Dafür ſpricht der klare Wortlaut der 
Beſtimmung, ſowie die Erwägung, daß es ſich nicht um einen 
in der Perſon der Hypothekengläubiger und anderer dinglich 
Berechtigter ſelbſtändig zur Entſtehung gelangten Anſpruch 
handelt, ſondern um einen Anſpruch, der ſich aus dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage des Verſicherten mit dem Verſicherer ableitet 
und ſich als ein Ausfluß des durch dieſen Verſicherungsvertrag 
in der Perſon des Verſicherten zur Entſtehung gelangten, erſt 
nachträglich durch ſeine Schuld wieder verlorengegangenen An⸗ 
ſpruches darſtellt. Ein Entſchädigungsanſpruch, der überhaupt 
nicht entſtanden iſt, kann gegen die Verſicherungsgeſellſchaft 
auch nicht geltend gemacht werden, weder vom Verſicherungs⸗ 
nehmer ſelbſt noch von einem Dritten. So liegt aber gegen⸗ 
wärtig der Fall. Denn es ſteht feſt, daß die Verſicherungs⸗ 
nehmerin, Frau Th., die ihr obliegende Verpflichtung, die auf 
die verſicherten Gebäude ſchon abgeſchloſſene Verſicherung richtig 
anzugeben, ſchuldhafterweiſe nicht erfüllt hat, nach § 3 der 
Verſicherungsbedingungen hat deshalb die Beklagte überhaupt 
keine Entſchädigungsverpflichtung. Keineswegs iſt ein zunächſt 
zur Entſtehung gelangter Entſchädigungsanſpruch der Th. 
nach ſeiner Entſtehung durch ihre Schuld verlorengegangen. 
Sch. u. Gen. c. V., U. v. 17. Dez. 12, 381/12 VIII. 
Düſſeldorf. S.] 

Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und Tonkunſt. 

23. Kochrezepte als Schriftwerke.] 

Die Klägerin iſt Verfaſſerin eines ſeit dem Jahre 1891 
in mehreren Auflagen erſchienenen Kochbuches. Die Beklagte 
zu 1 iſt der Verleger eines anderen Kochbuches. Die Beklagte 


zu 2 hat den Kommiſſionsverkauf dieſes Kochbuchs übernommen. 
Die Klägerin hat die unzuläſſige Entlehnung von Rezepten be⸗ 
hauptet. Das BG. hat darzulegen geſucht, daß den übernommenen 
Rezepten die Eigenſchaften eines Schriftwerks fehlten. Das BG. 
ſtellt die allgemeine Regel auf, daß einzelne Kochrezepte als 
ſolche — im Gegenſatze zu einem Kochbuche — den Schutz 
des Urheberrechtsgeſetzes nicht genießen. Das BG. führt dabei 
im beſonderen folgendes aus: Ein einzelnes Kochrezept enthalte 
weiter nichts, als die Mitteilung der Tatſache, daß ein Gericht 
oder eine Speiſe ſich in einer beſonderen Art ſchmackhaft und 
bekömmlich zubereiten laſſe. Ein Kochrezept ſolle aber nicht 
dazu dienen, einen literariſchen Genuß' hervorzurufen, es ſolle 
auch nicht wiſſenſchaftlichen Zwecken dienen, ſondern ſtelle einen 
lediglich wirtſchaftlich praktiſchen Zwecken dienenden Ratſchlag 
dar, bei dem es allein auf den Inhalt und nicht auf die Form 
ankomme. Was von einem einzelnen Rezepte gelte, müſſe auch 
von einer Reihe von Kochrezepten angenommen werden. Die 
Rezepte der Klägerin ſeien übrigens zum Teile in Form und 
Ausdruck ſchlechter als die Rezepte des Kochbuches der Beklagten. 
Beſtimmte Rezepte, die durch eine beſondere Form zum Schrift⸗ 
werk erhoben würden, habe die Klägerin nicht bezeichnen können. 
Dieſe Ausführungen hat das RG. nicht gebilligt. Sie würden 
zu der Folgerung führen, daß neu herausgegebene Sammlungen 
von Kochrezepten dem Nachdrucke preisgegeben wären. Auszugehen 
iſt von dem allgemein anerkannten Satze, daß ein Schriftwerk 
im Sinne des Geſetzes nur durch eine individuelle geiſtige 
Tätigkeit hervorgebracht wird. Wo es ſich um rein tatſächliche 
Mitteilungen, um eine mechaniſche Wiedergabe bekannter Gegen⸗ 
ſtände handelt, ohne daß irgendwie eine ſelbſtändige ſchaffende, 
würdigende Geiſtesarbeit hinzukommt, kann von einem Schrift⸗ 
werke nicht geſprochen werden. Ebenſowenig kann aber anderer⸗ 
ſeits bezweifelt werden, daß die zu verlangende ſelbſtändige 
Geiſtesarbeit nur einen äußerſt geringen Grad zu erreichen 
braucht, ſich auch auf untergeordneten Gebieten des Schrifttums 
zeigen kann, und zwar ſchon allein in der prüfenden und 
würdigenden Behandlung und der ſolcher Würdigung ent⸗ 
ſprechenden Geſtaltung bekannter Stoffe. Dabei iſt es an ſich 
einerlei, ob ſich das erforderliche Maß von Eigenart in dem 
Inhalte oder in der Form der Gedanken ausdrückt, ſofern nur 
das rein Schablonenmäßige, wie es z. B. in Preisverzeichniſſen, 
Katalogen und Theaterzetteln hervorzutreten pflegt, von dem 
Begriffe des Schriftwerkes ausgeſchieden wird. (Vgl. namentlich 
Rg. 66, 230; 70, 267; RES. 17, 195; 33, 199; 39 S. 100, 
282; Dernburg⸗Kohler, Urheber-, Patent⸗ uſw. Recht § 35 II; 
Riezler a. a. O. S. 214 ff., Dungs, Urheberrecht an Werken der 
Literatur und Künſte S. 33.) Hiernach können auch die einzelnen 
Kochrezepte, die wegen ihres belehrenden Inhalts der Vorſchrift 
des § 1 Nr. 1 Lit UrhG. genügen, dem geſetzlichen Schutze nicht 
entzogen werden. Mögen die Rezepte auch, wie das BG. im 
vorliegenden Falle annimmt, inſoweit eine Eigenart vermiſſen 
laſſen, als ſie einer beſonders guten Sprachform ermangeln, und 
mögen fie ſehr weit davon entfernt fein, in künſtleriſcher Hinſicht 
einen „literariſchen Genuß“ hervorrufen zu können, ſo erfordert 
doch regelmäßig ſchon die zweckentſprechende faßliche Darftellung 
der Kochvorſchrift, insbeſondere die ſachgemäße Einteilung und 
Anordnung einen gewiſſen Aufwand individueller geiſtiger Tätig⸗ 
keit, und zwar ſelbſt dann, wenn im Einzelfalle die Grundzüge 
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der Kochregel bekannt und gemeinfrei find. Dieſe Geiſtesarbeit 
wird ſich dann als das Ergebnis perſönlicher — wenn auch 
nur im kleinen betätigter — Schaffenskraft in der ganzen Ge⸗ 
ſtaltung des Rezepts ausprägen. Die Grenzen einer rein tat- 
ſächlichen Mitteilung ſind damit bereits überſchritten. Das 
Rezept kann aber auch ſeinem Inhalte nach völlig neu ſein, 
indem eine noch nicht bekannte Vereinigung und Zubereitung 
von Nahrungs- oder Genußſtoffen beſchrieben wird. Dies wird 
verhältnismäßig ſelten vorkommen und, wenn es vorkommt, 
werden ſich durchweg Form und Inhalt des Gedankens zu einer 
Einheit verſchmelzen. Die Reviſion weiſt indeſſen auf die Be⸗ 
hauptung der Klägerin hin, daß ein Teil der Rezepte von der 
in ihrem elterlichen Hauſe bedienſteten Wirtſchafterin erfunden 
und der Klägerin überliefert worden ſei. Es mag zuzugeben 
ſein, daß gerade die Verfaſſer von Kochbüchern oft aus älteren 
Kochbüchern Rezepte in größerer oder geringerer Zahl entnehmen 
und den von ihnen neu herauszugebenden Kochbüchern einfügen 
(vgl. auch Dernburg⸗Kohler a. a. O. S. 99). Daß dies geſchehen 
iſt, darf aber für die einzelnen im Kochbuche der Klägerin 
ſtehenden Rezepte nicht ohne nähere Prüfung vermutet werden. 
Einem neuen Kochbuche und den darin enthaltenen Rezepten 
darf nicht von vornherein der Urheberſchutz verſagt werden. 
T. c. H. u. Gen., U. v. 18. Dez. 12, 4/12 J. — Berlin. L.) 
Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
24. § 7 KraftfzgG. Begriff des Automobilhalters.] 
Am 3. Juli 1909 iſt der Ehemann der Klägerin zu 1 
und Vater des Mitklägers zu 2 durch einen der Beklagten 
zu 1 gehörigen, von dem Beklagten zu 2 geführten Kraftwagen 
überfahren und ſo ſchwer verletzt worden, daß er infolge der 
Verletzungen am ſelben Tage geſtorben iſt. Die Kläger nehmen 
dieſerhalb den Beklagten auf Schadenserſatz in Anſpruch. Der 
Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Die Rüge der Reviſion, 
das BG. habe den Begriff des Automobilhalters verkannt, 
kann für zutreffend nicht erachtet werden. Denn wie das 
NG. in ſtändiger Rechtſprechung angenommen hat, iſt als 
Halter eines Kraftfahrzeuges diejenige Perſon anzuſehen, die 
das Fahrzeug für ihre Zwecke und in ihrem Intereſſe im Ge- 
brauch und zu ihrer Verfügung hat (vgl. RG. 78, 179; 
79, 312; JW. 12, 89%). Entſcheidend für die Frage, wer 
als Halter eines Kraftfahrzeuges anzuſehen iſt, ſind demnach 
nicht die rechtlichen, ſondern die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
die in bezug auf das benutzte Fahrzeug beſtehen. Wie die 
amtliche Begründung zu § 1 des Entwurfs (§ 7 KraftfzgG. 
vom 3. Mai 1909, RGBl. S. 437) hervorhebt, iſt als Fahr⸗ 
seughalter anzufehen, „wer das Kraftfahrzeug für eigene 
Rechnung im Gebrauch hat, insbeſondere den Führer anſtellt, 
die Betriebsmittel beſchafft und die Reparaturen vornehmen 
es ohne daß es dabei einen Unterſchied begründet, ob er 
M des Fahrzeugs iſt oder als Nießbraucher, Pächter, 
N. 0K 1 9 —5 uftv. das Fahrzeug verwendet“ (Druckſ. des 
Gre 10 u Seſſ. 1907,09 S. 12). Von dieſer rechtlichen 
rundlage aus hat auch das BG. im vorliegenden Falle mit 
zutreffender Begründung angenommen, daß die Beklagte zu ! 
als Halterin desjenigen Kraftfahrzeuges anzuſehen iſt, deſſen 
Benutzung den Tod des Ehemanns und Vaters der Kläger 
verurſacht bat. Es hat feſtgeſtellt, daß der Kraftwagen der 
Beklagten zu 1 gebörte und von ihr der Charlottenburger 


a Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Feuerwehr für einen Zeitraum von 3 bis 3 ½ Wochen zu 
Probefahrten überlaſſen war, indem die Beklagte zu 1 darauf 
rechnete, nach Beendigung der Probefahrten werde die Charlotten⸗ 
burger Feuerwehr den Kraftwagen kaufen. Der bei der Be⸗ 
klagten zu 1 angeſtellte Beklagte zu 2 war ausſchließlich mit 
der Führung des Kraftwagens bei den Probefahrten beauftragt. 
Der Wagen hatte auch kein beſonderes Feuerwehrerkennungs⸗ 
zeichen, ebenſowenig der Beklagte zu 2 als Führer des Wagens. 
Die Koſten für etwaige Ausbeſſerung des Wagens während 
der Probezeit hatte die Beklagte zu 1 zu tragen und ihr 
Obermonteur S. revidierte den Kraftwagen während dieſer Zeit. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellungen konnte das BG. ohne Rechts⸗ 
irrtum annehmen, daß der Wagen auch während der Probe⸗ 
fahrten im Intereſſe der Beklagten zu 1 gebraucht wurde und 
unter ihrer Verfügung ſtand, ſo daß ſie auch während der auf 
Veranlaſſung der Charlottenburger Feuerwehr veranſtalteten 
Probefahrten als die „Halterin“ des Kraftwagens anzuſehen 
war (vgl. JW. 06, 197). Mit der Auffaſſung, daß die 
bloße Benutzung eines Kraftwagens zu Probefahrten, ins⸗ 
beſondere auch eine ſolche für einen kürzeren Zeitraum, wenn 
auch zu wiederholten Probefahrten dem Benutzer die Eigenſchaft 
eines Halters des Kraftwagens im Sinne des § 7 KraftfzgG. 
nicht notwendig verleiht, ſteht in Einklang die Vorſchrift in 
§ 56 Abſ. 1 Satz 2 RStempG. vom 15. Juli 1909 (RG Bl. 
S. 833), wonach „Probefahrten nicht als Ingebrauchnahme im 
Sinne dieſer Vorſchrift gelten“ ſollen. Dementſprechend wird 
auch in der Rechtslehre überwiegend angenommen, daß, wenn 
bei einer Probefahrt das Perſonal des das Fahrzeug Über— 
laſſenden benutzt wird, dieſer letztere als der Halter des Fahr— 
zeuges anzuſehen iſt. D. M.⸗G. u. Gen. C. B. u. Gen., U. v. 
16. Dez. 12, 419/12 VI. — Berlin. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

25. § 269 ZPO. Einwilligung des Beklagten in die 
Klagänderung liegt im einredeweiſen Vorbringen von Tatſachen, 
die zur Begründung der veränderten Klage genügen. 88 119, 
122 BGB. Irrtum im Beweggrund; Schadenserſatz.] 

Das BG. hat in der Tat eine unzuläſſige Klageänderung 
zu Unrecht angenommen. Daß eine Klageänderung vorliegt, 
die an ſich nach 8 527 ZPO. in der Berufungsinſtanz nur mit 
Einwilligung des Gegners ſtatthaft iſt, mag nicht in Abrede 
zu nehmen ſein. Die Klage war aus einem Bürgſchafts⸗ 
vertrage auf Zahlung der verbürgten Forderung erhoben; ihr 
Anſpruch ſetzt die Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrages voraus. 
Der Schadenserſatzanſpruch aus 8 122 BGB. ſetzt aber im 
Gegenteile voraus, daß der äußerlich gültige Bürgſchaftsvertrag 
wegen eines beachtlichen Irrtums des Vertragsgegners, der 
Bürgin, ungültig war und aus dieſem Grunde rechtzeitig an⸗ 
gefochten wurde. Aus den Tatſachen, die die Klagebegründung 
für die Bürgſchaftsleiſtung darſtellten, kann dieſer nachgeſchobene 
Klageanſpruch nicht abgeleitet werden; es muß vielmehr eine 
Summe anderer Tatſachen hinzutreten, aus denen die Hin⸗ 
fälligkeit des Bürgſchaftsvertrages wegen Irrtums der Bürgin 
und zugleich ein Schaden des auf die Gültigkeit der Bürg⸗ 
ſchaftserklärung vertrauenden Klägers ſich ergeben ſoll. Der 
Zuſammenſchluß der Tatſachen, der zur Begründung des einen 
und des anderen Klageanſpruchs zu dienen hat, iſt ein, zum 
Teile wenigſtens, anderer geworden, und ſomit wird eine 
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Anderung des Klagegrundes, als welcher die Summe der Tat⸗ 
ſachen erſcheint, aus denen der Anſpruch abgeleitet wird, in 
der Tat für vorliegend zu erachten ſein. Nach der auch für 
die Berufungsinſtanz gültigen Beſtimmung des § 269 3 PD. 
iſt aber die Einwilligung des Beklagten in die Anderung der 
Klage anzunehmen, wenn er, ohne der Anderung zu wider⸗ 
ſprechen, ſich in einer mündlichen Verhandlung auf die ab⸗ 
geänderte Klage eingelaſſen hat. Dieſer Einlaſſung bedarf es 
aber dann nicht, wenn ſie nicht mehr möglich iſt, nachdem der 
Beklagte ſelbſt einredeweiſe die Tatſachen vorgebracht hat, die 
zur Begründung des veränderten Klageanſpruchs ebenſo erforder⸗ 
lich ſind wie genügen, und damit die Einlaſſung auf die letztere 
vorweggenommen hat. Wie eine Gemeinſchaftlichkeit der Be⸗ 
weiſe gibt es auch eine Gemeinſchaftlichkeit der Behauptungen, 
und wer zum Zwecke ſeiner Verteidigung Behauptungen auf- 
ſtellt, um ſie zu ſeinen Gunſten zu verwerten, muß ſich auch 
gefallen laſſen, daß der Gegner von ihnen zu ſeinen Ungunſten 
Gebrauch macht. Ergibt ſich ein Anſpruch des Klägers aus 
dem eigenen tatſächlichen Vorbringen des Beklagten, das dieſer 
ſelbſt zum Prozeßſtoffe und zum Gegenſtande der Entſcheidung 
gemacht hat, ſo ſcheidet die Frage der Klageänderung, als einer 
vom Kläger vorgenommenen Anderung des Klagegegenſtandes 
oder Klagegrundes aus; der Beklagte kann nicht mehr ver⸗ 
langen, als daß ſein Rechtsverhältnis zum Kläger nach ſeinem 
eigenen Vorbringen beurteilt werde (ſo im Anſchluß an die 
Ausführungen von Wach in GruchotsBeitr. 30, 769 ff. das 
RE. III. 3 S. in JW. 05, 2755). Von dieſem Geſichtspunkt 
aus kann ſich die Beklagte der Geltendmachung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches aus 8 122 BGB., der ſich aus ihrem eigenen 
Vorbringen als begründet ergibt, durch die Klägerin nicht als 
einer Klageänderung widerſetzen .. .. Begründet iſt dagegen 
wiederum die Reviſionsrüge, die ſich gegen die Ausführungen 
des Endurteils des BG. richtet. Die Beklagte hatte geltend 
gemacht, daß ſie nach Vollziehung der Bürgſchaftserklärung 
vom 30. Dezember 1905 aus der früheren Bürgſchaft gegen⸗ 
über der Bergiſch⸗Märkiſchen Bank in Anſpruch genommen 
worden ſei; ſie habe aber nur eine Bürgſchaft in Höhe von 
9000 . übernehmen wollen. Das BG. erachtet für erwieſen, 
daß die Bergiſch⸗Märkiſche Bank in der Tat in Höhe von 
9000 # die Beklagte aus ihrer Bürgſchaftsverpflichtung in 
Anſpruch genommen habe und von dieſer befriedigt worden ſei. 
Es hat aus dieſem Grunde die Klage auch in Höhe von 9000 % 
abgewieſen, indem es erwägt, daß es dem Willen der Be— 
klagten nicht entſprochen habe, zwei Bürgſchaften einzugehen, 
und daß ſie die zweite Bürgſchaftserklärung überhaupt nicht 
abgegeben haben würde, wenn ſie Kenntnis davon gehabt hätte, 
daß ſie aus der erſten noch in Anſpruch genommen werden 
könne. Mit Recht macht die Reviſion dagegen geltend, daß es 
ſich bei dieſem Irrtume nur um einen Irrtum im Beweggrunde 
der Willenserklärung handle. Daß ſie den Inhalt der Bürg⸗ 
ſchaftserklärung irrig ſo aufgefaßt habe, daß die neue Bürg⸗ 
ſchaft nur gelten ſollte, falls die alte erloſchen ſei, habe ſie 
ſelbſt nicht behauptet. Das ift zutreffend. Daß fie eine neue, 
von der früheren verſchiedene Bürgſchaft gegenüber einem 
anderen Gläubiger des Hauptſchuldners eingehe, wußte die 
Beklagte. Von einer Übertragung der Gläubigerrechte aus der 
alten Bürgſchaftsverpflichtung auf einen neuen Gläubiger der⸗ 


geſtalt, daß damit die Rechte des alten Gläubigers erloſchen, 
kann auch nach der eigenen Darſtellung der Beklagten nicht die 
Rede ſein, ebenſowenig davon, daß die neue Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung inhaltlich dadurch bedingt ſein ſollte, daß ſie von 
dem alten Gläubiger nicht mehr in Anſpruch genommen würde. 
Die Sachlage war vielmehr nach dem Vortrage der Beklagten 
und der Feſtſtellung des BG. die, daß die Beklagte nach der 
Verſicherung der Ehefrau F. annahm, die alte Bürgſchaft ſei 
erledigt und ſie gehe eine neue Bürgſchaft gegenüber einem 
neuen Gläubiger mit der gleichen Verpflichtung ein. Gewiß 
würde ſie dieſe letztere nicht eingegangen ſein, wenn ſie gewußt 
hätte, daß die frühere Bürgſchaft weiter beſtand, ſie daraus 
verpflichtet war und zur Zahlung herangezogen werden konnte. 
Wäre ſie ſie aber eingegangen, ſo würde ihr Inhalt nicht ver⸗ 
ändert worden ſein. Der Irrtum der Beklagten, ſie ſei der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Bank aus der erſt eingegangenen Bürg⸗ 
ſchaft nicht mehr verpflichtet, lag außerhalb des Geſchäftes, 
nicht im Inhalte der Willenserklärung; es war in der Tat 
nue ein Irrtum im Beweggrunde, durch den fie beſtimmt wurde, 
die Bürgſchaft einzugehen, der den Abſchluß, nicht aber den 
Inhalt des Bürgſchaftsvertrages beeinflußt. (JW. 03, Beil. 
Nr. 237 und 265; Warneyer, Rechtſpr. d. RG. 1910 Nr. 137; 
in RG. 62, 201 und JW. 11, 2741 behandelten, ſonſt ähn⸗ 
lichen Fällen wurde durch den Irrtum in der Meinung des 
Irrenden der Inhalt der Verpflichtung ſelbſt geändert.) Die 
Begründung, womit das BG. die Haftung der Beklagten aus 
dem Bürgſchaftsvertrage bis zur Höhe von 9000 . abgelehnt 
hat, kann ſomit rechtlich nicht gebilligt werden. Aber auch 
darüber hinaus beſteht die Möglichkeit einer Haftung der Be⸗ 
klagten, zwar nicht aus dem Bürgſchaftsvertrage, der nach der 
tatſächlichen Feſtſtellung des BG. inſoweit wegen des Irrtums 
der Beklagten über den Inhalt der Verpflichtung für beſeitigt 
zu erachten iſt, wohl aber gemäß 8 122 BGB. auf das ſog. 
negative Vertragsintereſſe, auf den Schaden, der der Klägerin 
durch die im Vertrauen auf die Gültigkeit der Bürgſchafts⸗ 
erklärung getroffenen Maßnahme entſtanden iſt, und den die 
Klägerin mit der in der Berufungsinſtanz nachgeſchobenen 
Klagebegründung zuläſſigerweiſe geltend gemacht hat. Das 
Endurteil des BG. war deshalb nebſt dem einen Beſtandteil 
der Entſcheidung bildenden vorausgegangenen Zwiſchenurteile 
im vollen Umfange aufzuheben und die Sache nach 8 565 
ZPO. zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
BG. zurückzuverweiſen. H. c. v. St., U. v. 19. Dez. 12, 
360/12 VI. — Cöln. [S.) 

26. 5 300 ZPO., 855 KD. 1. Über eine Aufrechnung 
kann, trotzdem über Grund und Betrag der durch Aufrechnung 
zu tilgenden Forderung noch nichts feſtſteht, entſchieden werden, 
wenn die Parteien einen Prozeßvertrag dieſes Inhalts ge⸗ 
ſchloſſen haben. 2. Im Konkurs des Gläubigers ift der die 
Erfüllung weigernde Schuldner beſſer geſtellt als der vertragstreue, 
wenn der Gläubiger den ſäumigen Schuldner nicht zur Erfüllung 
zwingen und auch nicht nach $ 326 BGB. zurücktreten will. 

Die Firma B. in Hamburg hat am 8. und 10. Mai 1911 
von der Beklagten die Därme gekauft, zu deren Lieferung an 
die Klägerin ſie durch das landgerichtliche Urteil verurteilt 
worden iſt. Die Firma B. iſt am 12. Oktober 1911 in 
Konkurs geraten, und der Konkursverwalter hat die Anſprüche 
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der Maſſe aus den Abſchlüſſen vom 8. und 10. Mai 1911 an 
die Klägerin abgetreten. In der II. Inſtanz ſetzte die Klägerin 
der Beklagten am 26. Januar 1912 Nachfriſt gemäß 8 326 
BOB. bis g. Februar 1912 unter Androhung der Annahme⸗ 
ablehnung. Nach vergeblichem Ablauf dieſer Nachfriſt hat die 
Klägerin am 20. Februar 1912 Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung begehrt, den ſie auf 4150 berechnet. Die Beklagte 
hat dieſen Anſpruch nach Grund und Betrag beſtritten. Für⸗ 
ſorglich hat die Beklagte die Aufrechnung mit einer unſtreitigen 
Gegenforderung in Höhe von 9247 , die ihr bereits vor der 
Konkurseröffnung aus anderen Geſchäften gegen die Firma B. 
erwachſen war, erklärt. Auf Anregung des BerR. haben ſich 
die Parteien damit einverſtanden erklärt, daß für den Fall der 
Zuläſſigkeit der Aufrechnung dieſe ohne Prüfung der Höhe der 
Klagforderung in dieſem Rechtsſtreit durchgeführt werden ſolle, 
jedoch unter Vorbehalt der Parteirechte im übrigen. Durch 
dieſe Einigung der Parteien ließ ſich der Ber R. dazu beſtimmen, 
von einer Entſcheidung über die Höhe der Klagforderung ab- 
zuſehen. Er führt nur aus, daß der Anſpruch der Klägerin 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung dem Grunde nach 
berechtigt fei, und weiſt die Klage infolge der Aufrechnungs⸗ 
erklärung der Beklagten ab. Die Klägerin erhebt drei Be⸗ 
ſchwerden: 1. Die Klägerin beſchwert ſich darüber, daß die Klage 
ohne Prüfung der Höhe ihrer Forderung abgewieſen worden iſt. 
Allerdings iſt es anerkannt Rechtens, daß über eine Aufrechnung 
nicht entſchieden werden darf, ſolange die Forderung, die durch 
Aufrechnung getilgt werden ſoll, nicht nach Grund und Betrag 
feſtſteht. Denn es liegt inſolange Entſcheidungsreife nicht vor 
(S 300 ZPO.; vgl. 8 322 Abſ. 2 ZPO.; RG. 42, S. 362 
und 322; JW. 02, 544; 99, 4). Es iſt ferner mit der 
Rechtſprechung (JW. 00, 74910; Gruchot 45, 910) und der 
Literatur (Stein, 10. Aufl. $ 300 IIe Nr. 3 und Skonietzli⸗ 
Gelpke, § 300 Ie b) anzuerkennen, daß dieſer Rechtsſatz 
zwingendes Recht enthält. Einem Parteiverzicht kommt daher 
keine Bedeutung zu. Hier liegt jedoch ein Prozeßvertrag 
beſonderer Art vor. Die Parteien ſtritten in der Berufungs⸗ 
inſtanz ernſtlich am Ende nur noch über die Zuläſſigkeit der 
Aufrechnung. Sie wollten, wenn ſich wider Erwarten über die 
Höhe der Klagforderung doch noch eine Fortſetzung des Streites 
als nötig erweiſen ſollte, die Entſcheidung darüber einem neuen 
Rechtsſtreit vorbehalten; in dieſem anhängigen Prozeß aber 
ſollte über die Höhe der Klagforderung nicht mehr geſtritten 
und nicht entſchieden werden, die Höhe der Klagforderung ſollte 
für dieſen anhängigen Rechtsſtreit als feſtſtehend behandelt 
werden. Eine Vereinbarung dieſes Inhalts konnten die Par⸗ 
en Deshalb hatte der BerR. ſich mit der Höhe der 
n nicht mehr zu befaſſen, weil fie für dieſen Prozeß 
10 © 2. Der Bert. ift in Übereinſtimmung mit RG. 79, 
we ausgegangen, daß die Beklagte die Schadenserſatz⸗ 
— 1 Klägerin nicht nach der Konkurseröffnung ſchuldig 
ee e der Erſatzanſpruch erſt nach der Konkurs⸗ 
Diefer Sta Ir, Berufungsinſtanz geltend gemacht worden iſt. 
ae unkt des Berg., daß der Schadenserſatzanſpruch 
niehts anderes ſei, als der Anſpruch auf die urſprüngliche 
Leiſtung, der ſich infolge des Verzugs der Beklagten in Geld 
umgewandelt habe und gemäß dieſer Umwandlung nach 8 54 
KO. aufrechnungsfähig geworden ſei, ift zutreffend. Es iſt in 


RG. 79, 129 darauf hingewieſen, daß die Schadenserſatz⸗ 
forderung des Käufers aus Nichterfüllung eines zur Zeit der 
Konkurseröffnung über das Vermögen des Käufers noch 
ſchwebenden Kaufvertrages zur Zeit der Konkurseröffnung in 
dem Erfüllungsanſpruch geſetzlich bereits bedingt, nämlich 
dadurch bedingt enthalten ſei, daß der Verkäufer dem Erfüllungs⸗ 
verlangen des Konkursverwalters nicht Folge leiſtet und der 
Konkursverwalter, wie hier, ſich in Anwendung des 8 326 
BGB. für Schadenserſatz wegen Nichterfüllung entſcheidet. 
Der 855 KO. ftehe deshalb nicht entgegen. Im umgekehrten 
Fall, wenn nämlich der Konkursverwalter die Erfüllung ablehnt, 
und in der Folge die Konkursmaſſe für Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung aufzukommen hat, iſt in RG. 58, 11 gleichfalls 
die Aufrechnung nach § 54 KO. zugelaſſen. Dort iſt betont, 
daß § 26 KO. und 8 55 Nr. 2 KO. nicht entgegenſtehen. Die 
Klägerin wirft ſämtliche in RG. 79, 129 und 58, 11 ent⸗ 
ſchiedenen Fragen nochmals auf. Neue Geſichtspunkte ſind 
aber nicht vorgebracht. Sie meint aber doch, ſie habe einen 
neuen Geſichtspunkt gefunden, indem ſie darauf aufmerkſam 
macht, daß der die Erfüllung weigernde Schuldner beſſer geſtellt 
werde als der erfüllende Schuldner. Denn der erſtere werde 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung in Anſpruch genommen 
und komme durch Aufrechnung zur vollen Befriedigung, während 
ſich der vertragstrene Schuldner für feine Gegenforderung mit 
der auf dieſe entfallenden Konkursdividende begnügen müſſe. 
Dieſe Wirkung tritt allerdings ein, wenn der Gläubiger den 
ſäumigen Schuldner nicht zur Erfüllung zwingen, und auch nicht 
in Anivendung des 8 326 BGB. zurücktreten will. Dieſe 
Wirkung hat ihren Grund aber im Geſetz, das überhaupt 
bedingte Forderungen zur Aufrechnung zuläßt. Daß dieſer 
Grundſatz ein unbilliger ſei, kann man dem Geſetz nicht vor⸗ 
werfen. Die Klägerin meint, die beiden Entſcheidungen RG. 79, 
129 und 58, 11 ſtänden im Widerſpruch mit RG. 46, 98; 
77, 436 und 53, 330. Über das Urteil in RG. 46, 98 haben 
ſich bereits die Urteile RG. 79, 129 und 58, 11 überein⸗ 
ſtimmend ausgeſprochen. Das Urteil RG. 77, 436 beſchäftigt 
ſich mit dem Zurückbehaltungsrecht im Konkurs. Zurück⸗ 
behaltung und Aufrechnung find grundſätzlich verſchiedene Rechts⸗ 
behelfe, ſo daß jede Vergleichung ausgeſchloſſen iſt. In 
RG. 53, 330 wird geſagt, der Geſchäftsbeſorger ſchulde das, 
was er zur Zeit der Konkurseröffnung über das Vermögen 
ſeines Auftraggebers erſt noch einzuziehen habe, der Maſſe 
weder bedingt noch betagt, das, was er nach der Konkurs⸗ 
eröffnung erſt einziehe, ſchulde er aber voll zur Maſſe, weil der 
Auftrag nach 8 23 KO. und 8 672 BGB. nur noch für die 
Konkursmaſſe auszuführen geweſen ſei; deshalb wird dort dem 
Geſchäftsbeſorger nach §S 55 Nr. 1 KO. die Aufrechnung verſagt 
mit Forderungen, die er vor der Konkurseröffnung erworben 
hat. Es beſteht ſomit keinerlei Zuſammenhang zwiſchen RG. 53, 
330 und der hier zu entſcheidenden Frage. H. 3. c. S. P. C., 
U. v. 10. Dez. 12, 328/12 II. — Hamburg. [S.) 

Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

27. 88 176, 177 366.] 

Inhalts des Protokolls des AG. H. vom 22. Oktober 1908 
erklärten die dort unter 2 bis 39 aufgeführten Perſonen: „Wir 
haben mit der Firma Cer Mineral- und Thermalquelle N. & Co. 
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in C. (der Beklagten) einen Vertrag dahin abgeſchloſſen, daß 
wir uns bis zum 31. Dezember 1913 verpflichtet haben, den in 
dem beiliegenden Auszug des Herzoglichen Kataſteramtns ... 
erſichtlichen Grundbeſitz zu Einheitspreiſen, wie ſie die von der 
Gemeinde C. am 5. Oktober 1908 vorgenommene Bonitierung 
ergeben hat, an die genannte Firma und deren Rechtsnachfolger 
käuflich abzutreten. Es iſt uns die Bonitierungsklaſſe, wie ſie 
in dieſem Auszug angegeben iſt, eröffnet worden. Wir erklären 
unſer Einverſtändnis zu dieſer Bonitierung. Wir willigen 
hiermit in Eintrag einer Laſt auf den in Frage ſtehenden 
Grundbeſitz in Gemäßheit dieſer Verpflichtung. ..“ Nach 
einigen weiteren nicht intereſſierenden Sätzen folgt der Vermerk: 
„Das vorſtehende Protokoll wurde den Erſchienenen vorgeleſen, 
von ihnen genehmigt und eigenhändig unterſchrieben, wie 
folgt“; darunter ſtehen die Unterſchriften der unter 2 bis 39 
Aufgeführten, einige, wie die des B. und ſeiner Ehefrau, hinter 
einem eingeſchalteten einſchränkenden Zuſatz: „Ich ſchließe die 
Plan⸗Nr. .. aus“; der letzten dieſer Unterſchriften folgt der 
Satz „Herr Direktor W. (das iſt der im Eingange unter 1 
aufgeführte Bevollmächtigte der Firma Cer Mineral- und 
Thermalquelle N. & Co.) nimmt die vorſtehenden Erklärungen 
an“, darunter die Unterſchrift dieſes W. und dann der Abſchluß 
des Protokolls mit den Unterſchriften der Gerichtsperſonen. 
Daraufhin wurden auf die durch den in Bezug genommenen 
Kataſterauszug ausgewieſenen Grundſtücke Vormerkungen zur 
Sicherung des Anſpruchs der genannten Firma auf Eigentums⸗ 
übertragung eingetragen. Einen Teil dieſer Grundſtücke erwarb 
ſpäter durch Auflaſſung und Eintragung der Kläger. Dieſer 
vertritt die Meinung, daß die Vormerkungen rechtsunwirkſam 
ſeien, da ihnen kein durch einen formgültigen Vertrag be⸗ 
gründeter Anſpruch zugrunde liege. Er hat wegen Löſchung 
der Vormerkungen die Beklagte belangt, das LG. aber hat die 
Klage abgewieſen. Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. 
Das RG. hob auf und verwies die Sache an das BG. zurück. 
Aus den Gründen: Nicht ohne Grund rügt die Reviſion Ver⸗ 
letzung der 88 176, 177 FGG. Dem Umſtande freilich, daß 
die Ziffern vor den im Protokoll als erſchienen aufgeführten 
erſt nach dem Abſchluß des Protokolls hinzugefügt und nicht 
mitvorgeleſen ſind, hat das BG. mit Recht keine Bedeutung 
beigemeſſen. Es handelt ſich bei dieſen Ziffern um kein weſent⸗ 
liches Stück des Protokolls, namentlich um keines der im 
J. Abſatz des 5 176 unter den Ziffern 1 bis 3 aufgeführten 
Stücke, ſondern um etwas, was für die Feſtſtellung des 
beurkundeten Rechtsgeſchäfts (nach Ort, Zeit, Beteiligung, 
Inhalt) ganz ohne Belang und nur der äußeren Ordnung 
halber hinzugeſetzt iſt. Eine Verletzung des § 177 ferner kann 
darin nicht gefunden werden, daß das BG. keinen Anſtoß 
daran genommen hat, daß den Beteiligten der in ihrer Er⸗ 
klärung in Bezug genommene Kataſterauszug nicht in ſeinem 
ganzen Umfange, ſondern nur in den ſie angehenden Teilen 
vorgeleſen worden iſt, und daß die Vorleſung, Genehmigung 
und Unterzeichnung des Protokolls nicht einheitlich in Gegen⸗ 
wart aller Beteiligten erfolgt iſt, ſondern in der Weiſe, daß 
der Richter die unter 2 bis 39 aufgeführten Grundbeſitzer in 
Gruppen abfertigte, jeder Gruppe den Kopf des Protokolls, 
ihre Namen und die Erklärung geſondert verlas und ſie nach 
Genehmigung und Unterzeichnung entließ. Es iſt zwar richtig, 


daß ſich die Vorſchrift des $ 177 Satz 1: das Protokoll müſſe 
vorgeleſen, von den Beteiligten genehmigt und von ihnen eigen⸗ 
händig unterſchrieben werden, auf das ganze Protokoll und 
auch auf die in der Erklärung in Bezug genommene, ihr als 
Anlage beigefügte und damit Teil des Protokolls gewordene 
Schrift bezieht (vgl. RG. Bd. 50 Nr. 48; Bd. 54 Nr. 9685 
Bd. 61 Nr. 35). Hiermit aber erſcheint das beobachtete Ver⸗ 
fahren auch wohl vereinbar. Es handelt ſich hier um die 
Beurkundung einer größeren Anzahl ſelbſtändiger Rechtsgeſchäfte 
verſchiedener Beteiligter oder zwiſchen verſchiedenen Beteiligten 
in einem Protokoll. Daß es in einem ſolchen Falle dem 
Zwecke des Geſetzes entſpricht, wenn jedem der Beteiligten nur 
diejenigen Teile des Protokolls und der Protokollanlage vor⸗ 
geleſen werden, die ſich auf das Rechtsgeſchäft beziehen, an 
dem er gerade beteiligt iſt, erſcheint nicht zweifelhaft; es wird 
dies aber auch durch ſeinen Wortlaut nicht ausgeſchloſſen. Mit 
Recht weiſt das BG. ferner auf die einſchlagenden Erörterungen 
in der Reichstagskommiſſion (Komm.⸗Bericht S. 66) hin, und 
zutreffend erwägt es: in einem ſolchen Falle zerfalle das 
Protokoll eigentlich in eine Mehrheit nur äußerlich zuſammen⸗ 
gefaßter Protokolle, und weiter: es ſei kein Grund erſichtlich, 
warum den einzelnen Beteiligten auch die Protokollteile vor— 
geleſen werden ſollten, die nur andere betreffen. Unhaltbar 
aber iſt die Beurteilung der vor verſchiedenen Unterſchriften, 
namentlich auch der der B.ſchen Eheleute, gemachten ein: 
ſchränkenden Zuſätze durch das BG. Der Auffaſſung der Zu⸗ 
ſätze als bloßer „Einſchränkungen der Wirkung des Unter⸗ 
zeichnungsaktes“ widerſpricht die Faſſung: „B. erklärt: Ich 
ſchließe die Plan⸗Nr. .. aus“. Damit gibt ſich der Zuſatz 
ganz klar als rechtsgeſchäftliche Erklärung, und zwar als Ein⸗ 
ſchränkung der in der vorausgeſchickten Geſamterklärung der 
Erſchienenen zu 2 bis 39 enthaltenen, den Gegenſtand der 
Verkaufsverpflichtung oder des Verkaufsangebots betreffenden 
rechtsgeſchäftlichen Erklärungen. Daß die Urkundsperſonen die 
Zuſätze ſelbſt in dieſem Sinne verſtanden haben, ergibt der feſt⸗ 
geſtellte Umſtand, daß fie den Beteiligten mitvorgeleſen worden 
ſind. Dann aber mußte dies gemäß dem 2. Satze des Sul 
im Protokolle auch feſtgeſtellt werden, und an dieſer Seit: 
ſtellung fehlt es. Die am Schluſſe der Geſamterklärung der 
Erſchienenen zu 2 bis 39 ſtehende Feſtſtellung: „Das vor- 
ſtehende Protokoll wurde den Erſchienenen vorgeleſen, von 
ihnen genehmigt und eigenhändig unterſchrieben, wie folgt“, 
erſtreckt ſich auf jene ſpäteren, erſt vor den Unterſchriften der 
daran Beteiligten eingeſchalteten Zuſätze nicht, und die Aus— 
führung im BU, das Protokoll ſei jo zu leſen, als ſwenn der 
Feſtſtellungsvermerk lautete: „Das vorſtehende Protokoll wurde 
den Erſchienenen vorgeleſen .. .., nachdem B. noch erklärt 
hatte, er ſchließe die Plan⸗Nr. .. aus“, unterſtellt einen in 
der vorliegenden Feſtſtellung des Protokolls in keiner Weiſe 
begründeten Sachverhalt. Aus dieſer läßt ſich unmöglich ent 
nehmen, daß ſich die Vorleſung auch auf die in Rede ſtehenden 
Zuſätze erstreckt hat. — Auf der hier feſtgeſtellten Verletzung 
des 5 177 Abſ. 2 beruht die angefochtene Entſcheidung ſoweit, 
als ſie ſich auf den Plan Ni. 5 bezieht, den der Kläger von 
den B.ſchen Eheleuten erworben hat. (Folgen weitere Dar⸗ 
legungen.) P. e. C., U. v. 18. Dez. 12, 320/12 V. Jena. L.] 


42. Jahrgang. 


Der preußiſche Juſtizetat im Abgeordnetenhaus. 


Von Dittenberger. 


r eu 15. bis 18. Februar d. J., alſo wenige Tage nach den 
„lfetatsverhandtungen des Reichstages, )) beſchäftigte ſich auch 
— ee Abgeordnetenhaus mit der zweiten Beratung 
er ſtizetats. Daß dieſe Verhandlungen ſich vielfach mit anderen 
Degenſtänden beſchäftigen, als die des Reichstages, iſt natürlich. 
Speziftſche Juſtizverwaltungsfragen — auch „reine Beamten: 
frogen“, wie ein Redner bemerkte (Sten B. Sp. 11445) — nehmen 
einen großen Raum ein. Aber wie alljährlich, ſo wurden auch dies⸗ 
= allgemeine Probleme der Rechtspflege und allgemein inter- 
eſſierende Gegenſtände berührt und zum Teil gründlich erörtert. Er⸗ 
wg: ſeien nur die auch im Reichstage beſprochenen Klagen über 
ya „Klaſſen⸗ und Streikjuſtiz“, die Reformwünſche zum Strafrecht, 
Strafprozeß und Strafvollzug (Bekämpfung des Schmutzes in Wort 
und Bild, Strafverſchärfung für Zuhälter und Roheitsverbrecher, 
Sicherung gegen geiſteskranke Verbrecher, Einſchränkung der Straf— 
Verfolgungen, Wiederaufnahme des Verfahrens uſw.), die Frage der 
Latengerichtsbarkeit und anderes mehr. Auch die Verhältniſſe der 
Anwaltſchaft wurden verſchiedentlich in die Debatte gezogen. 
} Gegenſtand ſehr eingehender Erörterungen war wiederum die 
luriſtiſche Vor- und Fortbildung, betreffs deren ja die Ver⸗ 
gungen des Juſtizminiſters vom 3. Juli 1912 inzwiſchen einen 
ſtarken Schritt vorwärts getan haben.?) Nach Mitteilung des Bericht⸗ 
erſtatters Abgeordneten v. dem Hagen ſind dieſe Fragen der Aus— 
bildung der Juriſten und der Beſchäftigung der Referendare 
und Aſſeſſoren bereits in der Budgetkommiſſion in längeren Aus: 
führungen behandelt worden (11382 f.). Hier ſei insbeſondere eine 
zweckmäßige Ausgeſtaltung der Einführungsvorleſungen verlangt 
worden. Dem wurde im Plenum von verſchiedenen Seiten zu— 
geſtimnit (11414, 11436), von dem Abgeordneten Boisly mit 
folgenden Ausführungen: „Die jungen Leute, die auf die Univerſität 
kommen, haben in der Regel gar keine Kenntnis von dem Leben, auf 
deſſen Grunde ſich das Recht abſpielt. Sie wiſſen weder etwas von 
dem Verhältnis der Arbeiter und Arbeitgeber zueinander, noch von 
Schuldnern und Gläubigern; fie wiſſen wohl aus dem Leben, daß 
= junge Leute gibt, denen die Eltern ſterben, von Diebſtahl haben 
ſie etwas gehört; aber im großen und ganzen ſind ihnen die ge— 
ſamten Verhältniſſe, auf denen unſer Rechtsleben ſich aufbaut, voll⸗ 
ſtändig unbekannt. Hier müſſen fie eingeführt werden durch eine 
ganz ausführliche Vorleſung, die ihnen die Möglichkeit 
gibt, demnächſt die eigentliche juriſtiſche Entwicklung der 
Rechtsfragen vollſtändig verfolgen zu können“ (11407). 
Zum Repetentenweſen hatte der Herr Juſtizminiſter 
er : 8 eſeler in der Kommiſſion erklärt, daß dies auf der verfaſſungs⸗ 
a Lehrfreiheit beruhe: „ſobald die Univerſitäten in der Lage ſeien, 
e ſo zu erteilen, daß man keine Repetenten mehr brauche, 
mission ei Halt ſelbſt verſchwinden.“ Von einem Mitgliede der Kom⸗ 
eutöcheft Mi mi worden: „Das Repetitorenweſen fei fo lange un- 
Seiftungen 8 die Profeſſoren nur nach ihren wiſſenſchaftlichen 
wü den a nicht nach ihrer Lehrbefähigung gewählt 
nicht zu eigen ne ſich die Studenten nur rezeptiv verhielten und 
wwiltröllkeren we Arbeiten angehalten würden, könnten ſie nicht 
0 Ke s ſie wüßten und ob fie alles richtig verſtanden 
0 . Auch der Abgeordnete Meyer (Tilſit) meinte, 
F verſchiedenen pädagogiſchen Begabung der Pro⸗ 


daß angeſichts de 
ren die 9 i 8 
er de Repetitoren eine oft notwendige und jedenfalls wünſchens⸗ 


) Siehe JW. S. 255 ff. 


) IMS. 1912, 212. Siehe auch JW. 1912, 767. — Vgl. 


hierzu ferner den Bericht über die vorjährigen Reichstagsverhand⸗ 
lungen. JW. 1912, 576. 
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werte Ergänzung bildeten (11385). Der Abgeordnete Viereck er 
klärte, das Repetitorweſen werde ſich nicht entbehren laſſen, ſolange 
der Vortrag des Profeſſors nicht mit der Durchſprechung und Wieder 
holung des Erlernten verbunden werde. Man könne die Wieder⸗ 
holung ſehr wohl in die Hände von jungen Dozenten legen 
und, da zu den Anforderungen für das Lehramt auf der Univerſitat 
nicht nur die Gelehrſamkeit, ſondern auch die Fähigkeit zum Unter» 
richten gehöre, diejenigen jungen Dozenten, welche ſich bei den Wieder⸗ 
holungsübungen bewährt hatten, vorzugsweiſe bei der Berufung zu 
Profeſſoren zu berückſichtigen. Auch in dieſer Beziehung ſeien gute 
Anfänge gemacht worden (11415). Der Abgeordnete Caſſel gab 
der feſten Überzeugung Ausdruck, daß das Repetitorweſen verſchwinden 
würde, wenn der Student auf der Univerſität ausreichende Gelegen- 
heit zur Erlangung der für das Examen erforderlichen Kenntniſſe 
hätte, daß dieſe Gelegenheit aber wegen des Mangels an Kräften 
mit geeignetem Lehrgeſchick und geeigneter Lehrmethode nicht ge⸗ 
geben ſei. „Wir müſſen auch Profeſſoren haben, die ſich nicht 
plötzlich entſchuldigen, daß ſie mit dem Lehrpenſum während des 
Semeſters nicht durchgekommen ſind, ſo daß der Student gar nicht 
die Möglichkeit hat, auf einzelnen wichtigen Gebieten die ganze 
Materie vorgetragen zu erhalten. Wir müſſen ferner — und die 
miniſterielle Verfügung will das erreichen — durch ſchriftliche und 
mündliche Übungen Sicherheit erlangen, daß die Studenten ſich nicht 
nur rezeptiv verhalten, die Vorleſungen nicht nur hören, ſondern 
daß ſie ſich durch mündliche und ſchriftliche Arbeiten, Beſprechungen 
und Erörterungen überzeugen, ob ſie in der Tat das Gehörte 
verſtanden haben und richtig anzuwenden in der Lage 
find (Sehr richtig!)“ (11436 f.). 9) 

Hinſichtlich der Prüfungen wurde von verſchiedenen Rednern 
betont, daß ſie ſtreng gehandhabt werden müßten (11415, 11479). 
Eine Verſchärfung des Referendarexamens insbeſondere wer: 
langte der Abgeordnete Dr. Zimmer, wobei er meinte, daß dieſe 
unbedenklich ſei, wenn die theoretiſche Ausbildung der Studenten 
immer mehr vertieft werde. Im Intereſſe der jungen Leute ſelbſt 
müſſe ſchon hier, und nicht erſt beim Aſſeſſorexamen, geſiebt werden. 
Auch der Abgeordnete Boisly ſprach ſich für die Verſchärfung aus, 
meinte aber, daß dies vielleicht nicht ohne Verlängerung des 
Studiums möglich ſei (11408). Der Abgeordnete Dr. Bell 
(Eſſen) vertrat die Anſicht, daß eine Verſchärfung jedenfalls nur 
beim Referendarexamen, nicht aber beim Aſſeſſorexamen eintreten 
dürfe (11498 f.) 

Für den Vorbereitungsdienſt verlangte der Abgeordnete 
Viereck eine beſſere Ausbildung der Referendare in den Geſchäften 
der Gerichtsſchreiberei; der Referendar müſſe fähig ſein, eine 
Gerichtsſchreiberei eine Zeitlang ſelbſtändig zu verwalten (11415). 

Über gute Erfahrungen mit der Beſichtigung gewerblicher 
Betriebe durch Referendare konnte der Abgeordnete Viereck 
berichten. „Es haben ſich auch überall, wo Beſichtigungen vor⸗ 
genommen wurden, Herren gefunden, welche nicht nur die techniſche 
Seite der Einrichtungen beleuchtet haben, ſondern auch die finanzielle 
und auch die volkswirtſchaftliche Wirkung, beiſpielsweiſe bei der Be⸗ 
ſichtigung von Kanaliſationsanlagen, Gasanſtalten uſw. die Wirkung 
auf das Budget und die Geſundheit der Gemeinde. Ich habe auch 
dadurch, daß ich einen der Referendare einen ſchriftlichen Bericht 
über die Beſichtigung habe abfaſſen laſſen, feſtgeſtellt, daß das, was 
vorgetragen worden iſt, von den Referendarien auch verſtanden und 
verarbeitet worden iſt. Ich könnte Berichte vorlegen, welche in er⸗ 
freulicher Weiſe kundgeben, wie tief die Referendarien durch 
eine Beſichtigung in das Weſen der Anlage eingedrungen 
ſind“ (11416). 


3) Siehe hierzu die JW. 1912, 576 mitgeteilte Außerung des 
Abgeordneten van Calker im Reichstage. 
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Betreffs der Aſſeſſorprüfung war nach der Mitteilung des 
Berichterſtatters in der Kommiſſion unter Zuſtimmung des Herrn 
Miniſters erklärt worden: Wenn man Klauſurarbeiten einführen 
wolle, ſo möge man dabei bedenken, daß die Leute, die dieſe Prüfung 
machen ſollten, 5 bis 6 Jahre älter ſind als die Referendare: man 
möchte ihnen deshalb „die Benutzung aller derjenigen Hilfsmittel 
geſtatten, die ein Amtsrichter oder Landrichter in der Praxis eben⸗ 
falls hat, und ſchließlich nicht beſonders intrikate Fälle wählen, die 
auch ein Richter in der Praxis ohne großen Zeitaufwand und 
ohne Inanſpruchnahme einer großen Literatur entſcheiden könne“ 
(11383). Ahnliche Erwägungen ſtellten auch die Abgeordneten 
Boisly (11408) und Caſſel (11438 f.) an, von denen der letztere 
in erſter Linie bat, von der Einführung von Klauſurarbeiten über⸗ 
haupt abzuſehen, da die darin liegende weitere Erſchwerung der 
Aſſeſſorprüfung nicht nötig ſei. Der Herr Juſtizminiſter bekannte 
ſich in längeren Ausführungen als Freund der Klauſurarbeiten, 
und zwar auch für die Aſſeſſ orprüfung. „Allgemeine Meinung, 
ſoweit ſie zu meiner Kenntnis gekommen iſt, iſt die, daß die 
Klauſurarbeiten ſich ſehr gut bewährt haben. Daß hier 
und da ungeeignete Themata gegeben ſind, will ich gar nicht be⸗ 
ſtreiten. Die Themata, die gegeben find, werden übrigens nach⸗ 
geprüft, und es wird erinnert, wenn ſie als ungeeignet befunden 
worden ſind. Ich glaube auch mit Sicherheit ſagen zu können, daß 
in der Auswahl ſchon eine Beſſerung eingetreten iſt. Wir werden 
bei allen Neueinrichtungen niemals in dem erſten Jahre das Richtige 
treffen, ſondern erſt durch Erfahrung. Ich bin auch der Meinung, 
daß für das zweite Examen Klauſurarbeiten keineswegs vom Übel 
ſein würden. Es ſpricht ſogar vieles dafür, und gerade die, die die 
meiſte Einſicht in dieſe Dinge haben können, wie die Präſidenten der 
Prüfungskommiſſionen, teilen meine Meinung. Klauſurarbeiten be⸗ 
ſtehen für die zweite juriſtiſche Prüfung auch in anderen Staaten 
und bei uns für das Verwaltungsexamen. Daß etwa bei der 
zweiten juriſtiſchen Prüfung ungeeignete Aufgaben geſtellt werden 
könnten, glaube ich entſchieden nicht befürchten zu müſſen. Denn die 
Aufgaben würden durch die Prüfungskommiſſion geſtellt werden, und 
dieſe beſteht aus beſonders ausgeſuchten Beamten, die ganz genau 
zu erwägen wiſſen, welches Thema ſich für den angehenden Aſſeſſor 
eignet. Daß die nötigen Hilfsmittel für die Prüfung an 
Geſetzestexten uſw. gewährt werden, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Es ſoll nicht Gedächtnisweſen getrieben, ſondern Urteils: 
kraft gezeigt werden. Dazu find Klauſuren ſehr dienlich. Aus 
dieſen Gründen denke ich daran, fie einzuführen; wann es geſchehen 
wird, kann ich heute noch nicht ſagen“ (11443 ID, 

Hinſichtlich des Erlaſſes vom 3. Juli 1912 über die Be⸗ 
urlaubung von Gerichtsaſſeſſoren zum Zwecke der Fort⸗ 
bildung‘) hatte der Herr Miniſter in der Kommiffion erklärt, daß 
auch gegen eine Beſchäftigung bei Kommunalbehörden und ebenſo 
in der Armenverwaltung nichts einzuwenden ſei (11383). Der 
Wert dieſer Beſchäftigung in anderen Berufen wurde von verſchie⸗ 
denen Seiten betont (11883, 11397, 11416 f.). Der Abgeordnete 
Viereck bemerkte zutreffend, daß nicht bei oberflächlichem Zuſehen, 
ſondern nur bei Tätigwerden in dem Betriebe ſelbſt etwas Erſprieß⸗ 
liches gelernt werden könne (11417). 

Zur Frage der Fortbildungskurſe für Richter und 
Aſſeſſoren teilte der Berichterſtatter aus den Verhandlungen 
der Budgetkommiſſion mit, daß die Erfahrungen ſowohl mit den für 
ältere Beamte beſtimmten kurzen, als mit den in erſter Linie von 
Aſſeſſoren beſuchten langen Kurſen günſtig ſeien. Den Teilnehmern 
der Kurſe werde eine entſprechende Vergütung (in der Regel 300 .% 

4) Über die Arbeiten und Erfahrungen auf dieſem Gebiete, auf 
dem auch der Deutſche Anwaltverein förderlich gewirkt hat, macht 
Zacharias in DZ. 1912 Sp. 309 f. intereſſante Mitteilungen. 
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für 6 Wochen und Reiſekoſten) gewährt; die Vertretung für die Teil: 
nehmer der kurzen Kurſe werde koſtenlos geſtellt (11381). Der Ab⸗ 
geordnete Dr. Zimmer begrüßte es, daß in dieſer Beziehung neuer⸗ 
dings eine möglichſte Gleichſtellung der Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗ 
beamten gewährleiſtet ſei, bei welch letzteren mit der Gewährung 
ſolcher Vergütungen bisher weniger ängſtlich verfahren worden ſei 
als bei den Juſtizbeamten (11397). Abgeordneter Bois ly verwies 
darauf, daß mehrfach bei größeren Gerichten, und zwar teilweiſe auf 
Anregung der Vorgeſetzten, teilweiſe auf Veranlaſſung der Richter⸗ 
vereine, Vorträge über rechtliche und wirtſchaftliche Fragen gehalten 
würden, die den Richtern mannigfache Anregung geboten hätten; der 
Herr Juſtizminiſter möge dafür ſorgen, daß auch hierfür Mittel 
bereitgeſtellt würden (11408).5) Der Mülifter ſagte dies zu mit dem 
Hinzufügen, daß in einigen Fällen bereits Mittel gewährt worden 
ſeien (11441). Auch der Abgeordnete Viereck unterſtützte dieſe An⸗ 
regung und gab hinſichtlich der Kurſe der Anſicht Ausdruck, daß 
dieſe auch auf das Strafrecht (Kriminaliſtik, Gefängnisweſen usw.) 
erſtreckt werden müßten (11417 f.), was gleichfalls von dem Herrn 
Juſtizminiſter zugeſagt wurde (11442). 

Aus Anlaß der Erörterungen über die Anſtellungs⸗ und 
Beförderungsverhältniſſe der Richter äußerte der Abgeordnete 
Dr. Zimmer folgendes: „Ich ſtimme vollkommen mit der Juſtiz⸗ 
verwaltung überein, wenn ſie die beſten Kräfte ſich zu erhalten 
beſtrebt iſt und deren Weiterkommen mit allen Mitteln fördert. Ich 
kann es daher — ſo hart es auch klingt und auch wirklich iſt — 
nicht mißbilligen, wenn die Juſtiz diejenigen Elemente ausſondert, 
welche ſich eben nicht für fie eignen. Eine Schattenſeite hat ja dieſe 
Maßregel inſofern, als die bei der Juſtiz nicht ankommenden 
Aſſeſſoren meiſt dann ſich dem Rechtsanwaltsberufe, welcher 
ja ihrer ganzen bisherigen Ausbildung am nächſten ſteht, zuwenden 
werden. Es beſteht die Gefahr, daß auf dieſe Weiſe der Rechts— 
anwaltſtand immer mehr überfüllt wird und in ihn 
Elemente hineinkommen, welche ſich für dieſen Beruf nicht 
eignen. Meine Herren, es wird auch hier Abhilfe zu ſchaffen ſein. 
Wir haben ſchon geleſen von Beſtrebungen aus Düffeldorf — der 
Herr Vorredner hat es auch ſchon angeſchnitten —, welche darauf 
hinausgehen, bei dem Rechtsanwaltſtande den numerus clausus 
einzuführen.) Ob dies der richtige Weg iſt oder welche andere 
Wege eventuell einzuſchlagen wären, will ich hier nicht unterſuchen, 
aber Vorſorge wird zu treſſen ſein. Jedenfalls nehme ich, wie ich 
ſchon geſagt habe, für die Verwaltung das Recht in Anſpruch, un⸗ 
geeignete Elemente abzuſtoßen“ (11398). 

Der Herr Juſtizminiſter erklärte hierzu: „Darüber habe ich 
auch bereits nicht nur einmal, ſondern wiederholt geſprochen, und 
nach den Grundſätzen, die ich damals aufgeſtellt habe, wird noch 
heutigen Tages verfahren. Dieſe Grundſätze haben hier im Hohen 
Haufe keinen Widerſpruch, ſondern, ſoviel ich mich erinnere, allſeitige 
Zuſtimmung gefunden. Daß, wenn man dieſe Grundſätze konſequent 
durchführt, der eine oder andere ſich beeinträchtigt fühlen würde, 
darüber bin ich mir nie im unklaren geweſen. Für mich iſt einzig 
der Gedanke leitend geweſen, das zu tun, was der Staat als not: 
wendig erfordert“ (11402 f). — Der Abgeordnete Müller (Coblenz) 


5) Vgl. hierzu den Beſchluß der Vertreterverſammlung des 
Deutſchen Anwaltvereins vom 9. Februar d. J. (JW. S. 227). 

6) Der Abgeordnete Meyer (Tilſit) hatte beiläufig bekannt, 
daß er Anhänger des numerus clausus ſei, „freilich ohne Be⸗ 
einträchtigung der Unabhängigkeit des Rechtsanwaltſtandes“ (11386). 
Der Abgeordnete Dr. Liebknecht erklärte, daß für ihn der 
numerus clausus unannehmbar ſei, weil dabei nicht darum herum 
zu kommen ſein werde, daß ſchließlich die Juſtizverwaltung ein Wort 
mitzureden haben werde, und weil ſo die freie Advokatur beeinträchtigt 
werden würde (11447). 
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sehn ſchwere grundſätzliche Bedenken gegen das Verfahren der 
Juſtizverwaltung. „Es iſt von den verſchiedenſten Rednern des 
Hauſes als ein unbedingtes und nicht mehr zu beſtreitendes Recht 
der Juſtizverwaltung anerkannt worden, nur die beſten Kräfte ein⸗ 
zustellen und ungeeignete Elemente abzuſtoßen oder, wie ein Redner 
ſich ausgedrückt hat, bei der großen Zahl der Anwärter die tüchtigſten 
herauszuſuchen. Ich kann dieſen Grundſatz in feiner All- 
gemeinheit und in ſeiner Schrankenloſigkeit als richtig 
nicht anerkennen und muß es für verfehlt erachten, die 
Regeln des gewerblichen Lebens über Angebot und Nach- 
frage auch in dem Beamtentum zur Anwendung zu 
bringen. Es liegt meines Erachtens darin die Geſahr, das 
Strebertum großzuziehen und dem Protektionsweſen Vorſchub zu 
leiſten. Es wird dadurch insbeſondere in den Händen und in 
der Perſon des Juſtizminiſters eine für die Unabhängig— 
keit der Juſtiz nicht ungefährliche Macht vereinigt, und es 
wird dadurch tatſächlich der viel umſtrittene und ſchließlich zu Fall 
gebrachte Aſſeſſorenparagraph in die Praxis eingeführt. Meine 
Herren, das halte ich — natürlich ganz abgeſehen von der Perſon 
des gegenwärtigen Chefs der Juſtizverwaltung, von dem ich die 
Überzeugung habe, daß er die Entſcheidungen nach beſtem Wiſſen ſo 
trifft, wie er ſie für richtig hält — grundſätzlich für in hohem Maße 
bedenklich, und ich muß ſagen, daß die Art und Weiſe, wie früher 
in der Juſtizverwaltung verfahren worden iſt, meines Erachtens vor 
der jetzt eingeführten Praxis und dem jetzigen Syſtem den Vorzug 
verdient. Früher iſt man der Meinung geweſen, daß ein Rechts- 
befliſſener, der das Triennium abſolviert, die vorgeſchriebenen Vor⸗ 
leſungen gehört, ſein Referendarexamen beſtanden, den ganzen Vor⸗ 
bereitungsdienſt mit Erfolg durchgemacht und ſchließlich das 
Aſſeſſorenexamen beſtanden hat, damit auch den geſetzlichen und 
praktiſchen Nachweis ſeiner Befähigung zur Ausübung des Richteramts 
geführt hat. Es iſt damals, von ganz beſonderen Ausnahmefällen 
abgeſehen, die allgemeine Regel geweſen, bei der Anftellung der 
Aſſeſſoren in den niederen Richterſtellen ſtreng nach der Anciennität 
zu verfahren und erſt bei den höheren Inſtanzen ſich diejenigen aus⸗ 
zuſuchen, die ſich in dem bisherigen Amt als beſonders geeignet für 
dieſen Zweck bewährt haben. Ich hänge in dieſer Beziehung vielleicht 
zu ſehr am alten; aber wenn ich auch kein laudator temporis acti 
wäre, ſo meine ich doch, daß dies Verfahren vor dem jetzt üblichen 
ganz bedeutende Vorzüge hat, und daß man jedenfalls das Prinzip, 
das hier von verſchiedenen Rednern ausgeſprochen worden iſt, und 
auf dem ganz beſonders der Herr Juſtizminiſter mit Hartnäckigkeit 
beſteht, nicht auf die Spitze treiben darf, daß man nicht unter 
allen Umſtänden dem Herrn Juſtizminiſter das Recht 
einräumen darf, ſich aus der großen Maſſe von An: 
wärtern, die ihm zur Verfügung ſtehen, — natürlich nach 
ſeinem beſten Wiſſen, aber doch gewiß nicht immer in richtiger 
Auswahl — die herauszuſuchen, die er für die beſten hält“ (11479 f.). 
hr u Eulammenpans mit feinen oben abgedruckten Ausführungen 
—— ungsfrage warnte der Abgeordnete Dr. Zimmer (11398) 
1 e einer Uberſchätzung des Examensprädikats be- 
(Gobtenj) Ba bau des Aſſeſſors, und der Abgeordnete Müller 
äußerte ſich ur 15 ſchloß ſich dem an. — Der Abgeordnete Ca ſſel 
9 Unſchan „Ich bin in dieſer Beziehung mit den öſter 
dart, daß dine nee des Herrn Miniſters einverſtanden, nämlich 
tüchtiger bewährten 1 Bevorzugung der im Examen als beſſer und 
dauern fol, wis 98 5 gerechtfertigt ist, daß ſie aber nur ſo lange 
aber damit in keiner deer ſich in der Praxis bewähren, daß 
en e a die Anſtellung derjenigen ausgeſchloſſen 
j Er em ſolches Prädikat nicht erlangt haben, ſich aber 
in der Praxis als tüchtig erweiſen. Aber wir haben Gründe, 
anzunehmen, daß die Intentionen des Herrn Miniſters 
in dieſer Beziehung von einzelnen Oberlandesgerichts⸗ 
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präſidenten und Landgerichtspräſidenten nicht überall 
beobachtet werden. Es gibt ſolche, die einen zu großen Wert 
auf die Prädikatsaſſeſſoren legen. Sie werfen mitunter anderen, die 
ſich bei ihnen melden, das Wort zu: ach, Sie ſind kein Prädikats⸗ 
aſſeſſor, dann haben Sie für mich kein Intereſſe. Meine Herren, das 
geht unmöglich an; das widerſpricht den Intentionen des Herrn 
Miniſters, das widerſpricht auch den Bedürfniſſen; denn der Herr 
Miniſter hat ſelbſt einmal bei früheren Gelegenheiten darauf hin⸗ 
gewieſen, daß alle Stellen mit Prädikatsaſſeſſoren zu beſetzen ja gar 
nicht möglich iſt, daß auch andere angeſtellt werden müſſen“ (11439). 
Der Abgeordnete Caſſel meinte weiter, daß jene Bevorzugung viel⸗ 
fach auch dann noch andauere, wenn ſich in der Praxis die Be⸗ 
fähigung des Betreffenden als ſehr zweifelhaft herausgeſtellt habe. 
Da das Reſultat der Prüfung viel durch Zufälligkeiten beeinflußt 
werde, müſſe auf die Betätigung in der Praxis ganz beſonders 
geachtet werden. Auch müſſe bei der Prüfung ſelbſt mehr Wert auf 
die von den Richtern ausgeſtellten Zeugniſſe über die Leiſtungen 
der Referendarien in den einzelnen Stationen gelegt werden 
(11440). Der Herr Juſtizminiſter erklärte zu dieſer Frage 
folgendes: „Ich kann es nur begrüßen, daß Herr Abgeordneter Caſſel 
ſich mit den Grundſätzen der Juſtizverwaltung einverſtanden erklärt 
hat, wie auch einige übrige Herren Redner. Wenn oft behauptet 
wird, daß man nur das Examen entſcheiden laſſe, ſo trifft das gar 
nicht zu. Das Examen wird mitberückſichtigt. Wenn einer ein 
gutes Examen gemacht hat und ſich in der Praxis gut be⸗ 
währt, ſo wirkt beides zuſammen. Das iſt die Regel. Es 
iſt ſelten, daß die, die ein gutes Examen gemacht haben, nachher 
verſagen. Kommt es aber vor, ſo wird er trotz ſeines guten Examens 
keineswegs bevorzugt. Alſo der Grundſatz iſt richtig. Wir erfahren 
durch das Examen und die weitere praktiſche Tätigkeit, wie die 
Leiſtungsfähigkeit des einzelnen iſt. Und wenn er ſich in beiden 
Richtungen auszeichnet, ſo verdient er vorgezogen zu werden. Wo 
ſollte das Intereſſe der einzelnen Herren bleiben, wenn ſie von er⸗ 
höhten Leiſtungen keinen Gewinn hätten? Der beſteht eben darin, 
daß ſie früher zur Anſtellung gelangen. Das halte ich für einen 
abſolut richtigen Grundſatz“ (11444). 

Über die Anwaltſchaft im beſonderen äußerte ſich in treffenden 
Worten der Abgeordnete Müller (Coblenz) [11489 f.J. Auch er 
nahm — wie kürzlich der Abgeordnete Dr. Bell im Reichstage7) — 
Gelegenheit, die gehäſſigen Angriffe auf den Anwaltſtand, die neuer⸗ 
dings leider auch aus Richterkreiſen erhoben werden, auf das ent⸗ 
ſchiedenſte zurückzuweiſen. Er führte aus: 

„Nun geſtatten Sie mir noch ein kurzes Wort über denjenigen 
Stand, der mir perſönlich am nächſten ſteht, von dem ich aber be⸗ 
fürchte, annehmen zu dürfen, daß er bei der Juſtizverwaltung nicht 
beſonders beliebt iſt. Ich glaube, der Rechtsanwaltſtand iſt kein 
Schoßkind der Juſtizverwaltung (ſehr richtig! und Heiterkeit 
im Zentrum); wenigſtens haben wir Rechtsanwälte alle bis dahin 
die Empfindung, daß wir mehr ſo etwas als Stiefkinder betrachtet 
und behandelt werden, und daß beſonders von der Juſtiz⸗ 
verwaltung nichts geſchieht, um den Rechtsanwaltſtand zu 
heben und die Schwierigkeiten, mit denen er zu kämpfen 
hat, zu beſeitigen. Meine Herren, das iſt ſicher: ſo warme 
Töne, wie ſie wiederholt aus dem Munde des Juſtizminiſters zu⸗ 
gunſten der Richter erſchallt find, haben wir Rechtsanwälte niemals 
aus ſeinem Munde zu hören bekommen. Nun iſt es ja gewiß leider 
wahr, daß ſich auch unter den Rechtsanwalten manche unlauteren 
Elemente befinden (ſehr richtig!); aber es iſt doch auf der anderen 
Seite zweifellos, daß erſtens der Rechts anwaltſtand an ſich für die 
Rechtspflege abſolut notwendig iſt, und daß deshalb das Gedeihen 
des Rechtsanwaltſtandes auch für das Gedeihen der 


7) JW. S. 260. 
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Rechtspflege unentbehrlich iſt. (Sehr richtig! im Zentrum.) 
Und es muß ferner gerechterweiſe anerkannt werden, daß die große 
Mehrzahl der Rechtsanwälte beſtrebt iſt, pflichteifrig und ehren: 
haft das zu tun, was ihr Stand von ihnen erfordert. 
(Sehr richtig! im Zentrum.) Ich muß mich ganz entſchieden 
dagegen wenden, daß gerade in letzter Zeit in juriſtiſchen 
Zeitſchriften von Profeſſoren und auch von hohen Gerichts⸗ 
beamten die geſamte deutſche Rechtsanwaltſchaft, wenigſtens 
ohne daß irgendwie nennenswerte Ausnahmen gemacht 
würden, als eine Bande von Gaunern hingeſtellt wurde. 
(Hört, hört! im Zentrum — Abgeordneter Mathis: Na, na!) Das 
hat natürlich dazu geführt, daß, wie in den Wald hineingerufen 
eurde, es auch wieder herausſchalte, und daß in einer Rechts⸗ 
anwaltzeitung nun nicht nur Entgleiſungen, ſondern auch Ver⸗ 
fehlungen von Richtern mit ganz genau kontrollierbaren Angaben 
geſtanden haben, über die der Herr Juſtizminiſter, wenn er ſie ge⸗ 
leſen hat, ganz ſicher trauernd ſein Haupt verhüllt haben wird. Der⸗ 
artige gegenſeitige Kämpfe dienen ganz ſicher nicht dem Anſehen der 
Zuſtiz, fie dienen nicht der Rechtspflege, und ſie ſollten deswegen 
unterlaſſen werden. Von der Rechtsanwaltſchaft ſind ſolche 
Angriffe nie ausgegangen, ſie iſt ſtets beſtrebt geweſen, 
den Richterſtand hochzuhalten und das Vertrauen zum 
Richterſtand auch dann zu ſchätzen und zu ſtärken, wenn 
einmal Fälle vorlagen, die es zu erſchüttern drohten. 
(Sehr richtig!) Aber, meine Herren, was geſchieht denn, um dem 
Rechtsanwaltſtande die hohe Stellung zu wahren, die er einmal 
einnehmen muß? Wird das vielleicht dadurch gefördert, daß 
diejenigen Elemente, die man für den Richterſtand ungeeignet findet, 
die man dazu als unbrauchbar und unfähig oder fogar als unwürdig 
erachtet, in die Rechtsanwaltskarriere hineingezwungen werden? Da⸗ 
durch entſteht ja gerade vorzugsweiſe dieſe Überflutung unſeres 
Standes, die ſchließlich zu einer Proletariſierung und zu einer 
Korruption desſelben führen muß, wenn nicht Einhalt geſchieht und 
wenn es ſo weiter geht. (Sehr wahr! im Zentrum.) 

Und was geſchieht denn weiter von ſeiten der Geſetzgebung und 
der Verwaltung. Ich komme da auf einen Punkt, den zu berühren 
mir ja ſelbſt peinlich iſt, weil auch die Anwälte dabei keineswegs 
ſchuldlos ſind, wenn auch vielleicht ein großer Teil der Schuld 
andere trifft, die Geſetzgebung trifft, und auch die Prozeßagenten 
vorzugsweiſe dabei in Frage kommen. Das iſt die künſtliche Be⸗ 
gründung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. Das hat ſich zu einem 
wahren Unfug ausgewachſen, und was in der Beziehung geleiſtet 
wird durch Teilung der Objekte und alle möglichen anderen Kniſſe, 
um künſtlich Sachen, die ans Landgericht gehören, ans Amtsgericht 
zu bringen und dort zu behalten, das iſt geradezu toll und hat einen 
Umfang angenommen, der es auch den Beſten ſchwer macht, der 
Verſuchung Widerſtand zu leiſten und das JIntereſſe des Klienten 
immer über das eigene zu ſtellen. Der eigentliche Grund dieſes 
lbelſtandes liegt in der Prozeßgeſetzgebung; vermehrt worden iſt er 
durch die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit, und den 
Höhepunkt hat er erreicht durch die Beſtimmung, daß durch den 
Erlaß eines Zahlbefehls die Sache, über die der Zahlbefehl ergangen 
iſt, bei dem Amtsgericht anhängig bleibt. Dadurch iſt es jetzt all 
gemein üblich, nicht bloß in den Kreiſen der Rechtsanwälte an den 
Amtsgerichten, ſondern insbeſondere auch bei den Prozeßagenten, daß 
über Hunderttauſende, auch wenn man ſicher weiß, daß Widerſpruch 
erhoben werden wird, Zahlbefehle erwirkt werden, daß dadurch die 
Sache bei dem Amtsgericht anhängig bleibt, und wenn dann ſpäter 
die Verweiſung an das Landgericht beantragt wird, koſtbare Zeit 
und bedeutende, nutzloſe Koſten verloren ſind. Das ſind bedauerliche 
Zuſtände, gegen die die Vorſtände der Anwaltskammern überall mit 
Ernſt und Energie ankämpfen, gegen die aber ſehr ſchwer anzukämpfen 
iſt, deswegen, weil überall gerade mit Rückſicht auf die in der Be⸗ 
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ziehung erfolgten geſetzlichen Beſtimmungen die Meinung verbreitet 
iſt, es ſei der Juſtizbehörde erwünſcht, daß möglichſt viel Klagen 
vor den Einzelrichter gebracht, von dem Einzelrichter entſchieden und 
den Kollegialgerichten entzogen würden. 

Eins iſt ſicher, die Rechtsanwaltſchaſt kämpft gegenwärtig bei 
der furchtbaren Überfüllung einen ſchweren, ernſten Kampf, einen 
Kampf um ihre Exiſtenz und um ihre Ehre. Man braucht aber 
nur die Entſcheidungen des Ehrengerichtshofes durchzuſehen, um ſich 
davon zu überzeugen, mit welcher Peinlichkeit, mit welcher Strenge, 
ich kann ſaſt ſagen, mit welcher faſt drakoniſchen Strenge von 
unſeren Ehrengerichten und Ehrengerichtshöfen darauf gehalten wird, 
daß Anwälte ſich Unlauterkeiten in ihrer Praxis nicht zuſchulden 
kommen laſſen, um ſich davon zu überzeugen, daß die berufenen 
Organe des Standes ſich des Ernſtes ihrer Aufgabe voll bewußt 
ſind und ihrerſeits nichts verſäumen, um die Ehre des Standes zu 
wahren und zu erhalten. Alſo, ich darf wohl auch dem Herrn 
Juſtizminiſter warm empfehlen, ſoweit feine Stellung ihm die 
Möglichkeit gibt, die Gefahren zu beſeitigen, von denen gerade die 
Rechtsanwälte bei der gegenwärtigen Lage der Dinge bedroht find.“ 

Der Juſtizminiſter knüpfte in ſeiner Erwiderung an die Klage 
an) daß die Regierung und das Abgeordnetenhaus für die Rechte: 
anwälte nicht mit der Wärme eingetreten ſeien wie für die Richter: 
„Zunächſt möchte ich darauf bemerken, daß es mir nicht erinnerlich 
iſt, daß hier im Hohen Haufe irgendwie Angriffe gegen den Stand 
der Rechtsanwälte auch nur annähernd in dem Umfange erfolgt 
wären wie gegenüber den Gerichten. Schon daraus ergibt ſich, daß 
eine Veranlaſſung, auch für die Rechtsanwälte einzutreten, ſich wohl 
kaum in der Art ergeben hat wie für die Richter. Dann kann ich 
aber dem Herrn Abgeordneten bemerken, daß nach meinen Er— 
fahrungen die Wertſchätzung des Rechtsanwaltſtandes 
durch die Verwaltung durchaus gepflegt wird. Ich weiß 
aus meiner Erfahrung, wie ausgezeichnet das Einvernehmen zwiſchen 
Richtern und Rechtsanwälten ſein kann, wenn auf beiden Seiten der 
gute Wille, der vorhanden fein ſoll, auch wirklich beſteht, und daß, 
wenn dieſes Zuſammenwirken ſtattfindet, es auch die beſten Früchte 
trägt. Meine Herren, daß es ſtattſinden ſoll, iſt der Gedanke unſerer 
ganzen Gefehgebung, und ſoweit es in den Kräſten der Verwaltung 
ſteht, werde ich dahin wirken. (Bravo! im Zentrum.) Wenn der 
Herr Vorredner geſagt hat, man dränge in den Rechtsanwaltſtand 
auch unwürdige Elemente, die dort nicht hingehören, dann möchte ich 
doch auf die Beſtimmungen der Rechtsanwaltsordnung hinweiſen, 
wonach die Frage der Würdigkeit der Rechtsanwälte zu entſcheiden 
iſt vom Vorſtand der Anwaltskammer, nicht von der Verwaltung. 
Wenn der Vorſtand der Anwaltskammer erklärt, daß ein Rechts- 
anwalt würdig iſt, jo kann ich nicht anders als ihn zulaffen. Alfo 
ich weiß nicht, wo die Handhabe ift für die Juſtizverwaltung, in 
dieſer Beziehung helfend einzugreifen. Der Herr Vorredner mag ſich 
an den Vorſtand der Anwaltskammer wenden, wenn er glaubt, daß 
in dieſer Beziehung die Prüfung nicht minutibs genug vorgenommen 
ſei“ (11495). 

Über die Wahrheitsermittlung im Zivilprozeſſe und 
die Stellung des Anwalts im Prozeſſe machte der Abgeordnete 
Boisly einige Ausführungen, die nicht gerade neu find und auch 
durch die fortgeſetzte Wiederholung nicht an Wert und Richtigkeit 
gewinnen. Er ging davon aus, daß das Urteil nicht für die höheren 
Gerichte und nicht für die Rechtsanwälte, ſondern für die Parteien 
ergehe, und daß es deshalb einfach und klar ſein müſſe, und fuhr 
dann fort: „Allerdings, wenn ſolche Urteile einfach und klar fein 
ſollen, dann iſt es auch notwendig, daß der Richter in der Lage iſt, 
im Prozeß dahin zu wirken, daß nur der klare, objektive Tatbeſtand 
feſtgeſtellt werde, daß nicht etwa feſtgeſtellt wird, was die Parteien 
oder andere feſtgeſtellt wiſſen wollen, indem ſie die Wahrheit ver⸗ 
ſchweigen, ſondern der Richter muß in der Lage ſein, ſowohl im 
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Straf- wie im Zivilprozeß objektiv die Wahrheit zu ermitteln. 
Und um das zu können, muß er die Leitung des Prozeſſes voll⸗ 
ſtandig in der Hand haben, vollſtändig unabhängig von den Par- 
teien. Ich weiß, daß die Rechtsanwälte großen Wert darauf legen, 
daß ſie in jeder Beziehung als den Richtern ebenbürtige Mitglieder 
der Rechtſprechung anerkannt werden, und ich weiß, daß gerade die 
lüchtigſten Rechtsanwälte dieſen Ausführungen in der Hauptſache 
beiſtimmen und danach handeln. Das Geſetz ſchreibt es aber nicht 
vol, und es gibt allerdings Anſichten, welche anders lauten, und 
wir find leider in der Lage, konſtatieren zu müſſen, daß es vielfach 
eee gibt, welche dieſen Ausführungen nicht beiſtimmen. 
Wine Herren, wer den Staat in Anſpruch ninunt, um Recht zu 
erhalten und Recht iſt Wahrheit —, der hat auch die volle und 
unbedingte Verpflichtung, dem Richter volle Wahrheit vorzutragen. 
Us ig oft nicht leicht. Aber ich halte es für die Verpflichtung 
auch der Rechtsanwälte, daß fie ihren Parteien unter Im: 
Händen ſagen: ich werde hier nichts vortragen und nichts 
verſchweigen, was falſch iſt; ich werde nur die Wahrheit 
lagen; ſonſt ſuche dir einen anderen, der es kann. Wenn 
. das nicht durchführen, insbeſondere auch im Strafverfahren nicht 
durchführen, dann können wir den Anwalt nicht dem Richter gleich 
erachten. Ich bin ſonſt für meine Perſon der Anſicht, daß auch der 
Verteidiger im Strafprozeß die Pflicht hat, nicht gegen ſeine Über⸗ 
zeugung für den Angeklagten einzutreten. Es iſt von mehreren 
Lehrern des Rechts ausgeſprochen, daß der Anwalt nur für den 
Angellagten da iſt und nur deſſen Intereſſen wahrnehmen muß. Ich 
muß dieſe Lehre für falſch erachten, und ich weiß von hochangeſehenen 
Anwälten und gerade ganz hervorragenden Verteidigern, daß ſie ihr 
Plädoyer und ihre ganze Verteidigung nur danach einrichten, wirklich 
das objektive Recht zu ermitteln. In dieſem Falle bin ich gern 
bereit, auch den Rechtsanwälten im Strafprozeß alle die vollſtändige 
Gleichſtellung mit dem Richter hinſichtlich der Akten und alles anderen, 
was ſie wünſchen, zu gewähren, aber nur in dieſen Fällen; denn 
wenn es anders iſt, dann ſinkt der Rechtsanwalt herab auf 
die Stufe der Rechtskonſulenten und anderer Leute, die 
ſich für befugt halten, den Leuten Rat zu erteilen, wie 
ie ſich der Beſtrafung entziehen können“ (11411). 

Der Abgeordnete Caſſel trat ihm mit folgenden Darlegungen 
entgegen: „Auf weitere Bemerkungen, die der Herr Kollege Boisly 
über die Stellung der Anwälte gemacht hat, möchte ich nur 
ganz kurz eingehen. Ich würde darüber gar nicht ſprechen, wenn er 
nicht etwas geſagt hätte, was einen Widerſpruch erfahren muß. Er 
hat ganz recht, wenn er die Stellung der Richter als eine andere 
als die der Anwälte bezeichnete. Sicherlich müſſen, wie er auch ge⸗ 
ſagt hat, die Anwälte bei der Rechtſprechung in einer Weiſe mit⸗ 
wirken, die loyal und mit den Zwecken der Rechtſprechung vereinbar 
ft Dem inneren Weſen der Sache nach ift aber dieſe Verſchiedenheit 
zwischen der Stellung der Richter und der Anwälte vorhanden. Der 
. —.— oder, allgemeiner geſagt, der Anwalt iſt jedenfalls 
wg eines veſtimmten Parteiintereſſes, und es iſt 
pe a. daß ein Anwalt illoyal verfährt, wenn 
Wie ſollte rn Pläboger auf das Parteiintereſſe achtet. 
ils n — anders möglich ſein? Wenn ein Anwalt — ich 
wichtige Klage ee nehmen — für einen anderen eine 
alfa Mee ſo kann er doch nach dem Ergebnis der Beweis⸗ 
und bitte, ſie —— ich ſehe ein, daß meine Partei unrecht hat, 
Das iſt ja ganz 1 89 7 mir verlangten 100 000 % abzuweiſen. 
den er bekäme, wi glich; denn abgeſehen von dem ſchönſten Regreß, 

1 fü, ark das auch um ſo unbegründeter, als das, was 
Wahrheit iſt, oft ſehr zweffelhaft ; 2 . . 
urteilt öfter ganz anders e ie 1 5 ber Air e 

8 erſte Inſtanz. Dann iſt auch — 
und das werden alle meine der Fall gar nicht 
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des Anwalts viel mehr geneigte Anſicht haben, als der Anwalt ſelbſt. 
Wie kann in ſolchen Fällen der Anwalt das Gericht alſo bitten, 
ſeiner Partei nicht recht zu geben! Alſo davon, daß der Anwalt 
nur das anführen darf, was vollkommen objektiv der Sache entſpricht, 
kann nicht die Rede ſein. Das iſt mit ſeiner Stellung nicht ver 
einbar, da er ja verſuchen muß, das Intereſſe feiner Partei wahr⸗ 
zunehmen. Das muß natürlich — das gebe ich vollkommen zu — 
in einer würdigen, mit dem Anſtand vereinbaren, loyalen Weiſe ge: 
ſchehen, die ihn niemals dazu zwingen kann, ſich in Unwahrheiten 
oder unwahren Übertreibungen zu ergehen. Aber das Recht, Partei⸗ 
vertreter zu ſein, kann ihm nicht genommen werden. Es wäre ja 
auch für die Partei ſelbſt häufig im höchſten Grade verderblich, wenn 
ſie nicht jemand hätte, der ihren Standpunkt in der Sache vertritt. 
Gewiß, die Stellung des Richters iſt eine andere. Der Richter muß 
derjenige fein, der unbefangen und objektiv zu entſcheiden hat; der 
Vertreter der Partei muß die Rückſicht nehmen, die ihm 
Ehre, Gewiſſen, aber auch das Intereſſe ſeiner Partei 
gebieten“ (11433). Hierzu erklärte der Abgeordnete Bois ly 
ſpäter, mißverſtanden worden zu ſein. Er habe nur geſagt: „Der 
Rechtsanwalt iſt verpflichtet, vor Gericht nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen die Wahrheit zu ſagen und eine Vertretung abzulehnen, wenn 
er dies nach dem Willen ſeines Klienten nicht tun darf“ (11466). — 

Aus dem fonftigen Inhalt der faſt viertägigen Verhandlungen 
ſeien nur noch einige Punkte hervorgehoben. Auf eine Anfrage des 
Abgeordneten Meyer (Tilſit) wegen der Bewährung der Einrichtung 
der Nurnotare, die er „mit Freuden begrüße“ (11386), erwiderte 
der Herr Juſtizminiſter, „daß jetzt außerhalb des früheren Geltungs⸗ 
bereichs des rheiniſchen Rechts 32 ſolche Stellen eingerichtet worden 
ſind, natürlich nur in großen Städten. Die Einrichtung hat ſich 
ſehr gut bewährt, weil dadurch die Möglichkeit, zum Notar zu ge⸗ 
langen, jederzeit gegeben iſt. Im Durchſchnitt iſt die Beſchäftigung 
dieſer Notare durchaus angemeſſen geweſen, ſo daß ich glaube, daß 
dieſe Einrichtung, die ſich ja in beſchränkten Grenzen hält, richtig iſt“ 
(1.1401). 

Daß, wie kurz vorher im Reichstage, s) auch das Thema der 
„Klaſſenjuſtiz“ — die man zweckmäßig nie mehr ohne Anführungs⸗ 
zeichen ſchreiben wird — lebhaft erörtert wurde, iſt natürlich. So 
bemerkte der Abgeordnete Müller (Coblenz), daß die Empfindung 
von einer übergroßen Härte der Ruhrſtreikurteile auch in bürgerlichen 
Kreiſen weit verbreitet geweſen ſei (11486). Zu einer höchſt merk⸗ 
würdigen Außerung kam in dieſem Zuſammenhang der Abgeordnete 
Boisly, indem er auf die Attentatszeit des Jahres 1878 verwies: 
„Da äußerte ſich auf vielen Seiten, auf ſozialdemokratiſcher Seite 
die Neigung zu ſcharfen Majeſtätsbeleidigungen, und darauf reagierten 
die Gerichte dahin, daß ſie außerordentlich ſchwere Strafen, weit 
höhere, als es ſonſt der Fall war, wegen Majeſtätsbeleidigungen ver⸗ 
hängten. Kurze Zeit nachher erfolgte aber eine Rückrevidierung. 
Ich bin damals als Aſſeſſor im Juſtizminiſterium beſchäftigt geweſen 
und weiß, wie ein Jahr ſpäter, bei Gelegenheit der goldenen Hochzeit 
Seiner Majeſtät, im Gnadenwege die meiſten dieſer Prozeſſe nad): 
träglich revidiert worden ſind, ſo daß wie in faſt allen Fällen, 
wo die Gerichte in der Erregung über das wirklich an: 
gemeſſene Strafmaß hinausgegangen waren, Ermäßigungen 
eingetreten ſind, und auch hier das Recht vollkommen wieder 
zur Geltung gekommen iſt“ (11413). 

Auf das überaus Bedenkliche dieſes Standpunktes wies der 
Abgeordnete Enffel hin, der davon ausging, daß die gegenüber Sem 
Richterſtande geübte Kritik vielfach den Fehler mache, einzelne Fälle 
in unzuläſſiger Weiſe zu verallgemeinern. Er erklärte 1 daß 
ihm die Außerungen des Abgeordneten Boisly unklar ſeien. „Wenn 
er von Verhältniſſen in den 70 er Jahren geſprochen hat, und daß 
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neulich in Eſſen⸗Ruhr zu ſcharfe Urteile ergangen find, daß aber 
ſchließlich die Gnadeninſtanz das Recht hätte, etwaige Schärfen zu 
ändern, fo möchte ich eine ſolche Nußerung für nicht glücklich 
halten. Die Gnade iſt ein ſchönes Vorrecht der Krone, und ich bin 
gewiß ganz einverſtanden, daß man auf dem Wege der Gnade nach 
Möglichkeit Milde übt in Fallen, die geeignet erſcheinen. Aber in 
bezug auf zu ergehende Urteile müßte doch die Rückſicht, 
daß ihre Schärfe etwa durch die Gnade gemildert werde, 
gänzlich fallen gelaſſen werden. (Sehr richtig! bei der 
ſortſchrittlichen Volkspartei.) Die Urteile müffen von vorn: 
herein fo fein, daß fie ſich ohne jede tendenziöfe Unter: 
ſtellung nur nach der Sachlage richten. (Sehr richtig! bei 
der fortſchrittlichen Volkspartei.) Ich muß fürchten, daß die 
Außerung des Kollegen Boisly den Eindruck hinterlaſſen könne, als 
ſeien dieſe von ihm beregten Urteile nicht ganz ohne eine gewiſſe 
Beeinfluſſung, durch Stimmung uſw. ergangen. Ich will hoffen, daß 
dieſer Schluß unrichtig iſt; aber ich bedaure dieſe Außerung ſehr. 
Jedenfalls ſteht es feſt: Recht muß geſprochen werden vom Richter, 
und die Strafe darf keine überſtrenge ſein, ſondern dem Fall an⸗ 
gemeſſen, ohne Rückſicht darauf ſein, daß ſpäterhin, wenn mehr Ruhe 
in den Verhältniſſen eingetreten iſt, die Gnade der Krone daran 
mildern kann“ (11431 f.). 

Zweifeln über den Wert der Zuziehung von Laien zur Recht⸗ 
ſprechung gab der Abgeordnete Bois ly Ausdruck, wobei er hin⸗ 
ſichtlich der Kammern für Handelsſachen folgende recht an⸗ 
fechtbare Behauptungen aufſtellte: „Sogar bei den Kammern für 
Handelsſachen, wo doch die Laienbeiſitzer nicht von heute auf morgen 
wechſeln, ſondern als Leute, die ſelbſt mehr oder weniger Sach⸗ 
verſtändige ſind, auf eine Reihe von Jahren herangezogen werden, 
wird jeder Handelsrichter mir beſtätigen, daß doch in der Regel 
das richtige Urteil nicht bloß in rechtlicher, ſondern auch 
in tatſächlicher Beziehung von dem Richter gefällt werde.“ 
(11412). Der Abgeordnete Caſſel widerſprach dem und gab der 
Überzeugung Ausdruck, daß ſich gerade das Inſtitut der Kammern 
für Handelsſachen aufs beſte bewährt habe (11432). Auch hier 
mußte ſich der Abgeordnete Bois ly berichtigen und zwar dahin, daß 
er nur habe ſagen wollen, daß doch in der Kammer für Handels- 
ſachen die „Hauptarbeit immer von dem Richter getan wird“ (11466). 

Auch der Abgeordnete Mathis — ebenſo der Abgeordnete 
Müller [Coblenz] (11486) — warnte vor einer vermehrten Zuziehung 
von Laien zur Rechtspflege, und nahm dabei auf die Ausführungen 
eines Berliner Anwalts Bezug, welcher erklärt habe, daß jedenfalls 
die Berliner Anwaltſchaft im allgemeinen den Zivilkammern vor den 
Kammern für Handelsſachen den Vorzug gebe (11475 ff.). Der 
Abgeordnete Caſſel meinte, daß dies wohl nur für einzelne Fälle 
zutreffe, daß aber oft auch das Gegenteil vorkomme, daß nämlich 
viele Sachen lieber vor die Kammern für Handelsſachen als vor die 
Zivilkammern gebracht würden. Die Mitwirkung der Laien an der 
Rechtspflege ſei beſonders bedeutſam als Mittel zur Vermeidung 
einer Entfremdung des Volkes gegenüber der Rechtspflege (11583 ff.). 

In der Richtung einer auch vom Deutſchen Anwaltverein auf⸗ 
geſtellten Forderung bewegte ſich ein Verlangen des Abgeordneten 
Müller (Coblenz) betreffend die Strafkammern, das ſich gegen 
eine länger dauernde Beſchäftigung des einzelnen Richters in der 
Stellung des Strafkammervorſitzenden richtet.?) „Einen 


9) Der Deutſche Anwaltverein wollte eine derartige Beſchränkung 
für ſämtliche Mitglieder der Strafkammer, und zwar vermöge 
ſolgender Beſtimmung im Gerichtsverfaſſungsgeſetz: „Hat ein Richter 
während dreier aufeinanderfolgender Geſchäftsjahre als ſtändiges 
Mitglied einem Berufungsſenate angehört, ſo kann er für das darauf 
folgende Geſchäftsjahr nicht wieder zum ſtändigen Mitglied eines 
Berufungsſenats beſtimmt werden, es ſei denn, daß ohne dies mit 


kleinen Wunſch möchte ich noch, da ich gerade bei der Strafjuſtiz 
bin, dem Herrn Juſtizminiſter unterbreiten, der vielleicht doch Gnade 
vor ſeinen Augen findet. Es wäre dringend wünſchenswert, wenn 
der Vorſitz in der Strafkammer nicht länger als ein Jahr bei einem 
Richter bliebe. Es iſt pſychologiſch ganz unmöglich, daß die längere 
Beſchäftigung mit den Straffällen nicht abſtumpfend auf den vor⸗ 
ſitzenden Richter wirkt, und ich habe wiederholt gehört, daß Vor⸗ 
ſitzende, die im erſten Jahre in ihren Entſcheidungen ſehr milde 
geweſen ſind, bei denen im erſten Jahre häufiger Freiſprechungen 
zu erzielen waren, im zweiten Jahre ſchon eine viel, viel ſchärfere 
Tonart angenommen hatten. Das liegt naturgemäß in der Art der 
Beſchäftigung; man gewöhnt ſich eben zu ſehr daran, in dem 
Angeklagten auch einen Schuldigen zu ſehen und dann das 
Verdikt über ihn zu fällen, nicht mehr mit der Sorgfalt, 
nicht mehr mit der Unbefangenheit vorzugehen, wie das 
ein Richter tun wird und tun kann, wenn er ſich eben 
nicht ſo ſehr an die Strafjuſtiz gewöhnt hat. Und, meine 
Herren, daß der Vorſitzende der Strafkammer durchweg die Ent⸗ 
ſcheidung in der Hand hat, das wiſſen wir, diejenigen, die ſo mitten 
in der Praxis ſtehen, alle. Das Votum des Vorſitzenden, der die Leitung 
der Sache hat und dadurch eine ungeheure Gewalt in der Hand hat, und 
die Art und Weiſe, wie die Sache von ihm geleitet wird, iſt für die 
Schlußentſcheidung faſt unter allen Umſtänden maßgebend“ (11487). 
Der Herr Juſtizminiſter erklärte hierzu, daß er dem Gedanken 
durchaus ſympathiſch gegenüberſtehe. „Ich halte es für ſehr 
gut, wenn die Herren öfter wechſeln, damit ſie nicht einſeitig bloß 
Strafjuriſten oder bloß Ziviljuriſten werden, ſondern in der Praxis 
der verſchiedenen Materien des Rechts voll bewandert bleiben. Be⸗ 
kanntlich beſchließen aber die Präſidenten und die Direktoren unter 
ſich über die Verteilung des Vorſitzes, ohne daß ich einen beſtimmenden 
Einfluß darauf zu üben imſtande bin. Daß ein häufiger Wechſel 
hier erwünſcht ſein würde, das beſtreite ich gar nicht“ 
(11494). 

Das Gerichtsvollzieherweſen und die auf dieſem Gebiete 
erhobenen Klagen berührte der Abgeordnete Dr. Zimmer mit ber 
Bitte, die Regierung möchte ſich über die Erfahrungen, die ſie mit 
der Neuregelung gemacht habe, äußern (11392). Der Herr Juſtiz⸗ 
miniſter nahm demgegenüber auf die vor vier Jahren vorgelegte 
Denkſchrift der Regierung Bezug, ſeit der ſich die Verhältniſſe nicht 
geändert hätten, und erklärte: er habe keine Veranlaſſung, irgend 
etwas anderes anzuregen oder anzuordnen, als die Beſtimmungen 
jetzt vorſchreiben, es ſei denn, daß ihm weitere Details mitgeteilt 
würden, inwiefern neue Beſchwerden zutage getreten wären (11402). 
Auf ein Erſuchen des Abgeordneten Müller (Coblenz), über die 
ſchweren Mißſtände auf dieſem Gebiete auch die zur Beurteilung in 
erſter Linie zuſtändigen Anwaltskammern und Handelskammern zu 
befragen (11491 f.), erwiderte der Miniſter, daß auch in dieſen 
Kreiſen bereits Nachfrage gehalten worden ſei, daß das Vollſtreckungs⸗ 
verfahren immer zu Unzuträglichkeiten führen werde, und daß er der 
Überzeugung ſei, daß die gegenwärtige Ordnung den Verhältniſſen 
am meiſten entſpreche (11499). Der Abgeordnete Faltin, der 
gleichfalls die großen Mängel der geltenden Regelung mit ihrer 
koloſſalen Zahl fruchtloſer Zwangsvollſtreckungen betonte, empfahl 
dem Miniſter, die Angelegenheit einer Kommiſſion von höheren 
Juſtizbeamten, Rechtsanwälten, Gerichtskaſſenrendanten, Gerichts⸗ 
ſekretären und Gerichtsvollziehern vorzulegen (11611 f.), ein Wunſch, 
der durch den Abgeordneten Viereck, der übrigens die Klagen für 
übertrieben hielt, unterſtützt wurde (11612 f.). 


Rückſicht auf die Zahl der an dem Gericht angeſtellten Richter eine 
ordnungsmäßige Beſetzung des Berufungsſenats ſich nicht würde 
ermöglichen laſſen.“ (Vgl. Abänderungsvorſchläge, GVG. 8 992 
Abſ. 3, S. 6, 148 f.) 
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Über die Einrichtung der Koſtenmarken führte der Abgeordnete 
Bartſcher Klage (Sp. 11366 f.). Sie dienten nicht, wie ſie ſollten, 
der Erleichterung, ſondern führten im Gegenteil zu einer erheb- 
lichen Erſchwerung der Kaſſengeſchäfte, und ſchmälerten 
außerdem durch die den Markenverteilern gewährten Prozente die 
Einnahmen der Juſtizverwaltung. Seitens der Regierung wurde 
erklärt, daß die Marken ſich ſtellenweiſe ſehr gut eingebürgert hätten, 
daß die Erfahrungen allerdings noch nicht abgeſchloſſen ſeien, daß aber 
jedenfalls nicht daran gedacht werden könne, die erſt vor drei Jahren 
eingeführte Einrichtung wieder zu beſeitigen (11368). 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. Paul Leuel: Badens Rechtsverwaltung und Rechts⸗ 
verfaſſung unter Markgraf Karl Friedrich. C. Braunſche 
Hoſbuchdruckerei und Verlag 1912. 

Meiſt wird die Art der Darſtellung am Schluſſe als eine an⸗ 
genehme Beigabe erwähnt. Wenn ich aber jemand ein Buch vorlege, 
ſo muß ich ihm vorweg ſagen, wie es ſich lieſt. Wir legen heute 
Wert darauf, daß auch die wiſſenſchaftliche und juriſtiſche Arbeit ein 
Kunſtwerk ſei. Nun greife man eine beliebige Stelle aus dem 
Lenelſchen Buche heraus. Man leſe z. B. die Schilderung des 
Kampfes, den der wackere Joh. Georg Schloſſer, den meiſten wohl 
nur als Goethes Schwager bekannt, für die Unabhängigkeit des Hof⸗ 
gerichts gegenüber ſeinem Fürſten und deſſen Geheimem Rat führt 
(165—176: „Die Frage der Machtſprüche in Zivilſachen“). Man 
folgt den Vorgängen mit Spannung. Die Menſchen ſtehen bei aller 
Sachlichkeit der Schilderung leibhaft vor uns. Oder es wird die 
Advokatur beſchrieben (43—59). Man blickt in ein Stück Geſchichte 
der Anwaltſchaft hinein und in kein erfreuliches. Den gering 
geachteten und ſchlechtgeſtellten Advokatenſtand ſieht man um ſeine 
Exiſtenz kämpfen. Man mag irgendein anderes Kapitel herausgreifen, 
„die Kodifikationspläne“ (60 —82), oder „die Neuordnung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen Geldſchulden“ (161, 164) oder was ſonſt. Überall 
erfreut die klarfriſche Darſtellung. Ein gewaltiges Material partikular⸗ 
rechtlicher Gattung tft bewältigt. Das Stoffliche tritt in den Hinter, 
grund. Auch wer nicht Rechtshiſtoriker iſt, oder nicht Badener wird 
das Buch „an ſich“ genießen. Und Bücher dieſer Art ſind ſelten 
genug. Dieſer Vorzug des Werkes liegt wohl in zwei Punkten. Es 
iſt perſönlich gehalten. Die Menſchen und ihre Zeit treten darin hervor. 
Nicht nur das abſtrakte Gebilde der Geſetze und ihre Regeln, ſondern 
die Männer, deren Köpfen fie entſprangen, die Einflüffe, denen fie 
unterlagen, werden geſchildert. Man ſieht die treibenden Kräfte 
in den Perſonen ſelbſt wirken. Neben dem trefflichen Karl 
Friedrich, dem Schöpfer des heutigen Badens, ſteht eine Reihe 
von Männern, jeder mit der beſonderen Aufgabe verknüpft. Über⸗ 
ragend iſt die Geſtalt Schloſſers. Dann Brauer, der „Organiſator 
5 Großherzogtums“, ſein bedeutendſter Juriſt. Dann Johann Jacob 
Reinhard, der Verfaſſer der Hofgerichtsordnung uſw. Der zweite Punkt 
2 die Durchforſchung des Badiſchen Archivs. Man merkt es, daß das 
Te aus zehn alten iſt. Die Schilderung beruht auf 
Konkrete anf er Akten jener Zeit. Sie trägt dazu bei, dem Werk das 
7 — an zu verleihen. Das Zeitkolorit fließt nicht aus 
5 Verfaſſers. Die Tatſachen, die er vor uns aufrollt, 
Auzeigeverpff o wird im Kapitel „Strafrecht“ der Verſuch, durch 

8 chtung den Kindsmord zu verhüten, geſchildert. Es wird 

berichtet, daß auch die auf er „ 5 

an der Verheimlichnn ſichtspflichtigen Perſonen wegen Teilnahme 

1 Nehrung 11 Schwangerſchaft ſtrafbar waren. „Nicht 

Zuchtigungstabelle aus 175 man unter den Bemerkungen * 

ane ſechgtchährige Mutter en Jahren des Jahrhunderts über 

well ſie die Schwan die auf vier Jahre im Zuchthaus fit, 

1 gerſchaft ihrer Tochter verheimlicht hat, die 


lakoniſchen Worte: kränklich, ſtill und weint die meiſte Zeit.“ Die 
Stelle ſtammt aus den Akten Pforzheimer Zwangsanſtalten 2825 
(Züchtlingstabelle von 1793). So gibt das Kapitel von der Advokatur 
feine Belege aus den damaligen Prozeßakten. Aus ihnen wird nach⸗ 
gewieſen, daß die Strafbeſtimmungen der Hofgerichtsordnung von 1752 
nicht auf dem Papier ſtanden. Für falſche Zitate aus der Literatur, 
für verkehrte Rubrizierung, für Unterlaſſung der Paginierung uſw. 
wurde der Advokat gebüßt. In einem Falle wurde dem Advokaten, der 
die Handakten dem Nachfolger nicht auslieferte und den Vorſchuß nicht 
herausgab, Suspenſion und Profoſſenarreſt angedroht. Über die 
Richtigkeit der einzelnen Stellen, über die Vollſtändigkeit und die 
Erſchöpfung einer Frage habe ich kein Urteil. Dazu gehörten die 
Kenntniſſe und die Spezialnachprüfung des Fachgelehrten. Ich wollte 
hier nur ausſprechen, wie das Buch auf jeden Juriſten und 
die Erweiterung ſeines Geſichtswinkels wirkt. Verarbeitung eines 
unbekannten Stoffes in einer Weiſe, die ſich von der Materie frei⸗ 
macht und die Einzelvorgänge als Teil der ganzen Zeitepoche 
erkennen läßt, eine Schilderung, die durch ihre Form feſſelt und 
die vergeſſen macht, daß die Rechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung 
trockene und langweilige Gebiete ſind — den Eindruck hat mir das 
Buch hinterlaſſen. 
Dabei iſt es eine Erſtlingsarbeit. 
Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Mannheim. 


Georg Müller, Oberlandesgerichtsrat in Naumburg a. S.: 
Das Recht in Goethes Fauſt. Juriſtiſche Streifzüge durch 
das Land der Dichtung. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 
1912. XI, 372 S. 

Es iſt ein ganz erſtaunliches Maß von Arbeit, das in dieſem 
Bande ſteckt! Aber es darf füglich bezweifelt werden, ob das erzielte 
Ergebnis dem Aufwande von Mühe und Fleiß entſpricht. Nicht in 
dem Sinne, als ob es dem Verfaſſer nicht gelungen wäre, ſein 
nächſtes Ziel zu erreichen, das darin beſtand, „im Drama die Er⸗ 
ſcheinungen und Gebilde des Rechts aufzuſuchen und zu zeigen“, und 
darüber hinaus die Frage zu beantworten, was das Kunſtwerk „un⸗ 
abhängig von erweislicher Abſicht des Schöpfers, an rechtsgeſchichtlichen 
Anklängen und Überbleibſeln birgt, ob Rechtsgedanken es wohl gar 
beſtimmend durchwalten“. Sicher hat der Verfaſſer in dieſer Hinſicht 
manches Förderliche gebracht und manchen guten Gedanken aus⸗ 
geſprochen. Aber in dem Beſtreben, ſeine Aufgabe zu erſchöpfen, geht 
er in der Feſtſtellung und Erläuterung rechtlicher Geſichtspunkte und 
Anklänge im „Fauſt“ fo weit, daß ſich der „Goethefreund“ — aller: 
dings vielleicht nicht der Goethefreund in dem vom Verfaſſer 
verſtandenen Sinne — ſtellenweiſe von der Menſchheit ganzem 
Jammer angefaßt fühlt. Der Juriſt andererſeis wird ſich 
fragen, ob es zur Schilderung der Entwicklung des Inſtituts der 
„probatio in perpetuam rei moriam“ — aus dem kanoniſchen 
Recht über das gemeine Recht, den Reichs deputationsabſchied von 1600 
und die Frankfurter Reformation bis zu 88 485 ff. ZBO. — der 
Anknüpfung an die Worte des Plutus in Fauſt II 1 V. 5918 ff. 
bedarf, ob dieſe Anknüpfung förderlich iſt, oder ob es der Erkenntnis 
dient, wenn das von Mephiſto für Gretchen beſorgte Schmuckkäſtchen 
zum Ausgangspunkt einer Unterſuchung über das Schatzregal gemacht 
wird. — Für die geradezu erſtaunliche Akribie Müllers ſei nur ein 
Beiſpiel — aus Hunderten! — herausgegriffen. „Fauſts falſches 
Zeugnis über Schwerdtleins Tod“ wird auf ſieben Seiten behandelt 
(S. 136 bis 143). Es finden ſich in dieſem Abſchnitt Unterſuchungen und 
Bemerkungen über folgende Probleme: Entwicklung des Kirchenbuches 
und Zivilſtandsregiſters von den früheren chriſtlichen Jahrhunderten 
bis in die neufle Zeit, auch in Frankreich, England und Oſterreich; 
die Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnis, insbeſondere im älteren 
deutſchen Recht, als Ergänzung zu den bereits erwähnten früheren 
Ausführungen; der Zeugenbeweis im Mittelalter; die Beſtrafung des 
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falſchen Zeugniſſes insbeſondere in der Carolina. Und alle dieſe 
Ausführungen werden durch Dutzende von Zitaten und Verweiſungen 
erläutert und erhärtet. Kein Wunder deshalb, daß in den 657 An⸗ 
merkungen des Werkes ein Material verarbeitet iſt, das geradezu 
Staunen abnötigt! Aber wo bleibt da Goethe? Was gewinnt der 
Leſer hieraus gegenüber dem Fauſt, wenn er in dieſem etwas anderes 
ſieht als eine Eſelsbrücke zur Erleichterung des Studiums der Rechts⸗ 
geſchichte. Zu verſtehen iſt nach alledem, daß Müller kein Freund 
Friedrich Theodor Viſchers iſt. Aber gerade Müllers Buch 
gibt Anlaß, ſich Viſchers zu erinnern; den grob⸗deutſchen Worten, 
die dieſer im Nachſpiel zu ſeinem „dritten Teil“ den Unbekannten 
gegen die Fauſt⸗Erklärer ſagen läßt, braucht man ſich ja deshalb 
noch nicht anzuſchließen. Dittenberger. 


y. Keidel, Landgerichtsrat in München: Handausgabe des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund von J. v. Standingers 
Kommentar. München und Berlin, J. Schweitzer, 1912. 
XXIII, 1229 S. Geb. 6,50 . 

Die vorliegende neue Handausgabe des Bürgerlichen Geſetzbuches 
iſt auf Grund des großen Staudingerſchen Kommentars bearbeitet 
und bringt aus dem reichen Stoffe des Kommentars dasjenige, was 
notwendig erſcheint, „um den Praktiker wie den Studierenden in 
Kürze über die hauptſächlichſten bei der Anwendung des Geſetzes auf: 
tauchenden Fragen und über die Löſung, die ſie in Staudingers 
Kommentar geſunden haben, zu unterrichten“. Dieſe Aufgabe hat 
der Bearbeiter ſehr glücklich gelöſt; eine kurze und doch noch ver⸗ 
ſtändliche Faſſung der Erläuterungen hat es ihm ermöglicht, eine 
geradezu erſtaunliche Fülle des in dem großen Kommentar ver— 
arbeiteten Stoffes in der Handausgabe wiederzugeben. Das Werk 
kann und will natürlich den Kommentar nicht erſetzen; es iſt für den 
Handgebrauch beſtimmt und hat mit dieſer Beſtimmung auch neben 
den beliebten Handausgaben von Achilles, Fiſcher⸗Henle u. a. 
volle Exiſtenzberechtigung. Dittenberger. 


Rechtſprechung 1912. Zum geſamten Zivil, Handels- und 
Prozeßrecht des Reiches und der Bundesſtaaten, enthaltend 
die Literatur und Rechtſprechung zu 430 Geſetzen. Unter 
Mitwirkung von Landrichter Dr. Scherling in Naumburg 
und Landrichter Dr. Becker in Düſſeldorf herausgegeben 
von Dr. H. T. Spergel. 13. Jahrgang. Stuttgart, Deutſche 
Verlagsanſtalt, 1913. XV, 1077 S. Geb. 10,00 . 

Der neue Band des Soergelſchen Jahrbuchs ſchließt ſich ſeinen 
Vorgängern, denen er in der Anlage folgt, würdig an. Es kann 
deshalb auf die, S. 109 des laufenden Jahrgangs der JW. abgedruckte 
Beſprechung des vorhergehenden Jahrganges des beliebten Werkes 
verwieſen werden. Dittenberger. 


Neue Bücher. 


Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


J. Selbſtändige Werke. 


Gareis, Karl: Enzyklopädie und Methodologie der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. (Einleitung in die Rechtswiſſenſchaft). Vierte, neu 
durchgearbeitete Auflage. Gießen, E. Roth, 1913. XII, 229 S. 
4,00, geb. 5,00 WM. 

Fickel, Max und Renner, Auguſt: Unſere Geſetzesſprache. 
Zwei Preisarbeiten des allgemeinen deutſchen Sprachvereins. Berlin, 
1913. VII, 134 S. 1,20 1. 

Siméon, P.: Recht und Rechtsgang im Deutſchen Reiche. 
Lehrbuch zur Einführung in das Bürgerliche Geſetzbuch und ſeine 
Nebengeſetze. 1. Band: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, I. Hälfte 


(Allgemeiner Teil und Schuldrecht). Sechſte, neubearbeitete Auflage. 
Berlin, C. Heymann, 1913. XII, 646 S. 11,00, geb. 12,00 . 

Staub, Friedrich: Das Problem des § 313 Satz 2 BGB. 
Breslau, Köbner, 1913. 39 S. 1,00 J. 

Baer, D.: Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909 mit Erläuterungen. Unter Benutzung der 
Regierungsmotive und der Plenar⸗ und Kommiſſionsverhandlungen 
des Reichstages. Mit zur Anwendung kommenden Formularen, Ab: 
kürzungen und Sachregiſter. Zweite, vermehrte und verbeſſerte Auf: 
lage. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1913. 443 S. 6,00. geb. 
7,50 AM. 

Häberlein, G. W.: Der Anſpruch auf ein Pateut und das 
Recht an der Erfindung. Berlin, J. Springer, 1913. VII, 110 8. 
2,80 WM. 

Kaufmann, Emil: Handelsrechtliche Rechtſprechung. Unter 
Mitwirkung von Loewenthal bearbeitet und zuſammengeſtellt. 
13. Band (Rechtſprechung und Literatur des Jahres 1912). Hannover, 
Helwing, 1913. VIII, 537 S. Geb. 6,75 M. 

„Schaeffer, C. und Becker, C.: Grundriß der haudelsrecht⸗ 
lichen Nebengeſetze. (9. Band des Grundriſſes.) Düſſeldorf, 
Schmitz & Olbertz, 1913. III, 161 S. 3,00, geb. 3,80 ½. 

Warneyer, Otto: Konkursorduung in der Faſſung vonn 
20. Mai 1898. Erläutert durch die Rechtſprechung und die 
Materialien“ ſowie verſehen mit Hinweiſen auf die einſchlägige 
Literatur. Nebſt einem, die Einführungsgeſetze und das Anfechtungs: 
geſetz enthaltenden Anbang und einem ausführlichen Sachregiſter. 
Juriſtiſche Handbibliothek, herausgegeben von Hallbauer und 
Schelcher, 196. Bd. Leipzig, Roßberg, 1913. 240 S. Geb. 3,00 /. 

Homburger, Auguſt: Lebensſchickſale geiſteskranker Straf: 
gefangener. Katamneſtiſche Unterſuchungen nach den Berichten 
L. Kirn's über ehemalige Inſaſſen der Zentralſtrafanſtalt Frei⸗ 
burg i. B. (1879—1886). Abhandlungen aus dem Geſamtgebiete 
der Kriminalpſychologie, herausgegeben von v. Lilienthal, Niſſi, 
Schott, Willmanns, 2. Heft. Berlin, J. Springer, 1912. VIII, 
207 S. m. Fig. u. Taf. 14,00, geb. 16,00 J. 

Baumann, Heinrich: Der Verſicheruugsbetrug im Sinne des 
§ 265 des Reichsſtrafgeſetzbuchs. Ein Beitrag zur Strafrechts⸗ 
reform. Stuttgart, 1913. XV, 126 S. 2,00 A. 

Verhandlungen des 3. deutſchen Ingendgerichtstages. 10. bis 
12. Oktober 1912. Herausgegeben von der deutſchen Zentrale für 
Jugendfürſorge. Leipzig, B. G. Teubner, 1913. IV, 171 S. 3,00 ,%. 

Rauer, W. W.: Der Dentſche Kaiſer. Seine rechtliche Stellung 
im alten und im neuen Reiche und nach der Reichsverfaſſung vom 
28. März 1849 (pPaulskirchenverfaſſung), vergleichend dargeſtellt. 
Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1913. 117 S. 1,50 . 


II. Aus den Beitfihriften. 


Badiſche Rechtspraxis. LXXIX. Jahrg., Nr. 4. 
Jolly: Die Beurkundung formbedürftiger Rechtsgeſchäfte im Prozeß⸗ 
vergleich. 

Bank⸗Archiv. XII. Jahrg., Nr. 10. 
Kirchhoff: Wie Eiſenbahnpraktiker über die Notwendigkeit einer 
weiteren Vereinheitlichung des deutſchen Eiſenbahnweſens denken. 
Weyermann und Schönitz: Über das Verhältnis der Privat⸗ 
wirtſchaftslehre zur Volkswirtſchaftslehre. 


Das Recht. XVII. Jahrg., Nr. 4. 
Wittmaack: Art. XVIII Abſ. 2 und 3 des Handels- und 


Schiffahrtsvertrags zwiſchen dem deutſchen Reich und Mexiko vom 
5. Dezember 1882. Reichel: Mitabſchluß des Mietvertrages durch 
dies Ehefrau des Mieters. Kreß: Über materielle Rechtskraft. 
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Deutſche Juriſten⸗Zeitung. XVIII. Jahrg., Nr. 4. 

Supper: Die ſtaatsanwaltliche und richterliche Laufbahn in Preußen. 
Dertmaun: Hungerlöhne und Arbeitsvertrag. de Niem: Die 
Offenlegung der Perſonalakten. Hoeniger: Das Problem der 
Hemiſchten Verträge. Riedinger: Verhandlungsmaxime und 
Beweisaufnahme. 

Deutſche Rechtsanwalts⸗Zeitung. X. Jahrg., Nr. 2. 

Thiel: Vergleich in der Vollſtreckungsinſtanz. Simon: Die Todes- 

BE: im ſranzöſiſchen Strafrechte. 

Deutſche Wirtſchafts⸗ Zeitung. IX. Jahrg., Nr. 4. 

Zieſe: Über die Notwendigkeit eines Geſetzes zum Schutze der 
Arbeitswilligen. Gothein: Die Reformbedürftigkeit des Kaligeſetzes. 

Zum Geſetzentwurf über die Ronkurrenzklauſel im Handelsgewerbe. 
Köhler: Die Konkurrenzklauſel und ihre vorgeſchlagene Neuregelung. 

Geſetz und Recht. 14. Jahrg., Heſt 11. 

ge: Betriebsunfälle. Warſchauer: Die Freirechtsbewegung. 
Juriſtiſche Monatsſchrift für Poſen, Weſt⸗ und Oſtpreuſſen und 
Pommern. 15. Jahrg., Nr. 12. 
von Bremen: Kann den Notar auch der Juſtizfiskus oder nur 
der Steuerfiskus wegen ungenügender Verſtempelung einer Urtunde 
nach § 13 Abſ. 2 EStG. in Anſpruch nehmen? Pfeiffer: Über die 
Richtigkeit des Inhalts eines Dienſtzeugniſſes. 

Mitteilungen für Amtsgerichtsanwälte. 4. Jahrg., Nr. 2. 
Pfahler: Der Vertretertag. von Ziegler: Die VO. vom 
27. Juli 1912 die Vorbedingung für den höheren Juſtiz⸗ und 
Verwaltungsdienſt in Bayern betreffend und die Rechtsanwaltſchaft 
(Schluß). Leeb: Zur Frage des Verſäumnisurteils bei Streit⸗ 
werten über 600 „ nach vorausgegangenen Mahnverfahren. 

Mitteilungen vom Verband deutſcher Patentanwälte. 13. Jahrg., 

n 
Heimann: Zur Patentauslegung. Alexauder-Katz: Die Beweislaſt 
für die Neuheit im Gebrauchsmuſterprozeß (Schluß). Starck: Iſt 
die Herſtellung von Teilen einer geſchützten Kombination im In⸗ 
lande ſelbſt dann ſtatthaft, wenn ſie in der Abſicht geſchieht, die 
Teile im Auslande zu der patentierten Konſtruktion zuſammen— 
zuſetzen? 

Oſterreichiſches Zentralblatt für die Juriſtiſche Praxis. 31. Jahrg., 

2. Heft. 
Geller: Zur Frage der Schadenserſatzpflicht öffentlicher Körper⸗ 
ſchaften aus dem rechtswidrigen Verhalten ihrer Organe. Weiß: 
Fälſchliches Leugnen des Beſitzes im Eigentumsſtreit. v. Szöllöſy: 
Die rechtliche Stellung der Zeugen des Zivilſtandes im neuen 
Militär⸗Straſperfahren und im ehrenrätlichen Verfahren. 

Sächſiſches Archiv für Rechtspflege. 8. Jahrg., Nr. 5. 

Joſef: Zurückverweiſung der Sache vom Gericht der weiteren 
Beſchwerde in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Deumer: Die formale Behandlung des nach § 28 des ſächſiſchen 
Fürſorgeerziehungsgeſetzes zu erlaſſenden Unterbringungsbeſchluſſes. — 

e Beſchwerdebefugnis des Fürſorgeverbandes. 

eufferts Blätter für Rechtsanwendung. 78. Jahrg, Nr. 4. 


C 7 9 ; . 
8 Iſt die Selbſtanfertigung von Zündhölzern für den 
Sa de ſteuerpflichtig? Mendelsſohn-Bartholdy: Rechts- 
kung und Exiſt A 17 N 
Schluß.) Exiſtenzwirkung von Urteilen (3PO. 8 945). 
Zeitſchri 9 
8 3 die gefamte Verſicherungswiſſeuſchaft. XIII. Band, 
Nabholz: Die Mops 
olksverſicher e en Mn 
Soiialverſicherung. en als organiſche Ergänzung der 


erkrankungen in 


Ausbau der R Schönwieſe: Der 


d⸗Chom und Hinterbliebenenverſicherung. 

everſicherung. Joſef: Vorſätzliche Herbei⸗ 
Schneider: Zur Abonnenten⸗ 
Begriff der Reichsverſicherung. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Zeitſchrift für Rechtspflege im Herzogtume Braunſchweig. 


LX. Jahrg., Nr. 1, 2. 
Frölich: Der geſetzliche Schutz der Waldflora mit beſonderer 
Berückſichtigung der Verhältniſſe im Herzogtume Braunſchweig. 
Sommer: Die Umgeſtaltung des Unterhaltsprozeſſes. 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Vayern. 9. Jahrg., Nr. 4. 
Silberſchmidt: Die örtlichen Verwaltungsſtellen der Arbeiter: 
verbände. v. Sutner: Anderungen des Brandverſicherungsgeſetzes. 
Langheinrich: Das Ortskirchenvermögen und ſeine Verwaltung. 


Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariat und Zwangs⸗ 
verſteigerung. 13. Jahrg., Heft 15. 
Rolffs: Zur Abänderung des preußiſchen Fürſorgeerziehungsgeſehes 
vom 2. Juli 1900. Leverkühn: Pflegſchaft zur Einleitung der 
weiteren Beſchwerde. 


Aus der Praxis. 


Erſtuttungsſähigkrit der Publikationsgebühr in Priunt⸗ 
klageſachen. 


Durch Beſchluß des Kgl. Amtsgerichts M. vom 29. Juni 1912 
wurden die dem Privatkläger von der Angeklagten zu erſtattenden 
Koſten auf 119,45 % feſtgeſetzt. Dabei wurden die von dem Vertreter 
des Privatklägers liquidierten 3,60 .% Publikationsgebühr und 2 % 
Pauſchſatz hieraus geſtrichen mit der Begründung, daß die Tätigkeit 
welche der Rechtsanwalt bei der Publikation entfalte, durch die Ge⸗ 
bühren und Pauſchſätze des vorausgehenden Verfahrens abgegolten 
ſei, alſo nicht beſonders honoriert werden dürfe. Gegen dieſen ihm 
am 5. Juli 1912 zugeſtellten Beſchluß hat der Vertreter des Privat 
klägers mit Schriftfag vom 11. Juli 1912, eingegangen beim Kgl. 
Anitsgericht M. am 12. Juli 1912, „ſofortige Beſchwerde“ eingelegt. 
Dieſelbe wurde damit begründet, daß die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
für die Urteilspublikation einen Akt der Zwangsvollſtreckung bilde 
und daher die in Anſatz gebrachte Gebühr nebſt Pauſchſatz mit Recht 
verlangt werden könne. 

Die eingelegte Beſchwerde, welche ſich als einfache Beſchwerde 
darſtellt, — vgl. Löwe RStpo. 11. Aufl. Anm. 4 zu § 503 — iſt 
an ſich zuläſſig; ſie iſt auch formgerecht eingelegt und daher in 
formeller Beziehung nicht zu beanſtanden. (58 346, 348 Stöß.) 
Sie iſt aber auch ſachlich begründet. 

Die Geltendmachung der Publikationsbefugnis durch den Be: 
leidigten iſt die Verwirklichung eines judikatmäßigen Rechts und 
bildet ganz ebenſo wie die Einziehung einer dem Beleidigten zu⸗ 
geſprochenen Buße einen Teil der Vollſtreckung des Straferkenntniſſes. 
Die Tätigkeit des Rechtsanwalts, welcher ſich dem Auftrage unterzieht, 
eine ſolche öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung des Beleidigere 
in Ausführung des rechtskräftigen Straferkenntniſſes zu beſorgen, 
ſtellt ſich daher als ein Akt der Zwangsvollſtreckung dar, welcher als 
ſolcher beſonders zu vergüten iſt, und zwar nicht bloß demjenigen 
Rechtsanwalt, welcher ausſchließlich mit dem Betriebe dieſer Voll 
ſtreckungsmaßregel betraut worden iſt, ſondern auch demjenigen, 
welcher bereits vorher, d. h. im gerichtlichen Bor: und Hauptverfahren 
der betreffenden Privatklageſache, für den Auftraggeber als Vertreter 
oder Beiſtand tätig geweſen iſt. Die fragliche Anwaltstätigkeit kann 
ihrer Natur nach nur in der Vollſtreckungsinſtanz geleiſtet werden 
und gehört alſo nicht mehr zur Inſtanz des durch rechtskräftiges 
Urteil bereits abgeſchloſſenen Hauptverfahrens. Es erſcheint daher 
unzuläſſig, dieſelbe ſchon durch die lediglich für die ordentlichen 
Inſtanzen des Strafprozeßverfahrens beſtimmten Verteidigungs oder 
Vertretungsgebühren der SS 63 ff. RAG O. nach dem die Anrechnung 
vorſchreibenden Grundſatz des § 70 a. a. O. für mitabgegolten zu 
erachten. Die hiernach zu gewährende beſondere Vergütung ift in 
Sinne des § 89 a. a. O. unter Zugrundelegung der analogen Vor⸗ 
ſchrift des § 75 Nr. 2 a. a. O. nach $ 23 Nr. 2 RAG O. zu . 
und berechnet ſich hiernach auf drei Zehnteile der ordentlichen Inſtanz 

ühr des § 63 a. a. O., d. i. auf 3,60 . Der Pauſchſatz Hieraus 
gebühr des 8 63 a. a. O., A 10 
beträgt gemäß § 76 Abf. 2 RAGO. 2.0. — gl. Walter, RAGD. 
4. Aufl S. 391 ff. Anm. 5; Quednau, RAD. Anm. 5 vor § 68, 
= aut chluß war daher abzuändern, wie gefchet 
5 efochtene Beſchluß war daher abzuändern, sie geſchehen 
a des 00 Landehut vom 18. Juli 1912.) 


* 
. * 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M6. 1913. 


Sehe 3 91 10. des Zwiſchenanwalts 


9. 


In Erwägung, daß nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
Beſchwerdegerichts jede nicht am Sitze des Prozeßgerichts 
wohnhafte Partei in allen Fällen befugt iſt, einen 
Zwiſchenanwalt zur Beſorgung des Verkehrs mit dem 
Prozeßbevollmächtigten anzunehmen und die Erſtattung der 
dadurch entſtehenden Koſten zu beanſpruchen, daß ferner der Koſten⸗ 
punkt ſich aus § 91 300. regelt, beſchloſſen: unter Abänderung des 
oben bezeichneten Beſchluſſes wird der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 
17. Juni 1912 wiederhergeſtellt. (Beſchluß des LG. 1 Berlin, 
36. Zivilkammer, vom 15. Oktober 1912, L. c. F.) 


Ein mecklenburgiſcher Mißbrauch im Roſtenweſen. 
Nicht ſelten geſchieht es, und zwar auch von ſeiten preußiſcher 
Gerichte, daß, insbeſondere im Mahnverfahren und Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren, geringere Gerichtskoſtenbeträge von dem Rechtsanwalt des 
Gläubigers unter Nachnahme eingezogen werden. Dieſes Verfahren 
findet meines Erachtens in dem Deutſchen Gerichtskoſtengeſetz keine 
Stütze. Es läßt ſich nur dann rechtfertigen, wenn der Rechtsanwalt 
von vornherein erklärt hat, die Koſten konnten von ihm eingezogen 
werden. Hat er aber dies nicht erklärt, ſo geſchieht die Einziehung 
per nefas. 

Weit über dieſen Mißbrauch hinaus geht aber ein Mißbrauch, 
deſſen Vorhandenſein ſich bei einem Verkehr mit dem Großherzoglich 
Mecklenburgiſchen Amtsgericht Wismar herausgeſtellt hat. Ich führe 
daſelbſt einen Zivilprozeß, in welchem Beweis beſchloſſen war. Das 
Amtsgericht Wismar überſandte mir Abſchrift des Beweisbeſchluſſes 
unter Belaſtung mit folgenden Koſten: 


Verhandlungsgebühr §§ 8, 181 GKG. (Objekt 
e 11,00 % 
Pa N A 1,10 
Schreibgebühr (3 Seiten 0,60 
Übermittelungsgebü hl 0,20 = 
12,90 . 


Die Sendung geſchah unter Nachnahme. Sie wurde von meinem 
Bureau bedauerlicherweiſe eingelöſt. Auf dieſe Weiſe find 12,90 % 
Gerichtskoſten von mir erhoben, ohne daß ich mit irgendeinem Worte 
zum Ausdruck gebracht hatte, daß Gerichtskoſten von mir erhoben 
werden könnten. Ich ſchrieb hierauf an das Amtsgericht folgendes: 

„Mir iſt Abſchrift des Beſchluſſes vom 28. Dezember 1912 
zugegangen. Die Sendung war mit 12,90 % Nachnahme 
belaſtet: Gerichtskoſtenvorſchuß. Mir iſt dieſe Art, Gerichts⸗ 
koſten in nicht unbeträchtlicher Höhe im Wege der Nachnahme 
von dem Parteivertreter ohne zuvorige Benachrichtigung 
einzuziehen, fremd. 

Ich bitte um Nachricht, worauf das Prozeßgericht dieſe 
Art der Koſteneinziehung gründet.“ 

Darauf erwiderte das Amtsgericht Wismar folgendes: 

„Die Einziehung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes bei Über⸗ 
ſendung der Abſchrift des Beweisbeſchluſſes an den Vertreter 
entſpricht hier der Üblichkeit, falls der Prozeßvertreter nicht 
gleich bei Anbringung der Klage erklärt, für ſeine Partei keine 
Koſten verlegen zu wollen.“ 

Das Amtsgericht Wismar weiß alſo ſelbſt keine rechtliche Grund⸗ 
lage für das von ihm eingeſchlagene Verfahren zu bezeichnen. Es 
beruft ſich ſelbſt nur darauf, daß dies Verfahren üblich ſei. Dieſe 
Ublichkeit ermangelt jeglichen Rechtsgrundes. Sie bedeutet einen 
a erheblichen Mißbrauch. Es kann z. B. folgender kraſſe Fall 
ich ereignen: 

Ein preußiſcher, ſächſiſcher oder ſonſtiger Anwalt führt an einem 
mecklenburgiſchen Amtsgericht einen Rechtsſtreit mit hohem Objekt, 
3. B. einen Prozeß wegen Viehmängeln. Seine Partei iſt unſicher, 
er ſichert ſich aber für ſeine Rechtsanwaltskoſten durch ausreichenden 
Vorſchuß. Nun erhebt das mecklenburgiſche Prozeßgericht einen hohen 
Gerichtskoſtenvorſchuß unter Nachnahme. Die Nachnahmeſendung wird 
vom Bureau des Anwalts eingelöſt. Der Rechtsanwalt kann von 
der Partei den Vorſchuß nie wiedererhalten. 

Ein Hinweis auf dieſen Mißbrauch ſcheint mir im allgemeinen 
Intereſſe der Anwaltſchaft dringend geboten. Es a e ſich, ſo⸗ 
lange die mecklenburgiſchen Gerichte — es wird ſich wohl nicht um 
das Amtsgericht Wismar allein handeln — dieſen Mißbrauch aus⸗ 
üben, auf jeder Klage uſw. deutlich zu vermerken, daß der Rechts⸗ 
anwalt für ſeine Partei keine Koſten verlegt. 


Rechtsanwalt Kortüm, Magdeburg. 


Verhültnismüßige Haftung für die Reichswert⸗ 
zuwmuchsſtener. Zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dr. Herold auf Seite 1030 flg. ds. Jahrg. ſeien die nachſtehenden 
Bemerkungen geſtattet. 

Der Ablehnung der erſten Berechnungsart als dem Wortlaute 
des Geſetzes widerſprechend kann nur zugeſtimmt werden. An ſich 
beſticht dieſe Auslegung durch ihre Einfachheit und durch den Aus⸗ 
druck eines billigen Gedankens, daß jeder Beteiligte in der Höhe zu 
der Steuer beitragen ſolle, in der er verhältnismäßig am Wert⸗ 
zuwachs Anteil hat. Hätte der Geſetzgeber eine ſolche Verteilung 
gewünſcht, ſo hatte er dieſen Willen ſehr einfach ausdrücken können, 
etwa in der Art: Im Verhältnis der Beteiligten zueinander haftet 
jeder Veräußerer für die Steuer in der Höhe, die ſeiner Beteiligung 
an dem beſteuerten Wertzuwachs entſpricht. 

Dies iſt nicht geſchehen, und ohne Zwang läßt ſich die Geſetzes⸗ 
ſtelle nicht in dieſem Sinne umdeuten. or 

Auch die zweite Berechnungsweiſe dürfte in ihrem Endrefultat, 
das einen Teil der Steuer je nach Zufall dem einen oder anderen 
Veräußerer belaſtet, als durchaus unbefriedigend zurückzuweiſen ſein. 
Sie kommt aber, wie unten ausgeführt, dem Wortlaute des Geſetzes 
am nächſten. 

Wenn dieſe Verteilung offenbar unbillig erſcheint, ſo kann der 
gleiche Vorwurf der Auslegung des Herrn Verfaſſers nicht erſpart 
bleiben. C und D ſtecken einen abſolut gleichen Gewinn, jeder 
10,000 , in die Taſche. Prozentual erhält C 5,5, D 5,26 v. H. 
mehr als er ausgegeben hat. Dabei ſoll aber C 1400 , D dagegen 
2400 % zu der Geſamtſteuer beitragen. A verdient 50, B 20 Prozent; 
dem entſpricht durchaus nicht die Haftung in Höhe von 6000 % 
und 5200 M. 

Die Verteilung entſpricht aber, was B, C und D angeht, auch 
nicht dem Wortlaute des Geſetzes. Nach dieſem iſt der Berechnung 
zugrunde zu legen diejenige Steuerhöhe, die jeder Veräußerer auf⸗ 
wenden müßte, wenn der Übergang — d. h. die Übertragung von 
A an E — auf Grund des von ihm geſchloſſenen Veräußerungs⸗ 
geſchäfts erfolgt wäre. Wäre der Übergang auf Grund der Ver⸗ 
äußerung des B an C erfolgt, fo würde der Veräußerer B dem 
Fiskus haften für einen Zuwachs von 20 Prozent, alſo nach § 28 
für 11 Prozent von 30 000 , für 3300 . 

Herr Kollege Dr. Herold legt nicht den Verkauf zwiſchen B und C 
zugrunde, ſondern konſtruiert einen ſolchen von A an C bzw. A an D 
und A an E, deſſen Wertzuwachs er den einzelnen Berechnungen zu⸗ 
grunde legt. Dies entſpricht nicht dem Geſetze; ebenſowenig findet 
der Abzug der ſchon berechneten Haftſummen eine Stütze in deſſen 
Wortlaut. Die Berechnung wird dadurch willkürlich und führt, wie 
oben gezeigt, zu Unbilligkeiten. 

Wohl aber läßt ſich der Wortlaut des Geſetzes, dem nach Vor⸗ 
ſtehendem die zweite Verteilung am nächſten kommt, mit der Billigkeit 
leicht vereinigen, wenn man zugrunde legt, daß der Satz 2 des § 32 
ja die verhältnismäßige Verteilung der ganzen, vom Fiskus an⸗ 
geforderten Steuer regeln will. Er gibt den Verteilungsmaßſtab an. 
Gegenüber dem Fiskus haftet jeder Veräußerer für die ganze Steuer; 
untereinander beſtimmt ſich die Haftung der Geſamtſchuldner ſo, daß 
jeder verhältnismäßig nur das tragen ſoll, was ihm zur Laſt 
fiele, wenn ſeine Veräußerung der ſteuerpflichtige Akt wäre. Da der 
Verteilungsmaßſtab beſtimmt werden ſoll, kann der Ausdruck „Höhe“ 
nicht im abſoluten Sinne, wie die zweite Berechnung es will, an⸗ 
geſprochen werden, ſondern im prozentualen, verhältnismäßigen Sinne. 
Daran hindert auch nicht das Wörtchen „nur“, das den Gegenſatz zu 
der vorausgeſtellten, auf die ganze Steuer gehenden Haftung gegenüber 
dem Staate hervorheben will. 

Die Steuer von 15 000 %, die der Fiskus von jedem Ver⸗ 
äußerer anfordern kann, wird in dem Verhaltnis verteilt, in dem 
jeder Veräußerer haften würde, wenn die Steuer von dem ihm gut⸗ 
gekommenen Wertzuwachs erhoben worden wäre. Dieſes Verhältnis 
ergibt ſich aus der zweiten Berechnung; es beträgt 6000 zu 3300 
zu 1000 zu 1000. Danach hätten im Innenverhältnis zu haften 


A ftir, 7 964,60 % 
RA 4 380,53 
e 1327,44 
Di 1327,43 

15 000,00 . 


Dieſe Berechnung iſt kompliziert; eine Erſcheinung, der wir in 
Steuergeſetzen nicht gerade ſelten begegnen. Sie entſpricht aber an⸗ 
nähernd, wenn auch nicht vollſtändig, der Beteiligung der einzelnen 
Veräußerer am Wertzuwachſe; ſie entſpricht jedenfalls dem Sinne des 
Geſetzes und läßt ſich mit deſſen Wortlaut ohne Zwang vereinigen. 


Rechtsanwalt Kleinſchmidt, Alsfeld (Heſſen). 


42. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Verden 3109 Abf. 2 350. Zur Vollziehung einer einſtweiligen 
ſeinen hatte der Antragſteller hinterlegt. Demnächſt war auf 
bin basta gemäß § 109 Abſ. 1 ZPO. verfahren worden. Darauf 
rechte atte der Antragsgegner rechtzeitig Klage erhoben, war aber 
btakräftig abgewieſen worden. 
Real umehr wurde der Antrag geſtellt, die Auszahlung der Hinter⸗ 
Gau umme anzuordnen. Das AG. lehnte unter Hinweis auf 
Af P -Stein Anm. IV. 5 zu § 109 mit der Begründung ab: 8 109 
ſei finde nur Anwendung, wenn eine Klage nicht erhoben worden 
wi as LG. hob auf und ordnete die Auszahlung an — in Er⸗ 
gung, daß die Auffaſſung des Ac. einen übertriebenen Formalis⸗ 
mus enthalte. 
Pe Der Entſcheidung des LG. wird beizutreten ſein. Abgeſehen 
er ** daß ſie das Schwergewicht der Zweckmäßigkeit für ſich hat, 
1 ie Klage auf Einwilligungserklärung mit Weitläufigkeiten, Zeit⸗ 
erluſt und einem größeren Koſtenaufwand verbunden iſt, geht gerade 
ie Tendenz des § 109 dahin, den Hinterleger auf ſchnelle, bequeme 
Be billige Weiſe wieder in den Beſitz der Sicherheit zu ſetzen und 
den Klageweg entbehrlich zu machen. Hinzu kommt aber, daß die 
Jaſſung des § 109 Abſ. 2 die Wiederholung des Auszahlungsantrages 
nach rechtskräftiger Abweiſung der Klage des Auszahlungsgegners 
keineswegs ausſchließt. Dort iſt beſtimmt, daß bei fruchtloſem Ablaufe 
der Klageerhebungsfriſt die Auszahlung anzuordnen iſt. Wenn aber 
ſchon in Fällen, wo die Frage, ob der Auszahlungsgegner ein Recht 
hat, der Auszahlung zu widerſprechen, unentſchieden bleibt, der Aug: 
zahlungsbeſchluß zu erlaſſen ift — um wieviel mehr dann in Fällen, 
in denen rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, daß die Einwendungen des 
egners gegen die Rückzahlung unbegründet ſind. 
. Die von dem AG. vertretene Anſicht findet daher im Geſetze 
keine Stütze. Rechtsanwalt Oskar Perls, Berlin. 


„Vorſchlag zur Erleichterung des Unterrichts der 
Aechtsbefliſſenen an die Juſtizverwaltung. Der heutige 
Menſch kann viel leſen, aber bloßes Zuhören ermüdet ihn. Deshalb 
iſt von vielen Rechtslehrern der geſprächsweiſe Unterricht eingeführt. 
Zu ſeiner Fruchtbarmachung iſt aber weiter erforderlich, daß möglichſt 
viel Anſchauung gewährt wird. 

Dieſe fehlt durchaus im Vortrage des bürgerlichen und des 
Strafverfahrens. Es wird eben ein Verfahren geſchildert, ohne 
daß der Zuhörer dies ſelbſt ſieht. Gerade ſo, als wenn dem der 
Heilkunde Befliffenen weder eine Leiche noch ein Krankheitsfall vor⸗ 
geführt würde. 

Dieſer Mangel iſt öfters beklagt worden von Hörern. Ihm 
wird abgeholfen, wenn Abſchriften von Akten vorgelegt werden. 
Amtsgerichtliche, welche z. B. enthalten Klage, Verſäumnisurteil, 
Beweisbeſchluß und Aufnahme, Urteil und ein Verfahren des zweiten 
Rechtsganges, find gegenwärtig nicht fo umfangreich. Auf der Hand 
liegt, daß hierdurch die Teilnahme der Hörer am Gegenſtande 
ſelbſt geweckt und erhalten wird, und daß den Lehrenden durch den 
Hinweis auf die vorliegende Geſtaltung, z. B. Klagbegründung, 
Antrag, Vertretung uſw., der Vortrag ungemein erleichtert wird. 
Die Koſten der Anſchaffung von Abſchriften können nicht groß ſein. 
Das ſo wichtige Grundbuchrecht und das Regiſterrecht, auch 
Handelsregiſter, wird gelehrt, ohne daß der Hörer Grundbuch oder 
Regiſter ſieht. Bei Gericht einzuſehen it ſchwierig. 

Deshalb müſſen Abſchriften von Grundbuchblättern und 

zegiſlern angefertigt und dauernd bei den Vorleſungen aufgeſtellt 

werden, ſo daß jeder Hörer ſie einſehen kann. 

80 un hier ergibt ſich Erweiterung und Feſtigung des Wiſſens 

Fe Nover und für den Lehrenden die Gelegenheit, den Vortrag durch 
Hinweis auf das vorliegende Beiſpiel zu beleben. 


Senatspräſident a. D. Dr. Göbell, Kiel. 


ur is 8 
Deulſcher für gewerblichen Nechtsſchutz. Der Verband 
Jahre Kurſe 15 utanwälte zu Berlin veranſtaltet auch im laufenden 
Sommerſemeſter iggs werblichen Rechtsſchutz und zwar werden im 

1. Juſtigrat 93 die folgenden Vorträge gehalten: 

gewerblich ſter: Die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen der 

4 Batentanivarg not Tdhutigefege. 

und Ungarn. Ephraim: Die Patentgeſetze von Oſterreich 
3. Patentanwal 
4. Rechten 90 ebd: Amerikaniſches Patentrecht. 
überwieſenen Patents 1 5 Die den ordentlichen Gerichten 


5. Patentanwalt Mink- 5 
ne mb: Das Verfahren vor dem Kaiſerlichen 
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6. Rechtsanwalt Dr. Mittelſtaedt, Leipzig: Das Verfahren in 
Patentſachen vor dem Reichsgericht. 5 5 
7. Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Oſterrieth: Die Pariſer 

Konvention. 
8. Juſtizrat Paul Schmid: Das Geſetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb in ſyſtematiſcher Darſtellung. 

Die Kurſe werden etwa in der Zeit vom März bis Mai ab⸗ 
gehalten werden. Zu den Vorleſungen wird nach Anmeldung und 
Belegen bei der Geſchäftsſtelle des Verbandes, Berlin SW. 11, 
Königgrätzer Straße 83, jeder Studierende oder Abſolvent einer 
techniſchen Hochſchule zugelaſſen. Die Gebühr für jede Vorleſung 
beträgt 10 . Die Kurſe werden im Dienſtgebäude des Kaiſerlichen 
Patentamtes, Berlin S W., ſtattfinden. 


Ausſchüſſe des Deulſchen Anwaltvereins. Der Aus: 
ſchuß für die Treuhandangelegenheit ſetzle am 1. und 2. März 
in Berlin ſeine Beratungen fort. Er verhandelte über die Berichte, 
die die aus den Rechtsanwälten. Conrad Haußmann: Stuttgart, 
Dr. Siecke⸗Leipzig und Dr. Herzfeld⸗Eſſen a. R. zuſammengeſetzte 
Unterkommiſſion vorgelegt hatte (vgl. JW. 1912, 768). Der Aus: 
ſchuß ſchloß ſich den Vorſchlägen dieſer Unterkommiſſion, deren vor⸗ 
treffliche Arbeit von allen Seiten mit Dank anerkannt wurde, im 
weſentlichen an und erſuchte die Unterkommiſſion nunmehr, einen 
definitiven Bericht zu entwerfen und dabei noch einige bei den neuen 
Verhandlungen hervorgetretene Geſichtspunkte — eventuell unter Zu⸗ 
ziehung von Perſönlichkeiten mit beſonderer Sachkunde auf dem frag⸗ 
lichen Gebiete — zu erörtern und zu berückſichtigen. Es ſteht zu 
erwarten, daß der Ausſchuß ſeine Arbeiten im Laufe der nächſten 
Monate endgültig abſchließen und ſie dann dem Vorſtande unter⸗ 
breiten wird. 


Ortliche Anwaltsvereinigungen. 


Berliner Anwaltverein. Im Berliner Anwaltverein ſprach 
am 20. Februar d. J. Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe über das 
Thema: „Aus dem Rechtsleben der Vereinigten Staaten von Amerika“. 
Der Vortragende gab zunächſt eine kurze Skizze des öffentlichen Rechts 
der Vereinigten Staaten; ſouverän find ſowohl die Einzelſtaaten, als 
die Vereinigten Staaten ſelbſt, ſo jedoch, daß alle diejenigen Rechte, 
die nicht in den Verfaſſungen aufgezählt ſind, bei dem gleichfalls 
ſouveränen Volke geblieben ſind. So iſt es z. B. in einer Reihe von 
Staaten ſtreitig geworden, ob mangels Erwähnung in der Verfaſſung 
ein Einzelſtaat berechtigt iſt, Erwerbsunternehmen, wie Eiſenbahnen, 
zu betreiben. Die Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze wird auf das 
genaueſte geprüft. Geſetze, welche den Wahlakt unnötig erſchweren, 
werden für nichtig erklärt, da ſie die verfaſſungsmäßig garantierte 
Freiheit der Wahl gefährden. Dasſelbe Schickſal erfuhren Geſetze, 
welche den Fahrpreis der Eiſenbahnen auf 2 Cent pro Meile feſt⸗ 
ſetzten, da ſie konfiskatoriſch ſeien. 

Die Grundlage des amerikaniſchen Zivilrechts bildet in dem weit⸗ 
aus größten Teile des Landes das engliſche Recht, wobei ſtreitig iſt, 
ob das engliſche Recht zur Zeit der Beſiedelung Amerikas durch 
Engländer rezipiert worden iſt, oder ob die Amerikaner auch an der 
Entwicklung teilgenommen haben, die das engliſche Recht im Mutter⸗ 
lande bis zur Unabhängigkeitserkärung erfahren hat. Obwohl die 
Verfaſſungen und Geſetze der Einzelſtaaten dieſe Frage vielfach ver⸗ 
ſchieden behandeln, iſt der praktiſche Unterſchied gering, da das 
engliſche Zivilrecht ungeſchriebenes Gewohnheitsrecht iſt, das ſich in 
Amerika ebenſo fortentwickelt hat wie in England. Seit der Trennung 
von England ſind große Rechtsgebiete geſetzlich feſtgelegt worden, 
namentlich Handels⸗Geſellſchaftsrecht, Wechſelrecht, Eherecht, Erbrecht 
und zwar meiſt verſchieden in den 48 Staaten. 

Zur Kompetenz der Vereinigten Staaten gehören Konkurs, 
Patent⸗ und Zollſachen, Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsſyſtem, dowie die 
zwiſchenſtaatlichen Sachen. Hierfür find Gerichte in allen Inſtanzen 
eingerichtet, während in den einzelſtaatlichen Sachen ſtaatliche Gerichte 
ausſchließlich zuftändig find. Eine Klage auf Grund Staatsgeſetzes 
iſt vor dem ſtaatlichen Gericht anzubringen; bei einem Einwand auf 
Grund Bundesgeſetzes erfolgt die Überweiſung an das Bundesgericht. 
In einzelſtaatlichen Sachen kann Reviſion an das Oberſte Bundes⸗ 
gericht nur bei Verletzung der Bundesverfaſſung eingelegt werden. 

Das Gerichtsverfahren zeichnet ſich zunächſt dadurch aus, daß es 
ausſchließlich zwiſchen den Parteien betrieben wird. Die Klage 
enthält eine Aufforderung an den Gegner, ſich innerhalb 20 Tagen zu 
äußern, nach Ablauf welcher Zeit Verſäumnisurteil ergeht. Die 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 6. 1913. 


Schriftſätze, welche keine Rechtsausführungen und keine Beweismittel, 
ſondern nur das Gerippe des Prozeſſes enthalten, werden zwiſchen 
den Parteien gewechſelt. Nachdem dies geſchehen iſt, kommt die 
Sache auf den Kalender und wird ſodann in einer fortgeſetzten 
Verhandlung vor Richter und Geſchworenen verhandelt. Die Parteien 
vernehmen ihre Zeugen und Sachverſtändigen, wobei jede Partei 
berechtigt iſt, die Zeugen der anderen Partei gleichfalls zu befragen 
(Kreuzverhör). Behauptet Beklagter, die Klage müſſe aus Rechts⸗ 
gründen abgewieſen werden (demurrer), oder ergibt ſich ſonſt die 
Notwendigkeit richterlichen Eingreifens, z. B. Erlaß des Verſäumnis⸗ 
urteils, bei Anträgen auf Ergänzung des gegneriſchen Vorbringens, 
oder auf Ladung eines Zeugen, wenn der Zeuge ohne Ladung nicht 
kommen wird, entſcheidet hierüber ein beſonderer Richter (Ex parte- 
Richter). Im Prozeß greift der Richter nur ein, wenn eine Partei, 
z. B. durch Stellung einer unzuläſſigen Frage, gegen das Geſetz 
verſtößt. Dem Zivilprozeß iſt der Strafprozeß nachgebildet, welcher 
ſich als Prozeß zwiſchen dem Volke, vertreten durch den Staatsanwalt 
und dem Angeklagten abſpielt, die ſich mit gleichen Rechten und 
Pflichten gegenüberſtehen. 

Der Prozeß iſt zwar durchſchnittlich langſamer, hat aber dafür 
große Vorzüge. Er ſpielt ſich vom Beginn bis zum Ende vor dem 
Tatrichter ab; auch die Beweiserhebung durch die Parteien ſelbſt 
gewährleiſtet ein klareres Bild des Sachverhalts. 

Ein ſtraffes Beweisrecht, wonach z. B. Beweis durch Hörenſagen 
ausgeſchloſſen iſt, und eine Reihe geſetzlicher Beweisregeln ſchützen vor 
der Allmacht der Jury. Gegen die Urteile der Schwurgerichte iſt 
Appellation an ein gelehrtes Gericht gegeben, die auf fehlerhafte 
Rechtsbelehrung, ſowie darauf geſtützt werden kann, daß eine Frage 
mit Unrecht zugelaſſen oder nicht zugelaſſen ſei, da ſonſt den 
Geſchworenen ein anderes Tatſachenmaterial vorgelegen hätte. 

Die Stellung des Richters iſt im allgemeinen angeſehen und gut 
bezahlt. Faſt überall wird er vom Volke gewählt, was ſich ziemlich 
bewährt hat, da die Stellung des Richters exponiert iſt und die 
politiſchen Parteien ſich meiſt bemühen, fähige Perſonen zu nominieren. 
Im Staate Neuyork iſt es üblich, vor Nominierung die Anwalt⸗ 
vereinigung um ihr Plazet anzugehen. 

Für den Anwaltsberuf iſt in den meiſten Staaten jetzt Beſuch 
eines Kollegs und mehrjähriges Studium vorgeſchrieben. Die höhere 
Bezahlung iſt durch die größere Tätigkeit des Anwalts im Prozeß 
bedingt. Letztere ſowie die ſchwierigen juriſtiſchen Verhältniſſe haben 
viel mehr als bei uns ein Spezialiſtentum herausgebildet. Im all⸗ 
gemeinen ſteht der amerikaniſche Anwalt recht angeſehen da. Die 
führenden Männer der Nation ſind meiſt aus dem Anwaltsſtande 
hervorgegangen. 


* * 
* 


Leipziger a Der Leipziger Anwaltverein 
hielt am 28. Februar 1913 ſeine ordentliche Hauptverſammlung ab, 
in der nach Erledigung der üblichen Rechnungs⸗ und Etatſachen auf 
Antrag des Vorſtandes eine Erhöhung der Zahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder beſchloſſen wurde. Die alsdann vollzogenen Vorſtandswahlen 
ergaben folgende Zuſammenſetzung des Vorſtandes: O. E. Freytag, 
Juſtizrat Barth, Markert, Dr. Kallir, Juſtizrat Dr. Dietſch, 
Juſtizrat Dr. Kretſchmann, Dr. Siecke, Dr. Fuchs, Dr. Carl 
Beier, Dr. Verges, von denen die letzteren drei neu in den Vor⸗ 
ſtand eintreten. Der langjährige Vorſitzende des Vereins, Rechts⸗ 
anwalt O. E. Freytag, der erklärt hatte, daß er eine Wahl zum 
Vorſitzenden nicht wieder annehmen könne, wurde unter allgemeinem 
lebhaften Beifall der Verſammlung einſtimmig zum Ehren: 
vorſitzenden gewählt. Die Verſammlung wählte weiter einen 
Preſſeausſchuß, beſtehend aus den Rechtsanwälten Dr. Dittenberger, 
Dr. Siecke, Dr. Fuchs, Dr. Raydt und Dr. Böhme. Schließlich 
wurde auf Antrag von Dr. Seyferth beſchloſſen, die Satzungen des 
Vereins unter dem Geſichtspunkte beſonderer Berückſichtigung der 
wirtſchaftlichen Förderung des Anwaltſtandes einer Reviſton zu 
unterziehen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Dem in das Vereinsregiſter eingetragenen Verein iſt bis 
zur Löſchung der Eintragung die Rechtsfähigkeit beizumeſſen, 
auch wenn weſentliche Vorbedingungen der Eintragung nicht 
erfüllt find. So gegen die Materialien zum BGB. Entſch. 
Nr 


als maßgebende Grundſätze aufſtellen, unterliegen der ſelb⸗ 
ſtändigen Auslegung des Reichsgerichts (Entſch. Nr. 2). 

Die Rechtswirkſamkeit einer Zeſſion wird dadurch nicht 
beeinträchtigt, daß durch ſie bezweckt wird, den Zedenten als 
Zeugen auftreten zu laſſen (Entſch. Nr. 3). 

Der vom Reichsgericht ſchon mehrfach ausgeſprochenen 
Anſicht, daß es gegen die guten Sitten verſtoße, wenn zur 
Sicherſtellung eines einzelnen Gläubigers dieſem nicht nur die 
geſamten gegenwärtigen, ſondern auch im voraus alle zukünftigen 
Aktiven eines kaufmänniſchen Geſchäfts übertragen werden und 
trotzdem gemäß Vereinbarung das Geſchäft, und zwar zunächſt 
im Intereſſe des ſichergeſtellten Gläubigers, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung des äußeren Scheins der Kreditwürdigkeit fortgeführt 
wird, ſchließt ſich Entſch. Nr. 4 an. N 

Nachdem RG. (JW. 13, 16 und 128) die Rechtswirkſamkeit 
von Verträgen anerkannt hat, durch die dem verletzten Ehe⸗ 
gatten die Möglichkeit gewährt wird, ſeinem begründeten 
Scheidungsbegehren Geltung zu verſchaffen, wird jetzt in Entſch. 
Nr. 6 ausgeſprochen, daß auch ein entgeltlicher Verzicht auf 
Berufung gegen das die Scheidung ausſprechende Urteil ſeitens 
des allein ſchuldig erklärten Ehegatten, deſſen Widerklage ab- 
gewieſen wurde, ſich nicht als Verſtoß gegen die guten Sitten 
darſtellt. 

Wer für die Geſundheitsſchädigung eines andern verant⸗ 
wortlich iſt, hat auch diejenigen Folgen zu vertreten, die durch 
eine irrige Diagnoſe oder eine unrichtige Behandlung des zur 
Heilung zugezogenen Arztes herbeigeführt wurden, es ſei denn, 
daß ſie nicht auf der allgemein menſchlichen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Unvollkommenheit, ſondern auf einem Kunſtfehler des 
Arztes beruhen (Entſch. Nr. 7). k 

Nach Prüfung der in der Rechtswiſſenſchaft hervorgetre⸗ 
tenen Gegenanſichten hält der V. Senat des RG. an Feiner 
vom I. und II. Senat gebilligten Auffaſſung feſt, daß Ver⸗ 
träge, die nur die Verpflichtung zum Erwerbe von Grund- 
ſtücken zum Gegenſtande haben, formfrei ſind (Entſch. Nr. 8). 

Die Verleitung eines Angeſtellten zum Vertragsbruche 
ſtellt einen Verſtoß gegen 8 826 BGB., § 1 UnlWG. dar. 
Der geſchädigte Prinzipal kann mit der Unterlaſſungsklage 
gegen den neuen Geſchäftsherrn die Beſchäftigung des Vertrags⸗ 
brüchigen in deſſen Betrieb verhindern (Entſch. Nr. 10). 

Mit der Haftung des Notars für Amtspflichtverletzung 
beſchäftigen ſich Entſch. Nr. 12 und 13. In dem erſten Er⸗ 
kenntnis wird der Umfang der Sorgfaltspflicht bei Prüfung 
der Identität einer Perſon, deren Unterſchrift beglaubigt werden 
ſoll, behandelt; das zweite bejaht die Verantwortlichkeit des 
Notars für Schaden, der durch Mißbrauch ſeines nicht ord 
nungsmäßig verwahrten Siegels oder Stempels verurſacht 


